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1. Einleitung 
Die vorliegende Arbeit befasst sich mit der Reaktion der 
Europäischen Union (EU) auf den so wahrgenommenen Zerfall des 
somalischen Staates. Sie nimmt sowohl den dominierenden Diskurs 
zu Somalia als auch die politische Praxis der EU gegenüber Somalia 
sowie gegenüber Somaliland und Puntland, die hier als neue soziale 
Räume bzw. De-facto-Staaten diskutiert werden, in den Fokus. Es 
werden Kerndokumente der EU-Somalia-Politik und Aussagen des 
mit Somalia betrauten Personals im Hinblick auf Raum- und 
Territorialitätsbezüge diskursiv analysiert. Die empirische 
Untersuchung hebt darauf ab, den internationalen Umgang mit 
Somalia – insbesondere im Hinblick auf das Politik- und 
Handlungsfeld der Entwicklungskooperation und seine Akteure – 
innerhalb eines spezifischen Spannungsfelds zu analysieren. Dieses 
Spannungsfeld ist durch politische Kontinuität in Form 
staatszentrierter Politikansätze auf der einen Seite und pragmatische 
Anpassungen an veränderte räumliche Realitäten in der politischen 
Praxis auf der anderen Seite gekennzeichnet. 
Es ist die Annahme von Anarchie und Chaos in Somalia bedingt durch die 
Bürgerkriege seit 1991 und den Zerfall des Staates, die die Perspektive 
internationaler und EU-Akteure auf Somalia, aber auch wissenschaftliche Debatten 
und die öffentliche Wahrnehmung maßgeblich bestimmt hat. Ungeachtet der 
empirisch vielfältigen und komplexen Transformationsprozesse in der Region am 
Horn von Afrika hat sich die Vorstellung von Somalia als einem failed state par 
excellence manifestiert. Tatsächlich differieren die Entwicklungen und die Lage 
innerhalb Somalias bzw. zwischen den verschiedenen somalischen Regionen und 
Territorien jedoch erheblich. Bis August 2012 hat eine wenig Legitimität 
genießende, international anerkannte und Unterstützung erfahrende 
Übergangsregierung das staatliche Gewaltmonopol beansprucht, jedoch nur Teile 
Südsomalias und Teile der Hauptstadt Mogadischu kontrolliert. Zugleich sind 
insbesondere in Somalias Norden de-facto-staatliche Strukturen gefestigt worden. 
Obgleich solche neuen sozialen Räume in Somalia auch durch internationale 
Unterstützung befördert worden sind, bleibt ihre internationale Anerkennung nach 
wie vor aus. Mit Blick auf Somaliland konstatiert Mesfin (2009): 
Despite a wide range of contacts and visits […], the international 
community has failed to extend any recognition to Somaliland’s 
independence. As a result, Somaliland has remained an unrecognized 
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de facto state […,], ‘illegitimate no matter how effective’ (Mesfin 
2009: 9, Bezug auf Crawford 2006 und Pegg 1998). 
So stellt Somalia ein extremes Beispiel für die eklatante Diskrepanz zwischen 
fehlender oder weitgehend ineffektiver Staatlichkeit auf der einen Seite und 
völkerrechtlich verbriefter Staatlichkeit auf der anderen Seite dar (vgl. Tull 2011: 4). 
In der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Somalia existiert nun auch eine 
kritische Diskussion, die die state failure-Debatte explizit und nachdrücklich 
hinterfragt und etablierte Darstellungen von einer einheitlichen somalischen 
Gesellschaft und Kultur dechiffriert: Es werden Unzulänglichkeiten und 
Überhöhungen der Zerfalls-Debatte selbst aufgezeigt (Hagmann & Hoehne 2009; 
Hoehne 2007; Engel 2005; Ellis 2008), Grenzen und Grenzregionen neu betrachtet 
(Feyissa & Hoehne 2010; Hoehne 2010; Barnes 2010; Cassanelli 2010; Declich 
2010), das Argument von der Homogenität der somalischen Gesellschaft (nicht 
zuletzt als essentielle Voraussetzung eines somalischen Einheits- und 
Nationalstaates) entkräftet (Besteman 1995; Ingiriis 2013) sowie die vermeintliche 
Homogenität der Konflikt- und Gewaltakteure widerlegt (ICG 2010; Marchal 2011; 
Hoehne 2011; Møller 2009). Ansätze, die das erfolgreiche somalische Regieren (vgl. 
Hesse 2010), ein erfolgreiches Scheitern der Staaten am Horn von Afrika (vgl. 
Weber 2008) oder die „Regulatory in chaos“ (Schlee 2002) u. a. diskutieren, eröffnen 
einen Raum dafür, neue und alternative (nicht im Sinne zur Wahl stehender, sondern 
sich vom konventionellen Ordnungsmodell unterscheidende) räumliche 
Ordnungsstrukturen zu beleuchten. So werden Formen von Staatlichkeit und state-
building im somalischen Kontext unter Bezug auf lokale Friedensprozesse und 
„Somali peacemaking“ (Bradbury 2009; Bradbury & Healy 2010) sowie auf lokale 
Realitäten und soziale Dynamiken thematisiert (Hoehne 2007; Healy 2010; Ciabarri 
2008; Hashim 2004; Renders 2012; RVI 2012). Hierbei sind alternative 
Regierungsformen insbesondere unter dem Aspekt der Rolle traditioneller 
Autoritäten (Wiuff Moe 2009; Terlinden 2008a, 2008b), der (Selbst-)Definition von 
Zivilgesellschaft (Helander 2005), der Klanidentität als politische Ressource 
(Webersik 2004) und des „customary law“ sowie der Sharia als Modi der 
Konfliktregelung (Hart & Saed 2010; Osman ‚Shuke’ 2010) in den Fokus gerückt 
worden. Insgesamt ermöglichen und erschaffen all diese Autoren eine Perspektive 
auf Somalia, die die differenten (lokalen) Akteure, deren Handlungsmacht in 
vergangenen sowie gegenwärtigen (räumlichen) Formationsprozessen und deren 
Handlungspotenzial hinsichtlich der Konfliktbewältigung im Kontext der 
Bürgerkriege, aber auch die Probleme und Grenzen von hybrider politischer Ordnung 
(vgl. Hoehne 2011) nicht länger vernachlässigt, sondern ins Zentrum der Diskussion 
stellt. 
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In der entwicklungspolitischen Praxis der EU und auf informeller diplomatischer 
Ebene wird diesen Transformationsprozessen insofern Rechnung getragen, als ein 
pragmatischer Umgang mit neuen Kooperationspartnern innerhalb der offiziell nicht 
existierenden sozio-politischen Räume längst stattfindet. Diesem Pragmatismus steht 
die dominierende Perspektive auf einen gescheiterten Staat Somalia sowie die 
sicherheitsfokussierte internationale state-building-Politik gegenüber: 
Seit dem Kollaps der somalischen Zentralregierung Siad Barres 1991 sieht die 
internationale Staatengemeinschaft den Wiederaufbau des Staates als Voraussetzung 
dafür, Somalia und die Region des Horn von Afrika stabilisieren und befrieden zu 
können und damit auch globale Sicherheit zu gewährleisten. Jedoch scheiterten in 
den vergangenen zweieinhalb Jahrzehnten zahlreiche Versuche der Problemlösung, 
die auf Frieden durch Staatsaufbau und politisch-ökonomische Liberalisierung 
setzten. Die gegenwärtige föderale Regierung erfährt, wie bereits die vorherige 
Übergangsregierung, nur erheblich eingeschränkte Legitimität und besteht 
insbesondere durch den Schutz der „African Union Mission in Somalia“ (AMISOM), 
der wiederum internationale Unterstützung geleistet wird. Die „post-transition“-
Regierung sieht sich kaum in der Lage dazu, grundlegende Dienstleistungen 
gegenüber der Bevölkerung zu erbringen. Sie ist de facto mit anderen 
Ordnungsformationen innerhalb reterritorialisierter Räume Somalias konfrontiert und 
wird durch einen in der Zwischenzeit asymmetrisch geführten Krieg der Al Shabaab 
massiv herausgefordert. Adäquate Problemlösungen durch die internationale 
Gemeinschaft im Fall Somalia und der vermeintlichen failing states Afrikas sind 
bislang offenkundig ausgebleiben. Prozesse der Ausdifferenzierung in den 
verschiedenen Teilen Somalias sind politisch ungenügend beachtet sowie lokale 
Potenziale der Friedensstiftung gar zunichte gemacht worden. 
Der Imagination eines gesamtsomalischen Staates in den Grenzen von 1960 bis 1991 
steht allerdings ein de facto fragmentiertes Territorium mit einer Vielzahl von 
(semi-)autonomen, staatsähnlichen bzw. de-facto-staatlichen Räumen gegenüber, 
deren Akteure neue räumliche Bezüge herstellen. Insbesondere mit Somaliland 
existiert ein gesellschaftliches Gebilde, das im Vergleich zu zahlreichen 
afrikanischen Staaten – die als solche international anerkannt sind – über 
weitreichende de-facto-staatliche Strukturen verfügt. Während sich Somaliland in 
den 1990er Jahren gänzlich aus eigener Kraft stabilisierte und entwickelte, erhält die 
Subregion am Horn von Afrika seit den 2000er Jahren durchaus Unterstützung in 
Form der Entwicklungszusammenarbeit (EZ). Politisch nicht anerkannt, aber stabiler 
als Mogadischu und der Süden Somalias, sind Somaliland, Puntland sowie weitere 
(teil-)autonome Subregionen Somalias zum Anknüpfungspunkt für internationale 
und EU-entwicklungspolitische Kooperationen geworden. Aus pragmatischer 
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Motivation heraus findet so eine Beförderung dieser neuen sozialen Räume statt und 
passt sich entwicklungspolitische Praxis an deren Realität an. 
Die hier vorliegende Untersuchung zur Politik der EU gegenüber Somalia ist somit 
durch das eingangs skizzierte Spannungsfeld gekennzeichnet. Es entsteht durch das 
Aufeinanderprallen neuer sozialer Ordnungen jenseits des Staates und der etablierten 
Staatenordnung bzw. durch das Festhalten an der Fiktion des Nationalstaats Somalia 
einerseits und der Neuorientierung politischer Praxis an den veränderten sozial-
räumlichen und territorialen Gegebenheiten andererseits. 
Die Analyse der EU-Politik gegenüber Somalia – und damit auch der EU-politischen 
Reaktion auf den vermeintlichen Zerfall des somalischen Staates – zielt also erstens 
darauf, nach einer sich langsam neuen sozial-räumlichen Realitäten anpassenden 
Praxis zu fragen und diese im Kontext des beschriebenen Spannungsverhältnisses zu 
untersuchen. Zweitens eröffnet die Untersuchung anknüpfend an die 
Theoriediskussion, die am Ausgangspunkt der Arbeit steht, Raum für theoretisch 
angeleitete Überlegungen zum Verhältnis von Territorialität und Souveränität unter 
den Bedingungen intensivierter Globalisierungsprozesse. 
Aus dem beschriebenen Untersuchungsgegenstand wird folgende zentrale Frage 
dieser Arbeit abgeleitet: 
Welche Auswirkung hat die de facto stattgefundene Entkopplung von Territorialität 
und Souveränität am Horn von Afrika auf die Wahrnehmung und Praxis des 
internationalen Staatensystems? 
Diese Frage ist für die Untersuchung mit folgenden weiteren Fragen verbunden:  
1. Welche Praxis hat die EU gegenüber Somalia als einem vermeintlichen failed 
state entwickelt und wie verhält sich diese Praxis zum dominierenden 
politischen Diskurs zu Somalia? 
2. Wie stellt sich die sprachliche Abbildung der entwicklungspolitischen Praxis 
durch das mit Somalia befasste internationale und EU-Personal dar? 
3. Welche Raum- und Territorialitätsbezüge werden gemacht und deuten diese 
eine veränderte Wahrnehmung von Staatlichkeit im somalischen Kontext an? 
4. Gehen die Anpassungen in der Praxis also mit einer 
Wahrnehmungsverschiebung einher bzw. ziehen eine solche nach sich? 
5. Wenn ja, wird mit einer solchen Wahrnehmungsverschiebung ein 
Perspektivwechsel gegenüber Somalia auf politischer Ebene angezeigt? – 
Dieser wäre mit Konsequenzen für das Selbstverständnis des internationalen 
Staatensystems verbunden, das auf der Norm der territorialen De-jure-
Souveränität basiert. 
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Die Untersuchung fragt also nach einer starken Veränderungen ausgesetzten 
politischen Praxis, nach den Effekten der teilweise geleisteten Anpassungen an neue 
sozial-räumliche und territoriale Realitäten, nach der sprachlichen Abbildung dieser 
Praxis sowie nach möglichen Verschiebungen auf Diskurseben, die wiederum ein 
Perspektivwechsel auf politischer Ebene bedingen könnten. 
Das empirische und diskursanalytische Interesse wird durch folgende Teilfragen 
angeleitet: Welche Routinen bilden sich aus? Wie wirken sich diese auf die 
sprachliche Darstellung des Gegenstandes aus? Wie konstruieren Sprechakte 
wiederum die Praxis? Welcher Rhetorik wird sich bedient? Insbesondere, welche 
Raum- und Territorialitätsbezüge werden in zentralen Dokumenten der EU-Somalia-
Politik und in den Aussagen des internationalen und EU-Personals gemacht? Welche 
Durchsetzungskraft entwickelt eine bestimmte Rhetorik? 
Theoretischer Rahmen und theoretisch-empirisches Spannungsfeld 
Die vorliegende Forschungsarbeit ist stark theoretisch angeleitet und knüpft an die 
„Spatial Turn“-Debatte der Geistes- und Kulturwissenschaften an. Neue 
raumtheoretische Perspektiven – hier nehme ich in besonderem Maße Bezug auf die 
neue politische Geographie – überwinden eine in der sozial- und 
politikwissenschaftlichen Auseinandersetzung tradierte essentialistische Behandlung 
von Raum und Zeit. Je nach Perspektive der Kritik ist Raum zu Gunsten des 
Zeitfaktors gänzlich vernachlässigt worden oder er hat eine Auffassung als 
unveränderlicher „Container“ erfahren. Theoretische Konzeptionen innerhalb 
unterschiedlicher Disziplinen, die an einem neuen Raumverständnis – Raum als 
Produkt sozialer Konstruktion – ansetzen, stehen also den staatszentrierten Diskursen 
in der wissenschaftlichen Theoriebildung gegenüber. Diese Untersuchung betrachtet 
die raumtheoretische Wende darüber hinaus in einem Spannungsverhältnis zu den 
dominierenden Diskursen und Praktiken des internationalen Systems. Aussagen zum 
Verhältnis von neuer Raumtheorie und einem von Anpassungen an veränderte sozial-
räumliche Realitäten geprägten Politikfeld stehen am Ende der Untersuchung. 
Forschungsperspektive, Methode und Design 
Der empirischen Untersuchung liegt die Wissenssoziologische Diskursanalyse nach 
Reiner Keller (2008) zugrunde. Methodologisch basiert die Arbeit auf der 
Diskursanalyse qualitativer Daten, wobei sowohl natürliche Daten (Strategiepapiere, 
Abkommen, Programme, Jahresberichte, Mitteilungen und Beschlüsse) als auch 
mittels Experteninterviews erzeugte nicht-natürliche Daten Gegenstand der 
Untersuchung sind1 (eine ausführliche Darstellung des Materials erfolgt unter 3.2.2). 
                                                 
1 Zu den Begrifflichkeiten der natürlichen/nicht-natürlichen Daten siehe Kapitel 3. 
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Darüber hinaus stützt sich das Forschungsdesign auf die Methode des Vergleichs. 
Mit dem Vergleich von EU-Strategieformulierungen im Zeitraum der Jahre 2000 bis 
2015 und den Aussageereignissen von EU- und internationalem Personal findet die 
within-case comparison nach Lim (2006) Anwendung. 
Kapitelstruktur 
Die Arbeit gliedert sich in sechs Kapitel. Kapitel 2, 3 und 4 führen mit einer 
Theoriediskussion, der Darlegung von Forschungsperspektive und Methodologie 
über die Diskussion des Forschungsstandes zu Somalia sowie zur internationalen 
Politik gegenüber Somalia zum empirischen Teil der Arbeit in Kapitel 5. Kapitel 6 
stellt die Konklusion dar. 
In Kapitel 2 wird der theoretische Rahmen der Arbeit hergeleitet. Ausgangspunkt ist 
das Spannungsverhältnis auf theoretischer Ebene zwischen staatszentrierter 
Theoriebildung und neuen Raumtheorien. Diskutiert werden der Forschungsstand 
zum Staat in Afrika, die failed state-Debatte sowie in Abgrenzung dazu neue 
raumtheoretischen Perspektiven. Hier wird ein Fokus auf die neue politische 
Geographie gelegt und damit auf Territorialität und effektive Souveränität im 
internationalen System und globalen Kontext. Schließlich widmet sich die 
Theoriediskussion Afrikas neuen sozialen Räumen im globalen Kontext, wobei auf 
die „Bruchzonen der Globalisierung“ und auf neue Territorialisierungsregimes 
eingegangen wird. 
In Kapitel 3 wird die Forschungsperspektive der Arbeit unter ausführlichem Bezug 
auf Reiner Kellers Wissenssoziologische Diskursanalyse dargelegt (Keller 2008). 
Daran anknüpfend wird die Methodologie der Untersuchung im Hinblick auf ihren 
qualitativen Charakter erläutert. Ebenso umfasst Kapitel 3 eine detaillierte 
Darstellung des gewählten Forschungsdesigns. Es werden dabei eine genaue 
Bestimmung des Diskurses vorgenommen, Fragen und Ziele der Untersuchung 
formuliert, Analyse- und Interpretationsschritte aufgezeigt, das Material der 
natürlichen und nicht-natürlichen qualitativen Daten vorgestellt und kontextualisiert 
sowie der Forschungsprozess und der eigene diskursive Standort reflektiert. 
Kapitel 4 widmet sich dem regionalen Fokus der Arbeit und ist dafür in drei Teile 
untergliedert. Es werden zunächst Narrative zum Staat in Somalia sowie der 
vorherrschende Diskurs zu Somalia betrachtet. In einem zweiten Unterkapitel 
werden Territorialität und Souveränität im somalischen Kontext sowie Somaliland 
als Beispiel eines De-facto-Staates diskutiert. Schließlich werden in einem dritten 
Teil des Kapitels die internationalen Beziehungen zu Somalia und deren Ausrichtung 
auf die Peacebuilding-Agenda dargestellt. 
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Kapitel 5 umfasst den empirischen Teil der Arbeit und nimmt die Analyse der Politik 
der EU gegenüber Somalia als vermeintlichem failed state und gegenüber den aus 
der Perspektive dieser Arbeit diskutierten neuen sozialen Räumen Somalias vor. Das 
Kapitel untersucht die (entwicklungs-)politische Reaktion auf Somalias territoriale 
Fragmentierung. Zunächst werden die europäischen Institutionen im internationalen 
Gebernetz für Somalia vorgestellt und diskutiert. Der zweite Kapitelteil stellt dann 
die diskursive Untersuchung der Kerndokumente der Somalia-Politik der EU und der 
Kernaussagen des internationalen und EU-Somalia-Personals dar. Die Auswertung 
erfolgt unter 5.3. 
Kapitel 6 nimmt die Konklusion der Arbeit vor. Die Analyseergebnisse werden in 
Bezug auf die zugrunde gelegten raumtheoretischen Überlegungen eingeschätzt und 
Erkenntnisse dahingehend abgeleitet, ob und inwieweit die entwicklungspolitische 
Praxis der EU gegenüber Somalia als eine Abbildung der raumtheoretischen Wende 
in den Geistes- und Kulturwissenschaften erfasst werden kann. Die Konklusion 
umfasst Überlegungen zum Verhältnis von Territorialität und Souveränität unter den 
Bedingungen intensivierter Globalisierungsprozesse. 
Feldforschung – Akteursebene und „Orte des legitimen Sprechens“ 
Die EU und die internationale Staatengemeinschaft kooperieren mit Somalia und 
Somaliland insbesondere von den beiden Nachbarländern Äthiopien und Kenia aus. 
Dort haben europäische und internationale Organisationen ihre Delegationen bzw. 
„field offices“ und die Botschaften ihre für Somalia zuständigen Mitarbeiter. Seit 
2013 – erst nach dem Zeitraum der Feldforschung für diese Arbeit – hat sich die 
Unterstützungsmission der UN mit ihrem Büro in Mogadischu niedergelassen und 
haben einzelne Länder (so zum Beispiel die Türkei) ihre diplomatischen 
Vertretungen dort wieder eröffnet. Nach wie vor hält sich das internationale, mit 
Somalia betraute Personal jedoch nur eingeschränkt vor Ort in Somalia bzw. den 
somalischen Subregionen auf. Internationale Diplomaten sind entsprechend der 
prekären Sicherheitslage in Mogadischu und Südsomalia vornehmlich für 
Stippvisiten ein- und ausgeflogen worden. 
Neben Recherchen in der EU-Kommissionszentrale in Brüssel galt es daher einen 
umfangreichen Teil der Feldforschung für diese Arbeit in Addis Abeba und Nairobi 
durchzuführen. So reiste ich Anfang November 2011 in den äthiopischen März 
20042, um mich empirisch mit der Kontingenz von Raum zu befassen – mit der 
                                                 
2 Nicht nur innerhalb der äthiopisch-orthodoxen Kirche, sondern für Äthiopien insgesamt gilt bis 
heute eine äthiopische Variante des koptischen Kalenders. Nach dieser verläuft die Jahreszählung 7 
Jahre und ca. 9 Monate versetzt zum gregorianischen Kalender. 
8 
 
internationalen Reaktion auf räumliche Transformationsprozesse am Horn von 
Afrika. 
Raum und Zeit zeigten sich bereits auf alltägliche Weise als keineswegs 
selbstverständliche Bezugspunkte. Zwar sind die Straßen Addis Abebas durchaus mit 
Namen versehen – doch haben für die Einwohner der Hauptstadt (wie wohl in vielen 
afrikanischen Großstädten) weder Stadtpläne noch Straßenbezeichnungen eine 
nennenswerte Bedeutung. Orte werden eher durch die Nähe zu anderen Orten geortet 
und gefunden. „Don’t worry, I’ll find the place“ waren stets die Worte der Taxifahrer 
aus Aware – immer hat es geklappt, mal schneller, mal mit etwas mehr Geduld. Und 
bei der Verabredung für die nächste Abfahrt vom Leipzig Square – dieser 
symbolisiert seit März 2010 die Städtepartnerschaft zwischen Addis Abeba und 
Leipzig, ist aber selbst im nahen Umkreis von 100 Metern nicht unter diesem Namen 
bekannt – versicherten wir uns stets noch einmal über den Zeitpunkt: „Ethiopian 
time?“ Denn auch die Uhren ticken anders als gewohnt: morgens 6 Uhr europäischer 
Zeit ist 0 Uhr äthiopischer Zeit.3 10 Uhr am Vormittag bin ich zum Interview 
verabredet, 4 Uhr äthiopischer Zeit befinde ich mich auf dem Weg zur EU-
Delegation an die Afrikanische Union, wo ich die diplomatische Perspektive auf den 
internationalen Umgang mit Somalia zu erfragen suche. Neben vielen weiteren stellt 
die Delegation im Sinne der Wissenssoziologischen Diskursperspektive ein „Ort des 
legitimen Sprechens“ für die Untersuchung dar. Die Durchführung von 
Experteninterviews in Brüssel, Addis Abeba und Nairobi ermöglichen eine Lösung 
vom Primärtext, indem die Dokumentenanalyse durch die wesentliche Komponente 
der Analyse isolierter Aussageereignisse ergänzt werden kann. Die 
Experteninterviews stellen hier die Grundlage für den akteursfokussierenden Ansatz 
der Untersuchung dar und heben auf die immanente Verbindung der Diskurs- und 
Akteursebene ab (zur Relationiereung von Diskursen und sozialen Akteuren siehe 
3.1; zur umfassenden Darstellung der für die Arbeit relevanten „Orte des legitimen 
Sprechens“ vgl. 3.2.2). 
Relevanz der Arbeit 
Die Untersuchung trägt dazu bei, ein Politikfeld zu rekonstruieren, das starken 
Veränderungen unterworfen ist. Aus tradierter wissenschaftlicher Perspektive sowie 
entsprechend des dominierenden politischen Diskurses zu Somalia werden 
gesellschaftliche Transformationsprozesse wie die am Horn von Afrika vorwiegend 
in Bezug auf den Zerfall staatlicher Strukturen erfasst. Internationale Politikansätze 
waren bislang darauf ausgerichtet, staatlichen Wiederaufbau zu leisten und auf diese 
Weise Frieden und Stabilität zu stiften. Der Existenz sozio-politischer Räume 
                                                 
3 Danach hat der äthiopische Tag 12 Stunden, auf den wiederum 12 Nachtstunden folgen. 
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jenseits des Staates wurde dabei kaum (positive) Bedeutung beigemessen. 
Dementsprechend ist auch der internationale Umgang mit de-facto-staatlichen 
Strukturen im konventionellen wissenschaftlichen Diskurs debattiert worden: 
Internationale Politik ignorieret De-facto-Staaten oder verhält sich diesen gegenüber 
konfrontativ (vgl. Pegg & Berg 2016: 269-270). 
Die Analyse der EU-Politik gegenüber Somalia – mit dem Fokus auf der 
entwicklungspolitischen Praxis einerseits und der politischen Strategieformulierung 
sowie Rhetorik gegenüber Somalia andererseits – auf den theoretischen Sockel neuer 
Raumdebatten zu stellen, leistet einen Beitrag zu einer raumtheoretischen Wende in 
den African Studies: Neue soziale Räume jenseits des Staates in Afrika bzw. solche, 
die bereits neue Konfigurationen von Raum darstellen, werden als Teil eines parallel 
zum internationalen Staatensystem existierenden Ordnungsmodell diskutiert und 
nicht länger im Kontext defizitärer Staatlichkeit bzw. der failed state-Debatte. Indem 
die pragmatisch motivierte Praxis europäischer EZ im Zentrum der Analyse steht, 
wird der internationale Umgang mit sozialen Räumen jenseits des Staates 
hinsichtlich eines bisher weitgehend vernachlässigten Aspektes diskutiert: dem der 
Teilhabe internationaler politischer Praxis an gesellschaftlichen 
Transformationsprozessen und damit einhergehenden Reterritorialisierungs-
prozessen. Denn der Umgang der internationalen Staatengemeinschaft mit so 
interpretiertem Staatszerfall bzw. mit neuen sozialen Räumen/De-facto-Staaten hält 
neben der Politik der Ignoranz und Konfrontation auch eine pragmatisch motivierte 
Form der Kooperation bereit. Nach den Auswirkungen solcher Kooperation zu 
fragen sowie nach der Wahrnehmung der politischen Praxis und ihrer Effekte durch 
das entsprechende internationale Personal, beinhaltet das Potenzial über die 
Rekonstruktion eines Politikfeldes und seines Diskurses das Phänomen der 
Entkopplung von Territorialität und Souveränität für den Fall Somalia empirisch zu 
erfassen. Schließlich ermöglicht die Untersuchung vor dem Hintergrund des 
Spannungsfeldes zwischen neuer Raumtheorie und dominierender state-building-
Agenda, Aussagen zu einem weiteren Verhältnis von Theorie und Praxis zu treffen – 
dazu, wie sich die entwicklungspolitische Praxis der EU zur „Spatial Turn“-Debatte 
verhält. 
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2. State of the Art: Konventioneller Staatszentrismus vs. 
„Spatial Turn“-Perspektive 
Den theoretischen Ausgangspunkt dieser Arbeit stellen die Konzepte zum 
afrikanischen Staat südlich der Sahara dar, die sich auf dessen empirische Qualität 
sowie die Rekonfiguration von staatlicher Herrschaft und politischer Ordnungen 
beziehen (u. a. Boone 1998; Joseph 1999). Hinzu kommt die Debatte über den 
vermeintlichen Zerfall von Staaten in Afrika (u. a. Forrest 1998; Zartman 1995; 
Rotberg 2003, 2004; Erdmann 2003), die stark normative Untertöne aufweist. In 
Abgrenzung von der, mit diesen Konzepten erzeugten, Phänomenologisierung des 
afrikanischen Staates greift die Theoriediskussion die existierenden kritischen 
Perspektiven aus der politikwissenschaftlichen Afrikaforschung auf und nimmt 
darüber hinaus insbesondere Bezug auf die neue raumtheoretische Debatte. 
Verbunden mit einer Globalisierungsperspektive als einem Prozess der 
Heterogenisierung und Ausdifferenzierung der globalen Ordnung (Engel & Middell 
2005; Middell & Naumann 2010) liefern Ansätze aus der neuen Politischen 
Geographie zu Souveränität und Territorialität (Agnew 1994, 2005, 2009b u. a.) den 
Rahmen der empirischen Untersuchung dieser Arbeit. Dabei fokussiert das Kapitel 
den Aspekt der Entkopplung von Souveränität und Territorialität sowie das 
Phänomen, sich praktisch an neuen Souveränitätsformen orientierender politischer 
Akteure, die dabei gleichzeitig an der Norm nationalstaatlicher Souveränität 
festhalten (Agnew 2009b). Der state failure-Perspektive wird so die realweltliche 
Entflechtung von Souveränität und Territorialität, wie sie in Teilen Afrikas zu 
beobachten ist, entgegen gestellt und der Umgang mit den vermeintlichen failing 
states als Reaktion auf Afrikas Bruchzonen der Globalisierung (Engel & Middell 
2005) antizipiert (vgl. auch Engel & Olsen 2010). Sofern sich solche Bruchzonen der 
Globalisierung im Übergang zu neuen Territorialisierungsregimes (Engel & Olsen 
2010) befinden, entsteht eine Situation der Vielfalt räumlicher Ordnungen. 
„Internationale“ Kooperation bedeutet so auch Interaktion zwischen 
unterschiedlichen Regimes der Territorialisierung bzw. Subsystemen globaler 
Ordnung innerhalb des „internationalen Systems“ (vgl. auch Engel 20114). 
Relevanz und Begründung der nachfolgenden Theoriediskussion 
Seit den 1960er Jahren lässt sich empirisch beobachten, dass das ab Mitte des 17. 
Jahrhunderts etablierte, dominante „Territorialiserungsregime“ (vgl. Engel & 
Middell 2005; Middell & Naumann 2010; 2.3) – das den Nationalstaat als Quelle von 
Souveränität über alle anderen Einheiten und Ebenen von Raum erhob (vgl. Middell 
                                                 
4 Podium zu den „Bruchzonen der Globalisierung, Juni 2011. 
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& Naumann 2010: 150) – nachhaltigen Veränderungsprozessen unterliegt. 
Insbesondere (aber nicht ausschließlich) im afrikanischen Kontext, hier erstmalig 
und besonders deutlich in Somalia, ist zu Beginn der 1990er Jahre das Narrativ des 
Staates brüchig geworden, da der Staat selbst abhanden zu kommen drohte. 
Die Suche nach und der Übergang zu neuen räumlichen Konstellationen und 
Konfigurationen sind gekennzeichnet durch Konflikte und Gewalt, wie im 
somalischen Fall. Der konfliktäre und gewalthafte Charakter solcher Übergänge liegt 
nicht zuletzt darin begründet, dass sich nicht alle Gesellschaften gleichermaßen 
gerecht und ungehindert entsprechend den Bedingungen einer dominierenden 
Raumordnung reorganisieren können: 
Regimes of territorialization thus move certain types of spatial order 
into the centre of attention and shape beliefs throughout the world 
about what are efficient modes of organization and models worthy of 
emulation. But this does not imply that all the world’s societies can 
reorganize themselves justly and unhindered. This inequality and 
difference helps us to understand why the transition to a new spatial 
constellation is riddled with conflict and violence (Middell & 
Naumann 2010: 166). 
In Anbetracht der realweltlichen Transformationsprozesse, z. B. am Horn von 
Afrika, lässt sich eine Unsicherheit der internationalen poltischen Akteure 
hinsichtlich der Reaktion auf eben diese, zum Teil als zerfallende Staaten 
antizipierten Phänomene konstatieren – „[…] insecurity about an appropriate 
framework for action“ (Middell & Naumann 2010: 150). 
Internationale und EU-politische Reaktionen auf die Herausforderung 
desintegrierender Staaten kennzeichnen sich wiederum durch ein 
Spannungsverhältnis, das darin besteht, einerseits an dem etablierten Raummuster 
souveräner Territorialstaatlichkeit festzuhalten – an einer Politik des Peacebuilding 
durch state-building – und andererseits zunehmend Kooperations- und Dialogformen 
mit Partnern jenseits des Staates zu fördern. Während sich die internationale 
Gemeinschaft, nicht zuletzt im Sinne der Reduzierung von Komplexität im globalen 
Rahmen, an eine einst dominante Vorstellung von Weltordnung klammert, trägt sie 
de facto – entlang pragmatischer Anpassungsprozesse an veränderte (räumliche) 
Herausforderungen – auch zu ihrer Ausdifferenzierung bei. 
[A world order] refers to the aspirations of intellectuals, politicians, 
and others to reduce the complexity of global flows and forms of 
control to a single pattern. World orders always contain a large 
utopian component; and it is interesting and necessary to analyse 
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those political efforts that attempt to impose their version of order on 
the world (Middell & Naumann 2010: 166). 
In dieser Arbeit geht es darum, Dokumente und Strategiepapiere sowie 
Aussageereignisse entlang von Raumbezügen zu analysieren – zum einen 
hinsichtlich deren Ausdrucks, einen bislang dominanten Diskurs aufrechtzuerhalten, 
zum anderen hinsichtlich solcher Raumbezüge, die auf eine mögliche Verschiebung 
des Diskurses hindeuten könnten. 
Die Theoriediskussion stellt den tradierten, staatszentrierten Sichtweisen auf 
(afrikanische) Staatlichkeit und auf die Position des (afrikanischen) Staates in den 
internationalen Beziehungen Perspektiven aus der Soziologie, Geographie, den 
Afrikawissenschaften und der Globalgeschichte gegenüber, die insbesondere von der 
„Spatial Turn“-Debatte angeleitet sind. Diese halten neue Zugänge und Ansätze zur 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit sich verändernden und pluralisierenden 
Raumkonfigurationen auf unterschiedlichen, nicht so klar voneinander abgrenzbaren 
Ebenen bereit. So begründet sich die nachfolgende Theoriediskussion damit, auf 
ihrer Grundlage einen Beitrag in der Übersetzung theoretischer und 
methodologischer Perspektiven des „Spatial Turn“ in empirische Forschung (vgl. 
Middell & Naumann 2010: 161) nachvollziehbar zu machen und leisten zu können. 
2.1 Akademische Perspektiven auf afrikanische Staatlichkeit und die 
failed state-Debatte 
Staatlichkeit in Afrika resultierte aus dem Prozess der De-Kolonisierung (vgl. Engel 
& Olsen 2006: 10; Agnew 2009b: 68). Gekennzeichnet durch ihre externe 
Bestimmung sind die Grenzen der Staaten Afrikas aber nicht lediglich willkürliches 
Produkt des Kolonialismus, sondern reflektieren eine multiple Genese: 
Far from being simple products of colonialism, current African 
boundaries thus reflect commercial, religious, and military realities – 
the rivalries, power relationships, and alliances that prevailed among 
the various imperial powers, and between them and Africans through 
the centuries preceding colonization proper. […] their constitution 
depends on a relatively longterm social and cultural process (Mbembe 
2002: 59). 
Nach der kolonialen Unabhängigkeit wurden fremde Institutionen übernommen, 
welche nicht darauf ausgerichtet waren, den allgemeinen und öffentlichen Willen zu 
artikulieren. Staatliche Integration in Afrika entsprang somit nicht einer historischen 
Situation von sozialer Relevanz, die entsprechende (staatliche) Strukturen bedingten 
(vgl. auch Lawson 2003: 43). Dass sich Afrika zu einem Kontinent von Staaten nach 
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westeuropäischem Maß mit aufholenden Ökonomien transformieren würde, ist 
international vorausgesetzt worden; entlang der eigenen Interessenwahrung haben 
afrikanischen Eliten entsprechende Adaptionen vorangetrieben. Perspektivwechsel 
vollzogen sich im Entwicklungsdiskurs der Gebergemeinschaft lediglich zwischen 
mehr oder weniger staatlicher Regulierung und entsprechenden (De-) 
Liberalisierungspostulaten und führten zu einem stärkeren Fokus auf die 
(Zivil-)Gesellschaft. Seit den 1990er Jahren richtet sich internationale 
Zusammenarbeit auf die Demokratisierung afrikanischer Staaten mittels einer Politik 
der Konditionierung. Der Staat selbst, als universeller Raum gesellschaftlicher 
Organisation, blieb im politischen sowie wissenschaftlichen Diskurs weitgehend 
unhinterfragt. Obwohl seit Ende der 1980er Jahre auch eine kritische 
Auseinandersetzung mit den universalistischen Kategoriebildungen in der Theorie 
der Internationalen Beziehungen (IB) stattfindet, hat die Debatte zu Afrika die 
Beschäftigung mit phänomenologischen Aspekten fortgeführt (vgl. Engel & Olsen 
2006: 20).5 Ausdruck dieser Kontinuität ist nicht zuletzt die Diskussion um „neue 
Kriege“ (vgl. Kaldor 2000; Münkler 2002; Heupel & Zangl 2004)6 und um den 
Zerfall oder Kollaps von Staaten. Die sich in den 1990er Jahren entwickelnde 
Debatte und Theoriebildung um den Ver- und Zerfall des afrikanischen Staates bleibt 
vorwiegend in essentialistischen Vorstellungen von Staatlichkeit sowie in 
universellen Ansprüchen liberaler Entwicklungsziele verhaftet (vgl. auch Andersen 
2005; siehe dazu Kapitel 4.3). Die Diskussion um „neue Kriege“ und Staatszerfall ist 
vor dem Hintergrund der überwundenen Systemkonfrontation und damit 
verbundener neuer Herausforderungen für die afrikanischen Machthaber (und für die 
internationale Staatengemeinschaft) aufgekommen. Das Ende des Ost-West-
Konfliktes 1989/90, und damit verbunden das Ende der systembedingten 
Stabilisierung afrikanischer Herrschaftssysteme, bedeutete, dass die strukturierende 
und teils stabilisierende Rivalität der Supermächte sowie deren meist bedingungslose 
Unterstützung afrikanischer Staaten wegfielen (vgl. auch Engel & Olsen 2006: 10). 
Diese Unterstützung hatte juridische Staatlichkeit gewährleistet und die Fiktion des 
Staates entlang spezifischer Normen als Kern des internationalen Systems 
aufrechterhalten. Offenkundig wurde nun die empirische Schwäche zahlreicher 
Saaten Afrikas. Wo eine Transformation durch Einführung von Demokratie und 
Orientierung an „good governance“ nicht gelang bzw. nicht unternommen wurde, 
sahen sich afrikanische Herrscher zunehmend mit gewalttätigen 
Auseinandersetzungen aufgrund zurückgehender neopatrimonialer Renten 
konfrontiert. Solche Entwicklungen, welche häufig mit der Privatisierung essentieller 
                                                 
5 Vgl. dazu auch Kaitel 2.2.2. 
6 Zu einer kritischen Perspektive auf die „neuen Kriege“ vgl. u.a. Kalyvas 2001; Schlichte 2002, 2011 
und Ellis 2003. 
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staatlicher Funktionen einhergingen, führten in einigen Fällen zur Desintegration des 
Staates. Die gewalttätigen und kriegerischen Auseinandersetzungen, die diese 
Prozesse wiederholt bestimmten, sind der Anhaltspunkt dafür geworden, die „neuen 
Kriege“ zu konstatieren. Für die öffentliche Wahrnehmung vom Zerfall der Staaten 
Afrikas stellte der Aspekt der Privatisierung von Sicherheit einen entscheidenden 
Faktor dar (vgl. Engel & Olsen 2006: 10, 11). Die Tatsache, dass sich Regierungen 
formell anerkannter Staaten unfähig zeigten, ihre Territorien zu kontrollieren sowie 
Fälle, in welchen jegliche anerkannte Form von Regierung kollabierte, haben sich 
zunehmend dem Bewusstsein des internationalen Systems auferlegt (vgl. Clapham 
1998: 156). 
Afrikawissenschaftler beschreiben diese historische Situation Ende der 
1980er/Anfang der 1990er Jahre als „critical juncture“ – als ein entscheidender 
zeitlicher Wendepunkt, als eine historische Situation von Wahl mit einem hohen 
Grad von Pfadabhängigkeit (vgl. Villalón 1998: 7-8.). Nachdem bisherige 
Überlebensstrategien afrikanischer Regime bzw. ihrer Herrscher zugrunde gerichtet 
bzw. obsolet geworden waren,7 standen aus dieser Perspektive die Staaten Afrikas, 
unter dem Imperativ der Demokratisierung, vor einem Weg zwischen 
Rekonfiguration und Desintegration (vgl. Villalon 1998). Es koexistieren seither 
zwei Erzählungen von möglichen Entwicklungspfaden der Staaten Afrikas. Eines der 
Narrative erachtet die Rekonfiguration derselben als möglich. Die 
Institutionalisierungs- und Demokratisierungsfähigkeit afrikanischer Staaten, 
aufbauend auf Elementen empirischer Staatlichkeit, finden aus dieser Perspektive 
Betonung. Boone (1998) argumentiert, dass die empirische Basis von Staatlichkeit 
tiefer reicht, als mit dem Konzept der juridischen Staatlichkeit (vgl. Jackson & 
Rosberg 1982, dazu nachfolgend Kapitel 2.2.2) behauptet wird. Eine Wahrnehmung 
von oberflächlichen Formen juridischer Staatlichkeit erschwere es demnach, die 
Diversität der zugrunde liegenden Staatsstrukturen zu erkennen (vgl. Boone 1998: 
129f.). Das Narrativ hebt auf die Wiederherstellung zentralstaatlicher Bedingungen 
ab und formuliert diese als anzustrebendes Ziel bzw. setzt die Wiederherstellung als 
Ziel voraus. Nach Joseph (1999) wird sich die Suche nach angemessenen 
wirtschaftlichen und politischen Formen fortsetzen. Bislang erkennt der Autor 
                                                 
7 Zu den konventionellen politikwissenschaftlichen Perspektiven auf die Legitimierungsstrategien 
afrikanischer (neopatrimonialer) Eliten vgl. u. a. Chabal & Daloz 1999 (zum personalisierten und 
privatisierten Charakter des Staates als Ergebnis einer mangelnden Emanzipation des Staates von der 
breiten Bevölkerung), Bayart, Ellis & Hibou 1999 (zur Kriminalisierung von Politik/des Staates in 
Afrika) und Erdmann & Engel 2006; Erdmann & Engel 2007 (zu Neopatrimonialismus in Afrika und 
einer kritischen Diskussion des Konzeptes); zum Verhältnis von Staat und Gesellschaft in Afrika, zu 
informellen und personalisierten Netzwerken als „real locus“ von Politik und Regieren im 
postkolonialen Afrika vgl. Lawson 2003. 
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allerdings keine Alternativen dazu, als auf bisherigen Demokratisierungsversuchen 
aufzubauen (vgl. Joseph 1999). 
Ein zweites Narrativ fokussiert den Niedergang des afrikanischen Staates (u. a. 
Forrest 1998; Zartman 1995; Rotberg 2003, 2004). Es beschreibt Staatsversagen, 
Staatsver- und -zerfall als unterschiedliche Stufen des Desintegrationsprozesses. 
Engel (2005a) konstatiert eine Vielzahl konkurrierender Erklärungsansätze zu den 
behaupteten Phänomenen des Staatsver- und -zerfalls und ordnet diese 
unterschiedlichen Strängen zu (Engel 2005a: 88f.). Innerhalb zwei dieser Stränge 
(neo-institutioneller und regimetheoretische Ansatz) werden defizitäre institutionelle 
Kapazitäten bzw. ein Defizit an „guter Regierungsführung“ als ursächlich für den 
Zerfall des Staates angenommen. Beide Diskussionsstränge bleiben der Vorstellung, 
dem Ziel und dem Imperativ der möglichen Wiederherstellung staatlicher Strukturen 
durch „rechtzeitige technische Interventionen“ verhaftet. Damit unterstreichen diese 
Ansätze den universellen Anspruch einer Ordnung und Organisation von 
Gesellschaft und politischer Gemeinschaft entlang einer spezifischen Norm – und 
einem spezifischen Ideal – von Staatlichkeit. Gegenwärtige Herausforderungen 
sollen aus diesem Blickwinkel durch den Wiederaufbau von Staaten überwunden 
werden. Als charakteristisch für zerfallende bzw. gescheiterte Staaten gelten der 
Verlust zentralstaatlicher Kontrolle und Herrschaft über ein Staatsterritorium, interne 
gewaltvolle Konflikte, soziale Missstände und humanitäre Not (vgl. Andersen 2005: 
10). Verschiedene Konzepte in der afrikanistischen Literatur charakterisieren den 
Staat u. a. als „soft state“ (Rothchild & Olorunsola 1983), „weak state“ (Forrest 
1998), „collapsed state“ (Zartman 1995), „failed state“ (Helman & Ratner 1992), 
„shadow state“ (Reno 2000) und „inverted state“ (Forrest 1998). 
Auch Goran Hyden (2011) konzentriert sich auf die Entwicklung der Staaten Afrikas 
zwischen Rekonfiguration und Desintegration und erachtet die Rekonstruktion des 
Staates in besonders extremen Fällen für notwendig: 
In the most extreme cases, the regime has gone down with the state. 
Following such a breakdown it has become necessary to reconstruct 
the state and the regime on new foundations. Most African countries 
have managed to get themselves out of such post-conflict situations, 
but in the case of Somalia, a new political order seems faint (Hyden 
2011: 9). 
Auch wenn Szabó, Tarrósy und Hyden (2011) pessimistisch im Falle einer neuen 
politischen Ordnung Somalias sind, verweisen sie an spezifischer Stelle zumindest 
auf die funktionierende und legitimierte Ordnung in Somaliland und Puntland: 
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The emergence of Somaliland – and to some extent also Puntland – as 
rival sovereign entities has not led to diplomatic recognition by other 
African states despite the fact that both are functioning and enjoy 
legitimacy among the people living there (Szabó, Tarrósy & Hyden 
2011: 209). 
Obgleich hier eine konventionelle Perspektive in Bezug auf Desintegrations- und 
Rekonfigurationsprozesse eingenommen wird, machen Szabó, Tarrósy und Hyden 
(2011) mit dem Verweis auf Somaliland und Puntland eine Spannung deutlich – die 
Diskrepanz zwischen de facto Staatlichkeit und lokaler Legitimität vs. ausbleibender 
internationaler Anerkennung –, die für die weitere Theoriediskussion sowie den 
analytischen Teil der Arbeit bedeutsam ist. 
Beide Erzählungen der möglichen Entwicklungspfade sowie die konventionelle 
politikwissenschaftliche Diskussion zum Verhältnis von Staat und Gesellschaft in 
Afrika (auf die hier nur verwiesen wurde) vernachlässigen es, den Staat selbst zu 
problematisieren und diesen als lediglich eine Form der Verräumlichung zu 
begreifen. Nach Engel (2005a) bestehen in den Afrikawissenschaften drei 
Argumente für einen anzustrebenden Perspektivenwechsel: ein Mangel an 
historischer Perspektive, ein Verständnis von Raum als absolut gesetzte, quasi-
objektive Kategorie und eine Verlagerung der Debatte über Staatszerfall in den 
Sicherheitsdiskurs (Staatszerfall als Risiko und neue Sicherheitsbedrohung, aus 
welchen ein verstärktes sicherheitspolitisches Engagement legitimiert wird) (vgl. 
Engel 2005a: 90-92). Ein solcher Perspektivwechsel kann insbesondere durch die 
Auseinandersetzung mit den neuen Raumtheorien und Ansätzen aus der neuen 
Politischen Geographie angeleitet sein (siehe Kapitel 2.2). 
Es bestehen jenseits der jüngeren Debatte um den Zerfall und Wiederaufbau von 
Staaten aber auch Anhaltspunkte für ein Umdenken in der Afrikaforschung selbst, 
wobei explizit Kritik an der vorherrschenden Staatszentriertheit formuliert wird. So 
ist aus Kevin Dunns Perspektive (Dunn 2001) eine Re-Definition des 
Staatskonzeptes maßgeblich für eine adäquatere Auseinandersetzung mit 
Staatlichkeit in Afrika. Dunn (2001) verleiht der Begrenztheit staatszentristischer 
Ansätze bezüglich der Einordnung und Beschreibung afrikanischer internationaler 
Beziehungen Ausdruck, ohne dabei auf eine Irrelevanz des Staates abzuheben. 
Jedoch sei der Staat im westlichen Europa infolge eines spezifischen historischen 
und gesellschaftlichen Drucks entstanden. Der Nationalstaat als Institution hat die 
Bedürfnisse und Erwartungen einer spezifischen Zeit und eines spezifischen Ortes 
reflektiert. Aus dieser Entwicklung abgeleitete, allgemein gültige Definitionen von 
Staatlichkeit spiegeln nicht die afrikanische Realität wider. Dieses Problem hat wohl 
deutlich weniger mit Afrika zu tun als mit der Art und Weise, wie Staat 
konzeptualisiert wird. „Rethinking the state“ bedeutet zunächst, den Staat nicht als 
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natürlich gegebene, sondern als historisch spezifische Form gesellschaftlicher 
Organisation zu erkennen (vgl. Dunn 2001: 55). Für Afrika heißt das: „[…] the state 
in Africa is not ‘collapsing’, because there effectively never was a ‘state’ to begin 
with“ (Dunn 2001: 56). Dunn kritisiert den afrikawissenschaftlichen Fokus auf die 
Unzulänglichkeiten desintegrierender Staaten (vgl. Dunn 2001: 56). Zwar würde eine 
stärker nuancierte Diskussion über den Staat formuliert als in vielen IB-Ansätzen; es 
gelänge aber kaum, staatszentristische Positionen zu überwinden. Während der Staat 
selbst meist unproblematisiert bleibt, würden mit verschiedenen Attributierungen des 
Staates, den „MadLibs of state failure“, evolutionäre Analogien und Klassifikationen 
hergestellt. Dies geht auch mit einer Ignoranz und Delegitimierung afrikanischer 
Formen sozio-politischer Organisation einher (vgl. Dunn 2001: 46-49): 
In effect, these approaches reify the western concept while 
delegitimizing non-Western polities. This is done by treating African 
states as failed (read: illegitimate) attempts at being Western and, 
most importantly, modern. […] This literature tends to deny and 
delegitimize the various forms of socio-political organization that 
Africans do employ. The simple fact that they have failed to construct 
Western-styled states is often seen as an example of Africa’s failure to 
modernize/civilize (Dunn 2001: 47 f.). 
Dunn (2001) bezieht sich stattdessen auf ein Verständnis von Staat als diskursive 
Konstruktion, um vielmehr auf Praktiken und Strategien abzuheben, die „den Staat“ 
konkret und real machen. Staat als diskursive Konstruktion negiert nicht die Realität 
des Staates. Er stellt das Ergebnis diskursiver gesellschaftlicher Produktion dar und 
ist struktureller Effekt gesellschaftlicher Diskurse. Der Staat ist mehr als nur 
politisches Führungs- und Entscheidungsorgan: „It should be addressed as an effect 
of detailed processes of spatial organization, temporal arragement, functional 
specification, and supervision and surveillance“ (Dunn 2001: 57; Absatz vgl. ebd. 
56-58). Mittels einer diskursiven Analyse des Staates lässt sich fragen, welche 
Diskurse von wem, zu welchem Zweck, mit welchem Ziel und mit welchen 
Konsequenzen verwendet werden. Diesem Ansatz zufolge haben afrikanische Eliten 
das Konzept des Staates entsprechend ihrer Bedürfnisse und Kontexte konstruiert 
und eingesetzt: „They have discursively reinvented the state, while simoultanously 
employing other discourses of the state“ (Dunn 2001: 60). Während der Fokus hier 
auf dem diskursiv konstruierten Staat und den Strategien afrikanischer Eliten 
gerichtet bleibt, hält Dunn zumindest fest: „Privileging the dominant Western 
discourse blinds us to the complexities of reality“ (Dunn 2001: 62). 
Die realweltliche Komplexität von Ordnungsformen, die parallel und jenseits „des 
Staates“ in Afrika existiert, ist der Ausgangspunkt für jüngere kritische Ansätze zum 
Staat in Afrika und seiner Position in der globalen Ordnung. Diese Ansätze knüpfen 
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an nachfolgend zunächst zu diskutierende, raumtheoretische Überlegungen und 
humangeographische Perspektiven an und formulieren so eine „Spatial Turn“-
angeleitete Forschung zu Afrika. Diese hebt insbesondere auf die Pluralität von 
Legitimierungsstrategien alternativer Autoritäten und auf neue Formen von 
Souveränität ab, und fragt, wie neue soziale Räume und deren lokale und 
grenzüberschreitende Akteure interagieren und Einbindung in einen externen 
respektive internationalen und globalen Kontext erfahren (siehe Kapitel 2.3). 
2.2 Soziologische und humangeographische Perspektiven auf Raum: 
Neue Raumtheorien und neue politische Geographie 
Dieses Kapitel widmet sich der raumtheoretischen Wende, die, der tradierten 
Containerkonzeption bzw. dem Absolutheitsverständnis von Raum entgegen 
gerichtet, in den Geistes- und Kulturwissenschaften vollzogen wird (2.2.1). Der 
zweite Kapitelteil fokussiert Ansätze der neuen politischen Geographie. Hier werden 
die für die vorliegende Arbeit relevanten Aspekte von Territorialität und (effektiver) 
Souveränität diskutiert (2.2.2). 
2.2.1 Raum als Container vs. (neue) soziale Räume innerhalb konkurrierender 
und überlappender Ordnungen 
In den 1990er Jahren vollzieht sich in den Geistes- und Kulturwissenschaften eine 
Wende, mit welcher ein neues Bewusstsein für Raum sowie ein neues Interesse an 
Raum konstituierenden Praktiken hervorgebracht wird: der „Spatial Turn“. 
Zurückgreifend auf Konzepte aus den 1970er und 1980er Jahren von u. a. Lefebvre 
(1991 [1974]), Foucault (1980) und Soja (1989) wird auf das vorherrschende 
„Container“-Denken in den Sozialwissenschaften reagiert. Soja (1989) konstatiert 
eine Enträumlichung von Gesellschaftstheorie (vgl. Soja 1989: 39). Anknüpfend an 
Foucault beschreibt er eine rigide Trennung, die zwischen Raum und Zeit vollzogen 
worden war. Durch diese Trennung wurde der Zeitlichkeit eine große Bedeutung 
beigemessen, während die ontologische und epistemologische Bedeutung von 
Räumlichkeit ausgelöscht wurde: 
[…] space was treated as the dead, the fixed, the undialectical, the 
immobile. Time, on the contrary, was richness, fecundity, life, 
dialectic (Foucault in Soja 1989: 119, vgl. Soja 1989: 119). 
Während so einerseits Kritik daran geübt wird, dass mit der Containerkonzeption die 
Kategorie Raum an sich vernachlässigt worden ist, wird aus anderer Perspektive 
vielmehr das Absolutheitsverständnis von Raum problematisiert. Zu kritisieren ist 
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demnach die Entkopplung des statisch und unveränderlich gedachten Behälters von 
seinen jeweiligen Inhalten (vgl. Schroer 2006: 178, Bezug nehmend auf Läpple 
1991: 193). Entscheidend ist, dass durch die Dehistorisierung eines spezifischen 
Raumverständnisses Raum als soziale und wandelbare Kategorie verbannt worden 
war. 
Soziale Raumbeschreibung, die sich zunehmend vom geographischen Substrat zu 
lösen versucht, beginnt mit Émile Durkheim am Ende des 19. Jh. (vgl. Dünne 2006: 
289 ff.; Schroer 2006: 48 ff.). Eine Vorläuferrolle für das Denken des „Spatial Turn“ 
wird Georg Simmel zugeschrieben, da er auf die historische Veränderung respektive 
die Veränderbarkeit von räumlich gedachten Wahrnehmungsformen abhob: erst 
soziale Organisation schafft eine als solche wahrnehmbare Raumorganisation (vgl. 
Dünne 2006: 291; vgl. Simmel 1903). In der zweiten Hälfte des 20. Jh. machen die 
Sozialwissenschaften daran anknüpfend einen grundlegenderen Anspruch geltend, 
der nicht lediglich sozialen vom geographischen Raum abkoppelt, sondern soziale 
Konstruktion von Raum überhaupt durch individuelles und soziales Handeln 
postuliert (vgl. Dünne 2006: 291). Die Perspektive von der sozialen 
Raumkonstruktion führt auch zur Ausdifferenzierung der Geographie in physische 
Geographie und Sozial- bzw. Humangeographie (vgl. Dünne 2006: 289-291). Die 
Subdisziplin „neue Politische Geographie“ entsteht in den späten 1980er und 
folgenden 1990er Jahren, grenzt sich von traditionellen Schlüsselkonzepten und 
essentialistischen Definitionen von Staat und Territorium innerhalb der Politischen 
Geographie ab und überwindet epistemologische Verkürzungen sowie ein 
apolitisches Verständnis (vorheriger) positivistischer Orientierungen innerhalb der 
Disziplin (vgl. Jones, Jones & Woods 2004: 2, 9, 14-16). 
Einflussreich auf ein Umdenken in der Politischen Geographie war zum einen der 
„Cultural Turn“, der ein neues Verständnis von Kultur als Produkt von Diskursen 
hervorgebracht hat. Zentral für die Analyse von kultureller Geographie sind dabei 
Fragen von Macht und Widerstand geworden. Mit dem Rückgriff auf post-
strukturalistische Konzepte (Foucault, Derrida, Deleuze, Guattari u. a.) rückt die 
Korrelation von Macht und Raum ins Zentrum kulturell- respektive politisch-
geographischer Arbeiten. Besondere Aufmerksamkeit findet hierbei das Konzept der 
Gouvernementalität von Michel Foucault (Foucault 1977/1978; Bröckling, 
Krasmann & Lemke 2000). In dem Ansatz der „Critical Geopolitics“ (vgl. 
insbesondere Dalby 1999; O’Tuathail 1996, 1997, 1999; O’Tuathail & Dalby 1998; 
O’Tuathail, Dalby & Routledge 1998) wird Geopolitik und geopolitisches Wissen als 
Diskurs aufgefasst und auf diese Weise die Infragestellung, Dekonstruktion und 
Herausforderungen geopolitischer Annahmen vorgenommen (vgl. Jones, Jones & 
Woods 2004: 10-14). Entsprechend des „Spatial Turn“ in den Sozialwissenschaften 
formuliert die Geographie eine „geographische Wende“ (Motzenbäcker 2002; Lévy 
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1999 (Verweis in Dünne/Günzel 2006: 12), die Raumprobleme wieder für 
verschiedene konzeptuelle Zugänge öffnet und nach welcher Raum als offene und 
wandelbare Kategorie verstanden wird (zu Raumkonstruktionen in der Geographie 
vgl. Seebacher 2012 (und Weichhart (Beitrag) in Seebacher 2012); zu Raumdebatte 
aus (sozial)geographischer Perspektive vgl. auch Wardenga 2002). Als erforderlich 
gilt, Geographie und Soziologie zusammenzudenken, wobei für erstere die Gefahr 
bestünde, Vorstellungen von Raum als „erdräumliche Ausschnitte“ nicht gänzlich zu 
überwinden und letztere Gefahr laufe, dem „Containerraum“-Konzept verhaftet zu 
bleiben (vgl. Motzenbäcker 2002: 3, 16). 
Neue Raumtheorien und die „neue Politische Geographie“ antizipieren Räume als 
soziale Konstrukte, die durch symbolische und diskursive Akte entstehen und selbst 
strukturierende Medien darstellen – „(Social) space is a (social) product“ (Lefebvre 
(1991) [1974]: 26). Die neuen Raumtheorien läuten eine epistemologische Wende 
ein, die eine De-Essentialisierung von Raumbegriffen zum Ausgangspunkt hat. 
Räume als Produkte sozialer Konstruktion spiegeln regionale und historische 
Kontexte wider und sind Ausdruck sozialer Kontingenz. Räume sind also nicht 
natürlich gegebene Container, sie stellen vielmehr in sozialen Auseinandersetzungen 
geschaffene Handlungsarenen dar (vgl. u. a. Bierstecker & Weber 1996a, b). 
Bezogen auf den Staat formuliert Soja: „The state was itself a socially produced 
space actively engaged in the reproduction of a particular social spatialization“ (Soja 
1989: 35). Bierstecker und Weber (1996c) verweisen im Hinblick auf Souveränität 
und Staatlichkeit auf die Gefahr der Dehistorisierung durch das Festlegen jeweiliger 
Bedeutung mittels Definition: „State is not an ontological problem that can be 
defined away“ (Murphy in Bierstecker & Weber 1996c: 283). Verbunden mit dem 
„Spatial Turn“ ist vielmehr ein expliziter Verzicht darauf, Raum definitorisch 
abzugrenzen (vgl. Bierstecker & Weber 1996c: 283). 
Schroer (2006) verweist auf einen Wandel in der Behandlung der Behälter-
Raumauffassung selbst und die Möglichkeit einer reflektierten Anwendung der 
Container-Vorstellung anstelle der gänzlichen Verabschiedung des Konzeptes. Die 
Verabschiedung des Konzeptes im Sinne der Abkehr von einem Raumdeterminismus 
zu proklamieren, hält Schroer für das Resultat einer evolutionistischen Vorstellung 
„die gemäß den naturwissenschaftlichen Erkenntnissen ihr Raumverständnis 
modifiziert“ (Schroer 2006: 179). Entscheidend ist nach Schroer (2006), die 
Verschiedenheit von Räumen und damit auch von Raumkonzepten zu erkennen: 
Das räumliche Prinzip des Nebeneinanders hat die Raumtheorie 
gewissermaßen selbst eingeholt. Wir haben es mit den verschiedensten 
Raumbildern, Raumkonzepten und Raumauffassungen zu tun, die 
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einander nicht mehr ablösen, sondern nebeneinander existieren 
(Schroer 2006: 179). 
Die Entstehung neuer Räume unterläuft einerseits das nationalstaatliche Container-
Modell; andererseits zeigt sich die Beharrlichkeit bzw. Renaissance des Container-
Modells, da wir es nach wie vor auch mit dem Versuch zu tun haben, Container-
Räume zu erhalten oder neu zu konstituieren (vgl. Schroer 2006: 188, 214). 
Zu klären ist, worauf mit dem Container-Begriff jeweils abgehoben werden soll, da 
er offenbar Unterschiedliches umfasst. Wenn eine reflektierende 
Containerauffassung den territorialen Nationalstaat als eine, nach wie vor 
bedeutende, Form der Verräumlichung unter anderen sowie deren Kontingenz 
erkennt, würde sie kaum noch im Widerspruch zu Perspektiven des „Spatial Turn“ 
stehen. Fraglich erscheint, inwieweit die Behälter-Metapher für die fortwährende 
Existenz des Territorialstaates greift, wenn dessen Inhalte als konstituierende und 
transformierende Elemente reflektiert werden. Die Wahrnehmung von der 
Wiederbelebung des Container-Modells auf unterschiedlichen Ebenen (Schroer 2006 
verweist bspw. auf die „Festung Europa“: 214) bezieht sich darauf, dass diese 
Verräumlichungsprozesse an der rigiden Trennung bzw. Abgrenzung eines Innen 
und Außen festhalten. Neue soziale respektive politische Räume entziehen sich 
hingegen der Vorstellung von Raum als Behälter und entsprechen einem relationalen 
Raumverständnis (vgl. Schroer 2006: 188). Die Containerkonzeption umfasst also 
einerseits ein bestimmtes Raumverständnis, nach welchem Raum (= nationaler 
Territorialstaat) natürlich gegeben ist und seine konstituierenden Elemente nicht 
reflektiert werden. Findet die gesellschaftliche Konstituierung von sozialen und 
politischen Räumen Anerkennung, wird die Container-Perspektive im Grunde 
obsolet (und die Verabschiedung ihrer Konzeption scheint naheliegend). Das 
„Container-Modell“ dient andererseits auch der rhetorischen Abbildung von der 
empirischen Beständigkeit der Territorialstaaten und deren (vermeintlichen) 
Handlungslogiken. Es steht für das herkömmliche Raumordnungsmodell, das an 
exklusiver Ordnung festhält und damit einem zweiten Raumordnungsmodell 
widerspricht, welches Überlappung, Mehrfachnutzung und Mehrfachcodierung von 
Raum zulässt (vgl. Schroer 2006: 222). Folgt man Schroer (2006), konkurrieren und 
koexistieren nicht lediglich verschiedene Raumordnungsmodelle, sondern 
notwendigerweise auch Raumauffassungen und Raumkonzepte ((reflektierende) 
Container-Konzeption neben relationalem Raumverständnis, vgl. Schroer 2006: 
188). Doch lediglich durch ein Raumverständnis, das gerade nicht auf eine exklusive 
und absolute Definition von Raum gerichtet ist, und die Konstruktion,  Kontingenz 
und Parallelität von Räumen impliziert, lässt sich die Gleichzeitigkeit von 
unterschiedlichen Raumordnungsmodellen (auch die der konventionellen 
Staatsterritorialität neben anderen) und die Existenz sich überlappender Räume 
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erklären. Der theoretischen Auseinandersetzung mit konkurrierenden 
Raumordnungen kann also durchaus ein bzw. das gleiche Raumverständnis 
(verschiedene Perspektiven umfassend) zugrunde gelegt sein. Die Container-
Auffassung im herkömmlichen Verständnis schließt Vielfalt und Veränderlichkeit 
von Räumen aus und ignoriert den prozessualen Charakter von Verräumlichungen. 
Folgt man der „Spatial Turn“-Debatte, ist die Verabschiedung des Container-
Konzepts zwingend. Reflektierendes Container-Denken analog zu Schroer (2006) – 
der Territorialstaat als (historischer, wandelbarer, erzeugter) Container (der 
(zumindest vermeintlich) an der klaren Abgrenzung eines Innen und Außen festhält) 
neben anderen Räumen – lässt sich in eine „Spatial Turn“-Perspektive integrieren 
und trägt nicht notwendigerweise zur Konkurrenz von Raumverständnissen selbst 
bei. 
Wichtig ist in jedem Fall die Betonung des prozessualen Charakters von 
Raumkonstituierung, der permanenten Erfindung und Neuerfindung des Raums 
sowie der Pluralität räumlicher Bezüge (vgl. Schroer 2006: 223-225). Aus der 
Pluralität räumlicher Bezüge schlussfolgert Schroer (2006) allerdings eine größere 
Wählbarkeit derselben. Raum gewinnt durch die Vergleichsmöglichkeiten mit 
anderen Räumen an Relevanz. Durch so bedingte Standortwettbewerbe zwischen 
Wirtschaftsunternehmen, von Regierungen, Staaten und Städten vollzieht sich eine 
Spezialisierung und Diversifizierung des Raums (vgl. Schroer 2006: 223). 
Problematisch erscheint, aus der Pluralität von Räumen und deren Diversifizierung 
eine generelle Raumwahl (vgl. Schroer 2006: 224) abzuleiten. Die Wahlmöglichkeit 
von Standorten lässt sich nicht damit gleichsetzen, Raum im Sinne unterschiedlicher 
Ordnungsmodelle zu wählen. Während sich der Zugang zu Standorten sicherlich 
vervielfältigt hat und eine Situation von wachsender Konkurrenz durch 
Alternativstandorte gegeben ist, stehen Regionen, die nachhaltigen gesellschaftlichen 
Transformationsprozessen unterlegen sind (und sich vom herkömmlichen 
Ordnungsmodell unterscheiden), kaum vor einer Situation von Wahl oder zur 
Verfügung stehender Alternativen. Neue soziale Räume reflektieren andere 
historische und soziale Kontexte, die eben nicht zur Herausbildung 
territorialstaatlicher Raumordnung nach westeuropäischem Vorbild geführt haben. In 
Interaktion mit der dominant gewesenen Staatenordnung, in Adaptionsversuchen 
derselben und unter den Bedingungen von Globalisierungsprozessen bilden sich 
andere, in diesem Sinne alternative Raumordnungen heraus (vgl. dazu Kapitel 2.3). 
Schroer (2006) behauptet: 
Auch wenn wir das Container-Modell noch so oft und beredt 
verabschieden: Die aktuellen politischen Ereignisse zeigen, dass noch 
immer nach seiner Logik gehandelt wird (Schroer 2006: 222). 
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Offenkundig ist, dass die globale Welt, trotz vielfältiger und heterogener Ent- und 
Verräumlichungsprozesse, nach wie vor durch das „sovereignty game“ (Agnew 
2009a) bestimmt ist und de facto staatliche Gebilde nach internationaler 
Anerkennung konventioneller Souveränität streben, um Teil dieses Spiels zu sein. 
Fraglich ist aber, was, wie oben diskutiert, tatsächlich zu verabschieden versucht 
wird – das Absolutheitsverständnis von Raum gleich souveräner Territorialstaat oder 
dessen Ordnungsmodell selbst. Ein neues Raumverständnis hat sich bislang kaum 
konsequent und über wissenschaftliche Disziplingrenzen hinweg durchsetzen 
können. Staatszentristische sozial- und politikwissenschaftliche Forschung ist, wie 
unter 2.1 aufgezeigt, durchaus beständig. Bestand hat empirisch – entgegen den 
Proklamationen von Globalisierungs- und Deterritorialisierungsansätzen zum 
Untergang des Staates respektive Ende des Raums (vgl. dazu Kapitel 2.2.2) – auch 
das herkömmliche Raumordnungsmodell, jedoch als eines unter anderen (so auch 
Schroer 2006: 187-188). Geklärt werden sollte darüber hinaus, nach welcher Logik, 
zuvor wie gegenwärtig, effektiv gehandelt wurde und wird. Während an der 
Container-Vorstellung (am herkömmlichen Verständnis von Souveränität) 
(rhetorisch) festgehalten wird, folgen internationale Akteure nur noch bedingt ihrer 
(Handlungs)Logik, indem sie bspw. längst mit Vertretern neuer Souveränitätsformen 
interagieren und kooperieren. Zudem macht Agnew (1994, 2005, 2009a, b) darauf 
aufmerksam, dass auch in der Vergangenheit nicht so exakt und ausschließlich nach 
der Logik respektive Strategie der territorialen Souveränität gehandelt worden ist. 
Agnew (1994) konstatiert vielmehr die Normierung eines Ideals und dechiffriert mit 
der „territorial trap“ drei Mythen der Territorialität (vgl. 2.2.2). 
Hieran anknüpfend greift das folgende Unterkapitel die Phänomene Territorialität 
und Souveränität unter dem Aspekt der Globalisierung auf und stellt dem 
herkömmlichen Souveränitätsverständnis die Entflechtung von Souveränität und 
Territorialität sowie das Konzept der effektiven Souveränität entgegen. 
2.2.2 Territorialität und (effektive) Souveränität im internationalen System- 
und Globalisierungskontext 
Die herkömmliche Sicht der Sozialwissenschaften, insbesondere der 
Politikwissenschaft im Rahmen der realistischen und neorealistischen Schule der IB, 
privilegiert als Analyseeinheit eine historisch spezifische Ausprägung der 
Organisation von Menschen, die des souveränen Staates. Das Miteinander der 
Gesamtheit aller Staaten wird, zurückgehend auf die Friedensschlüsse zur 
Beendigung des Dreißigjährigen Krieges und die sich im Anschluss herausbildende 
internationale Ordnung, als „Westfälisches System“ souveräner Nationalstaaten 
imaginiert. Die Geschichte der globalen Ordnung ist daher vor allem auch die 
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Geschichte der Naturalisierung der Nationalstaaten und des internationalen 
Staatensystems (ganz im Sinne Luhmanns) bzw. der Überbürdung des Nationalen 
über alle anderen räumlichen Einheiten: 
By the middle of the nineteenth century, in the face of growing global 
interrelations, a specific hierarchy of space had begun to assert itself, 
though slowly and in the face of continuous contestation. In this 
hierarchy, the national subjugated all other spatial units because it 
appeared to be the most effective source of sovereignty. During that 
period, local, regional, continental and international references of 
human actions also mattered, but their formative power was 
substantially limited (Middell & Naumann 2010: 150). 
Die Komplexität globaler Ströme und Formen der Kontrolle auf ein Modell 
reduzierend (vgl Middell & Naumann 2010: 166), wird westeuropäische bzw. 
„Westfälische“ Staatlichkeit für die gesamte Welt angenommen bzw. vorausgesetzt 
(vgl. Kraxberger 2007) und zur dominierenden Version von Ordnung über die Welt 
erhoben (vgl. Middell & Naumann 2010: 166).8 Ebenfalls die Dominanz des 
Nationalstaates historisch herleitend, hebt Agnew (2009b) das Model des Staates als 
rigides territoriales Unternehmen hervor. Er verweist auf „territory“ als 
vermeintliche Lösung für die frühmodernen europäischen Krisen politischer 
Machtausübung, das zum Leitmotiv moderner Nationalstaatlichkeit überall geworden 
ist: 
Formalized with the Peace of Westphalia in 1648 and then boosted by 
the American and French Revolutions at the end of the eighteenth 
century with their stress on territorial/national unity, […], the model 
state was a rigidly territorial enterprise. As a result, for the ideal-type 
modern state there can be neither overlaps in authority nor ambiguity 
in territorial sovereignty. […] Territory, the putative solution to the 
early-modern European crisis in political authority, thus became the 
leitmotif of modern ‘nation’-statehood everywhere (Agnew 2009b: 
64). 
Die Theorie der IB thematisiert die Territorialität von Staaten überwiegend 
hinsichtlich der Persistenz oder Obsoleszenz des Territorialstaates als 
unveränderbare Einheit, anstatt seine Bedeutung in unterschiedlichen historisch-
geographischen Kontexten zu debattieren. Der ausschlaggebende Aspekt einer 
Definition von Staatlichkeit ist die eindeutige Demarkation eines Territoriums, in 
                                                 
8 Zur überbürdenden Ausbreitung des europäischen Modells von Nationalstaatlichkeit vgl. auch 
Agnew 2009 und Meyer et. al. 1997; vgl. Krasner 1993 zu einer Kritik an der Perspektive auf den 
Westfälischen Frieden als Wendepunkt hin zu einer neuen internationalen Ordnung). 
25 
 
welchem der Staat seine Macht ausübt. Die geographische (Ein-)Teilung der Welt in 
sich voneinander abgrenzende territoriale Staaten dient dazu, den Forschungsrahmen 
zu definieren. Fokussierung erfahren dabei die Beziehungen zwischen 
Territorialstaaten, während die Prozesse innerhalb territorialer Staatsgrenzen 
unberücksichtigt bleiben. Staat und Gesellschaft gelten als innerhalb dieser Grenzen 
verbunden, alles außerhalb bezieht sich ausschließlich auf andere Staaten (vgl. 
Agnew 1994: 53; vgl. auch Brenner 1999; Albert 1998). Nach Agnew (1994) führten 
drei geographische Annahmen innerhalb der Theorie der IB zur Privilegierung einer 
territorialen Konzeption des Staates und dabei in eine „territorial trap“. 
1. Staatsterritorien werden als feste Einheiten souveränen Raums gedacht. Dies 
bewirkt eine Dehistorisierung und Dekontextualisierung der Prozesse von 
Staatsformation und Staatsdesintegration. 
2. Die Gegenüberstellung und Polarisierung von innen und außen sowie von national 
und international verdecken jene Interaktionen von Prozessen, welche auf 
unterschiedlichen Ebenen stattfinden. 
3. Der Territorialstaat wird als der Gesellschaft vorherig existierend betrachtet sowie 
als Container von Gesellschaft. Dies führt zu einem Verständnis von Gesellschaft als 
einem nationalen Phänomen und der Manifestierung einer territorialen Definition 
von Gesellschaft (vgl. Agnew 1994: 59, 69). 
Agnew (1994) beschreibt die territoriale Falle als zirkulär und kumulativ. Die 
geographischen Annahmen interagieren, um sich gegenseitig bekräftigende 
Darstellungen in der (realistischen, neorealistischen, idealistischen) internationalen 
politischen Ökonomie zu produzieren. Diese Darstellungen sind staatszentristisch 
und der von Staaten okkupierte Raum zeitlos. So ist die Identität von Staat und 
Gesellschaft nur aufgrund der Annahme staatlich territorialer Souveränität möglich; 
territoriale Souveränität ist gleichermaßen der Gegenüberstellung von innen und 
außen inhärent: „Theorizing is thus put beyond history by its geopolitical 
assumptions“ (Agnew 1994: 73). Die Assoziation von Souveränität und 
Territorialität war zur unangefochtenen Logik des 20. Jh. geworden (vgl. Agnew 
2009b: 48). Territorialität stellt jedoch nur eine Form von Räumlichkeit dar und nur 
eine Weise, wie Raum sozial konstituiert und politisch mobilisiert wird. Politische 
Herrschaft bleibt nicht beschränkt auf Staaten und staatliche Herrschaft manifestiert 
sich nicht notwendigerweise ausschließlich territorial. Selbst wenn politische 
Herrschaft territorial ist, was sie nicht zu sein braucht, impliziert Territorialität nicht 
notwendigerweise Praktiken absoluter gegenseitiger Ausschließung. Territorialität 
bzw. die Strategie, Territorium für politische, soziale und ökonomische Ziele zu 
beanspruchen, hat sich in manchen historischen Kontexten stärker entwickelt und 
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ausgeprägt als in anderen (vgl. Agnew 1994: 53, Agnew 2005: 441-442, Agnew 
2009b: 27; Ruggie 1993: 149). 
[T]he territory associated with statehood is only one type of spatiality, 
or way in which space is used, rather than the one monopolizing its 
employment. […] territoriality is the strategic use of territory to attain 
organizational goals, including actors other than states. But it is only 
one way of organizing space socially and politically (Agnew 2009b: 
29). 
Demzufolge gilt es, Souveränität oder souveräne Staatsterritorialität als historisch 
spezifische, räumliche Organisation von Macht zu verstehen, nicht als 
unveränderbares Prinzip der internationalen politischen Ökonomie (vgl. Hudson 
1999: 89-90). Auch Bierstecker und Weber (1996b) definieren Souveränität als 
historisch kontingente soziale Kategorie und somit entgegen ihrer häufigen 
Konnotation als inhärente Qualität von Staatlichkeit (vgl. Bierstecker & Weber 
1996b: 12). Zu Beginn der Moderne ist Souveränität von der Person des Monarchen 
auf das Territorium und die Institutionen des Staates übertragen worden (vgl. Agnew 
1994: 61). 
Agnew (1994) schlägt ein alternatives Modell zu dem der Staatssouveränität vor. Er 
identifiziert vier „sovereignty regimes“, welche aus der unterschiedlichen 
Kombination zentralstaatlicher Autorität und dem Grad politischer Territorialität 
resultieren. Entgegen der dominanten konzeptuellen Verbindung von Souveränität 
und Staatsterritorialität sei effektive Souveränität nicht so exakt territorialisiert. 
Souveränität – im Sinne sozial konstruierter Praktiken politischer Autorität – „may 
be exercised nonterritorially or in scattered pockets connected by flows across space-
spanning networks“ (Agnew 2005: 441). Nach Agnew (2009b) kann es also 
ausschließlich de-facto-Souveränität geben, d. h. die de-facto-Ausübung politischer 
Autorität auf unterschiedlichen territorialen Ebenen ebenso wie innerhalb nicht-
territorialer Arenen: 
My claim is that de facto sovereignty is all there is when power is seen 
as circulating and available rather than locked into a single 
centralized site such as ‘the state’ (Agnew 2009b: 6-7). 
Agnew (2009b) entwickelt das Konzept der effektiven Souveränität 
[…] to argue that any particular state necessarily participates in one 
or several sovereignty regimes that exhibit distinctive combinations of 
central state authority and territoriality (Agnew 2009b: 9; mit dem 
Begriff der ‘sovereignty regimes’ Bezug auf Grovogui 2002). 
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Entsprechend dieses Ansatzes ist Souveränität weder grundsätzlich territorial noch 
ausnahmslos oder unveränderlich staatsbasiert: 
[…], sovereignty is made out of the circulation of power among a 
range of actors at dispersed sites rather than simply emanating 
outward from an original and commanding central point such as an 
abstracted ‘state’ (Agnew 2009b: 9). 
Internationale Politik halte allerdings an dem Ideal von Staatssouveränität fest: „All 
states are engaged in a ‘game’ of sovereignty to negotiate a position relative to other 
states using sovereignty claims to back it up“ (Agnew 2009b: 79, Bezug auf Werner 
& Wilde 2001). Die tatsächliche Praxis von Staatssouveränität unterscheidet sich 
aber deutlich von ihrem mythischen Ideal und hat sich bereits in der Vergangenheit 
von diesem unterschieden. „‘Sovereignty’ is a tool in debate and conflict more than 
an actual condition“ (Agnew 2009b: 79, Bezug nehmend auf Sheehan 2006). Zwei 
wesentliche Aspekte von konventioneller Souveränität betreffen die Anerkennung 
durch andere Staaten als gleichwertig sowie deren territoriale Integrität (Kontrolle 
über Grenzen und Entscheidungsautonomie) (Agnew 2009b: 78-79). Agnew (2009b) 
verweist bspw. darauf, dass die Norm territorialer Integrität lange systematisch 
verletzt worden ist und damit ihr Status als Norm selbst problematisch wird: 
[…] the main point is that most states have never been immune to 
massive external influences and are ever less so. Sovereignty has 
always been ‘shared’ with other actors, foreign and domestic (Agnew 
2009b: 82). 
Problematisch erscheint diesbezüglich auch der Umgang der ehemaligen 
Kolonialmächte mit den Staaten Afrikas: 
Into the political vacuum [resulting from civil wars, brutal 
dictatorship, and client regimes for foreign powers], former colonial 
states such as France, the U.S., and Britain have not been afraid to 
step, at least on occasion, and when it suits their governments of the 
day. Consequently, a new sort of noblesse oblige, labeled as 
humanitarian intervention, has openly challenged the conventions of 
international legal sovereignty (Agnew 2009b: 86). 
Seit deren Unabhängigkeit in den 1960er und 1970er Jahren sind afrikanische 
Staaten in Bezug auf Souveränität nicht als gleichwertig mit den europäischen und 
anderen „richtigen“ Staaten betrachtet worden. „So it is not simply the absence of 
internal efficacy but also the external lack of respect or serious recognition that 
undermines more effective African statehood“ (Agnew 2009b: 86). 
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Auch die IB-Forschung zu Afrika problematisiert die ungleichen Bedingungen von 
Souveränität und die Inkorporierung der Staaten Afrikas als „Quasi-Staaten“ in das 
internationale Staatensystem und damit in das „sovereignty game“. Als „Quasi-
Staaten“ werden nach Jackson und Rosberg (1982) jene Staaten bezeichnet, die einen 
Mangel an substantiellen empirischen Kriterien von Staatlichkeit aufweisen, von 
anderen Staaten und internationalen Institutionen aber als solche anerkannt werden. 
Diese theoretische Differenzierung in de facto und de jure souveräne Einheiten bzw. 
in positive und negative Souveränität hat dabei letztlich die wesentlichen Postulate 
der IB-Theorie gestützt (vgl. Mac Lean 2001: 148). Obwohl afrikanische Staaten nur 
eingeschränkte Formen von Souveränität ausübten [juridical statehood], analysieren 
IB-Debatten diese nach wie vor mit einem Fokus auf Staaten als Analyseeinheiten 
(Engel & Olsen 2010: 3). Reno (2001) versteht negative Souveränität als ein 
ambivalentes Instrument der Inkorporierung weiter Teile der Welt in ein, sich im 
Zuge der Dekolonisation ausdehnendes, internationales System, das nicht zuletzt den 
Zugang externer Firmen und die Sicherung wirtschaftlicher Interessen ermöglichte 
(vgl. Reno 2001: 203). Umgekehrt verweist Dunn (2001) auf die diskursive Strategie 
afrikanischer Eliten, den dominanten Staatsdiskurs mitzutragen, um auf legitime 
Weise Ressourcen von der internationalen Gemeinschaft beziehen zu können (vgl. 
Dunn 2001: 60-61). Nach Clapham (1998) hat „Quasi-Staatlichkeit“ dazu geführt, 
dass schwache Staaten dem Kriterium der Souveränität besondere Bedeutung 
beigemessen haben. Ausdruck dessen sei die unbedingte Behauptung existierender 
Grenzen, deren juridische Rekonsolidierung, sowie die Insistierung auf dem Prinzip 
der Nicht-Intervention in die inneren Angelegenheiten von Staaten (vgl. Clapham 
1998: 145; vgl. auch Lawson 2003: 42, 43). Dabei handelte es sich weniger um eine 
Internalisierung dominanter Werte des westfälischen Systems als um die Übernahme 
dieser Werte als Ergebnis einer instrumentellen Anerkennung dessen, was sie zu 
Steigerung ihrer Macht haben leisten können: „[…] an emphasis on sovereignty, […] 
was critically important to them because they had so few cards to play“ (Clapham 
1998: 145). So stellten das Prinzip der Nicht-Intervention und die Respektierung 
existierender Grenzen keine operativen Regeln des Agierens afrikanischer Staaten 
dar (vgl. Clapham 1998: 145). Im Grunde sind die Beharrung auf dem Kriterium 
absoluter Souveränität und die Anerkennung von außen vor allem Ausdruck der 
Erkenntnis dessen, dass afrikanische Staaten ihre Territorien nicht kontrollieren 
können würden (vgl. Lawson 2003: 43). Mangelnde Kontrolle über Territorium, das 
Fehlen eines zentralisierten Gewaltmonopols und ungenügender Rückhalt aus der 
Bevölkerung stellten die realen Gegebenheiten afrikanischer Staaten dar: „This lack 
of positive sovereignty is basically equivalent to say that statehood in many parts of 
Africa was and still is an illusion“ (Engel & Olsen 2006: 10). In Abgrenzung zu einer 
dichotomen Unterscheidung staatlicher Qualitäten wie bei Jackson und Rosberg hält 
Clapham (1998) eine Differenzierung von Staaten für angemessener, nach welcher 
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alle Staaten auf einer Kombination externer Anerkennung und innenpolitischer 
Macht beruhen. Dabei wird auch die Tatsache berücksichtigt, dass die Bestandteile 
dieser Verbindung von Fall zu Fall stark variieren mögen. „Degrees of statehood“ als 
relatives Konzept von Staatlichkeit impliziert, dass sich die weltpolitische Ordnung 
aus einer Menge von Machtstrukturen formiert, welche ungeachtet ihrer formellen 
Bezeichnungen zu einem größeren oder geringeren Ausmaß staatliche Strukturen 
aufweisen (vgl. Clapham 1998: 143-144, 157).9 
De facto ist also eine unterschiedliche Wertigkeit von Souveränität angelegt worden: 
„[…] what matters most is that we continue to live in a world in which some states 
are more sovereign than others“ (Agnew 2009b: 88). Das bedeutet dennoch nicht, 
dass die stärkere Souveränität ausschließlich territorial und zwingend ausgeübt wird: 
Rather, it can be exercised through both command and assent over 
spatial networks that are either more or less territorialized. So, under 
U.S. hegemony the world as a whole has become increasingly open to 
material transactions, populations flows, commodity chains, and 
financial dealings that cannot be accounted for using the conventional 
language of sovereignty understood in totally territorial terms (Agnew 
2009b: 88). 
Die Souveränitäts- respektive Territorialisierungsmythen prägen nach wie vor die 
Praxis des internationalen Systems. Empirisch waren sie stets problematisch und sie 
sind im Zuge fortschreitender Globalisierung zunehmend problematisch geworden: 
„The very grammar of sovereignty as rooted in its territorializing myths is a powerful 
barrier to seeing the world in all of its complexity“ (Agnew 2009b: 91). 
Das dominierende exklusive Verständnis von Souveränität hat im 
Globalisierungsdiskurs zunächst ein Entweder-Oder-Denken in Bezug auf 
Staatssouveränität bewirkt - „either absolute state territorial sovereignty or a 
globalised world without sovereignty“ (Agnew 2009b: 6; Agnew führt verschiedene 
Globalisierungsmythen aus, die zu dieser Perspektive beigetragen haben). Es handelt 
sich dabei nicht um empirische Unwahrheiten in der Perzeption von 
Globalisierungsprozessen, sondern um systematische Übertreibungen des Ausmaßes, 
in welchem sich die Welt in den zurückliegenden Jahren verändert hat (vgl. Agnew 
2009b: 13). Grundlegend verändert haben sich jedoch die Raumpraktiken – die Art 
und Weise, in welcher Raum produziert und verwendet wird. Territorialstaaten und 
nichtstaatliche Akteure agieren in einer Welt, in der Staatsgrenzen kulturell wie 
wirtschaftlich durchlässiger geworden sind. Durchlässiger für Ströme 
                                                 
9 Vgl. auch Engel & Olsen 2006 zu Re-Konzeptualisierung von Staatlichkeit und begrenzte 
Staatlichkeit; zum Stand der IB-Forschung zu Afrika vgl. weiter Clapham 1996; Taylor & Williams 
2004; Dunn & Shaw 2001; Ferguson 2006; Tarrósy & Szabó & Hyden 2011. 
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unterschiedlichster Art, welche aus Netzwerken von Macht hervorgehen, die nicht 
durch singuläre territoriale Repräsentationen von Raum bestimmt sind (vgl. Agnew 
1994: 72; vgl. auch die „flows“ nach Appadurai 1996). Globalisierungstheorien 
haben zunächst einseitig die Prozesse von Phänomenen der Deterritorialisierung 
fokussiert und dabei die These von der wachsenden Irrelevanz des Staates, vom Ende 
des Raums sowie von der Herausbildung einer grenzenlosen Welt und der globalen 
Homogenisierung entwickelt. Solche Annahmen verwechseln Staatsterritorialität mit 
Raum in seiner Gänze (vgl. Agnew 1994: 73); dialektische Prozesse der Ent- und 
Verräumlichung bleiben aus diesem Blickwinkel unbeachtet. Die gegenwärtige 
Umgestaltung der weltpolitischen Formation kann entlang von De- und 
Reterritorialisierungen (Brenner 1999; Engel & Middell 2005; Middell & Naumann 
2010), von „re-scaling“ und „re-valuing“ (Hudson 1999) und im Hinblick auf den 
Bedeutungswandel von Grenzen (Paasi 1998; Newman & Paasi 1998; Newman 
2006a, b) adäquater beschrieben werden. Soziale Prozesse sind einem Wandel 
unterzogen, gleichsam verändert sich die räumliche Organisation von Macht und 
sozialen Beziehungen. Diese wechselseitige Einflussnahme verdeutlicht Hudson 
(1999) wie folgt: 
It is a landscape of places and actors; a landscape which is reshaped 
by actors within it, at the same time as the actors’ behavior is shaped 
by the existing landscape; […) (Hudson 1999: 91). 
Auch Brenner (1999) stellt heraus, dass Globalisierungsforschungen, die auf das 
Schrumpfen und die Auflösung von Staatsterritorialität und von Geographie als 
Folge von Deterritorialisierungsprozessen abheben, ihrem Anspruch, mit 
staatszentrierten geographischen Annahmen zu brechen, nicht gerecht würden. Denn 
das Konzept von Staatlichkeit gänzlich zu negieren bedeute, der Analyse neu 
aufkommender, reterritorialisierter Formen von staatlicher Macht und assoziierter 
politischer Geographien auszuweichen. Brenner (1999) versteht Globalisierung als 
vielschichtigen Prozess von Reterritorialisierung, wobei Staaten weiterhin eine 
bedeutsame Rolle zufällt: „[…] globalization is theorized […] as a reconfiguration of 
superimposed social spaces that unfolds simultaneously upon multiple geographical 
scales“ (Brenner 1999: 42, zuvor vgl. Brenner 1999: 41-42).Zusammenfassend 
definiert er Globalisierung als 
[…] dialectical interplay between the endemic drive towards space-
time compression under capitalism (the moment of 
deterritorialization) and the continual production of relatively fixed, 
provisionally stabilized configurations of territorial organization on 
multiple geographical scales (the moment of reterritorialization) 
(Brenner 1999: 43). 
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Der Rhetorik vom Verschwinden der Grenzen in einer „world of flows“ stellt Paasi 
(1999) das Erfordernis von mehr Sensibilität und größerem Bewusstsein für den 
Bedeutungswandel von Grenzen gegenüber. Grenzen sind als Teil des Prozesses von 
„place-making“ ein Mittel der Organisation von sozialem Raum. Fragen von Macht, 
Wissen, „agency“ und sozialen Strukturen sind für ein solches Verständnis von 
Grenze zentral. Offenkundig ist bzw. wird bei deren Beantwortung sein: „[…] 
traditional territoriality is increasingly turning into territorialities; i.e. more vague, 
overlapping spaces of dependencies and constellations of power“ (Paasi 1999: 86; 
vgl. Paasi 2008). Entgegen des traditionellen Verständnisses von Grenzen als 
physikalische Linien, welche politische, soziale und ökonomische Räume separieren, 
geht es nun weniger um die Grenze an sich: 
Only more recently we began to understand that it is the bordering 
process, rather than the border per se which affects our lives on a 
daily basis, from the global to the national and, most significantly, at 
the local and micro scales of sociospatial activity (Newman & Paasi 
1998; vgl. zu einem veränderten Verständnis von Grenzen auch 
Newman 2006b: 144). 
Die aufgezeigten Perspektiven bringen ein Globalisierungsverständnis hervor, nach 
welchem sich Globalisierungsprozesse durch räumliche Differenzierung anstelle von 
Homogenisierung kennzeichnen und dabei den Kontext für Fragmentierung und 
Lokalisierung schaffen. Auch kritische Globalgeschichte widerspricht der 
Homogenisierungsthese sowie auch der Auffassung über eine eindeutige Dialektik 
von global vs. lokal: 
[…] this [global] integration has not led to a homogenization of the 
world, as some have expected, nor to a clear-cut dialectic of ‘global’ 
vs. ‘local’. Current globality seems to be characterized by a 
constantly refreshing integrative dynamic that simultaneously 
‘fragment[s] the world even as it [becomes] one’, renews differences, 
and creates a ‘radically unequal but also radically decentred world’ 
(Middell & Naumann 2010: 153, Bezug auf Geyer & Bright 1995). 
Die Welt, welche im Prozess ist zu entstehen, ist mit der alleinigen Bezugnahme auf 
„fixed territorial spaces“ nicht adäquat erklärbar. Die Idealisierung des 
Territorialstaates verdeckt die Sicht auf globale Ordnung(en), in welcher bzw. in 
welchen sich die Rolle des Staates wandelt. Notwendig sei es daher, Aufmerksamkeit 
für die Quellen von Herrschaftsexpansion jenseits des Staates und für die 
Abschwächung von Territorialität als primäre Weise geographischer Organisation 
von Souveränität zu erzeugen (vgl. Agnew 1994: 75-77; Agnew 2005: 438). 
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The present unbundling of territorial sovereignty can be interpreted 
as a reversion to multiple perspectives – and this as a reconstruction 
of views of spaces (Agnew 1995: 104; vgl. auch Agnew 2005: 456 und 
Ruggie 1993: 159). 
2.3 Von einer „Bruchzone der Globalisierung“ zu neuen 
„Territorialisierungsregimen“: Die Herausbildung von Afrikas 
neuen sozialen Räumen im globalen Kontext 
In der Vergangenheit wurden Genese und Charakter der unter 2.2.2 diskutierten 
globalen Ordnung des internationalen Systems von Territorialstaaten bereits von 
Vertretern der Globalgeschichte in Zweifel gezogen (vgl. Opello & Rosow 2004). In 
der Geschichtswissenschaft versuchen Vertreter einer neuen Globalgeschichte, Welt 
und Räume zu einander in Beziehung zu setzen, um so die selbstverständlich 
gewordene Wahrnehmung der Welt als Ganzes sowie der dazugehörigen Räume zum 
Gegenstand historischer Analyse zu machen (vgl. Schröder & Höhler 2005: 19). Mit 
dem dortigen Rückgriff auf die Kategorie Raum ergibt sich eine Fülle von Fragen, 
die das Denken in globalen Bezügen neu und anders zu historisieren erlauben. Eine 
solche Historisierung setzt die Vorstellung von der Welt als Ganzes gerade nicht 
voraus, sondern will im Gegenteil zeigen, wie historisch variabel, wie brüchig, wie 
heterogen und wie lokal solche Vorstellungen der Einheit, Gesamtheit und 
Geschlossenheit der Welt sind und wie eng sie an spezifische Akteure sowie deren 
Praktiken gebunden sind: 
Globalgeschichte als Raumgeschichte zu fassen bedeutet demnach, 
eine Kulturgeschichte der Globalität zu schreiben, die der häufig 
unkritisch angenommenen Universalität globaler Referenzen ihre 
historische Partikularität entgegenhält (Schröder & Höhler 2005:12). 
Middell und Naumann (2010) diskutieren Globalgeschichte vor dem Hintergrund des 
„Spatial Turn“. Sie plädieren für einen Ansatz von Globalgeschichte, der 
gegenwärtige Globalisierung entlang der Untersuchung historischer Strukturen von 
Räumlichkeit und Verräumlichung sowie von deren fortwährender Neuverhandlung 
fokussiert (Middell & Naumann 2010: 169, 149-170): 
[...] history – and global history, in particular – should contribute to a 
better understanding of contemporary globalization. It can do so by 
providing categories that explain today’s uncertainty of spatial levels 
for social and political actions and the patterns of spatiality of 
political sovereignty and that relieve the burden of a spatial hierachy 
based on the dominance of the national that resulted in 
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methodological nationalism and Eurocentrism (Middell & Naumann 
2010: 153). 
Wie das voran stehende Kapitel bereits zeigen sollte, wird nun auch über die aktuelle 
Phase dieser Ordnung und ihre Grundlagen debattiert. Denn empirisch lässt sich seit 
den 1960er Jahren beobachten, dass das ab Mitte des 17. Jahrhunderts etablierte 
dominante Territorialitätsregime (zum Begriff vgl. Maier 2006) – also das 
Miteinander souveräner Nationalstaaten in einem internationalen System von 
Staaten – sich nachhaltig zu verändern scheint. Angesichts des Bedeutungsanstiegs 
nichtstaatlicher Akteure (multinationale Konzerne, internationale Organisationen, 
Nichtregierungsorganisationen usw.), diskutieren Vertreter der ersten Welle der 
Globalisierungstheorien zum einen über die Konsequenzen der vermeintlich 
zurückgehenden Regelungsfähigkeit des Staates (wobei allerdings davon 
ausgegangen worden ist, dass der Staat als Organisationsform bestehen bleiben 
würde). Zum anderen thematisieren sie das vermeintliche Ende des Raums und eine 
fortschreitende Entgrenzung der Welt (vgl. hierzu die bereits diskutierten 
unterschiedlichen Globalisierungsperspektiven unter 2.2.2). Seit Beginn der 1990er 
Jahre wird das insbesondere in der Politikwissenschaft beständige Narrativ aber 
tatsächlich brüchig, weil in einigen Regionen der Welt der Staat selbst abhanden zu 
kommen droht – vor allem, aber nicht ausschließlich, in Afrika. Erstmalig hat sich 
diese qualitative Verschiebung in Somalia angedeutet, indem letztmalig 1991 eine 
Regierung den Anspruch erheben konnte, über das gesamte Staatsterritorium 
Souveränität auszuüben (vgl. dazu Kapitel 4). Auch an anderen Orten Afrikas 
brachen nach dem Ende der Blockkonfrontation, die sich, wie unter 2.1 dargestellt, 
insgesamt stabilisierend auf autokratische Herrschaft in funktional schwachen de 
jure-Staaten ausgewirkt hatte (vgl. auch Kapitel 2.2.2: Bezug auf Jackson and 
Rosberg 1982; Clapham 1998), pfadabhängig etablierte Ordnungen auf. Die „critical 
junctures“ des Kontinents – nach Villalón 1998 ein zeitlicher Bruch und 
Wendepunkt, an dem die Staaten Afrikas vor der Herausforderung zwischen 
Desintegration und Rekonfiguration standen (vgl. 2.1) – werden in der jüngeren 
Forschung zum Staat in Afrika und seiner Position in der globalen Ordnung nicht 
mehr lediglich als temporales, sondern als raum-zeitliches Spannungsverhältnis 
zwischen Fragmentierungs- und Rekonfigurationsprozessen diskutiert. Diese 
Spannung lässt sich auch als eine „Bruchzone der Globalisierung“ konzipieren, als 
historischer Raum, Moment und Arena von Globalisierung, in dem um die 
Herstellung neuer Raumbezüge gerungen wird (Engel & Middell 2005). Engel und 
Middell (2005) folgen mit diesem Konzept einer dialektischen Auffassung von 
Globalisierung entlang ihrer Prozesse der De- und Reterritorialisierung (vgl. 2.2.2). 
Aus dieser Argumentationsperspektive liegt die Betonung ebenfalls auf Vernetzung 
und Verflechtung, aber gleichermaßen auf der mit diesen Entwicklungen 
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verbundenen Suche nach Souveränität und Autonomie als Reaktion auf die 
Herausforderungen der Globalisierung (vgl. Engel & Middell 2005: 17). Middell und 
Naumann (2010) beschreiben einen dialektischen Prozess, der durch Verflechtungen 
einerseits und die Kontrolle und Regulierung eben dieser Verflechtungen 
andererseits gekennzeichnet ist: 
The crucial relevance of space in all its forms (as geography, social 
action, identity, political decision, and economic entanglement) has to 
do with a dialectical condition that is marked, on the one hand, by 
entanglements and, on the other, by attempts to control and regulate 
those same entanglemets (Middell & Naumann 2010: 165). 
Die Autoren erläutern die Beziehung von „flow and control“ als evident für den 
ökonomischen, kulturellen sowie politischen Bereich. Innerhalb des zuletzt 
genannten drückt sich diese Beziehung bspw. so aus: 
Collaboration in international regimes for the regulation of 
transnational problems is confronted by attempts to find appropriate 
forms of government to preserve agency, under conditions of global 
interconnectedness guaranteeing sovereignty (Middell & Naumann 
2010: 165). 
Mit dem Begriff der „Territorialisierungsregime“ nehmen Engel und Middell (2005), 
Engel und Olsen (2010) sowie Middell und Naumann (2010) Rückgriff auf Maier 
(1999, 2006) [Begriff des „Territorialitätsregimes“], verdeutlichen aber den 
prozessualen Charakter entstehender und sich ablösender Raumordnungen. Engel 
und Middell (2005) interpretieren das Aufbrechen der Westfälischen Ordnung in 
Afrika als Beginn eines Prozesses, in dem das vorherrschende nationalstaatliche 
„Territorialisierungsregime“ einer Ordnung weicht, die durch eine größere Pluralität 
unterschiedlicher „Territorialisierungsregime“ gekennzeichnet ist. Die Autoren 
unterstreichen mit dem Konzept der „Bruchzonen“ das Erfordernis einer gründlichen 
Diskussion geänderter Raummuster, mit welchen es die Globalisierungsforschung zu 
tun hat, und konstatieren vier qualitativ neue Prozesse: Die Erosion des westfälischen 
Systems (bzw. seines universellen Geltungsanspruchs), die Entstehung neuer 
Peripherien, die Proliferation transnationaler Akteure sowie das Aufkommen neuer 
Legitimationsstrategien. Diese Prozesse lassen sich nicht entlang dauerhafter 
Zentrums-/Peripheriepositionen erklären, vielmehr verweisen Engel und Middell 
(2005) auf die hohe Dynamik all jener Positionen (vgl. Engel & Middell 2005: 17-
20). Es handelt sich insgesamt um einen „grundsätzlichen Prozess der Auflösung 
überlieferter territorialer Muster und der Neuordnung räumlicher Bezüge politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Handelns […]“ (Engel & Middell 2005: 
14). Middell und Naumann (2010) benennen drei Merkmale, die Globalisierung als 
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zentrales, gegenwärtiges Problem indizieren und, die den Ansatz, Globalisierung als 
dialektischen Prozess von De- und Reterritorialisierung zu interpretieren, bestätigen: 
[…] – the dissolution of a hierarchical spatial order of political 
sovereignty dominated by the nation-state, the multitude of actors 
taking part in worldwide interactions, and the plurality of locations 
that are incorporated in global worldwide entanglements – […] 
(Middell & Naumann 2010: 152). 
Die Vielfalt von Raumbezügen, die Akteure de facto auf ganz unterschiedlichen 
Ebenen für ihr Handeln herstellen, dient als Ausgangspunkt für die von Engel und 
Middell (2005) vorgeschlagene Untersuchung von Globalisierung anhand ihrer 
„Bruchzonen“: 
Die rasante Neusegmentierung der Welt und die Mehrdeutigkeit der 
Raumbezüge sind außerordentlich wichtige Charakteristika der 
Weltgeschichte im Zeitalter der Globalisierung. Sie sollten deshalb 
den Kern einer Globalgeschichtsschreibung ausmachen, mit der die 
Geschichtswissenschaft auf den historischen Erklärungs- und 
Deutungsbedarf der Gegenwart reagiert (Engel & Middell 2005: 22). 
„Bruchzonen der Globalisierung“ oder die „critical junctures of globalization“ stellen 
neben „Territorialsierungsregimen“ und „globalen Krisen“ (vgl. Engel & Middell 
2005) bzw. neben „Territorialsierungsregimen“ und den „portals of globalization“ 
(Middell & Naumann 2010) eine von drei Kategorien für die Analyse von 
Globalgeschichte dar. Gemeinsam ist den „Bruchzonen“, dass in ihnen verschiedene 
Raumordnungen aufeinander prallen. Die häufig gewaltvollen Konflikte schränken 
politische Steuerungsfähigkeit ein. Sie sind aber auch gekennzeichnet durch 
Suchbewegungen nach neuen Raumordnungen, welche die innere Organisation von 
Gesellschaften sowie deren Verhältnis zu Nachbarn oder den Zugang zu externen 
Ressourcen betreffen. Akteure, die innerhalb einer „Bruchzone“ um neue 
Konstellationen der Raumbezüge gesellschaftlichen Handelns ringen, beziehen sich 
auf einen gesellschaftlichen Zusammenhang und seine grenzüberschreitenden 
Vernetzungen und suchen insofern nach einer (erneuerten bzw. stabilisierten) 
Relationierung von Teil (einzelne Gesellschaft) zu Ganzem (globaler 
Vernetzungskontext) (vgl. Engel & Middell 2005: 25-27). Im Vergleich zum 
Konzept der „Territorialität“ reduziert das Konzept der „critical junctures“ die 
Räumlichkeit politischer Souveränität nicht auf begrenztes Territorium: 
The concept of critical junctures allows us to understand forms of 
territorialization and the increasing importance of interconnectedness 
in conflicts on a global scale, and introduces the aspect of power 
relations into the narratives of modern global history. […] In 
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comparison to the concept of territoriality, the concept of critical 
junctures includes broader dimensions of space (political, economic, 
social, imagined, and so forth) and links with debates on recent global 
trends and new spatializations among geographers and in other 
disciplines. It does not reduce the spatiality of political sovereignty to 
bounded territory (Middell & Naumann 2010: 169). 
 
Engel und Middell (2005) beschreiben Afrika bzw. Afrikas zerfallende Staaten als 
eine „Bruchzone der Globalisierung“. Seit den 1990er Jahren sind in dort 
lokalisierten „Bruchzonen“ Ordnungen jenseits des Staates entstanden. Diese stellen 
eine Herausforderung des westfälischen Systems souveräner Nationalstaaten dar: 
Innerhalb ansonsten vielfältiger Globalisierungsprozesse stellen sie 
[Afrikas ‚zerfallende Staaten‘] eine Arena dar, in der etablierte 
Raumordnungen, die unabhängig ihres empirischen Gehalts bislang 
gemeinhin als ‘Staat‘ gedacht worden sind, in Frage gestellt und 
zumeist gewaltsam abgelöst werden (Engel & Middell 2005: 38: 
Bezug Mbembe 1999). 
Die „Bruchzonen der Globalisierung“ in Subsahara-Afrika (SSA) stellen aus dieser 
Perspektive eine von drei dominanten Erscheinungsformen des internationalen 
Systems dar: Sie ergänzen die Ebene des westfälischen Systems von souveränen 
Nationalstaaten und koexistieren mit nur wenig Verknüpfungen parallel zur 
hyperglobalisierten Ebene der transnationalen Bürokratien und Ökonomien. Die 
„Bruchzonen“ zeichnen nicht die Zukunft des internationalen Systems, 
möglicherweise sind sie aber zu einem integralen Bestandteil eines de facto stärker 
differenzierten internationalen Systems unterschiedlicher „Territoialisierungsregime“ 
geworden. Optimismus zeigen Engel und Middell (2005) in Hinblick darauf, dass 
Veränderungen des zugrunde liegenden „Territorialisierungsregimes“ nicht nur die 
Wahrnehmung der „Bruchzonen“ verschiebt, sondern auch die Chance einer 
Bewältigung der damit einhergehenden gesellschaftlichen Erschütterungen 
beinhaltet. Zentral bleibt dabei die Frage des Übergangs zu neuen 
„Territorialisierungsregimen“ (vgl. Engel & Middell 2005: 39-42). 
Afrikas neue soziale Räume 
Afrikas „Bruchzonen der Globalisierung“ sind Ausdruck davon, dass Teile des 
afrikanischen Kontinents eine andere globale Subordnung herausbilden und dabei die 
Bedeutung von Souveränität verändern bzw. vervielfältigen: „Today, authority in 
Africa is increasingly exercised beyond the state and thus the meaning of sovereignty 
is changing“ (Engel & Olsen 2010:3). 
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Mbembe (2002) diskutiert neue Formen von Territorailität und unerwartete Formen 
von Lokalität. Von Trotha (2000, 2005) beschreibt neue soziale Formationen als 
parastaatliche Ordnungen. Latham, Kassimir und Callaghy (2001) fragen danach, 
wie staatliche, nichtstaatliche, lokale und externe Kräfte interagieren, um Ordnung 
und Macht bzw. Herrschaft in zahlreichen differenten Arten sozialer und politischer 
Räume zu produzieren. Entgegen der herkömmlichen analytischen Unterscheidung 
von externen und internen Kräften geht es den Autoren um die Konzeptualisierung 
und Analyse der beträchtlichen Vielfalt von Ordnungen als grenzüberschreitende 
Phänomene – von „transboundary formations“. Bezeichnend ist dabei der 
transitorische und provisorische Charakter von Ordnungen. Macht und Ordnung sind 
nicht lediglich Phänomene, die zu erkennen, bekannt zu machen oder aufzuerlegen 
wären, es sind gleichermaßen Konstruktionen, die verfolgt, produziert und 
angefochten werden können. Ordnungen entstehen nicht nur als offenkundige 
Programme, sondern auch als Folgeerscheinungen der Suche nach Sicherheit, 
Überlebenschancen oder Wohlstand. Für die Analyse von Ordnungen im 
afrikanischen Kontext ist es entscheidend, die Bandbreite an Akteuren, Prozessen 
und Kräften, welche die politischen Realitäten in Afrika hervorbringen und lenken, 
wahrzunehmen (vgl. Latham, Kassimir & Callaghy 2001: 4-13). Schlichte und Wilke 
(2000) diskutieren die Herausbildung paralleler Ordnungsstrukturen und die 
Zunahme intermediärer Herrschaft. Die zumeist gewaltsamen Konflikte des 
Kontinents sind also nicht (nur) durch den Zusammenbruch staatlicher Ordnung und 
die Etablierung von „warlord economies“ charakterisiert, sondern auch durch das 
Potenzial zur Herausbildung neuer Komplexe von „profit, power und protection“ und 
nichtstaatlicher sozialer Ordnungen (vgl. Vlassenroot & Raeymaekers 2005; 
Raeymaekers 2005; Tull 2003, 2005; Hoehne 2002, 2007). An zahlreichen Orten ist 
auch zu beobachten, dass durch die Verschränkung und Vernetzung (sozialer) 
Akteure auf lokaler, regionaler, transnationaler und/oder globaler Ebene alternative 
Strategien zur Gewährleistung von Schutz und Sicherheit ausgeprägt werden (vgl. 
Mehler 2003, 2005, 2006; Mehler & Smith-Höhn 2007). 
Folgt man der Auffassung Agnews (2005) – „effective sovereignty is not necessarily 
predicated on and defined by the strict and fixed territorial boundaries of individual 
states“ (Agnew 2005: 438; vgl. Kapitel 2.2.2) – und schlussfolgert die Entflechtung 
von Souveränität und Staatsterritorialität, lässt sich die Perspektive auf Afrikas neue 
soziale Räume öffnen, die unter dem Aspekt neuer Formen von Souveränität und der 
Legitimierungsstrategien alternativer Autoritäten in den Blick genommen werden 
können (vgl. auch Engel & Olsen 2010: 9-10). Welche Formen von 
Macht(ausübung) und Governance haben sich also in sozialen Räumen 
herausgebildet, in welchen die Legitimität des Staates herausgefordert ist, zurückgeht 
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oder nicht (mehr) existent ist (Engel & Olsen 2010:10, Bezug Kassimir & Latham 
2001)? 
Legitimierungsstrategien alternativer Autoritäten basieren auf dem Schutz vor 
staatlicher Gewalt (Elwert 1997; von Trotha 2000) oder der Organisation von 
Sicherheit und Bereitstellung öffentlicher Güter in Räumen, in welchen der Staat 
diese Aufgaben nicht oder nicht mehr übernimmt (Bakonyi 2001; Bierschenk & 
Olivier de Sardan 1999; Bates, Greif & Singh 2002; Mair 1999; Kopytoff 1987). Sie 
basieren weiterhin auf der Konfliktschlichtung und Vermittlung zwischen 
verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren (auch staatlichen und nichtstaatlichen) 
durch traditionelle Akteure (die sich als legitime Fortsetzung vergangener politischer 
Formen von Repräsentation verstehen, vgl. Engel & Olsen 2010: 10). Andere 
Formen von Autorität verzichten hingegen auf einen Legitimitätsanspruch und 
verfolgen eine Zwangsstrategie mittels Gewalt und Einschüchterung (vgl. Engel & 
Olsen 2010: 10; vgl. auch Mkandawire 2002; Waldmann 2002). 
Die verschiedenen Strategien des Regierens oder von Machtausübung jenseits des 
Staates lassen sich auch in Bezug auf ihre räumlichen sowie funktionalen 
Bestrebungen – territorial begrenzt bis unbegrenzt respektive funktional 
eingeschränkt bis umfassend – typologisieren (vgl. dazu Engel & Olsen 2010: 10). 
Engel und Olsen (2010) schlagen außerdem eine Einordnung empirischer 
Beobachtungen entlang der Unterscheidung von De- und Reterritorialisierung vor „to 
map the forces and resources of either making or un-making new spatial references 
of social order“ (Engel & Olsen 2010:11). 
Kapitel 4.2 befasst sich mit Somalias (neuen) sozialen Räumen. Dabei wird an die 
hier vorgenommene Theoriediskussion angeknüpft. Zunächst werden nachfolgend in 
Kapitel 3 die Forschungsperspektive und das methodische Vorgehen der 
Untersuchung dargelegt. 
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3. Forschungsperspektive, Methode und Design 
[T]he assumption of ‘anarchy’ beyond state borders is not an 
objective fact about the world but a claim socially constructed by 
theorists and actors operating in conditioning sites and venues […] 
which unthinkingly reproduce the assumption irrespective of its 
empirical ‘truth’ status. In doing so, of course, and if powerful 
enough, they can make it true (Agnew 2006: 4). 
Die Arbeit versteht ihren Analysegegenstand – die internationale Reaktion auf 
vermeintlichen, häufig als objektiven Fakt wahrgenommenen, Staatszerfall – nicht 
als (unpolitische) Zwangsläufigkeit und als vermeintlich alternativlos, sondern als 
Produkt fortwährender diskursiver Konstruktionen. Als solches Produkt lässt sich 
zum einen die auf diese Weise erzeugte Macht eines Status quo bzw. einer 
„empirischen Wahrheit“ nachvollziehen. Zum anderen kann auf (in diesem Fall 
pragmatisch motivierte) Abweichungen des zu untersuchenden Diskurses abgehoben 
sowie nach entsprechenden Konsequenzen – d.h. in diesem Untersuchungsrahmen 
nach sozial-räumlichen Wirkungen – gefragt werden. 
So legt Kapitel 3 zunächst die Forschungsperspektive – die der 
Wissenssoziologischen Diskursanalyse – dar (3.1). Es stellt daran anknüpfend das 
Forschungsdesign und die Methodologie der Arbeit vor (3.2). Dabei wird unter 3.2.1 
das methodische Vorgehen der empirischen Untersuchung im Hinblick auf ihren 
qualitativen Charakter erläutert. 3.2.2 umfasst die Darstellung des Forschungsdesigns 
sowie des Forschungsprozesses: Hier werden eine genaue Bestimmung des Diskurses 
vorgenommen, Fragen und Ziele der Untersuchung formuliert, Analyse- und 
Interpretationsschritte aufgezeigt, das Material der natürlichen und nicht-natürlichen 
qualitativen Daten vorgestellt und kontextualisiert sowie der Forschungsprozess und 
der eigene diskursive Standort reflektiert. 
3.1 Forschungsprogramm und -perspektive: Wissenssoziologische 
Diskursanalyse nach R. Keller 
Der Forschungsgegenstand der Wissenssoziologischen Diskursanalyse ist 
die Produktion und Transformation gesellschaftlicher 
Wissensverhältnisse durch Wissenspolitiken, d.h. diskursiv 
strukturierte Bestrebungen sozialer Akteure, die Legitimität und 
Anerkennung ihrer Weltdeutungen als Faktizität durchzusetzen. Sie 
begreift damit sozialen Wandel nicht nur als sozio-kulturellen 
40 
 
Prozess, sondern als Verschiebung von Wissensregimen (Keller 2008: 
193). 
Der empirischen Untersuchung dieser Arbeit liegt die Wissenssoziologische 
Diskursanalyse als offenes und empirisches Forschungsprogramm nach Reiner 
Keller (2008 [2005]) zugrunde. Insbesondere auf Basis einer kritischen 
Auseinandersetzung mit P. Berger und T. Luckmanns „Gesellschaftlicher 
Konstruktion der Wirklichkeit“ und dem Diskursansatz von M. Foucault entwickelt 
Keller (2008) ein Forschungsprogramm, das über alltägliche, gesellschaftliche 
Diskurse hinausweist und seine diskurstheoretische Programmatik jenseits des 
„Nachweis[es] des selbstbezüglichen Funktionierens einer abstrakten 
Diskursordnung“ (2008: 192) verortet (vgl. 2008: 183, 192). Keller (2008) betont die 
Bedeutung institutioneller Wissensbestände – eine expertengestützte 
Wirklichkeitskonstruktion – für die Gesamtkonstitution der gesellschaftlichen 
Wirklichkeitsverhältnisse. Die Wissenssoziologische Diskursanalyse richtet den 
Blick auf diskursive Prozesse der Erzeugung, Zirkulation und Manifestation 
kollektiver Wissensvorräte. Sie zielt zum einen auf die Erforschung und 
Rekonstruktion dieser Prozesse der sozialen Konstruktion von Deutungs- und 
Handlungsstrukturen auf der Ebene von Institutionen, Organisationen bzw. 
kollektiven Akteuren. Zum anderen hebt sie auf die Untersuchung der 
gesellschaftlichen Wirkung solcher Prozesse ab. Mit der Wissenssoziologischen 
Diskursanalyse ist der Anspruch verbunden, ein theoretisches Vokabular und eine 
empirische Perspektive zur Verfügung zu stellen, um Wissenspolitiken als Diskurse 
zu untersuchen. Es sind vier Bausteine – die Diskurs-Struktur, das diskursive 
Ereignis sowie Praktiken und Akteure – die Keller (2008) für das Theoriegebäude 
Diskurs ausmacht und auf welche im Folgenden eingegangen wird (vgl. Keller 2008: 
185-188, 192, 209). 
Das Programm der Wissenssoziologischen Diskursanalyse richtet sich also auf die 
Rekonstruktion der diskursiven Konstruktion der Wirklichkeit (vgl. Keller 2008: 
272) bzw. einer angenommenen Wirklichkeit. Es sind drei Aspekte, die nach Keller 
(2008) im Interesse der Diskursanalyse stehen: 1. Die Formationsmechanismen von 
Diskursen, 2. die Beziehung zwischen Diskursen und Praktiken sowie 3. die 
strategisch-taktische Diskursperformanz sozialer Akteure (vgl. Keller 2008: 186). Im 
Kontext des hier bearbeiteten Forschungsgegenstandes kommen alle drei Aspekte 
zum Tragen. Ein Fokus liegt auf der Beziehung zwischen behauptetem Diskurs und 
den diesen Diskurs konstituierenden und/oder transformierenden (Sprech)Praktiken 
sowie auf der strategisch-taktischen Diskursperformanz des analysierten Akteurs, 
wobei auf die politische Praxis der Akteure/des Akteurs vs. den dominierenden 
Diskurs abgehoben wird. 
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Diskurs als Strukturierungszusammenhang verstreuter diskursiver Ereignisse 
Nach Keller (2008) sind Diskurse zunächst tatsächlich stattfindende 
Sprechhandlungen und Kommunikationsprozesse, die (bestreitbare) Aussagen und 
Wissensbestände prozessieren. Die konkrete Existenz der Diskurse und Dispositive 
wird also vorausgesetzt und Konstruktivismus gerade nicht als Flucht aus der 
Wirklichkeit und ihrer Materialität antizipiert. Vielmehr bedeutet Konstruktivismus 
[…] die Kontingenz der symbolischen Ordnung zum Ausgangspunkt 
der Fragen nach denjenigen Prozessen zu machen, die sie in 
vorübergehend fixierte Kristallisationen und Strukturzusammenhänge 
transformiert (2008: 271). 
Diskurse existieren und sprechen jedoch nicht für sich selbst. Sie existieren insoweit, 
wie sie durch soziale Akteure (vgl. nachfolgender Absatz) und deren Sprechakte 
realisiert werden (vgl. Keller 2008: 233). Keller (2008) definiert Diskurs als  
[…] einen Komplex von Aussageereignissen und darin eingelassenen 
Praktiken, die über einen rekonstruierbaren Strukturzusammenhang 
miteinander verbunden sind und spezifische Wissensordnungen der 
Realität prozessieren (Keller 2008: 235). 
Mit dem Begriff des Diskurses verweist Keller (2008) also insbesondere auf einen 
Strukturierungszusammenhang, der verstreuten diskursiven Ereignissen zugrunde 
liegt. Im Anschluss an Foucault bezeichnet das diskursive Ereignis bzw. das 
Aussageereignis die typisierbare materiale Gestalt von Äußerungen, in der ein 
Diskurs in Erscheinung tritt (vgl. Keller 2008: 205). Das Verhältnis von Diskurs und 
diskursivem Ereignis entspreche dabei dem Verhältnis von Struktur bzw. 
Strukturierung und einzelner Handlung (Praktik): 
Aus der Handlung entsteht die Struktur, aus der Struktur im Prozess 
der Strukturierung die Handlung. Ohne Aussageereignisse gibt es 
keine Diskurse; ohne Diskurse können Aussageereignisse nicht 
verstanden, typisiert und interpretiert werden. Dieses Verhältnis von 
Diskurs und diskursivem Ereignis bildet die Dualität von Struktur 
(Keller 2008: 205). 
Den Zusammenhang zwischen singulärem diskursivem Ereignis und Gesamtdiskurs 
versteht Keller (2008) als aktualisierende Reproduktion oder Transformation einer 
Diskursstruktur, die nur in dieser Aktualisierung realisiert wird (vgl. Keller 2008: 
205-206). So lassen sich Diskurse verstehen als: 
[…] Anstrengungen [als mehr oder weniger erfolgreiche Versuche] 
[…], Bedeutungen bzw. allgemeiner: mehr oder weniger weit 
ausgreifende symbolische Ordnungen auf Zeit zu stabilisieren und 
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dadurch einen verbindlichen Sinnzusammenhang, eine 
Wissensordnung in sozialen Kollektiven zu institutionalisieren (Keller 
2008: 12). 
Keller (2008) hält fest, dass die Wissenssoziologische Diskursanalyse keine 
spezifische Methode darstellt. Vielmehr handelt es sich um „eine innerhalb der 
Soziologie theoretisch fundierte Forschungsperspektive auf besondere, eben als 
Diskurse begriffene Forschungsgegenstände“ (Keller 2008: 12). 
Soziale Akteure, Praktiken und (Wissens)soziologisches Subjektverständnis 
Während Äußerungen in einem materiellen Sinne zwar durch einzelne Sprecher 
produziert werden, agieren diese Sprecher jedoch nicht als einzigartige Subjekte. In 
der Sprache der Soziologie handele es sich um Rollenträger, die die sozio-historisch 
geformten und institutionell stabilisierten Regeln der Diskursproduktion in einem 
doppelten Sinne „aktualisieren“: „Sie setzen sie [die Regeln der Diskursproduktion] 
ein, realisieren sie also in ihrem Tun und bringen sie gleichzeitig auf den ‚neuesten 
Stand‘„ (Keller 2008: 186). Die Kategorie der Akteure erfasst Keller (2008) als 
Vermittlungsinstanz zwischen Diskursen und Aussageereignissen: 
Soziale Akteure greifen in ihrer diskursiven Praxis die in Gestalt von 
Diskursen verfügbaren Regeln und Ressourcen der 
Deutungsproduktion auf oder reagieren als Adressaten darauf (Keller 
2008: 209). 
Die Bestimmung von Diskursen als Praktiken bedarf dementsprechend, so die 
Behauptung des diskurstheoretischen Ansatzes der Wissenssoziologischen 
Diskursanalyse, eines Akteurskonzeptes (Keller 2008: 209). Mit der soziologischen 
Analyseperspektive werden soziale Akteure, Prozesse, Grundlagen und Folgen der 
diskursiven Konstruktion der Wirklichkeit fokussiert. So richtet sich das analytische 
Interesse nicht auf die Individualität singulärer Subjekte, die sich in 
Sprecherpositionen oder Subjektpositionen einbinden (müssten) und die darauf 
bezogenen Rollenerwartungen (Rollenspiele) handhaben würden. Die 
Wissenssoziologische Diskursanalyse unterscheidet also zwischen sozialen Akteuren 
und Sprecher- bzw. Subjektpositionen und kann dadurch auch die Spielräume der 
Einbindung in Diskurse und Praktiken und die Auseinandersetzung mit denselben 
thematisieren (in anderen diskurstheoretischen Positionen, so auch in der Foucaults, 
fallen beide Momente zusammen). Soziale Akteure verfolgen als Rollenspieler in 
oder Adressaten von Diskursen institutionelle (diskursive) Interessen sowie auch 
persönliche Projekte und Bedürfnisse. Letztere stellen dabei ebenfalls das Ergebnis 
kollektiver Wissensvorräte und diskursiver Konfigurationen dar: 
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[Soziale Akteure] greifen dabei auf legitime und illegitime Strategien, 
Taktiken und Ressourcen des Handelns zurück. Doch das, was als 
Interesse, Motiv, Bedürfnis oder Zweck verfolgt wird, ist im selben 
Maße Ergebnis von kollektiven Wissensvorräten und diskursiven 
Konfigurationen, wie die Wahrnehmung und Einschätzung der Wege 
und Mittel, die dabei zum Einsatz kommen (Keller 2008: 221). 
Die Wissenssoziologische Diskursanalyse bezieht sich damit auf ein 
Subjektverständnis, nach dem Individuen den sozio-historischen Transformationen, 
Komplexitäten und situativen Bedingungen der Wissensformationen insoweit 
unterworfen sind, als diese den Sinnhorizont ihrer Lebenswelt bilden. Gleichzeitig 
agieren Subjekte in dieser Perspektive als mehr oder weniger „eigen-willige“ 
Interpreten dieser Wissensvorräte. Erst dadurch sind sie in der Lage, (diskursiv 
erzeugte) Strukturen zu realisieren und zu aktualisieren (vgl. Keller 2008: 221). Der 
Moment des „unterworfen“ bzw. „eingebunden“ Seins sowie der „aktive“ Moment 
im hier beschriebenen Subjektverständnis werden auch im Hinblick auf die 
(Diskurs-)Praktiken deutlich. Diese stellen Handlungsmuster dar, die durch den 
kollektiven Wissensvorrat als Handlungsrepertoire zur Verfügung gestellt werden. 
Damit bezeichnen sie „ein sozial konventionalisiertes, mehr oder weniger explizit 
gewusstes Rezept- oder Skript-Wissen über die ‚angemessene’ Art und Weise von 
Handlungsvollzügen“ (Keller 2008: 226). Diskursive Praktiken stellen, sofern in 
einen Diskurszusammenhang eingebunden, typische realisierte 
Kommunikationsmuster dar. Sie sind: 
[…] beobachtbare und beschreibbare typische Handlungsweisen der 
Kommunikation, deren Ausführung als konkrete Handlung […] der 
interpretativen Kompetenz sozialer Akteure bedarf und von letzteren 
aktiv gestaltet wird (Keller 2008: 228). 
Im praktischen Handeln sozialer Akteure erfolgt somit die Realisierung von 
Diskursen und es wird eine Form der Materialität von Diskursen erzeugt (vgl. Keller 
2008: 236). 
Zusammengefasst versteht die Wissenssoziologische Diskursanalyse unter 
„Akteur(e)“: 
Individuelle oder kollektive Produzenten der Aussagen; diejenigen, 
die unter Rückgriff auf spezifische Regeln und Ressourcen durch ihre 
Interpretationen und Praktiken einen Diskurs (re-) produzieren und 
transformieren (Keller 2008: 234). 
Zentral für die vorliegende Arbeit ist also der benannte akteursfokussierende Ansatz 
der wissenssoziologisch-diskursanalytischen Perspektive. Dieser Ansatz steht für 
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eine Soziologisierung der Foucaultschen Programmatik, eine (auf Berger & 
Luckmann 1966 gründende) handlungs- und akteurstheoretische Wendung der 
Diskurstheorie (vgl. Keller 2008: 186, 191): 
Erst dadurch [durch die Entfaltung eines Akteurskonzepts] erreicht 
die Analyse von Diskursen die Tiefenschärfe, die notwendig ist, um 
das komplexe Wechselspiel zwischen Wirklichkeitskonstruktion, 
Wirklichkeitsobjektivierung sowie den Interessen und Strategien 
sozialer Akteure als kontingenten sozialen Ordnungsprozess zu 
verstehen (Keller 2008: 191). 
Dispositive, Diskurs und (Deutungs)Macht 
Der Begriff des Dispositivs bezeichnet die Infrastruktur der Diskursproduktion und 
Problembearbeitung, die wiederum durch die einen Diskurs tragenden sozialen 
Akteure geschaffen wird. So umfasst nach Keller (2008) ein Dispositiv den 
institutionellen Unterbau, das Gesamt der materiellen, handlungspraktischen, 
personellen, kognitiven und normativen Infrastruktur der Produktion eines Diskurses 
und der Umsetzung seiner angebotenen Problemlösung in einem spezifischen 
Praxisfeld (vgl. Keller 2008: 258). Damit sind Dispositive: „[…] die tatsächlichen 
Mittel der Machtwirkungen eines Diskurses. […] [Sie] vermitteln als ‚Instanzen’ der 
Diskurse zwischen Diskursen und Praxisfeldern (Praktiken)“ (2008: 258). 
Diskursstrukturen lassen sich auch insofern als Machtstrukturen verstehen, als 
Diskurse Begründungen (Legitimationen) für die gesellschaftliche Anerkennung von 
diskursiv erzeugtem und institutionalisiertem Wissen ausbilden. Dazu stellen sie 
kognitive, moralische und ästhetische Bewertungsmaßstäbe zur Verfügung (vgl. 
Keller 2008: 238). 
Der Diskursbegriff verweist nach Keller (2008) in weiterer Hinsicht unmittelbar auch 
auf den Begriff der Macht. Es lassen sich diskurskonstitutive Regeln der Selektion 
von Sprechern und Inhalten beschreiben, die immer auch Regeln der Exklusion 
darstellen. Denn nicht jede(r) erfülle die Kriterien und verfüge über die Ressourcen 
oder Kapitalien, die für die Teilnahme an einem spezifischen Diskurs vorausgesetzt 
sind. Darüber hinaus schließt die spezifische Definition der Wirklichkeit, die ein 
Diskurs vorgibt, andere Varianten der Wirklichkeit aus: „Diskursstrukturen sind 
zugleich Machtstrukturen; diskursive Auseinandersetzungen sind machthaltige 
Konflikte um Deutungsmacht“ (Keller 2008: 208). 
Allerdings verfügt nicht jeder diskursive Anspruch auf Wirklichkeitsgeltung über 
gleiche Anerkennungspotenziale. Hier handelt es sich um eine empirische Frage, ob 
Diskurse gesellschaftliche „Machteffekte“ hervorrufen und möglicherweise zur 
fraglos geltenden Wirklichkeit werden. Ebenfalls eine Sache der Empirie sei, 
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aufgrund welcher Mechanismen und Ressourcen dies geschieht (vgl. Keller 2008: 
238). So müsse Diskursanalyse immer auch mit der Möglichkeit rechnen, dass 
Diskurse keine oder nur minimale Machtwirkungen über ihre eigene (Re-)Produktion 
hinaus entfalten (vgl. Keller 2008: 266). 
Dort wo Diskurse Machtwirkungen entfalten, erscheinen diese in der 
„innerweltlichen Objektivierung“ des Diskurses in Gestalt materialer Objekte, 
Praktiken und Texte u.a. (vgl. Keller 2008: 266). 
Die Diskursperspektive fokussiert also die Ebene der gesellschaftlichen 
Wissensformationen und -politiken. Dabei fragt sie nach deren Konturen, Genese, 
Entwicklung, Regulierungen sowie auch nach deren (möglichen) Folgen als 
„Machtwirkungen“ (vgl. Keller 2008: 186). 
Exkurs: „Geography of Knowledge“ – „Geopolitics as Power-Knowledge“ – 
„Governmentality“ 
Den geographischen Kontext von Wissen bzw. Wissensproduktion und -
konsumption zu betrachten und zu implizieren, ermöglicht es, auf unterschiedliche 
Aspekte von deren räumlicher und politischer Bedingtheit aufmerksam zu machen: 
Knowledge is never innocent of ontological commitments, be they 
national, class, gender, or anything else. This is precisely the point of 
referring to the geography of knowledge: the question of where brings 
together under the rubric of spatial difference a wide range of 
potential ontological effects (Agnew 2006: 2). 
Vermeintliche Universalismen entstehen dadurch, dass partikulare Erfahrungen auf 
andere Kontexte übertragen werden. „Knowledge is always made somewhere by 
particular persons reflecting on their place’s historical experience“ (Agnew 2006: 2). 
Entscheidend ist es, nachvollziehen zu können, wie dieses Wissen produziert und 
verallgemeinert wird: 
Needed are ways of understanding how this happens and drawing 
attention to the need to negotiate across perspectives so that world 
politics in itself can be less the outcome of hegemonic impositions and 
more the result of the recognition of and respect for differences, both 
cultural and intellectual (Agnew 2006: 2-3). 
Unterschiedliche Wissenspraktiken und deren soziale und kulturelle Bedingtheit 
verweisen auf die inhärente Pluralität von Wissen, fokussierend auf Orte, wo Wissen 
produziert und konsumiert wird (ethnographische Ansätze). Neben der Frage nach 
dem Ort der Wissensproduktion eröffnet sich dabei auch die Frage, wo spezifische 
Ideen wie verstanden werden („geography of reading“). Denn: „[…] knowledge is 
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made as it circulates; it is never made in one place and consumed elsewhere“ 
(Agnew 2006: 7). 
Ó’ Tuathail und Dalby (1998) diskutieren verschiedene Dimensionen von Geopolitik 
in Bezug auf Wissen und Macht: Geopolitik als eine historische Form von 
Machtwissen. „Critical Geopolitics“ betrachten Geopolitik als kulturelle und 
politische Praxis, nicht als manifeste weltpolitische Realität. Es gelte, tradierte 
geopolitische Annahmen bzw. die Logik konventioneller Geopolitik zu hinterfragen, 
indem der Fokus auf die Mittel und Weisen ihrer Produktion gerichtet würde. 
Geopolitik wird aus dieser Perspektive als Diskurs verstanden, dessen Akteure 
bestrebt sind, die mit diesem Diskurs verbundenen geopolitischen Annahmen als 
immanente Wahrheiten zu etablieren und durchzusetzen – Geopolitik als eine Form 
von „Gouvernementalität“. Bezug nehmend auf Lefebvre verstehen Ó’ Tuathail und 
Dalby (1998) Geopolitik als eine Form von materiellen Raumpraktiken und 
Repräsentationsformen von Raum. „Critical Geopolitics“ zielen darauf, politische 
Strategien der (Re-)Produktion geopolitischen Wissens zu dechiffrieren (vgl. Ó’ 
Tuathail & Dalby 1998: 2-22). 
Foucault (2004 [1978]) resümiert in seiner Geschichte der „Gouvernementalität“, die 
er vom Staat der Gerichtsbarkeit über den Verwaltungsstaat bis hin zum 
Regierungsstaat zeichnet und als eine Geschichte der De-Blockierung der Kunst des 
Regierens versteht: 
In Wirklichkeit haben wir es mit einem Dreieck zu tun: Souveränität, 
Disziplin und gouvernementale Verwaltung, eine gouvernementale 
Verwaltung, deren Hauptzielscheibe die Bevölkerung ist und deren 
wesentliche Mechanismen die Sicherheitsdispositive sind (Foucault 
2004 [1978]: 161). 
Mit dem Begriff der Regierung bietet Foucault u.a. ein wichtiges Analyseinstrument 
zur Untersuchung der von ihm immer wieder herausgestellten Macht-Wissen-
Komplexe. Dafür hat Foucault den neuen Begriff der „Gouvernementalität“ geprägt, 
der Regieren („gouverner“) und Denkweise („mentalité“) semantisch miteinander 
verbindet (vgl. Lemke, Krasmann & Bröckling 2000: 8). Foucault (2004 [1978]) 
versteht unter „Gouvernementalität“: 
[…] die aus den Institutionen, den Vorgängen, Analysen und 
Reflexionen, den Berechnungen und den Taktiken gebildete 
Gesamtheit, welche es erlaub[t], diese recht spezifische, wenn auch 
sehr komplexe Form der Macht auszuüben, die als Hauptzielscheibe 
die Bevölkerung, als wichtigste Wissensform die politische Ökonomie 
und als wesentliches technisches Instrument die Sicherheitsdispositive 
hat (Foucault 2004 [1978]: 162). 
47 
 
Foucault (2004 [1978]) umfasst mit dem Begriff zweitens eine Entwicklung hin zur 
Vorrangstellung des Machttyps der „Regierung“, die eine ganze Serie spezifischer 
Regierungsapparate einerseits und die Herausbildung einer ganzen Serie von 
Wissensarten andererseits nach sich gezogen habe. Drittens beschreibt Foucault 
(1978) mit dem Begriff das Ergebnis des Vorgangs der „Gouvernementalisierung“ 
der von ihm benannten vormaligen Typen von Staatlichkeit sowie die 
„Gouvernementalisierung“ des modernen Staates (im Gegensatz zu einer 
Verstaatlichung der Gesellschaft) (vgl. Foucault 2004 [1978]: 162-163). 
Das Konzept der „Gouvernementalität“ stelle nicht Politik und Wissen einander 
gegenüber, sondern artikuliere ein ‚politisches Wissen‘ (vgl. Lemke, Krasmann & 
Bröckling 2000: 20). Dabei geht es um mehr als die Legitimation von Herrschaft 
oder die Verschleierung der Gewalt: „Eine politische Rationalität ist eine Rationalität 
der Politik und nicht eine Reflexion über Politik. Das Interesse richtet sich auf das 
den Praktiken immanente Wissen, die Systematisierung und ‚Rationalisierung‘ einer 
Pragmatik der Führung“ (Lemke, Krasmann & Bröckling 2000: 20). Politisches 
Wissen sei nach Foucault selbst ein Element der Regierung und steht dieser nicht 
gegenüber. Die Akzentuierung des politischen Charakters von Rationalitäten und 
Technologien ziele darauf ab, diesen ihren objektivistischen Anspruch zu nehmen, 
um sie selbst in das Feld der Machtverhältnisse einzuordnen (vgl. Lemke, Krasmann 
& Bröckling 2000: 21). Die sich mit neoliberalen Thematiken befassenden 
Gouvernementalitätsstudien (zurückgreifend auf die Foucaultsche Programmatik) 
treten insbesondere einem „Risikorealismus“ entgegen, nach welchem 
gesellschaftliche Risiken einfach ‚existieren‘ würden oder durch die Ausbreitung 
technologischer Großgefahren sprunghaft angestiegen wären (vgl. Lemke, Krasmann 
& Bröckling 2000.: 21). Dementgegen hebt die Gouvernementalitätsperspektive auf 
die „Erfindung“ von Risiken ab: 
Ihr ‚Realitätsindex‘ gründet sich nicht darauf, dass sie als 
naturwissenschaftliche Tatsachen jenseits sozialer Definitionen und 
Einschätzungen existieren, er ist vielmehr das Resultat einer sozialen 
Problematisierung (Lemke, Krasmann & Bröckling 2000: 22). 
Risiken repräsentieren demnach eine Form des Denkens der Realität, die mit dem 
Ziel verbunden ist, sie regierbar zu machen (vgl. Lemke, Krasmann & Bröckling 
2000: 22). 
In seiner Einleitung zu den raumtheoretischen (Vor-)Denkern „sozialer Räume“ 
nimmt Dünne (2006) Bezug auf Foucault. Nach Foucault konstituiere sich eine 
soziale Wissensordnung generell topologisch durch die Ausgrenzung eines – 
historisch veränderlichen – Anderen, „d.h. durch etwas, das zu einem bestimmten 
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Zeitpunkt nicht diskursivierbar ist und damit zum ‚Außen des Denkens‘ wird […]“ 
(Dünne 2006: 292). 
In seinem Vortrag „Was ist Kritik?“, ebenfalls aus dem Jahr 1978, erörtert Foucault: 
Wenn es sich bei der Regierungsintensivierung darum handelt, in 
einer sozialen Praxis die Individuen zu unterwerfen – und zwar durch 
Machtmechanismen, die sich auf Wahrheit berufen, dann würde ich 
sagen, ist die Kritik die Bewegung, in welcher sich das Subjekt das 
Recht herausnimmt, die Wahrheit auf ihre Machteffekte hin zu 
befragen und die Macht auf ihre Wahrheitsdiskurse hin. Dann ist die 
Kritik die Kunst der freiwilligen Unknechtschaft, der reflektierten 
Unfügsamkeit. In dem Spiel, das man die Politik der Wahrheit nennen 
könnte, hätte die Kritik die Funktion der Entunterwerfung (Foucault 
1992 [1978]: 15). 
So stark das Untersuchungsinteresse Foucaults dem „unterworfenen“ Subjekt 
gegolten hat, „unterworfen“ den diskursiven Regierungspraktiken in Form der 
Dispositive, so deutlich wird hier sein Fragen nach (den existierenden) 
Möglichkeiten der Befreiung. Auch Keller (2008) betont, dass Foucault durchaus an 
sozialen Akteuren und Möglichkeiten der Veränderung von gesellschaftlichen 
Formationen einschließlich der Subjektpositionen festgehalten hat (vgl. Keller 2008: 
212): 
An Stelle der philosophischen Begründung von positiven 
Möglichkeiten [beruhend auf der Auffassung einer 
außergeschichtlichen Referenz des Subjekts] tritt [bei Foucault] 
vielmehr eine Nachzeichnung der ‚Weisen der Unterwerfung‘, deren 
Rekonstruktion den gesellschaftlichen Akteuren oder Bewegungen 
selbst die Möglichkeiten und Kontingenzen verdeutlicht – und die 
daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen in deren Hände legt. Einem 
spezifischen historischen Subjektverständnis ‚unterworfen‘ zu sein, 
bedeutet keineswegs Machtlosigkeit (Keller 2008: 212). 
3.2 Methodologie und Forschungsdesign 
Kapitel 2 hat eine theoretische Kontroverse aufgezeigt zwischen konventioneller 
sozial- und politikwissenschaftlicher Perspektive auf Staat und Staatlichkeit in Afrika 
einerseits und neuen raumtheoretischen Ansätzen andererseits, die Ausgangspunkt 
und Rahmen für die Überlegungen zu einem weiteren Spannungsverhältnis ist. 
Dieses Spannungsverhältnis ist auf der Ebene politischer Zielformulierungen und 
politischer Praxis auszumachen und stellt den Gegenstand der empirischen 
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Forschung und diskursiven Analyse dar. In diesem Kapitel sollen das 
methodologische Vorgehen aufgezeigt sowie der Untersuchungsgegenstand selbst 
ausdifferenziert werden. Auf die kontextuellen Betrachtungen zu Somalia sowie zur 
EU und der internationalen Gemeinschaft in Somalia, die neben der theoretischen 
Herleitung ebenfalls grundlegend für die empirische Untersuchung bzw. ihr Anliegen 
sind, wird hier vorgegriffen; deren ausführliche Diskussion erfolgt unter 4. 
Die Analyse folgt dem Anspruch, methodologisch nachvollziehbar und überprüfbar 
zu sein (vgl. Hitzler & Honer 2002: 758). So gibt das nachfolgende 
Forschungsdesign auch Auskunft über den Forschungsprozess und legt die Schritte 
der Analyse und Interpretation offen. 
3.2.1 Empirischer Zugang zu Diskursen: Qualitative Forschung als Methode 
Die Methodik der qualitativen Sozialforschung und ihre Verfahren von 
Datenerhebung und -auswertung ermöglichen und sichern eine Systematisierung und 
Kontrolle der wissenschaftlichen Rekonstruktion einer Wirklichkeitskonstruktion 
[und deren (möglicher) Transformation] (vgl. Hitzler & Honer 2002: 758). 
Die Methodologie dieser Arbeit basiert auf der Diskursanalyse qualitativer Daten, 
wobei interpretative Analyseverfahren Anwendung finden, die die analytische 
Dekonstruktion von Sprechakten mit deren hermeneutisch reflektierender und 
kontrollierender Interpretation verbinden. Bedeutend für die hier vorgenommene 
interpretative Textanalyse ist die „Annahme textübergreifender 
Verweisungszusammenhänge in Gestalt von diskursiven Strukturen der 
Aussageproduktion“ (Keller 2008: 275). D.h., die Diskursforschung analysiert 
einzelne Äußerungen in Bezug auf ihre typische Gestalt als Aussage, nicht als 
singuläre Phänomene (vgl. Keller 2008: 186). Das Untersuchungsinteresse der 
Wissenssoziologischen Diskursanalyse richtet sich damit weder auf die situative 
Einmaligkeit noch auf die Summe der einzelnen Äußerungen. Im Zentrum des 
Interesses steht deren struktureller Zusammenhang als diskursive Ereignisse – als 
Aussageereignisse (vgl. Keller 2008: 236). Einzelne Aussageereignisse bilden weder 
notwendig lediglich einen Diskurs ab noch einen solchen in vollständiger Weise. Die 
erforderliche Aggregation von Einzelergebnissen zu Aussagen über „den“ Diskurs 
steht konträr zu der häufigen Vermutung einer in sich konsistenten und 
geschlossenen Sinn- oder Fallstruktur pro Text oder Interview. Als typisch für die 
diskursanalytische Perspektive auf natürliche Texte erachtet Keller (2008) gerade die 
Annahme des heterogenen und partiellen Vorkommens diskursspezifischer 
Elemente, die wiederum auf eine Auswertung von Schlüsselstellen abhebt (vgl. 
Keller 2008: 275). 
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Diskursforschung stützt sich auf natürliche Daten10 sowie auf die zusätzliche 
Erzeugung neuer Daten (= nicht-natürliche Daten). In dieser Arbeit wird die Analyse 
von Kerndokumenten maßgeblich durch die Analyse zusätzlich erhobener Daten 
ergänzt. Letztere werden aus der Durchführung von Experteninterviews generiert, 
wobei insbesondere die Technik des semistrukturierten Experteninterviews 
Anwendung gefunden hat (vgl. dazu Bogner 2005; Froschauer & Lueger 2003; 
Gläser & Laudel 2006; Haller 2001; Helfferich 2005). Die Interviews sind als offene 
Interviews anhand eines detaillierten Leitfadens geführt worden. Der Vergleich 
dieser Interviews zielt auf die Herausarbeitung überindividuell-gemeinsamer 
Wissensbestände und Betrachtungsweisen (vgl. oben). Bedeutend ist der 
Funktionskontext der Experten, da Äußerungen im Rahmen der institutionell-
organisatorischen Handlungsbedingungen verortet werden. Dieser Kontext sichert 
die Vergleichbarkeit der Interviewtexte (vgl. Meuser & Nagel 1994). Der Zugang zu 
Interviewpartnern und die (teilweise zugelassene) Aufzeichnung der Interviews sind 
zu einem großen Teil an die anonyme Verwendung des Materials gekoppelt worden. 
So sind die qualitativen (nicht-natürlichen) Forschungsdaten dieser Untersuchung 
einer (faktischen) Anonymisierung unterzogen worden. 
Das Forschungsdesign, das im nachfolgenden Kapitel ausgeführt wird, stützt sich 
auch auf die Methode des Vergleichs, konkret auf die „within-case comparison“ nach 
Lim (2006). Vor dem Hintergrund des seit Beginn der 1990er Jahre so 
wahrgenommenen Zerfalls des somalischen Staates vergleicht die Untersuchung die 
Strategieformulierungen der EU im Zeitraum der Jahre 2000 bis 2015 miteinander 
sowie mit Aussageereignissen des mit Somalia betrauten EU-Personals. Die 
wesentliche Variable des Vergleichs bezieht sich dabei auf den Aspekt der 
Entkopplung von Territorialität und Souveränität in der politischen Praxis. Die 
Analyse der (textförmigen) Daten in Form ihrer De- und Rekonstruktion stützt sich 
auf das Verfahren der kontrollierten Kategoriebildung (vgl. Keller 2008: 275), 
welche entlang von Raum- und Territorialitätsbezügen erfolgt (vgl. 3.2.2). 
3.2.2 Struktur, Material und Forschungsprozess 
Die Bestimmung des Diskurses 
Die Einheit der Struktur – die Einheit des Diskurses – wird von Keller (2008) als 
notwendiges Hilfskonstrukt der sozialwissenschaftlichen Beobachtung beschrieben 
und als eine unumgängliche Hypothese zur Erklärung der Typisierbarkeit und des 
weitgehenden Wiederholungscharakters singulärer Ereignisse. In der Abfolge solcher 
                                                 
10 Bei natürlichen Daten handelt es sich um Datenquellen, die unabhängig vom Zutun des/der 
Forschenden existieren bzw. erzeugt werden, wie z. B. Gesetzestexte, Strategiepapiere, Reden. 
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Ereignisse werden durch die Kontingenz der historisch-situativen Bedingungen und 
des Handelns hindurch Diskursstrukturen von sozialen Akteuren reproduziert oder – 
entscheidend für den Kontext dieser Forschungsarbeit – transformiert (vgl. Keller 
2008: 208). Diskurse sind dementsprechend nicht als reale Entitäten zugänglich, 
sondern stellen zunächst eine Beobachterunterstellung dar (vgl. Keller 2008: 208, 
Fußnote). Eine solche Beobachterunterstellung soll hier in Ableitung aus Kapitel 2 
und im Hinblick auf Kapitel 4 skizziert werden, um nachfolgend den 
Forschungsgegenstand sowie die Fragen und Ziele der Arbeit darzustellen und das 
methodische Vorgehen bei Rekonstruktion und Analyse des Diskurses auf der Basis 
von 3.2.1 zu präzisieren. 
Beobachtung 
Adäquate Problemlösungen durch das internationale Staatensystem im Fall Somalias 
und der vermeintlichen failing states Afrikas sind in den zurückliegenden 
zweieinhalb Jahrzehnten weitgehend ausgeblieben. Ausdruck hierfür sind nicht 
zuletzt militarisierte Konzepte von Konfliktlösung und Friedensstiftung mit einem 
primären Fokus auf eine schnelle Rehabilitation der Zentren (Regionen um die 
Hauptstädte) und (zentral-)staatlichen Wiederaufbau, die i. d. R. nicht dazu 
beigetragen haben, Konfliktpotenziale auf lokaler und transnationaler Ebene 
abzubauen oder alternative Lösungsansätze zu fördern (vgl. Vlasseroot & 
Raeymaekers 2005; Tull 2005; Paffenholz 2003; Engelbert & Tull 2008). Diese 
Politik basiert auf der bislang dominierenden Wahrnehmung von Somalia als einem 
zerfallenen und demzufolge eines Wiederaufbaus bedürfenden Staates. Entlang 
entsprechender Strategieformulierungen und Interventions-Praxis hat die 
internationale Politik wiederum zur Aufrechterhaltung eben dieser Wahrnehmung 
beigetragen (vgl. Andersen 2005). Kontinuierliche gesellschaftliche 
Transformationsprozesse und ein zunehmend fragmentiertes somalisches Territorium 
stellen die Wirkungsmächtigkeit tradierter Konzepte jedoch nachdrücklich in Frage 
und bewirken in Teilen bereits eine – zunächst auf pragmatischen Erwägungen 
gründende und dabei nicht zuletzt die politische Ökonomie der EZ reflektierende – 
Anpassung der Handlungsweisen internationaler (entwicklungs-)politischer Akteure 
an realweltliche Veränderungen. 
Einerseits hält die EU politisch am Ziel des Wiederaufbaus des somalischen Staates 
fest: Sie unterstützt bis zum Jahr 2012 die Übergangsregierung und seither die „post-
transition“-Regierung und erkennt das um völkerrechtliche Anerkennung ringende 
Somaliland nicht an. Auf diese Weise stützt und reproduziert die Somalia-Politik der 
EU den Diskurs über Somalia als zerfallenen und wieder aufzubauenden Staat. 
Andererseits orientiert sich die EU insbesondere in ihrer entwicklungspolitischen 
Praxis an der Realität eines quasi-staatlich funktionierenden Somaliland und 
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Puntland. Damit hat sich die EU zunehmend auch politischen und gesellschaftlichen 
Akteuren jenseits des Staates zugewandt sowie jenen Akteuren, die bereits 
konkurrierende Verräumlichungen von Macht etabliert bzw. neue Konfigurationen 
von Raum erzeugt haben. 
Forschungsinteresse und -fragen 
Die Untersuchung ist also durch eine Spannung gekennzeichnet, die durch das 
Aufeinanderprallen neuer sozialer Ordnungen jenseits des Staates und dem 
Festhalten an der Fiktion des Nationalstaats Somalia entsteht. 
Dieser Fokus ermöglicht erstens, nach einer sich langsam neuen Realitäten 
anpassenden Praxis zu fragen und diese entlang von Kerndokumenten und 
Aussageereignissen zu analysieren. Zweitens eröffnet die Untersuchungsperspektive, 
anknüpfend an die Theoriediskussion am Ausgangspunkt der Arbeit, Raum für 
theoretisch angeleitete Überlegungen zum Verhältnis von Territorialität und 
Souveränität unter den Bedingungen intensivierter Globalisierungsprozesse. 
So liegt das zentrale Interesse der empirischen Forschung darin, den Somalia-
politischen Diskurs sowohl im Hinblick auf die Momente und Mechanismen seiner 
Reproduktion zu rekonstruieren als vor allem auch in Bezug auf diejenigen 
Elementen zu analysieren, die von einer Anpassung politischer Praxis (und zugrunde 
liegender Strategie- und Politikformulierung) an veränderte räumliche Realitäten 
zeugen. Letztere werfen die Frage nach einer Verschiebung des Diskurses selbst 
bzw. nach seiner Heterogenisierung oder Ausdifferenzierung auf. Den 
Untersuchungsfokus auf die rhetorische Abbildung einer Anpassung politischer 
Praxis zu richten, ermöglicht es, nach den (wahrgenommenen) Effekten solcher 
Anpassungsleistungen zu fragen und eine mögliche Veränderung von 
Raumwahrnehmungen – d. h. der Wahrnehmung von veränderten bzw. parallelen 
„Territorialisierungsregimes“ – zu diskutieren. 
Dementsprechend lautet die zentrale Frage dieser Arbeit, welche Praxis die EU 
gegenüber Somalia als einem vermeintlichen failed state entwickelt und ob diese 
Praxis in ihrer sprachlichen Abbildung eine Verschiebung in der Raumwahrnehmung 
der EU von Somalia sowie, damit verbunden, einen politischen Perspektivwechsel 
gegenüber der Region am Horn von Afrika andeutet. 
Das empirische und diskursanalytische Interesse wird durch folgende Teilfragen 
geleitet: Welche Routinen bilden sich aus? Wie wirken sich diese auf die sprachliche 
Darstellung des Gegenstandes aus? Wie konstruieren Sprechakte wiederum die 
Praxis? Welcher Rhetorik wird sich bedient? Welche Raum-und 
Territorialitätsbezüge werden in zentralen Dokumenten der EU-Somalia-Politik und 
in den Aussagen von EU-Personal gemacht? Welche Auswirkung hat die de facto 
53 
 
stattgefundene Entkopplung von Territorialität und Souveränität am Horn von Afrika 
auf die Wahrnehmung und Praxis des internationalen Staatensystems? 
Analyseziele und Interpretationsschritte: Übertragung auf die Diskursebene 
Der politische Diskurs über Somalia als einem zerfallenen und wieder 
aufzubauenden Staat sowie die entsprechenden Dispositive, welche eben diesen 
Diskurs stützen und ermächtigen, stehen einem pragmatischen Handeln der EU/EU-
Kommission im Bereich der Entwicklungskooperation gegenüber, das sich in einer 
zunehmenden Orientierung an Kooperationspartner jenseits „des somalischen 
Staates“ ausdrückt. 
1. Das Ziel der Analyse ist die Rekonstruktion des behaupteten Diskurses anhand 
von Kerndokumenten der EU-Entwicklungskooperation mit Somalia sowie anhand 
der Aussageereignisse von EU- (und internationalem) Personal, das in seiner 
Funktionsweise mit der Politikformulierung gegenüber Somalia betraut ist: Welche 
Raum- und Territorialitätsbezüge werden in den Dokumenten und 
Aussageereignissen gemacht? 
Der Schritt der Rekonstruktion des Diskurses impliziert eine typisierende 
Deskription, wobei es um typische Diskursgestalten und Aussagen, wie unter 3.2.1 
beschrieben, geht. Da die sprachpraktische Wirklichkeitskonstruktion in Diskursen 
nicht zuletzt über Differenzbildungen und Bedeutungs- bzw. Sinnverkettungen 
funktioniert, enthält sie immer auch implizite oder explizite Ausschließungen anderer 
Deutungsmöglichkeiten und/oder Abwertungen konkurrierender Positionen u.a. (vgl. 
Keller 2008: 265), auf die die Rekonstruktion ebenfalls abhebt. 
2. Als interpretativer und konstruktiver Schritt erfolgt der Prozess der 
Dekonstruktion, wobei Aussageereignisse einer methodischen De- und 
Restrukturierung ausgesetzt werden (vgl. Keller 2008: 272-273). Die Textarbeit wird 
hier entlang einer kontrollierten Kategorienbildung vorgenommen, die die von der 
EU vorgenommenen Raum- und Territorialitätsbezüge aufgreift. Dementsprechend 
orientiert sich die Analyse an Schlüsselstellen der Dokumente und Interviewskripte. 
Die gewählten Kategorien beziehen sich auf die Thematisierung, Wahrnehmung, 
Problematisierung und Bedeutung/Interpretation von: 
 Staatszerfall und „Fragilität“ 
 nichtstaatlichen Arenen und Akteuren (lokale NGOs, 
Basisorganisationen/Community-based organizations (CBOs), traditionelle 
Autoritäten) 
 lokalen/(sub)regionalen Ebenen bzw. der zentralen Ebene (dabei auf zentrale, 
dezentrale, föderale oder lokale Lösungsansätze abhebend) 
 Governance-Strukturen (auf verschiedenen Ebenen) 
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 territorialer Fragmentierung 
 Anerkennungsbestrebungen (insbesondere von Somaliland) 
Die Analyse der inhaltlichen Strukturierung des Diskurses greift dabei, in Anlehnung 
an Keller (2008), auf die wissenssoziologischen Konzepte zur Analyse von 
Deutungsmustern, Phänomenstrukturen und narrativen Strukturen zurück (vgl. Keller 
2008: 240-252). 
Ins Zentrum der Untersuchung rücken mittels der Schlüsselkategorien die 
(unterschiedlichen) sozial-räumlichen Implikationen, die der Ableitung von 
Handlungsnotwendigkeiten durch den Akteur EU/EU-Kommission zugrunde liegen. 
Die Variable des Vergleichs von Schlüsselstellen in Dokumenten und Interviews 
bezieht sich auf die Entkopplung von Territorialität und Souveränität in der 
politischen Praxis als Reaktion auf selbiges realweltliches Phänomen. 
3. Der dritte Analyseschritt bezieht sich auf das Verhältnis zwischen angenommenem 
bzw. restrukturiertem Diskurs und der ebenfalls beobachteten Praxis der De-facto-
Kooperation mit Akteuren in Räumen jenseits des Staates. Kann dieser 
Pragmatismus im Handeln der EU/EU-Kommission als Abweichung von der 
diskursiven Praxis – und damit als „Anti-Dispositiv“ – interpretiert werden? Kann 
das pragmatische Handeln in Form einer situativen Realisierung der Ordnung von 
Praktiken innerhalb des Praxisfeldes der EZ als kreative, selektive und taktische 
Ablehnung von diskursiv prozessierten Mustern verstanden werden (vgl. Keller 
2008: 259)? Inwieweit findet die Orientierung der entwicklungspolitischen Praxis an 
veränderten Realitäten Niederschlag in den Politik- und Strategieformulierungen der 
EU und der EU-Kommission bzw. ist die benannte Praxis in diesen angelegt? Wie 
drückt sich das Spannungsverhältnis von diskursiver Performanz und politischem 
Pragmatismus in der sprachlichen Darstellung aus? Auf welche Weise treffen 
diskursive Aneignung und die Erklärung pragmatischer Ansätze in den 
Aussageereignissen von EU-Personal aufeinander? Werden hierbei Ambivalenzen 
zum Ausdruck gebracht oder explizit problematisiert? Zeichnet sich eine wachsende 
Heterogenität des Diskurses ab oder deutet sich eine Konkurrenz und Inkonsistenz 
des Zugriffs verschiedener Diskurse auf die Praxis an (vgl. Keller 2008: 259)? 
Wenn […] Dispositive aus einer diskursorientierten Perspektive als 
Ordnungen der Praxis untersucht werden […] dann wird damit nicht 
eine ‚eins zu eins‘ sich vollziehende Determination eines Praxisfeldes 
durch einen Diskurs behauptet. Das wäre sicherlich in mehrerlei 
Hinsicht naiv, weil dabei die taktische Kreativität sozialer Akteure 
sowie die Konkurrenz, Heterogenität und Inkonsistenz des Zugriffs 
unzähliger Diskurse/Dispositive auf Praxis unterschätzt würde. 
Allerdings geht es darum, das Verhältnis einer konkret beobachteten, 
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mehr oder weniger geordneten Praxis zu den allgemeinen Modellen 
dieser Praxis zu bestimmen, die ihre Herkunft in einem oder mehreren 
darauf bezogenen Diskursen haben (können) (Keller 2008: 259). 
Die Punkte 1 bis 3 sind Gegenstand des Kapitels 5.2. 
4. Der vierte Aspekt der Analyse richtet sich auf die Frage, welche Effekte die sich 
verändernde Praxis – die Schaffung einer alternativen Struktur der 
Problembearbeitung in der politischen Praxis – wiederum auf den Diskurs hat? 
Deutet sich in der sprachlichen Darstellung eine Veränderung und Verschiebung der 
(Raum-)Wahrnehmung von Somalia und damit möglicherweise eine Transformation 
des Diskurses selbst an? Das Nachgehen dieser Frage knüpft an die ersten drei 
Analyseschritte an und umfasst ihre Auswertung. Beides erfolgt in Kapitel 5.3. 
Die Konklusion spannt den Bogen zur Theoriediskussion am Ausgangspunkt der 
Arbeit. Unter diesem Bezugspunkt soll zunächst die Frage beantwortet werden, 
inwieweit die Analyseergebnisse von 1.-4. Anhaltspunkte für einen 
Perspektivwechsel auf politischer Ebene gegenüber Somalia liefern. Daran 
anknüpfend hebt die Konklusion auf die Beantwortung der Frage nach 
entsprechenden Konsequenzen für das internationale Staatensystem und seine Norm 
der territorialen De-jure-Souveränität ab. Abschließend geht es darum, die 
Analyseergebnisse auf die theoretisch angeleiteten Überlegungen zum Verhältnis 
von Territorialität und Souveränität unter den Bedingungen intensivierter 
Globalisierungsprozesse zu beziehen und Schlussfolgerungen (aus) der empirischen 
Forschung an die Theoriedebatte rückzubinden. 
Kerndokumente und Expertenwissen 
Entsprechend eines Verständnisses des Analysegegenstandes als expertengestützter 
Wirklichkeitsinterpretation (vgl. Keller 2008: 183), wie unter 3.1 eingeführt, und des 
dargelegten empirischen Forschungsprogramms, werden nachstehend die konkreten 
Datenmaterialien der Diskursuntersuchung hinsichtlich ihres Stellenwertes für die 
Rekonstruktion des Diskurses vorgestellt. 
Im Hinblick auf die Auswahl der Dokumente, die für eine Rekonstruktion des 
politischen Diskurses zu Somalia im oben dargelegten Forschungsrahmen relevant 
erscheinen, macht die Untersuchung drei Gruppen von Kerndokumenten (in Bezug 
auf den Untersuchungszeitraum der Jahre 2000 bis 2015) aus. Die Reihenfolge der 
Auflistung der Dokumentengruppen sowie der Kerndokumente selbst zeigt nicht 
deren Stellenwert innerhalb der diskursiven Analyse bzw. der diskursiven Formation 
selbst an. Sie macht allerdings bereits deutlich, dass eine Restrukturierung des 
spezifischen politischen Diskurses zu Somalia in der EU nicht zuletzt auf der 
Analyse seiner diskursiven Strukturzusammenhänge in der EU-Debatte sowie in der 
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internationalen entwicklungs- und sicherheitspolitischen Debatte – so auch im 
internationalen Peace- und state-building-Diskurs – gründet. 
1. Internationale Dokumente: Internationale sicherheits- und 
entwicklungspolitische Strategiepapiere 
Auf die National Security Strategy (2001) wird in der Analyse lediglich im Kontext 
der European Security Strategy (2003) Bezug genommen (zur Einordnung in den 
Diskurskontext vgl. Punkt 2): 
 United States National Security Strategy (2001) (U.S. 2001). 
Die nachfolgend aufgelisteten Dokumente umfassen die internationale 
Entwicklungsdebatte im Kontext von „fragiler“ Staatlichkeit. Sie sind 
Referenzdokumente für die diesbezügliche EU-Politik, sowohl im Hinblick auf die 
generelle Strategieformulierung in diesem Handlungsfeld als auch für die 
Formulierung der Somalia-Politik selbst. 
 OECD/DAC Principles for Good International Engagement in Fragile States 
and Situations (2005, 2007) (OECD (n.d.)a). 
 Paris Declaration on Aid Effectiveness (2005) (High-Level Forum on Aid 
Effectiveness 2005). 
 Accra Agenda for Action (2008) (High-Level Forum on Aid Effectiveness 
2008). 
 Kinshasa Statement (2008) (Representatives of partner and donor countries 
2008). 
 A New Deal for engagement in fragile states (2011) (International Dialogue 
2011). 
 
EU(-AKP) Dokumente: EU-politische Sicherheits- und Entwicklungsstrategien und 
Dokumente/Abkommen der AKP-Beziehungen 
Die europäische Sicherheitsstrategie ESS (2003), wie auch die ihr vorausgehende 
US-amerikanische Sicherheitsstrategie NSS (2001), stellen Kerndokumente einer 
angestiegenen Sicherheitsorientierung in der internationalen Strategieformulierung 
im Kontext der Terrorismusbekämpfung dar. Staatszerfall wird in diesem 
Zusammenhang zum globalen Sicherheitsrisiko erklärt und entsprechende 
Gegenmaßnahmen, nicht zuletzt der (Wieder-)Aufbau von Staaten, zum strategischen 
Ziel erhoben. Die Sicherheitsstrategien stellen entscheidende Bezüge einer Sicherheit 
fokussierenden Peace- und state-building-Agenda dar. 
 European Security Strategy (2003) (EU 2003). 
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Folgende Dokumente liefern den entwicklungspolitischen Rahmen von EU-Politik 
im Kontext der AKP-Beziehungen. Thematiken um Partnerschaftsaspekte innerhalb 
der Kooperationsbeziehungen, um den Anspruch von „ownership“, sowie der 
Umgang mit „fragilen“ Staaten u.a. stellen wichtige Referenzpunkte für die 
Politikformulierungen zu Somalia dar. 
 The Africa-EU Strategic Partnership, A Joint Africa-EU Strategy (2007) (EU 
Council 2007c). 
 Green Paper on Development Policy (2010) (EC 2010b). 
 The Cotonou Agreement (2000, rev.2005, rev. 2010) (EC 2014b). 
 An Agenda for Change (2011) (EC 2011a). 
Nachstehende Dokumente nehmen bereits explizit Bezug auf Somalia bzw. 
thematisieren umfassend oder in Teilen EU-Politik im Kontext von „situations of 
fragility“:  
 EU Council Meeting – u. a. Somalia (2002) (EU Council 2002). 
 EU response to situations of fragility (2007) (EC 2007). 
 EC Programming Guide for Strategy Papers (2008) (EC 2008). 
 EC Future Approach to EU Budget Support to Third Countries (2011) (EC 
2011b). 
 EU Council conclusions ‘The Future Approach to EU Budget Support to 
Third Countries’ (2012) (EU Council 2012). 
 EU Council Conclusions on Security and Development (2007) (EU Council 
2007b, Council Conclusions: Council Conclusions on Security and 
Development). 
Diese Dokumente thematisieren nichtstaatliche Akteure (NSA) und lokale 
Autoritäten im entwicklungspolitischen Kontext der EU. Sie nehmen Bezug auf 
„fragile“ Bedingungen und sind auf instrumenteller Ebene durch die Besonderheit 
gekennzeichnet, Projekte/Maßnahmen ohne die Zustimmung einer Partnerregierung 
durchführen zu können. 
 European Instrument for Democracy and Human Rights (2006) < European 
Initiative for Democracy and Human Rights (2000-2006) (EC EuropeAid 
(n.d.)c). 
 EC Thematic Programme „Non-state Actors and Local Authorities in 
Development“ (2006) (EC 2006a). 
 EC Strategy Paper 2007-2010 Thematic Programme Non-state actors and 
local authorities in development (EC (n.d.)b). 
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EU-Somalia-Dokumente: (entwicklungs-)politische Somalia-Strategien von EU und 
EU-Kommission 
Die hier aufgelisteten Strategiepapiere der EU-Kommission gegenüber Somalia für 
den Zeitraum der Jahre 2002 bis 2o20 erfahren in Kapitel 5.1 eine für den politischen 
Somalia-Diskurs der EU spezifische Einordnung. Dies geschieht im Hinblick auf die 
Sonderregelungen der EDF-Finanzierung im Kontext der Ermangelung eines 
offiziellen staatlichen somalischen Partners und, damit verbunden, der nicht 
unterzeichneten Kooperationsverträge (Lomé IV und Cotonou) bis zum Jahr 2013. 
 Updated Strategy for Peace building and Civil Society (2002) (EC Somalia 
Unit 2002*). 
 EC Strategy for the Implementation of Special Aid to Somalia (2002-2007) 
(EC (n.d.)a). 
 Somalia Joint Strategy Paper for the period 2008-2013 (EC (n.d.)c). 
 Somali Joint Options Paper (July 2009) (EU Council & EC 2009). 
 The Somali Compact (2013) (The Federal Republic of Somalia 2013). 
 National Indicative Programme for Somalia (2014-2020) (Gov. of the Rep. 
of Somalia & EC 2014). 
Jahresberichte der EU-Kommission (Somalia Unit) und Entwicklungsprogramm 
(2010): 
 2002 Annual Report, Cooperation between The People of Somalia and The 
European Community (EC Delegation in Kenya 2003). 
 Annual Operational Review of Cooperation between The People of Somalia 
and The European Community in 2004 (EC Delegation in Kenya 2004). 
 Annual Operational Review of Cooperation between The People of Somalia 
and the European Community in 2007 (EC Delegation in Kenya 2007). 
 The European Union and Somalia, The EC Development Programme (2010) 
(EC 2010a). 
Die EU-Ratsbeschlüsse vom März 2011 stellen im Hinblick auf die Frage paralleler 
Strategiebildungen gegenüber Somalia sowie der damit verbundenen Bedeutung 
Somalilands und Puntlands in der Entwicklungskooperation einen relevanten 
Kontext der Analyse dar: 
 EU Council Conclusions on Somalia of 21 March 2011 (EU Council 2011). 
 
Dieser Textkorpus ist weitgehend über die Internetseiten der EU und der 
internationalen Institutionen zugänglich. Einzelne Dokumente sind durch 
Interviewpartner übermittelt worden. Sekundärquellen der Arbeit wurden neben 
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Onlinerecherche und Bibliothekszugängen in Leipzig (Universitätsbibliothek und 
Deutsche Nationalbibliothek) in der European Commission Central Library in 
Brüssel und im dortigen historischen Archiv der EU-Kommission recherchiert. 
Feldforschung in Brüssel, Addis Abeba und Nairobi 
Eine Lösung vom (Primär-)Text als isoliertem Dokument ermöglicht die 
Sekundäranalyse entlang von Interviews (vgl. Keller 2008: 191-192). Die 
Dokumentenanalyse durch die für die Arbeit wesentliche Komponente der 
Experteninterviews zu ergänzen, schließt an die bereits diskutierte Relationierung 
von Diskursen und (sozialen) Akteuren (vgl. 3.1) an. Dem Interviewmaterial bzw. 
den daraus isolierten Aussageereignissen kommt insofern ein hoher Stellenwert 
innerhalb der Untersuchung zu, als diese erst „Aussagen“ über die Wahrnehmung 
von territorialen und sozial-räumlichen Restrukturierungen, in der Reflexion der 
politischen Strategie einerseits und des (entwicklungs-)politischen Agierens in der 
Praxis andererseits, bereithalten können. 
Sprecherpositionen bezeichnen nach Keller (2008) Orte des legitimen Sprechens 
innerhalb von Diskursen, die von sozialen Akteuren unter bestimmten Bedingungen 
als Rollenspieler eingenommen und interpretiert werden können (vgl. Keller 2008: 
223). Folgende „Orte des legitimen Sprechens“ werden für die Untersuchung dieser 
Arbeit als relevant erachtet: 
 Generaldirektorat für Entwicklung und Zusammenarbeit – EuropeAid 
(DEVCO), Brüssel 
 European External Action Service (EEAS) (Headquater in Brüssel) 
o Somalia Desk Office 
o Horn of Africa Department 
 EU Delegation to the Republic of Kenya (Nairobi, Kenia) 
 EU Delegation to Somalia (innerhalb der EU Delegation to the Republic of 
Kenya, Nairobi, Kenia) (vormals „EC Somalia Unit“) 
 EU Delegation to the African Union (Addis Abeba, Äthiopien) 
(vgl. dazu ebenfalls Kapitel 5.1). 
Darüber hinaus stellen – im Sinne der Auseinandersetzung mit diskursiven 
Strukturverknüpfungen des politischen Diskurses der EU über Somalia zur 
internationalen und regionalen Debatte bzw. der ihrer Mitgliedsstaaten – 
internationale und regionale (auch nichtstaatliche) Organisationen sowie Botschaften 
weitere Orte für die diskursrelevanten Sprecherpositionen dar: 
 das politische Büro der Vereinten Nationen in Somalia (UNPOS, Nairobi, 
Kenia; seit Juni 2013 umstrukturiert in die UN Somalia Mission (UNSOM) 
mit Basis in Mogadischu) 
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 die Afrikanische Union (AU) 
o Somalia Desk Office (Addis Abeba, Äthiopien) 
o AU Mission AMISOM (Nairobi, Kenia) 
 die Regionalorganisation der Staaten am Horn von Afrika – 
Intergovernmental Authority on Development (IGAD, Addis Abeba, 
Äthiopien) 
 Botschaften der EU-Mitgliedsstaaten (zum Zeitpunkt der Feldforschung) 
o UK Embassy (Addis Abeba, Äthiopien) 
o Deutsche Botschaft (Addis Abeba, Äthiopien) 
o Deutsche Botschaft (Nairobi, Kenia) 
o Embassy of Italy (Addis Abeba, Äthiopien) 
o Dutch Embassy (Addis Abeba, Äthiopien) 
o Embassy of Denmark (Addis Abeba, Äthiopien) 
o Embassy of Finland (Addis Abeba, Äthiopien) 
o Embassy of Norway (Addis Abeba, Äthiopien) 
 US Embassy (Addis Abeba, Äthiopien) 
 Embassy of Canada (Addis Abeba, Äthiopien) 
 die italienische NGO Cooperation for the Development of Emerging 
Countries (COSPE, Nairobi, Kenia) 
Konstruktivistische Diskursforschung und Selbstreflexivität 
Als entscheidend für die diskursive Analyse im Kontext hermeneutischer 
Wissenssoziologie beschreibt Keller (2008) das Reflektieren des 
Forschungsprozesses durch die ForscherInnen. Der hierfür unabdingbare Prozess der 
Text-Dekonstruktion (die analytische Zerlegung und Rekonstruktion (vgl. Keller 
2008: 268) ist voranstehend bereits auf den konkreten Untersuchungsgegenstand 
bezogen worden. Beschrieben worden sind ebenfalls die zum Einsatz gekommenen 
qualitativen Methoden (deren spezifische Adaption) sowie die Datengrundlage der 
Analyse, die über die Erfassung von Texten hinausgeht (vgl. Keller 2008: 269). 
Gerade in Anbetracht des „unhintergehbaren Charakter[s] [der 
Wissenssoziologischen Diskursanalyse] als Interpretationsarbeit“ (Keller 2008: 269) 
wird auf methodologischer Ebene eine Aufmerksamkeit für die Selbstreflexivität und 
den Konstruktivismus der Diskursforschung als Diskurs über Diskurse erforderlich 
(vgl. Keller 2008: 269): 
So ist es wichtiger Bestandteil des Forschungsprozesses, sich den eigenen Standort – 
den des eigenen Diskurses – zu vergegenwärtigen und sich dieses diskursiven 
Standortes gegenwärtig zu bleiben. In den konkreten Interviewsituationen trifft ein 
spezifischer Wissenschaftsdiskurs auf spezifische Akteurssprache. Dies macht es 
erforderlich, die eigene Forschungsperspektive bzw. die aus dieser Perspektive 
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entwickelten Interviewfragen in die Sprache der (EU-)Interviewpartner zu 
„übersetzen“ und die Sprache des Gegenübers dafür gut genug zu kennen. Die 
Herausforderung besteht darin, ohne den eigenen diskursiven Standort verlassen zu 
müssen, gleichzeitig so weit zu „übersetzten“, dass eine gemeinsame 
Kommunikationsebene entsteht. Idealerweise lässt diese eine nahe Orientierung am 
strukturierten Leitfaden zu und gestaltet sich gleichzeitig offen für Ergänzungen 
und/oder Abweichungen, die, je nach Sprecherposition, erforderlich bzw. erreichbar 
werden können. Erst diese Kommunikationsebene ermöglicht es, das Datenmaterial 
zu generieren, aus dem im Anschluss – im Prozess der diskursiven Analyse – 
zunächst Aussageereignisse herausgefiltert und, im Kontext ihrer 
Strukturierungszusammenhänge zu weiteren Aussageereignissen, schließlich 
Aussagen über den gesamten Diskurs getroffen und dabei Rückübersetzungen in die 
eigene Diskursperspektive unternommen werden können. 
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4. Regionaler Fokus: Somalia und Somalias neue soziale 
Räume 
Kapitel 4 ist in drei Teile gegliedert. Das Kapitel befasst sich erstens mit dem Staat 
in Somalia und entsprechenden Erzählungen von diesem. Zweitens wird der Fokus 
auf Territorialität und Souveränität im somalischen Kontext gerichtet und Somaliland 
als Beispiel eines De-facto-Staates diskutiert. Drittens werden die internationalen 
Beziehungen zu Somalia mit deren Ausrichtung auf die Peacebuilding-Agenda in 
den Blick genommen. 
Auf den Verlauf der Bürgerkriege Somalias sowie auf deren Ursachen und 
konfliktverlängernde Faktoren wird insoweit Bezug genommen, als sie im 
Zusammenhang der vorgestellten Zusammenhänge relevant sind. Eine gesonderte 
Konflikt- und Ursachenanalyse würde hingegen den Blickwinkel der hier 
vorgenommenen Auseinandersetzung mit Somalia bzw. den somalischen 
Teilregionen und Territorien verändern. Die Suche nach eindeutigen 
Konfliktursachen, um klare Handlungsanweisungen entwickeln und Konflikte 
„managen“ zu können, hat allzu oft komplexe Zusammenhänge vereinfacht und nicht 
zum Verständnis lokaler Realitäten und Dynamiken beigetragen (vgl. Hoehne 2007: 
76). 
4.1 Der Staat, sein Scheitern und andere Erzählungen aus Somalia 
Nach einem historischen Rückblick auf den Staat in Somalia im postkolonialen 
Kontext und auf die territorialen Fragmentierungsprozesse seit dem Ende der 1980er 
Jahre (4.1.1), geht es in Kapitel 4.1 um die Frage, in welcher Weise Somalia bzw. 
Phänomene, Krisen und Konflikte im somalischen Kontext wahrgenommen und 
erzählt werden (4.1.2 & 4.1.3). Dabei interessiert das vorherrschende Wissen zu 
Somalia, das den internationalen Umgang mit der Region maßgeblich angeleitet hat 
und gleichzeitig durch sich entwickelnde Handlungsmuster gefestigt wurde. Dieses 
Wissen ist zunächst durch das weitgehende Ausblenden der vielfältigen und 
heterodoxen Phänomene und Entwicklungen innerhalb der somalischen Territorien 
gekennzeichnet sowie von der Vernachlässigung ihrer globalen Dimension. 
4.1.1 Historischer Rückblick: Der somalische Staat und seine territoriale 
Fragmentierung im Kontext der Bürgerkriege 
Somalia kennzeichnet sich durch sehr unterschiedliche Entwicklungsprozesse 
innerhalb des Staates, der 1960 nach der kolonialen Unabhängigkeit durch die 
Zusammenführung des vormaligen britischen Protektorats und der italienischen 
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Kolonialgebiete Südsomalia und Nordostsomalia gegründet wurde.11 Verschiedene 
vorkoloniale Lebens- und Organisationsformen in den von Somali bevölkerten 
Gebieten – Pastoralnomadismus, Stadtstaaten/Sultanate und Ackerbau – sowie 
ungleiche Formen der kolonialen Durchdringung und damit der ungleichen 
Einflussnahme auf die lokalen Strukturen, haben bereits heterogene Ausgangslagen 
innerhalb des ersten postkolonialen somalischen Staates bedingt. Die 
Diktaturherrschaft von Siyad Barre (ab 1966) verfolgte das Ziel einer somalischen 
Nation und der Integration aller somalischen Gebiete12 in ein „Greater Somalia“. Das 
Barre-System proklamierte einen Bildungs-Sozialismus und strebte vermeintlich 
danach, Klan-Zugehörigkeit als strukturierendes (und fragmentierendes) Element der 
Gesellschaft zu überwinden. Auf die Niederlage Somalias im Ogaden-Krieg 1977 
folgten jedoch ein erheblicher Ressourcenrückgang (bedingt durch die Abkehr von 
der Sowjetunion, welche der äthiopischen Seite im Kampf um den Ogaden 
entscheidende Unterstützung geleistet hatte) und ein schwindender Rückhalt in der 
somalischen Bevölkerung. Somalias Allianzwechsel zwischen den Supermächten im 
Kalten Krieg ‒ die Hinwendung zu den USA ‒ gewährte einen neuen 
Ressourcenfluss und Barre sicherte sich die Unterstützung von Teilen der Elite durch 
die Bevorteilung verwandter Klans. Er beförderte dabei mittels der 
Instrumentalisierung von Klan- und Subklan-Zugehörigkeiten die Teilung der 
Gesellschaft. Nationale Sicherheitsinteressen wurden hoch gehalten, die die 
Verfolgung einer immer größeren Zahl von Somali erlaubte. Dies verdeutlicht das 
entstandene Paradox, das sich zwischen nationalen Sicherheitsansprüchen des Staates 
und der tatsächlichen Bereitstellung von Sicherheit für die Bevölkerung entwickelte 
(vgl. Brons 2001: 289). Massiver Staatsterror und der Bürgerkrieg ab 1988 waren 
Barres Antwort auf den seit Beginn der 1980er Jahre organisierten bewaffneten 
Widerstand, insbesondere durch das Somali National Movement (SNM) im 
Nordwesten des Landes (Issaq-Klan) und später auch durch den Hawiye-Klan. 1988 
besetzen Kräfte der SNM Teile des Nordens und die Regierung Barres verlor nun 
offenkundig die Kontrolle über das Territorium als Ganzes. Jedoch stellten die Barre-
Regierung wie auch die erste postkoloniale somalische Regierung de facto auch 
zuvor keine uneingeschränkten Souveräne dar. Der Kollaps des somalischen Staates 
würde aber auf den Tag der Flucht von Siyad Barre aus Mogadischu am 26. Januar 
1991 datiert (vgl. Brons 2001: 284). Nach dem Sturz des Militärdiktators gelang es 
der Allianz aus oppositionellen Klans und deren Widerstandsbewegungen jedoch 
                                                 
11 Die koloniale Aufteilung der Somali-Gebiete war 1884 im Rahmen der Berliner Konferenz 
zwischen Äthiopien (Ogaden), Großbritannien (Britisch-Somaliland und nordöstlicher Grenzdistrikt 
Kenias), Italien (Itaienisch-Somaliland) und Frankreich (Französisch-Somaliland/Djibouti) 
vorgenommen worden; vgl. Sheikh & Weber 2012: 18. 
12 Diese umfassten die von Somali bevölkerte Ogaden-Region innerhalb des äthiopischen Territoriums 
und die Grenzregion im Nordosten Kenias sowie Djibouti. 
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nicht, einen gemeinsamen politischen Nenner zu finden; sie waren erfolglos darin, 
eine gemeinsame Plattform für einen post-Barre Staat zu errichten (vgl. Hoehne 
2007: 77; Brons 2001: 284-5; Dersso 2009: 6; Healy 2010: 372). Ein Bürgerkrieg 
brach aus und die bereits erwähnte negative Erfahrung mit somalischer Staatlichkeit 
blieb zurück: „Civil war broke out shortly after Barre was ousted and Somalis only 
retained a memory of the state as distant at best and discriminatory and oppressive at 
worst“ (Hoehn 2011: 5). Menkhaus (2007) betont: „The repressive and predatory 
character of the Somali state under Siad Barre has left a legacy of deep distrust 
among Somalis toward the state as an institution“ (Menkhaus 2007: 94). 
Somalias territoriale Fragmentierung 
Das vormalige somalische Territorium ist in neue, lebensfähige Territorien und 
selbst-regierende Administrationen (und Stadtgemeinden) fragmentiert worden. 
Unterschiedliche (Konflikt)Akteure und (Konflikt)Konstellationen auf verschiedenen 
Interventionsebenen haben die Fragmentierungsprozesse gesäumt und zum Teil 
bedingt: Bürgerkrieg in Somalia seit Ende der 1980er Jahre, internationale 
Interventionen (seit 2000 verstärkt auch die innerhalb der EZ), der Krieg zwischen 
Äthiopien und vorgeblich fundamentalen „Islamisten“ in Folge der 
Militärintervention Äthiopiens im Jahr 200613 sowie die erneute bzw. intensivierte 
internationale Einmischung im Kontext des Anti-Terror-Kampfs und der Piraterie-
Bekämpfung. 
Bereits im Juni 1991 zog sich die SNM aus Mogadischu zurück und erklärte die 
Unabhängigkeit von Somaliland im Nordwesten des Territoriums – allerdings ohne 
bis heute hierfür die Zustimmung und Anerkennung der internationalen 
Staatengemeinschaft erhalten zu haben. Das nordöstliche Puntland verfügt seit 1998 
über eine de facto unabhängige Regierung. Trotz temporär großer Distanz zum 
vermeintlichen Zentrum in Somalias Süden, wahrt Puntland seinen 
verfassungsgemäßen Staus als autonomer Teilstaat eines somalischen Gesamtstaates. 
Innerhalb der somaliländischen und puntländischen Territorien haben sich 
funktionsfähige administrative Strukturen herausgebildet und behauptet. De facto 
sind im Norden Somalias zwei neue Staaten entstanden: 
Somaliland and to a lesser degree also Puntland are modern states in 
the sense that they attempt and partly succeed to integrate modern 
political institutions, international and national law with traditional 
                                                 
13 In diesem Konflikt hat die bald von der Al Shabaab geführte „islamistische“ Bewegung eine breite 
gesellschaftliche Legitimation sowie aktive Unterstützung gegen die externe Intervention erfahren. 
Das Eingreifen Äthiopiens stellte so einen Krieg gegen weite Teile der somalischen Bevölkerung dar 
(vgl. Hoehne 2014: Podium CAS). 
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political authority, clan identity and customary law (Brons 2001: 
288). 
Somalias Süden hingegen war während der 1990er Jahre durch die Kontrolle und 
Gewaltherrschaft konkurrierender Kriegsherren gekennzeichnet, die, unterstützt von 
deren jeweiligen (Klan-)Milizen und verbündeten privaten Wirtschaftspersonen 
(„businessmen“), den (Ausnahme)Zustand des Bürgerkriegs im eigenen Interesse 
aufrechtzuerhalten suchten. Der Umstand von der Situation eines nun offenkundig 
fehlenden Gewaltmonopols zu profitieren, erschwerte es, jene Gewaltakteure 
nachhaltig in Friedensprozesse einzubeziehen und Legitimität zu generieren. Die auf 
Gewalt gestützte politische Ordnung veränderte sich seit den 2000er Jahren insofern, 
als sie nun verstärkt von einem Widerstreit „islamistischer“ Kräfte und Lager geprägt 
worden ist. Vormalige „warlords“ waren dabei (erneut) in die Regierungsbildung 
einbezogen worden und erhielten Ministerposten im Kabinett von Abdullahi Yusuf 
(die Regierungsbildung resultierte aus dem Friedensprozess in Mpegati/Kenia (2002-
2005). Hoehne (2014) benennt diesbezüglich einen „shift in legitimacy“ – von einer 
„warlord“ hin zu einer „islamist legitimacy“ (vgl. Hoehne 2014: Podium CAS; 
Absatz vgl. auch Bradbury 2008: 45). Weder die Übergangsregierungen (seit 2000, 
2004 und 2008) noch die Föderale Regierung (seit 2012) haben, trotz selbigen 
Anspruchs, das vormalige somalische Territorium kontrollieren können. Lediglich 
Teile der Hauptstadt Mogadischu und Teile des südlichen Somalia waren unter 
Kontrolle der jeweiligen (de facto fragmentierten) Regierungen und deren differenten 
Milizen. Nur durch die Unterstützung der AMISOM wurde eine Aufrechterhaltung 
dieser Regierungen überhaupt gewährleistet. In der jüngeren Vergangenheit gelang 
es, die territoriale Präsenz von Al Shabaab einzuschränken und die territoriale 
Kontrolle der Regierung im südlichen Somalia auszuweiten: „While the federal 
government is now, with AMISOM support, in charge of all of the major urban 
centres in [Southern]Somalia, much of rural Somalia remains in the hands of al-
Shabaab“ (Hammond 2013: 189). 
(Fragile) Stabilität ist an verschiedenen Orten Süd- und Zentralsomalias vielmehr 
jenseits des Staates durch lokale autonome Verwaltungen generiert worden. 
Beispiele für deren Entstehung, und damit für eine fortschreitende territoriale 
Fragmentierung, sind Galmudug, Ximan and Xeeb, Ahlu Sunna Wal Jama’a (ASWJ) 
(vgl. ICG 2011: 20; Abdi 2011: 2) und Jubaland/Azania State of Somalia. 
Vergleichbare Entwicklungen hatten sich auch erneut im Nordosten Somalias 
gezeigt. Dort beanspruchte der selbsternannte Teilstaat Maakhir zwischen 2007 und 
2009 die Unabhängigkeit eines zwischen Somaliland und Puntland umstrittenen 
Gebietes (Teil von Sanaag). Seit 2009 verstand sich Maakhir als zu Puntland 
gehörend und beabsichtigte seine Interessen durch den Sanaag-gebürtigen 
Innenminister Puntlands (General Ilkajir) innerhalb des Kabinetts von Präsident 
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Abdirahman Farole (Präsidentschaft: Januar 2009 bis Januar 2014) zu wahren. In 
dieses war General Ilkajir neben weiteren unterlegenen Präsidentschaftskandidaten 
im Sinne einer Kompromisslösung zur Beilegung politischer Differenzen in der 
Region berufen worden (vgl. Garowe Online 2009). 
Die selbst-regierenden Verwaltungen in Zentralsomalia weisen starke externe 
Verbindungen und Abhängigkeiten auf. Da diese autonomen Entitäten lokaler 
Einnahmequellen entbehren, sind sie insbesondere auf Geldtransfers durch die 
Diaspora angewiesen. Die autonomen Verwaltungs- und Regierungsstrukturen von 
Galmudug sowie von Ximan und Xeeb werden daher als instabil beschrieben und 
gelten als Orte periodischer Machtkämpfe (vgl. ICG 2011: 8, 20). Während sie 
dennoch erfolgreich dazu beitragen, dass lokal Frieden hergestellt wird und 
grundlegende Dienstleistungen bereitgestellt werden können, ist ihr Überleben 
bislang von internationaler Hilfe abhängig (vgl. ebd.: 20). In dieser Hinsicht lässt 
sich gegenwärtig zwischen solchen „autonomous local administrations“ und den 
„state-like“ oder de-facto-staatlichen Verwaltungs- und Governance-Strukturen in 
Somaliland und Puntland unterscheiden. Die Politiken letzterer beruhen auf Klan-
übergreifenden Mechanismen sowie auf lokal bzw. transregional und transnational 
generierten ökonomischen Ressourcen (diese beschränken sich allerdings weitgehend 
auf Einnahmen aus einer Hafen- und Flughafensteuer und einer begrenzten 
Besteuerung von Importen und Exporten, durch welche das Verwaltungssystem 
finanziert wird, vgl. ebd.: 21). Beide Faktoren gelten auch als entscheidend für eine 
Zukunft der autonomen lokalen Verwaltungen: „These administrations [based on 
traditional clan identity] can become economically and politically sustainable only 
by enlarging [and forging cross-clan alliances]“ (ebd.: 21). 
Jubaland/Azania im Südwesten Somalias erscheint insofern spezifisch, als der 
dortige Versuch eine (semi-)autonome staatsähnliche Entität nach den Modellen 
Puntland und Galmudug aufzubauen,14 massive externe Unterstützung von Kenia 
erfahren hat. Kenianische Sicherheitsinteressen haben den Aufbau von Jubaland 
offenbar stark befördert. Dabei soll die sogenannte Jubaland-Initiative darauf 
ausgerichtet sein, eine Pufferzone zwischen dem anhaltend kriegsgeprägten 
Südzentral-Somalia und der kenianischen Grenzregion zu errichten (vgl. Daily 
Nation, 5.12.2010; BBC, 28.10.2011). Parallel zur Zielsetzung, die Al Shabaab in der 
Grenzregion zurück zu drängen bzw. ein erneutes Erstarken der Miliz zu verhindern, 
behauptet Kenia auch ökonomische Interessen hinsichtlich des lukrativen Exports 
über den Hafen von Kismayo. Dieser ist als bedeutende Einnahmequelle auch Grund 
für den gewaltvollen internen Kampf um Kontrolle und Führung des autonomen 
Teilstaates. Während Puntland die Autonomiebestrebung Jubalands begrüßt und als 
                                                 
14 Die offizielle Gründung von Azania erfolgte in Nairobi am 4. April 2011. 
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verfassungsgemäß – im Sinne der Förderung eines Aufbaus von Teilstaaten – 
erachtet, fürchtete die Föderale Regierung einen weiteren (zudem extern forcierten) 
Machtverlust (vgl. taz.de, 9.07.2013). Im August 2013 wurde jedoch ein von 
Äthiopien vermitteltes „National Reconciliation Agreement“ unterzeichnet, wonach 
Jubaland bis 2015 von einer Interimsregierung regiert wird, die Kontrolle über den 
Hafen und Flughafen Kismayos aber bereits früher der Föderalen Regierung 
übertragen wird (vgl. Hiiraan Online, 28.08.2013; The Info List/Kay). Dieser 
nationale Versöhnungsprozess ist international begleitet und begrüßt worden „[as]a 
breakthrough that unlocks the door for a better future for Somalia“ (The Info 
List/Kay).15 
Dieses Vorgehen erscheint bezüglich der umstrittenen Frage der Machtverteilung 
zwischen dem (vermeintlichen) Zentrum und den Regionen sowie im Hinblick auf 
die spätere Analyse in dieser Arbeit relevant. Erstens wird dabei eine internationale 
Strategie gegenüber Somalia deutlich, über die Förderung von temporär autonom 
verwalteten Regionen zum Aufbau des Einheitsstaates zu gelangen (föderales 
Modell). Zweitens können die wachsenden informellen, aber auch formellen, 
Verbindungen zu den Teilstaaten bedeuten, einen weiteren Beitrag zur (langfristigen) 
Stärkung ihrer Autonomie zu leisten. 
4.1.2 „The world’s most failed state“ – Kritische Debatte zu den Narrativen der 
Krisen und Konflikte in Somalia 
Die zuvor geschilderten sozial-räumlichen Transformationen sind hinsichtlich ihrer 
komplexen Prozesse und heterogenen Gestalt zumeist simplifiziert oder gänzlich 
missachtet worden. Somalia wird zumeist dargestellt als: „[…] the land of clan 
warfare, terrorism, piracy, number one on the list of failed states; also number one in 
corruption, and the longest stateless country in modern history“ (Worldpress.org, 
24.11.2010). 
In journalistischen Artikeln, wissenschaftlichen Analysen sowie in politischen 
Statements galt und gilt Somalia als Beispiel für totale Anarchie (Michler 1997; 
Milkias 2007), für neue Barbarei (Murphy 2011), als „textbook example of a ‘failed 
state’“ (Møller 2009: 1) oder als der „gescheitertste“ Staat der Welt (Hague 2012, 
The Guardian 1.02.2012). Somalia ist zum Inbegriff für das Scheitern staatlicher 
Strukturen und den Verweis auf eklatante Missstände geworden: „Libyen [als 
zerfallener Staat und Paradies für Schmugglerbanden] ist Somalia am Mittelmeer, 
                                                 
15 Zu einer kritischen Diskussion des Abkommens und einem bislang fehlenden Konsens darüber, was 
Föderalismus in Somalia unter Einbezug aller Akteure bedeutet vgl. hingegen Somalia Newsroom, 
3.09.2013. 
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das ist freilich eine Übertreibung [die aufrütteln soll] – aber keine allzu große“ (ZEIT 
Online, 11.04.2014). 
Es ist die Abwesenheit einer funktionierenden Zentralregierung, die seit 1991 für die 
Erklärung jeglicher Entwicklungen innerhalb des somalischen Territoriums [bzw. 
innerhalb der somalischen Territorien] herhalten muss: 
[…] The fact that observers have described more than a dozen years 
of Somali politics negatively, i.e. by what does not exist (a state 
apparatus) rather than by what does exist (a variety of fragmented 
authorities), indicates the ideological power of state-centred concepts 
(Hagmann 2005: 526). 
Die Ausprägung staatszentrierter Konzepte in den Sozialwissenschaften und 
insbesondere in der politikwissenschaftlichen IB-Forschung wurde in der 
Theoriediskussion (Kapitel 2) dargelegt. Die universalistische Orientierung an 
westeuropäischer Staatlichkeit findet ihre normative Überhöhung in der zunächst 
wissenschaftlich geführten Debatte um den Zerfall von Staaten. Der historische 
Kontext dieser Debatte war der endende Kalte Krieg, als die Unzulänglichkeiten 
empirischer Staatlichkeit, dort wo der Staat vorausgesetzt worden war, offenkundig 
wurden und existierende, teils tradierte, Organisationsstrukturen kaum Beachtung 
fanden. Die Debatte um den Zerfall des somalischen Staates, die seit den 2000er 
Jahren verstärkt öffentlich und politisch geführt wird, kategorisiert Somalia als 
beispiellos gescheitert und im Chaos versinkend (vgl. oben). Solche Beschreibungen 
basieren auf eindimensionalen Narrativen der somalischen Krise, wobei die 
Darstellung von Politik und Krieg in einem Spektrum zwischen kulturellem 
Essentialismus, sozialer Anomalie und Perplexität erfolgt und in einen Diskurs 
mündet, der Somalia vorwiegend in Stereotypen von Anarchie, Kriegsherrentum und 
Tribalismus behandelt (siehe oben und vgl. Hagmann 2005:525-527, Bezug 
Besteman 1996: 120-133). 
Die oftmals reduktionistischen Narrative über Somalia sind nicht allein dem 
skizzierten stereotypischen Denken geschuldet. Hagmann (2005) räumt ein, dass 
nach Beginn des Krieges aufgrund physischer Unsicherheit und problematischer 
Zugangsbedingungen kaum längere Feldforschungen durchgeführt werden konnten. 
Mit Ausnahmen hat der Krieg zudem die Herausbildung einer jungen Generation 
somalischer Wissenschaftler verzögert, die alternative Interpretationen von Staat und 
Nation in Somalia hätten produzieren können (Hagmann 2005: 527). 
Während sich eine Perspektive auf Somalia beständig zeigt, die die komplexen 
Realitäten kaum erfasst und zunehmend defizitäre Sicherheitsaspekte ins Zentrum 
der Diskussion gerückt hat, werden seit jüngerer Zeit die konventionellen 
Erzählungen von Somalia durch eine wachsende Zahl von Wissenschaftlern 
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nachdrücklich in Frage gestellt. Sie produzieren ein umfangreiches Wissen von 
gesellschaftlicher Organisation in Somalia und in Bezug auf die komplexen 
Herausforderungen im Kontext der dortigen Konflikte und Bürgerkriege sowie deren 
globaler Einbettung (vgl. nachfolgend und Kapitel 4.2). Dies erweitert maßgeblich 
unsere Vorstellung von Somalia (vgl. Hagmann 2005: 527) bzw. liefert die 
Möglichkeit und Voraussetzung dafür, eine differenziertere Somalia-Perspektive zu 
entwickeln. 
So widerspricht Brons (2001) der dominierenden Auffassung von Somalia als Staat, 
der (erst) im Kontext der Ereignisse von 1991 kollabierte und in deren Folge zerfiel. 
Der somalische Staat hat sich bislang nicht als permanente Befestigung des 
somalischen politischen Lebens und der somalischen Gesellschaft erwiesen (vgl. 
Brons 2001: 47-48, 283-285). Vielmehr hatte der somalische Staat bereits lange vor 
dem Ende der Diktatur Siyad Barres lediglich als formale „Hülle“ fungiert: 
The Somali state that existed at independence in 1960 turned out to be 
merely a formal shell which was empty long before 1991, and which 
seems further than ever from being refilled with empirical substance 
and political life (Brons 2001: 284). 
Auf ähnliche Weise entkräftet Hoehn (2011) das Argument vom somalischen 
Staatskollaps: 
What is most characteristic about the Somali state is not so much that 
it has collapsed, but the fact that it had never really been established 
as social regulator of society. Instead, Somali social order has long 
been negotiated and redefined through non-state institutions (Hoehn 
2011: 7). 
Brons (2001) erachtet den Kollaps des somalischen Staates als eine Stufe innerhalb 
des Prozesses, in dem neue politische Machtstrukturen herausgebildet und bisherige 
überwunden werden: 
[…] the state collapse of 1991 need[s] to be understood as a rupture 
in Somali political history, but can be considered one step in the 
process of establishing political authority structures that are both 
adequately modern and rooted within the traditional set-up of Somali 
society. The most fascinating aspect of the Somali case is that, despite 
the state-oriented blueprint of the contemporary world structure, 
Somali society managed to free itself from state dictatorship, terror 
and persecution that had been exercised in the name of ‘national 
security’ (Brons 2001: 284). 
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Eine kritische Diskussion erfährt dabei die dahinter stehende Staatszerfall-Debatte 
insgesamt. Insbesondere in den Politikwissenschaften blieb der Kollaps von Staaten 
als historischer Normalfall lange unbeachtet; weitgehend ignoriert wurde der Fakt, 
dass Staatsbildung niemals entsprechend eines universell gültigen Rezepts erfolgte 
(vgl. Hagmann & Hoehne 2009: 45). Unter Bezug auf Migdal und Schlichte (2005: 
12) stellen die Autoren heraus, dass aus einer solchen Perspektive Arenen 
konkurrierender Herrschaftsformationen ausschließlich innerhalb der Kategorie von 
(negativer) Abweichung theoretisiert werden: 
[…] this biased perspective offers no way ‘to theorise about arenas of 
competing multiple sets of rules, other than to term these as negative, 
as failures or weak states or even non-states’ (Hagmann & Hoehne 
2009: 45; mit Bezug auf Migdal & Schlichte 2005: 12). 
Stattdessen wird Staatszerfall – entgegen der von den Autoren kritisierten 
Theoriebildung von abnormer Entwicklung – als (global-historischer) Normalfall 
aufgefasst (vgl. Hoehne 2007: 97; Hagmann & Hoehne 2009: 45): 
In dieser Welt [‚world of emerging states’] ist Staatszerfall nichts 
außergewöhnliches, sondern eine nachvollziehbare Entwicklung, die 
oft ‚schleichend’ und schon lange vor dem von außen wahrnehmbaren 
Ereignis eines Regierungs-Sturzes einsetzt. Internationale, nationale 
und lokale Politik ist am Zerfall eines Staates beteiligt. Zerfallene 
Staaten sind somit nicht ‚isolierte’ Fälle oder wie Hill (2005) schreibt, 
‘the deviant Other’ (Hoehne 2007: 97). 
Fraglich ist darüber hinaus, inwieweit die Erklärung vom Zerfall eines Staates im 
somalischen wie auch in anderen afrikanischen und nicht-afrikanischen Kontexten 
überhaupt trägt, weil diese die (vormalige) Existenz einer bestimmten Form von 
Staatlichkeit bereits voraussetzt (vgl. Kapitel 2; vgl. dazu auch Hagmann & Hoehne 
2009: 45; vgl. Hoehn 2011: 7). Hagmann und Hoehne (2009) problematisieren 
außerdem, dass wichtige Unterschiede zwischen Staaten keine Beachtung finden und 
tatsächlich existente Sicherheits- und Ordnungsstrukturen – [die Anforderungen und 
Erwartungen von Menschen an den Staat sind geographisch wie zeitlich je andere 
gewesen] – durch die diskursiven Zuschreibungen der Debatte verkannt werden: 
[…], the discursive labels that are used most prominently in the state 
failure debate gloss over important differences between existing states 
rather than accounting for these differences. For instance, many so-
called ‘weak’ African states boast security apparatuses that are 
capable of considerable political repression. On the other hand, 
unrecognised or de facto states that are described as ‘fragile’ may 
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enjoy more popular legitimacy than their recognised counterparts 
(Hagmann & Hoehne 2009: 44). 
Ein Großteil des Staatszerfall-Diskurses beachtet weder diese empirischen 
Widersprüchlichkeiten noch die vielfältigen historischen Phänomene von 
Staatsbildung und Niedergang von Staaten (vgl. Hagmann & Höhne 2009: 44-45; zu 
den empirischen Widersprüchlichkeiten vgl. auch Tull 2011: 1-4). 
Das Versagen und die Versäumnisse der state failure-Debatte liegen nach Hagmann 
und Hoehne (2009) in konzeptuellen Mängeln begründet. Es werden die vielfältigen 
Formen von empirischer Staatlichkeit ignoriert; die Staatszerfall-Literatur setzt die 
Abwesenheit einer Zentralregierung mit Anarchie gleich; sie kreiert eine nicht 
hilfreiche Unterscheidung zwischen vollkommenen und gescheiterten Staaten und ist 
von der teleologischen Annahme der Konvergenz aller Nationalstaaten geleitet (vgl. 
Hagmann & Hoehne 2009: 42): 
[…] the failed state debate has failed to provide the appropriate 
analytical tools for a better understanding of contemporary African 
statehood. […] Rather than equating the erosion of legal-rational 
domination (as embodied by the nation-state) to anarchy and social 
anomy, we call for a more differentiated approach to statehood that 
renders intelligible variegated trajectories of political authority within 
and beyond the nation-state (Hagmann & Hoehne 2009: 43). 
Einem solchen differenzierteren Ansatz entsprechen die Autoren, indem sie auf die 
vielfachen Prozesse von state-building und Formen von Staatlichkeit in Somalia (und 
in der von Somali bewohnten Region Äthiopiens) seit 1991 aufmerksam machen 
(vgl. Hagmann & Hoehne 2009:42-57; vgl. dazu ausführlicher Kapitel 4.2.2). 
In der politischen Debatte wird das Verständnis von Staatsfragilität und -zerfall von 
Sicherheitsfragen dominiert. Demgegenüber existiert eine kritische wissenschaftliche 
Diskussion zu der häufig einseitigen Wahrnehmung Somalias und der somalischen 
Krise durch internationale Geber sowie zu der politischen „failed“- und „fragile 
state“-Debatte. Entsprechende Perspektiven von Menkhaus & Ortmayer (2000), 
Menkhaus (2000, 2011), van der Borgh (2008), Briscoe (2008), Vlassenroot & 
Hoebeke (2009) und Lacher, Tull & Weber (2011) werden hier in der Diskussion der 
internationalen Beziehungen zu Somalia (4.3) aufgegriffen. Auf der Ebene 
politischer Strategiebildung schlägt sich jedoch die dominante Perspektive des 
Staatszerfall insbesondere in Dokumenten der Sicherheitspolitik und in expliziten 
Strategien gegenüber gescheiterten und fragilen Staaten nieder. Diese Dokumente 
der internationalen und EU-Politik sind Teil der Diskursrekonstruktion in Kapitel 5 
(5.2). 
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4.1.3 Neue Geschichten aus Somalia: Von einem „fragile progress“, der Phase 
des „post-transition“ und einem internationalen „New Deal“ für Somalia  
„Narratives about countries, especially under-reported ones, can be hard to shift. For 
the last two years Somalia’s narrative has been one of fragile progress. […]“ (The 
Economist, 14.03.2014). 
Mit Blick auf politische Veränderungen, militärisch-strategische (Teil-)Erfolge und 
ökonomische Errungenschaften sind in der jüngeren Vergangenheit Zeichen des 
Vorankommens in Somalia gesehen worden. Diese haben regionalen und 
internationalen Akteuren offenbar Anlass dazu gegeben, neue Hoffnung hinsichtlich 
einer Konfliktbewältigung und Stabilisierung der Region zu schöpfen. Die 
terroristische Bedrohung durch die Al Shabaab wird allerdings weiterhin als 
zentrales Problem und Hindernis aufgefasst; insbesondere in Anbetracht der 
deutlichen Zunahme von Anschlägen in Somalia und der Region des Horns von 
Afrika seit den Jahren 2013/2014. 
Im Dezember 2011 schildert ein UNPOS-Diplomat seine Wahrnehmung von 
positiven Entwicklungen in Mogadischu. Diese würden sich in einem ökonomischen 
Aufschwung ausdrücken, aber auch im Willen und Antrieb der Somali, öffentliche 
Plätze wieder für sich einzunehmen. Gerade auch davon zu erzählen – und nicht 
lediglich in Kategorien von Zerfall und Vernichtung über Somalia zu berichten – 
könnte den Blick auf Somalia insgesamt wandeln und bspw. dazu beitragen, 
internationale Konzerne zu Investitionen zu ermutigen (vgl. UNPOS 2011A). In nur 
wenigen Fällen haben Interviewpartner, die für diese Arbeit zur Verfügung standen, 
die dominante Erzählweise über Somalia und deren Wirkung reflektiert. War dies 
wie hier jedoch der Fall, ist dabei letztlich auf den Aspekt der Teilhabe 
internationaler politischer, diplomatischer, wirtschaftlicher und journalistischer 
Akteure an der Wirklichkeitskonstruktion von Somalia und der somalischen 
Gesellschaft abgehoben worden. 
„Es gibt sogar einen kleinen wirtschaftlichen Aufschwung“ (Hitschler 2014) – über 
diesen Aufschwung verschiedener Orte und Regionen Somalias wird nun in der 
politischen und medialen Debatte verstärkt reflektiert (vgl. taz.de, 30.05.2012; 
Irinnews, 14.02.2014). Insbesondere im Hinblick auf Mogadischu und Hargeisa 
berücksichtigen Journalisten und Politiker damit Prozesse, die in der 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung unter dem Phänomen „economy without 
state“ und „stateless economy“ analysiert worden sind (vgl. Mubarak 1997; Little 
2003; Leeson 2007; Powell, Ford & Nowrasteh 2008). Während sich die 
somalische(n) Gesellschaft(en) in politischer Hinsicht weiter ausdifferenzieren und 
subregionale Räume reterritorialisieren, lässt sich in ökonomischer Hinsicht die 
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Entstehung eines „Greater Somalia“ auf der Basis von Handel, Transport und 
Finanznetzwerken beschreiben: 
[...] while the Somali Republic had failed to reunite the Somali-
inhabited territories politically, its collapse promoted the economic 
integration of the Horn of Africa’s Somali residents through the free 
flow of goods, services, and information (Hagmann 2005: 533-534, 
Bezug auf Little 2003). 
Staatskollaps und Krieg haben – im Gegensatz zu den Strukturanpassungsprojekten – 
erfolgreich die gänzliche Privatisierung aller öffentlichen Dienstleistungen zum 
Ergebnis: „This unplanned liberalization increased socio-economic inequalities; yet 
it also provided the foundation for Somalia’s booming finance and 
telecommunication sectors“ (Hagmann 2005: 528,16 Hoehn (2011) konstatiert: „On 
closer inspection, the connection between the state, or the lack of it, and Somalia’s 
predicament is less clear. The economy has done rather well in Somalia. […]“ 
(Hoehn 2011: 5). 
Auf politischer und militärisch-strategischer Ebene ist im Dezember 2011 und Januar 
2012 neue Hoffnung für Somalia geschöpft worden. Internationale Diplomaten in 
Addis Abeba und Nairobi sahen in der Intervention Kenias in Südsomalia (und den 
durch diese erzielten Teilerfolge gegen Al Shabaab) ein vielfach genanntes „window 
of opportunity“ (vgl. 5.2). Seither ist die territoriale Präsenz von Al Shabaab 
innerhalb Somalias (zumindest temporär) deutlich reduziert worden. Kapitel 4.3.1 
wird jedoch auf die Ambivalenz dieses Vorgehens und die verstärkte Ausrichtung 
von Al Shabaab auf eine asymmetrische Strategie der Kriegsführung Bezug nehmen. 
Ein zumindest in Teilen zuversichtlicheres Bild von der Situation in Somalia zu 
zeichnen – durch mediale Berichterstattung und Vertreter involvierter Akteure – 
bedingt offenbar die vergrößerte personelle Präsenz regionaler und internationaler 
Kooperationspartner in Somalia. Einige Staaten haben Botschaften in Mogadischu 
(wieder)eröffnet. Bislang sind Djibouti, Äthiopien, der Sudan, die Türkei, 
Großbritannien und der Yemen mit einer Botschaft vertreten. Die Eröffnung einer 
kenianischen Botschaft ist bereits 2014 angekündigt worden (vgl. Daily Nation, 
10.03.2014). Die militärische Ausbildungsmission der EU (EUTM) ist von Uganda 
nach Somalia verlegt worden. Seit 2013 unterstützen die UN die somalische 
Regierung und AMISOM mit einer Mission vor Ort (UNSOM/UNSOA). 
Insbesondere ist seit 2010/11 auch die Türkei als neuer Akteur in der Region in 
Erscheinung getreten. 
                                                 
16 Hagmann nimmt hier Bezug auf den „Human Development Report Somalia 2001“ (UNDP 2001) 
von Bradbury, Menkhaus & Marchal (Review). 
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Istanbul [the Istanbul Conference, May/June 2012] was also 
significant in that it showed the extent to which non-western donors 
(particularly Turkey, but also other member states of the Organisation 
of Islamic Cooperation) were coming to play an influential role in 
Somalia’s transition (Hammond 2013: 185; vgl. auch ebd.: 191-192). 
Es drückt sich in diesen Entwicklungen zum einen ein gegenwärtiger Anstieg des 
internationalen Interesses (oder zumindest eine stärkere Bekundung desselben) aus, 
die Konflikte in Somalia regulieren zu wollen, und zum anderen, dafür derzeitig eine 
neue Gelegenheit zu sehen (zu dem in Konjunkturen schwankenden Interesse an der 
Region vgl. Matthies 2011 und vgl. 4.3). 
Diese Wahrnehmung einer neuen Gelegenheit liegt auch in der im August 2012 
ausgelaufenen Frist der Übergangsregierung unter Sheikh Sharif Ahmed begründet. 
Die Frustration der internationalen Geber über die ausbleibenden Erfolge und das 
korrupte Agieren der von ihr geförderten föderalen Einheitsregierung war 
zunehmend gewachsen, zumal die Regierung lokal ohnehin kaum über Legitimität 
verfügte. Die „post-transition“-Regierung unter dem neuen Präsidenten Hassan 
Sheikh Mohamud ist umgehend zum neuen Hoffnungsträger für einen – unverändert 
einheitlichen – somalischen Staat erklärt worden, mit stärkerer Betonung seines 
föderalen Charakters. Die „London“ und „Istanbul Somalia Conference“ (Februar 
und Mai/Juni 2012) und der „New Deal for Somalia“ bzw. „New Deal Compact“ 
(Brüssel-Konferenz, September 2013) behaupten den bevorstehenden Weg der 
staatlichen Re-Konsolidierung Somalias und stellen Wahlen für das Jahr 2016 in 
Aussicht (vgl. EU 2013). 
Von der Wahrnehmung positiver Entwicklungen in Mogadischu oder in Somalia zu 
erzählen, macht es gleichzeitig erforderlich, an den fortdauernden 
(internationalisierten) Krieg in Mogadischu und Somalias Süden zu erinnern. 
Veränderte Narrative, wie das des „fragile progress“ in der politischen 
Wahrnehmung von Somalia, deuten bislang weniger auf einen politisch-strategischen 
Kurswechsel als auf die erneute Legitimierung der dominierenden Peace- und state-
building-Strategie hin (vgl. dazu weiter 4.3.3 und Kapitel 5). 
Dennoch ist es auch richtig, wenn die vom Aufschwung Somalias überzeugten 
Studenten der „University of Somalia“ von Journalisten fordern, mehr zu tun „to 
illustrate the good news“ (BBC, 11.05.2013 [2013a]). Optimismus im Hinblick auf 
Somalias Zukunft kann, so eine zentrale Annahme der Arbeit, wohl vor allem dort 
geschöpft und generiert werden, wo eine Auseinandersetzung mit lokalen Prozessen 
und Perspektiven stattfindet – mit lokalen Realitäten, deren Kontingenz und deren 
Komplexität. So soll im folgenden Kapitel (4.2), wiederum anknüpfend an die 
raumtheoretische Diskussion in Kapitel 2, eine Öffnung der wissenschaftlichen 
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Theoriebildung zu Somalia nachvollzogen werden, die hier (4.1.2) durch die 
Diskussion der Kritik an der Staatszerfall-Debatte bereits eingeführt wurde. 
4.2 Territorialität und Souveränität im somalischen Kontext: 
Somalias (neue) soziale Räume 
„The Somali experience confronts the analyst with unexpected political realities and 
challenges to conventional thinking“ (Brons 2001: 288). 
In Kapitel 4.2 werden die Aspekte der Territorialität und Souveränität in Bezug auf 
Somalia diskutiert. Dabei wird in 4.2.1 auf deren historische Bedeutung und konkret 
auf historische Formen von Territorialität und von Grenzen eingegangen. 4.2.2 
nimmt die neuen sozialen Räume Somalias unter den Gesichtspunkten von 
Territorialität und Souveränität und von Prozessen der De- und Reterritorialisierung 
in den Blick. In 4.2.3 werden am Beispiel Somalilands, wo eine weitgehend 
eigenständige Transformation hin zu einer autonomen, staatsähnlichen Entität 
vollzogen worden ist, die unterschiedlichen Akteure dargestellt, die hinter solchen 
gesellschaftlichen Transformationsprozessen stehen. Das Unterkapitel befasst sich 
dabei mit einer Soziologie von Akteuren, die sich durch dichotome 
Kategoriezuschreibungen von bspw. staatlich/nichtstaatlich, formal/informal oder 
traditionell/modern kaum nachzeichnen lässt. In Somaliland ist es durch die 
Verschränkung von traditionellen und modernen Organisationsstrukturen gelungen, 
kriegerische Auseinandersetzungen weitgehend (temporäre und räumliche 
Einschränkungen haben bestanden und bestehen) beizulegen und de-facto-staatliche 
Strukturen aufzubauen. Dabei haben sich die beteiligten Akteure und deren Rollen 
selbst verändert und bedürfen, im Zuge von Staatswerdung und 
Demokratisierungsbestrebungen, neuer Legitimation. Bezug nehmend auf Hoehne 
(2011a, 2013) – auf seine Zweifel an der Beständigkeit hybrider politischer 
Ordnungen – wird hier auch die Frage nach der Zukunft bzw. der Re-Transformation 
der neuen sozialen Räume selbst gestellt, ohne diesen Räumen erneut lediglich die 
Universalität des „erfolgreichen“ Nationalstaats entgegen zu halten. 
4.2.1 Historische Gesellschaftsformationen und Territorialität in Somalia  
Die diskutierte Wahrnehmung vom Zerfall Somalias ist nicht selten als 
widersprüchlich zu einer – im afrikanischen Kontext außergewöhnlichen – 
Homogenität des somalischen Volkes erachtet worden. Denn im medialen und 
wissenschaftlichen Diskurs dominierte das Bild von Somalia als einer homogenen 
Nation – von einem Volk mit einer gemeinsamen Sprache, einer Religion und einer 
Kultur: „Only recently have divisions based on language, religious brotherhoods, and 
76 
 
occupation been recognized as significant distinctions in Somali society“ (Besteman 
1995: 43). 
Kritisiert wird jedoch, dass ein großer Teil der Literatur zu Somalia weiterhin von 
der Auffassung somalischer Homogenität durchdrungen ist. Es ist insbesondere 
problematisch, diese (tatsächlich nur bedingt) homogenen Aspekte somalischen 
sozio-politischen und sozio-kulturellen Lebens als offenkundige Grundlage einer 
politisch einheitlichen Nation zu verstehen und eine politische (staatliche) Einheit 
bzw. deren Wiederaufbau vorauszusetzten.17 Denn dabei bleibt die Vielgestaltigkeit 
und Dezentralität der politischen Organisation somalischer Gesellschaft(en) 
unbeachtet: „We forgot that there is unity in diversity“ (Ahmed 1995: 142). 
Die somalische Gesellschaft charakterisiert sich durch die Existenz vielfältiger und 
kontroverser Auslegungen von gesellschaftsstrukturierenden Elementen, wie bspw. 
dem Element des Klan-Systems. Smidt (2010) beschreibt am Beispiel der Tigrinnya-
Sprecher (Eritrea/Tigray) Diskurse von Teilung und Einheit als integrativen 
Bestandteil von Tradition und Identität ethnischer Gruppen: 
Within many ethnic groups there are lines of separation within the 
framework of a feeling or discourse of unity or belonging, which are 
the basis for the formation of a we-group […]. It depends on the 
respective situation, as to which of the two discourses prevails in an 
ethnic group. […] These movements into unity or separation should 
not be misunderstood: the changes are often more changes in the 
discourse than real socio-cultural transformations. […] lines of 
separation are there, even if they are hidden [in a situation of unity]. 
[…], in a situation of separation, a feeling and tradition of unity can 
be easily revived or (re-)created. […] if unity or separation prevails 
can sometimes simply be a question of perspective – within the ethnic 
group itself (Smidt 2010: 62). 
Während Mythenbildung immanenter Bestandteil von Geschichtsschreibung 
nationaler Integration respektive der Herausbildung einer Nation ist – bspw. durch 
Vergessen, Missverstehen oder Fälschung der eigenen Geschichte (vgl. erneut 
Hobsbawm 2005 [1990] (Bezug auf Ernest Renan 1982): 7, 24) – erfolgte sie im 
somalischen Kontext (insbesondere unter der Militärherrschaft von Siad Barre und 
seiner Propaganda eines Bildungs-Sozialismus) unter Ausschluss weiter Teile der 
Bevölkerung. Dabei wurde nicht zuletzt auf kolonial überlieferte Muster 
gesellschaftlicher Segregation und Organisation zurückgegriffen und auf diese Weise 
eurozentristische Vorstellungen von Staats- und Nationsbildung adaptiert. Die 
                                                 
17 Zu der verbreiteten aber problematischen Interpretation, dass einer politischen Nation eine 
Kulturnation (essentiell) vorgelagert ist, vgl. Hobsbawm 2005 [1990]: 7, 20. 
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unterschiedlichen Realitäten ausgegrenzter Bevölkerungsgruppen bestanden jedoch 
fort und gerieten insbesondere dann in Konfrontation zum System des somalischen 
Staates als dieser aufgrund schwindender Ressourcen in existenzielle Bedrängnis 
geriet (vgl. auch Ahmed 1995: xi-xiii). 
Die im Kontext der somalischen Bürgerkriege der 1990er und 2000er Jahre 
entstandenen neuen sozialen Räume sowie die vielfältigen (Gewalt- und 
Sicherheits-)Akteure, die heute innerhalb dieser reterritorialisierten Räume wirken, 
stehen der Imagination von somalischer (National-)Staatlichkeit gegenüber. Externe 
sowie ein Teil der somalischen Akteure halten jedoch an dieser Imagination fest – 
trotz der negativen Erfahrung auf Seite der internationalen Gemeinschaft mit 
Friedensstiftung durch Staatsaufbau im somalischen Kontext und trotz der negativen 
Erfahrungen vieler Somali mit so wahrgenommener (Zentral)Staatlichkeit unter Siad 
Barre. Die Imagination somalischer (National)Staatlichkeit hat bislang auch Bestand, 
obgleich eine zunehmende Orientierung an den neuen sozio-politischen 
Organisationsformen durch regionale und internationale Akteure der EZ stattfindet. 
Zum einen findet also der Aspekt angenommener nationaler Homogenität in 
Somalia, auch im Vergleich und in Abgrenzung zu anderen afrikanischen 
Gesellschaften, Betonung, wobei in dieser Perspektive der seit 1991 
wahrgenommene Staatszerfall als umso paradoxer erachtet wird. Zum anderen 
fokussiert der konventionelle bzw. „traditionalistische“ Wissenschaftsdiskurs zu 
Gesellschaft in Somalia das segmentäre „lineage“-System bzw. die fragmentierten 
Verwandschaftsstrukturen („kinship“) und setzt diese ursächlich in Beziehung zu 
Gewalt und Konflikt in Somalia. Entgegnet wird dieser Erzählweise und Erklärung 
von „conflict and war [as] normal conditions in Somali experience down the ages“ 
(Lewis 2003: 308) durch „transformationalistische“ Ansätze. Diese erklären Gewalt 
und Konflikt in Somalia (ausschließlich) entlang exogener Faktoren. Jüngere 
Ansätze zielen darauf ab, beide Perspektiven zusammen zu führen (vgl. Hoehne 
2007: 77).18 An dieser Stelle soll nicht die erneut gewachsene Bedeutung von 
Verwandtschaftsbeziehungen in allen Sphären somalischen Lebens negiert werden. 
Patrilineare Abstammung und Klan-Allianzen (die Prinzipien des „Tool“ und 
„Heer“) stellen als grundlegende soziale Strukturen der pre-kolonialen und 
kolonialen Zeit nach wie vor relevante gesellschaftsstrukturierende Elemente dar – 
allerdings mit einem unterschiedlichen Bedeutungsgrad für die sesshaften und 
nomadischen Bevölkerungsgruppen hinsichtlich der Strukturierung ihrer sozio-
politischen und ökonomischen Realität (vgl. Brons 2001: 107). Schlee (2002) 
beschreibt diese Elemente als „Transcontinuities which span two radical historical 
                                                 
18 Die Unterscheidung zwischen „traditionlist“ und „transformationalist“, auf die Hoehne (2007) 
Bezug nimmt, geht auf Samatar (1992) zurück. 
78 
 
changes“ (Schlee 2002: 267). Unzureichend ist es aber, unablässig auf der 
hervorstehenden Bedeutung des somalischen segmentären „lineage“-Systems zu 
insistieren, um Politik, organisierte Gewalt und Staatenlosigkeit zu erklären: „[…] 
kinship affiliation per se does not predetermine individual or collective agency and 
identity“ (Hagmann 2005: 532). Nach Schlee (2002) entspricht die gesellschaftliche 
Strukturierung der Somali zwar in weiten Teilen dem segmentären „lineage“-Modell. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass sie den „lineage“-Strukturen hilflos unterworfen 
wären: „Even ‘descent’ is not pure fate, but subject to political and religious 
influences; in other words, to human ambition“ (Schlee 2002: 261). 
Der auf der europäischen Idee von Nationalstaatlichkeit gründende Mythos von der 
Existenz eines homogenen Volkes der Somali missachtet die unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Formationsprozesse und Lebensweisen in den verschiedenen von 
Somali bevölkerten Territorien. Ebenso unbeachtet bleibt die hohe Dynamik und das 
pragmatische Handeln bei der (Re-)Strukturierung gesellschaftlicher Ordnungen und 
der damit verbundenen (auch interethnischen, vgl. Schlee 2002: 261) 
Identitätsstiftung. Dynamische (Neu)Bildungen gesellschaftlicher Allianzen und 
pragmatisch motivierte Wechsel von Klan-Zugehörigkeiten erfolgen bspw. durch 
Aussicht auf Gewährleistung von Schutz und Sicherheit: 
Identities are sometimes flexibly applied within society. [...] In many 
societies where ethnic or clan stratification prevails, possibilities exist 
for individuals in extreme situations of economic, social or legal 
insecurity to opt for a shift in identity in order to attach themselves to 
more secure social frameworks (Brons 2001: 52). 
Nach Brons (2001) charakterisiert sich die somalische Gesellschaft grundlegend 
durch vielfältige und flexible Identitäten: 
Shaping and shifting coalitions is one integral factor of Somali social 
life, and the possibility for choice and adaption is another. One can 
say that Somali society is a complex of interwoven and interdependent 
stands, in which (patrilineal) clan-affiliation is the dominant but not 
necessarily the decisive security network (Brons 2001: 113). 
Eine gesellschaftliche Praxis von „shifting coalitions“ und flexibler 
Identitätsaneignung entspricht dabei kaum jener essentialistischen Kategorienbildung 
von Nation und Ethnie als konstante gesellschaftliche Einheiten des europäisch-
nationalstaatlichen Verständnisses aus dem 19. Jahrhundert. 
Somalia als „Nation von Nomaden“ oder als „pastorale Demokratie“ zu beschreiben 
(vgl. Lewis 1982 [1961]), ist in Anbetracht des sesshaften Lebensstils innerhalb von 
landwirtschaftlichem oder städtischem Siedlungsraum, dem heute die Mehrheit der 
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Somali [in Somaliland ca. die Hälfte der Bevölkerung] entspricht, nicht länger 
angemessen. Aber auch historisch ist die Wahrnehmung einer homogenen 
Bevölkerung von Rinder- und Kamelhirten unkorrekt (vgl. Besteman 1995: 43). Eine 
solche Beschreibung entspricht allerdings auch der Erzählung der Protagonisten des 
somalischen Staates, die nach dem Ende der kolonialen Abhängigkeit die pastoral-
nomadische Identität zur nationalen Identität erhoben haben (vgl. Brons 2001: 89). In 
diesem Kontext ist ethnische Homogenität als zentrales Charakteristikum 
somalischer nationaler Identität idealisiert und dabei eine große Minderheit 
derjenigen somalischen Bevölkerungsgruppen geschaffen worden, die sich als 
Nachkommen sesshafter Bauern und Händler des südlichen Zwischenstromlandes 
verstanden haben: „[…] In this process of political idealization of the nomadic [when 
Somalia became a Republic in 1960], some 40 % of the overall population were 
marginalized […]“ (Brons 2001: 95). 
Historisch lässt sich aber eine Dreiteilung der Gesellschaftsformationen für das von 
Somali bevölkerte Gebiet ausmachen: Wanderviehzucht im Norden, Handelsstädte 
an den Küsten sowie sesshafter Ackerbau und Viehzucht entlang der Flüsse Juba und 
Shabelle mit eigenen Formen politischer Herrschaft. Dabei wurde ein vielfältiger 
Austausch zwischen den drei Gesellschaftsformationen praktiziert (vgl. Weinmann 
2011: 32, Bezug Bakonyi 2001: 49; Bestemann 1995: 43; Brons 2001: 115). Es 
bestehen unterschiedliche gesellschaftliche und wissenschaftliche Positionen dazu, 
ob sich eine ursprüngliche somalische Gesellschaftsform (die nomadische vs. die 
sesshafte) ausmachen lässt oder die Annahme von deren paralleler, unabhängiger 
Formation historisch zutreffend ist. Während insbesondere Lewis (1982 [1961]) und 
auf ihn Bezug nehmende Autoren (vgl. bspw. Weinmann 2011) die pastoral-
nomadische Lebensform als „pure Somali“ interpretieren, verweist Brons (2001) 
bezüglich der Frage nach somalischer Identität und Frühgeschichte explizit auf die 
unterschiedlichen Narrative innerhalb der Gesellschaft und in wissenschaftlichen 
Debatten, wobei nun begonnen würde, die Marginalisierungstendenzen innerhalb der 
Forschung zu somalischer Geschichte offener zu diskutieren (vgl. Brons 2001: 118). 
Vor der Kolonisierung umfasste die somalische Gesellschaft zum einen 
unterschiedliche nomadische Gruppen, die sich entlang von 
Verwandtschaftsbeziehungen segmentierten (die Klans der Isaq, Dir, Hawiye und 
Darod). Diese besetzten und nutzen bestimmtes Weideland und Wasserstellen und 
kontrollierten Handelsrouten, die jene Territorien kreuzten (vgl. Brons 2001: 115). 
Innerhalb der patrilinearen sozialen Gemeinschaftsordnung und nomadischen 
Lebensform (insbesondere in Somalias Norden) spielte das Territorialitätsprinzip 
keine Rolle im Sinne einer Dominanz bzw. Herrschaftsausübung über eine territorial 
definierte Bevölkerungsgruppe. Klan-Oberhäupter verfügten hier über keine 
privilegierten politischen Entscheidungskompetenzen. Die Bedeutung von 
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Territorium erstreckte sich in Anbetracht widriger Umweltbedingungen auf die 
Suche nach und Konkurrenz um Weideland. Verschiedene Machtbegrenzungs- und 
Konfliktregulierungsmechanismen („xeer“) wirkten quer zu den Ebenen der 
Segmentation. Hierzu zählen komplexe Vertragssysteme („reer“) bei 
Rechtsstreitigkeiten sowie Ratsversammlungen („shir“) und Gremien erfahrener 
Gemeinschaftsmitglieder („guddi“). Diese Versammlungen traten bei Bedarf 
zusammen und regelten vor allem im Konfliktfall die Nutzung von Weideland, 
Wasserstellen und Handelsrouten oder verständigten sich über das Strafmaß bei 
Vergehen (vgl. Touati 1997: 17, 50; Schlee 2002: 259). Die politische Ordnung der 
somalischen Nomaden kann deshalb durch eine ihnen eigene Logik einer 
„dauerhaften Machtbalance“ widerstreitender zentripedaler (z.B. konkurrierende 
Klan-Interessen) und zentrifugaler Kräfte (z.B. ausgehandelte Segmentallianzen) 
charakterisiert werden (vgl. Touati 1997: 14; Bakonyi 2001: 52; vgl. Weinmann 
2011: 31 unter Bezug auf Lewis 1960: 215; vgl. auch Brons 2001: 285). In Bezug auf 
die Fluchtbewegungen großer Teile der somalischen Bevölkerung im Kontext des 
Bürgerkrieges der 1990er Jahre, u. a. in die „Heimat-Gebiete“ der jeweiligen 
Verwandtschaftsgruppen, verweist Hoehne (2007) auf das „Stammland“ (Somali: 
„degaan“), das alle somalischen Verwandtschaftsgruppen haben und in dem sie 
jeweils die absolute Mehrheit der Bevölkerung stellen. In der alltäglichen 
Lebensform des Pastoralnomadismus spielt die feste Bindung an ein Territorium aber 
eine untergeordnete Rolle (vgl. Hoehne 2007: 86-87). 
Zum anderen organisierten sich sesshafte Viehzüchter und landwirtschaftliche 
Gemeinschaften (Mitglieder der Rewin-Klan-Familie) vorwiegend in Form von 
„chiefdoms“ entlang der Flüsse Shabelle und Juba. Sie standen häufig im Konflikt zu 
der sie umgebenden pastoral-nomadischen Bevölkerung (vgl. Brons 2001: 116). 
Brons (2001) beschreibt für diese sesshaften Bevölkerungsgruppen die Bedeutung 
des Dorfs, aus der sich auch die (andere) Bedeutung der Klan-Struktur und die 
stärkere territoriale Bindung ergeben: 
People are attached to the land or territory they inhabit. Territorial 
affiliation is reflected in the names of sub-clans such as Reer Bay 
(people of the Bay), Reer Dhooboy (people of the Dhooboy), Reer 
Ghedo (peole of the other side of the Juba river), Reer Maanyo 
(people of the sea) (Mukhtar, 1997: p.49). In that sense, clan and 
territorial location often overlaps (Brons 2001: 107). 
Die Bevölkerungsgemeinschaften entlang der Küste kennzeichneten sich schließlich 
durch eine starke Durchmischung mit arabischen, persischen, indischen, 
portugiesischen und Swahili-Händlern. Die Küste von Banadir stellte wohl im 9./10. 
Jh. die erste Swahili-Siedlung an der ostafrikanischen Küste dar und verband die 
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Arabisch-islamische Zivilisation an der Küste mit der Kultur der Bantu des 
Landesinneren (vgl. Brons 2001: 116, Bezug Kassim 1995). Verschiedene Formen 
von (Stadt-)Staaten wurden an unterschiedlichen Orten des Horns ab dem 13. Jh. 
gegründet. Sultanate oder Emirate bildeten sich um kommerzielle oder religiöse 
Zentren heraus (Harar und Zeila am Roten Meer, Brava und Mogadischu am 
Indischen Ozean; weitere staatsähnliche Formationen stellten das Ajuran-Sultanat 
und das Sultanat von Ifat sowie kleinere muslimische Sultanate entlang der 
somalischen Küste dar; vgl. Brons 2001: 116-117). 
[…] political processes of (city) state formation took place in the 
Somali region before, and increasingly under, the influence of Muslim 
immigration and subsequent religious conversion. These 
developments emerged partly out of the need for political stability and 
order that arose out of booming economies with increasing 
commercial activity and production in towns such as Merca, 
Mogadishu, Zeila and Harar in the centuries before European 
colonial occupation (Brons 2001: 119). 
Innerhalb der (Stadt-)Staaten wurde der Formationsprozess politischer Autorität und 
Institutionen durch genannte muslimische Immigranten geleitet. Diese bildeten durch 
Heirat innerhalb der lokalen somalischen Bevölkerung in nachfolgenden 
Generationen ihre eigenen Abstammungslinien, welche in die somalische Klan-
Struktur integriert worden sind (vgl. Brons 2001: 118). Die Herrschaftsstrukturen 
innerhalb der (Stadt-)Staaten stellten auch neue Möglichkeiten für die sesshafte 
Bevölkerung (für Bauern, Händler und Handwerker) dar, ökonomische Sicherheit zu 
generieren. So florierte der Handel zwischen den Dörfern und Städten entlang des 
Juba-Flusses und den Häfen von Mogadischu und Merca (vgl. Brons 2001: 118, 
Bezug Mukhtar 1995: 10). 
In particular Somali coastal communities […] and to a lesser degree 
Somali farming communities were integrated into these (city) states 
and transformed in their inner structure and organization. The 
nomadic Somali were less involved in the politics, economy and social 
make-up of these sultanates or chiefdoms (Brons 2001: 119). 
Dementsprechend koexistierten im prä-kolonialen Somalia unterschiedliche 
territoriale Strategien und es gab keine Zeichen von somalischer Staatsbildung, die 
die nomadische und sesshafte Bevölkerung unter einer gemeinsamen politischen 
Herrschaft vereint hätte: 
If there was anything akin to permanent institutions, a relatively 
reliable control over the means of violence or a perception of 
territorial unity – in short the assets of a state in the Weberian 
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understanding – it was limited to local (city) state formations. […], 
the (city) states were by nature localized; they rapidly dissolved as 
integrative political structures with the advent of and confrontation 
with European colonial occupation (vgl. Brons 2001: 119). 
Insgesamt lassen sich für die prä-koloniale Zeit Territorialisierungskonzepte 
beschreiben, die auf der Teilung von Souveränität beruhen. Die unterschiedlichen 
prä-kolonialen somalischen Gesellschaftsformationen haben parallele politische 
Ordnungen hervorgebracht, die (jeweils) eine Pluralität von Souveränität ausübenden 
Akteuren umfassten (vgl. auch Brons 2001: 289). 
Entsprechende Klan-Territorien bzw. Klan-territoriale Einheiten existierten vor dem 
Aufkommen jeglicher staatlicher Grenzen. Die Existenz und Bedeutung moderner 
Staatsgrenzen wurde durch betroffene Klans vergleichsweise spät erkannt. Die in 
Klan und Klan-Familien segmentierte somalische Bevölkerung ist durch die 
koloniale Grenzziehung sowie durch die gegenwärtigen internationalen 
Staatsgrenzen geteilt worden, welche durch Klan-Territorien verliefen bzw. 
verlaufen. Somali bevölkern daher heute fünf verschiedene Staaten am Horn von 
Afrika, haben sich in ihrer gesellschaftlichen Organisationsweise fragmentiert und 
lokalisiert, bilden aber gleichzeitig eine sozio-ökonomische Einheit (vgl. Brons 2001: 
99-100 mit Bezug auf Markakis 1987; zu Grenzen als Ressourcen, welche von den 
jeweiligen „borderlanders“ (auch produktiv) in Anspruch genommen bzw. genutzt 
werden vgl. nochmals Feyissa & Hoehne 2010). 
Sowohl das auf der Teilung von Souveränität beruhende Territorialitätskonzept als 
auch die nur sehr bedingte Respektierung von Staatsgrenzen in der Vergangenheit 
und Gegenwart reflektieren (neben der negativen Erfahrung mit Staatlichkeit in 
seiner zentralisierten Form) zunächst eine ökonomische und sozio-politische 
Anpassung an harsche Umweltbedingungen: 
The fragile environment requires sophisticated and vulnerable 
economic adaptive strategies. And the economic strategies of the 
Somali people take place within an integrated Somali economy, which 
does not respect state borders. The discussion cannot be limited to the 
territory of ex-Somalia, according to the borders of 1960, but must 
include all Somali-inhabited areas in the Horn, in order to show the 
linkages, which existed long before any international borders were 
drawn and continue to operate today (Brons 2001: 73).19 
                                                 
19 Zu Mobilität als ökonomischer Adaptionsstrategie und Schlüsselfaktor für ökonomisches Überleben 
der Somali unter konjunkturell widrigen Umweltbedingungen vgl. auch Dehérez 2009: 9-10; zu sozio-
politischen Anpassungsstrukturen vgl. weiter Brons 2001: 89 und 115. 
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Bakonyi (2011) verweist allerdings auch auf das Bewusstsein, das in Bezug auf die 
Existenz internationaler Grenzen besteht. Diese durch Handel, Schmuggel oder 
Flucht etc. zu umgehen, bedeutet nicht notwendigerweise staatliche Grenzen oder 
den Staat als „globale Leitidee“ gering zu schätzen (vgl. Bakonyi 2011: 15-16). 
Die somalischen Gesellschaftsformationen geteilter Souveränität wurden durch die 
Einführung des Konzepts ungeteilter kolonialer Staatssouveränität unterminiert. Die 
Grundlagen prä-kolonialer Gesellschaftsformation(en) sind dabei jedoch nicht in 
Gänze beseitigt worden. In manchen Fällen kamen sozial-räumliche 
Organisationsformen zum Ruhen, in anderen wurden sie, obgleich von 
Veränderungen gekennzeichnet, weiterhin praktiziert. 1960 erlangten die 
unabhängigen somalischen Staaten bzw. nach deren Zusammenführung der 
unabhängige somalische Staat De-jure-Souveränität über sein Volk und Territorium. 
Jedoch ist der Staat für die somalische Bevölkerung nie erster Bezugsrahmen der 
Bereitstellung von Sicherheit geworden (vgl. Brons 2001: 289; vgl. auch 4.1.1). Der 
Staat wurde somit zu keinem Zeitpunkt sozial oder politisch als einzige souveräne 
Autorität durch die somalische Gesellschaft anerkannt: „Sovereignty remained de 
facto split between different authorities“ (Brons 2001: 289). So bedeuteten das Ende 
des Barre-Regimes und der finale Kollaps des Staates lediglich den Wegfall des 
ehrgeizigen „primus inter pares“: 
If we consider the state as being one social arrangement among 
others within society, this implies that not the whole socio-political 
structure within society collapses with the state. Society as an arena of 
social forces, being engaged in domination struggles and 
accommodation processes, continues to exist (Brons 2001: 52). 
Brons (2001) resümiert aus der Analyse des somalischen, insbesondere auch 
historischen Kontexts, dass der Begriff der Souveränität generell auf all diejenigen 
Akteure zu beziehen ist, die Sicherheit bereitstellen (vgl. 289): „In a socio-political 
analysis that starts from this premise the scale of de facto sovereignty extends from 
undivided to divided sovereignty“ (Brons 2001: 289-290). Die Ausrichtung der 
Analyseebene auf Formen von geteilter De-facto-Souveränität entspricht der 
Auffassung Agnews von „de facto sovereignty is all there is“ und seiner analytischen 
Konzeption der Entflechtung von Territorialität und Souveränität (vgl. Agnew 2005, 
vgl. Kapitel 2). Ein solches Verständnis von Souveränität ermöglicht eine Diskussion 
von sozialen Räumen und deren Akteuren, wie sie im Folgenden nachvollzogen 
werden soll. 
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4.2.2 Geteilte Souveränität: Governance jenseits des Staates und innerhalb 
neuer Raumkonfigurationen 
Als Reaktion auf anhaltend nicht funktionierende Regierungsstrukturen auf zentraler 
Ebene werden entsprechende Funktionen auf lokaler Ebene übernommen. 
Alternative nichtstaatliche oder staatsähnliche Akteure stellen dort grundlegende 
(politische) Steuerungs- und Koordinationsfunktionen, Dienstleistungen sowie 
Sicherheit bereit und schaffen oder reaktivieren damit informelle Systeme von 
Adaption und (Sicherheits-)Governance. Diese lokalen Akteure (unter ihnen lokale 
Gewalt- und Kriegsakteure) üben vormalig staatliche bzw. konventionell dem Staat 
zugeschriebene Kernfunktionen aus, die dieser nicht (länger) in der Lage ist zu 
erfüllen (vgl. Hagmann & Hoehne 2009: 45; vgl. Kapitel 2). 
Elementare gesellschaftliche Dienstleistungen werden in Somalia also nicht durch 
staatliche Institutionen erbracht, sondern in erster Linie durch informelle, lokale 
Formen von Selbst-Regierung: „For Somalis under the age of 30, which means 73 
percent of the total population, informal local self-governance is about the only 
political order they have ever known“ (Menkhaus 2012: 1). 
Hagmann und Hoehne (2009) konzeptualisieren politische Ordnung als Summe 
institutionalisierter, aber dynamischer Machtbeziehungen, 
[...] that one can empirically grasp at a given time and place. It 
involves international legal arrangements as well as everyday 
practices of ordinary people and processes on the local level, often 
across but rarely without reference to national boundaries (Hagmann 
& Hoehne 2009: 44). 
Brons (2001) analysiert Somalia in Bezug auf den Zusammenhang von 
gesellschaftlicher Formation und der Gewährleistung von Sicherheit. Offenkundig 
zeigt sich, dass in Somalia eine Vielzahl sozialer Organisationen soziale, 
ökonomische und rechtliche Sicherheit gewährleistet, damit an Prozessen 
gesellschaftlicher (Re-)Konstituierung beteiligt ist und Macht bzw. Kontrolle 
innerhalb der Gesellschaft(en) ausübt: 
Somalia has shown that the modern state is not the only source of 
security for society. Other social organizations provide social, 
economic, legal security. […] Somali society was and still is 
characterized by dispersed domination, a setting whereby a multitude 
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of social organizations exercise control within society (Brons 2001: 
289).20 
Auch Hagmann und Hoehne (2009) verweisen auf die Bedeutung dezentralisierter 
Formen von Sicherheit, Konfliktmanagement und Rechtsprechung ab: 
[…], at local level all Somali territories rely heavily on non-state 
actors who are embedded in the fabric of Somali society, particularly 
clan elders and sheikhs, to uphold security. Security, conflict 
management and justice are strongly decentralized and shouldered by 
traditional authorities and local politicians, sometimes also 
businessmen, who amalgamate customary, religious and political 
norms and practices (Hagmann & Hoehne 2009: 51). 
Die Komplexität dieser lokalen Governance-Strukturen findet bei Menkhaus (2012) 
Betonung. Er beschreibt funktionale Kollaborationen auf Grundlage geteilter 
Interessen als hybride Akteurskoalitionen (Menkhaus 2012: 2). Diese umfassen u. a. 
Klan-Älteste und muslimische Geistliche (durch welche Aushandlungen von 
Gewohnheitsrecht und islamischer Rechtsprechung (Sharia) stattfinden) sowie 
Berufs- und Fachkräftegruppen, Gruppierungen von Marktverkäuferinnen, andere 
zivilgesellschaftliche Organisationen, lokale Politiker und Geschäftsleute: 
These local governance arrangements are quite complex, in a 
constant state of flux and hence very challenging for Somalis to 
navigate. Working effectively in this environment, whether as a 
businessperson, elder, politician or civil leader, requires a level of 
political acumen that outsiders often fail to appreciate (Menkhaus 
2012: 2). 
Die lokalen Governance-Strukturen – verstanden nicht lediglich als zur möglichen 
Verfügung stehende Alternativen weit abseits in lokalen Sphären, sondern als 
konkrete (komplexe und dynamische) Realitäten mit regionalen, transnationalen und 
globalen Verknüpfungen – entziehen sich vielfach dem politischen Verständnis und 
Interesse der externen Akteure. Auch vor diesem Hintergrund haben insbesondere 
seit 2006 bewaffnete Kampfhandlungen, ausländische militärische Besetzung, 
Dschihadismus, internationale Vertreibung und humanitäre Krisen die lokalen 
Governance-Systeme stark belastet (vgl. Menkhaus 2012: 3). Dabei wurden die 
Potenziale der lokalen Governance-Strukturen verkannt oder zunichte gemacht und 
                                                 
20 Auch Mehler (2009) diskutiert alternative Anbieter von Sicherheit und bezieht sich auf Liberia als 
ein sich dynamisch veränderndes Gewaltoligopol mit einer Vielzahl von Gewalt- und 
Sicherheitsakteuren. Insbesondere der liberische Staat selbst habe über einen langen Zeitraum 
vielmehr als Quelle von Unsicherheit denn von Sicherheit fungiert (Mehler 2009: 60; vgl. auch 
Mehler 2003, 2005, 2006). 
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teils ist zur Verschärfung der Situation oder zur Radikalisierung von Akteuren 
beigetragen worden (vgl. auch 4.3). 
Lokale soziale Ordnungen sind in unterschiedlichen Regionen auch durch dort 
agierende Milizen etabliert worden. Diese genießen zum Teil einen relativ hohen 
Grad an lokaler Legitimität. Jedoch gelingt es jenen Akteuren nicht immer, ihre stark 
personalisierten Machtstrukturen in bürokratische und stabilere Formen von 
Herrschaft zu transformieren. Stattdessen werden diese Ordnungsformationen durch 
internen Konkurrenzkampf und Fragmentierung herausgefordert. Bakonyi (2013) 
schildert diesen Fall für die Rahanweyn Resistance Army in den südwestlichen 
Regionen Bay und Bakool (vgl. Bakonyi 2013: 272-290). 
Es handelt sich bei den neuen gesellschaftlichen Formationen in Somalia um 
territorial begrenzte (dabei in ihrer Reichweite differierende) Strategien der 
Machtausübung.21 Funktionale Bestrebungen beschränken sich teilweise auf die 
grundlegende Gewährleistung von Schutz und Sicherheit, erstrecken sich aber auch 
darauf, soziale Dienstleistungen im Bereich Gesundheit und Bildung bereitzustellen. 
In Somaliland und Puntland – wo Regierungsstrukturen bereits einen hohen Grad an 
politischer (demokratischer) Konsolidierung aufweisen – stellen vielfältige Akteure 
und Akteursgruppen kontinuierlich grundlegende (sowie über eine Grundsicherung 
hinausweisende) soziale Dienstleistungen bereit. Dabei werden neue räumliche 
Bezüge sozialer Ordnung hergestellt, die aktuelle Prozesse der Reterritorialisierung 
in der Region darstellen.22 Auch die ASWJ zeigt sich in Südzentral-Somalia als 
konstante Kraft, die soziale Ordnung entlang neuer räumlicher Referenzen schafft.23 
Alternative Autoritäten erzeugen neue Legitimierungsstrategien bzw. verstehen sich 
als legitime Fortsetzung vergangener („traditioneller“) politischer Formen von 
Repräsentation (vgl. Engel & Olsen 2010: 10). Andere Autoritäten verfolgen eine 
Zwangsstrategie mittels Gewalt und Einschüchterung. Sie verzichten auf einen 
Legitimitätsanspruch (Mkandawire 2002; Waldmann 2002; vgl. Engel & Olsen 
2010: 10) oder setzen auf eine Kombination beider Strategien. So übt die Al Shabaab 
                                                 
21 Entgegen der (teil-)autonomen Regierungen neu herausgebildeter sozialer Räume, zielt die post-
Übergangsregierung weiterhin auf einen föderalen Einheitsstaat in den Staatsgrenzen von 1960 und 
strebt eine entsprechende Re-Integration somalischer Territorien an. Einen territorial weiter 
reichenden Anspruch erheben „islamistische“ Organisationen (in erster Linie die Al Shabaab) mit 
ihrem Ziel eines islamischen Staates, der alle von Somali bevölkerten Gebiete umfasst. 
22 Bezüglich Somaliland existiert das Argument, dass der De-facto-Staat durch eine Anerkennung 
seiner Autonomiebestrebung innerhalb der vormaligen Kolonialgrenzen des britischen Protektorats 
Somaliland, den (territorialen) Zustand anderer afrikanischer Staaten am Anfang der 1960er Jahre 
nachholen würde (vgl. Clapham 2013: RVI.net). Unbeachtet bleibt in dieser Perspektive die lokale 
und regionale Nutzung und Aneignung jener Grenzen, insbesondere durch die Grenzbewohner selbst. 
Vgl. dazu die Beiträge in Feyissa & Hoehne 2010. 
23 Zu Typologisierung von Regierungs- und Legitimierungsstrategien und deren Einordnung im 
Hinblick auf räumliche Referenzen (De- und Reterritorialisierung) vgl. Engel & Olsen 2010: 10-11, 
dazu Kapitel 2.3. 
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massive Gewalt gegenüber weiten Teilen der somalischen Bevölkerung aus und 
agiert auf Grundlage von Einschüchterung. Gleichzeitig hat die Al Shabaab Schutz 
und Sicherheit gewährleistet und, zumindest temporär, Legitimität erfahren. 
Während die Organisation in jüngerer Zeit (insbesondere seit 2013 und 2014) 
verstärkt Anschläge innerhalb und außerhalb Somalias verübt und die Region 
anhaltend destabilisiert (und dadurch insgesamt an Legitimität verliert), generiert sie 
lokal nach wie vor auch Erwartungssicherheit und sorgt für Stabilität und Sicherheit 
wie in Lower Shabelle. Dort profitieren somalische Bauern von einer durch die Al 
Shabaab verhängten Sperre gegenüber internationalen NGOs. Die prekäre 
Abhängigkeit der Bauern von internationalen Lebensmittellieferungen wurde durch 
von der Al Shabaab initiierte Reformen durchbrochen. Ebenso hat der Bau eines 
Kanal- und Bewässerungssystems eine ertragreiche Landwirtschaft, auch bei 
ausbleibenden Regenfällen, ermöglicht. Steuer- und Mietfreiheit für Restaurants, die 
ausschließlich lokal erzeugte Produkte verarbeiten, sichert den Bauern den Absatz 
ihrer Ernten und hat zu einem florierenden „[locally produced] local dishes“-
Restaurantgewerbe geführt (vgl. Aljazeera.com, 11.03.2014). Wie maßgeblich die 
Legitimierung durch Teile der Bevölkerung auch für die Handlungsfähigkeit der Al 
Shabaab ist, hat der Verlust an Legitimität durch gewachsene Kritik und Abwendung 
von Ältesten gezeigt, die zum Teil die Politik der Al Shabaab unterstützt hatten. 
Auch moderatere Kräfte innerhalb der Al Shabaab selbst haben sich von radikalen 
Positionen und Vertretern distanziert (so im Jahr 2012, vgl. 4.3.1). 
Die lokalen Akteursformationen stellen soziale und politische Ordnungen jenseits 
des Staates sowie innerhalb neuer Konfigurationen von Raum her, die Ausdruck 
einer Reterritorialisierung sind. Vermeintliche somalische Staatssouveränität 
innerhalb der territorialen Grenzen von 1960-1991 – die De-jure-Souveränität des 
Staates wurde durch die internationale Anerkennung der Übergangsregierungen 
(2001, 2004, 2008) wieder hergestellt – steht also de facto einer Vielzahl von 
Ordnungsstrukturen jenseits des Staates und innerhalb neuer Raumkonfigurationen 
gegenüber. Auch innerhalb der neuen sozialen Räume werden die oben benannten 
Funktionen und Dienstleistungen durch unterschiedliche Akteure und 
Akteurskonstellationen erbracht. Sicherheit wird durch differente Akteure 
bereitgestellt und Souveränität dementsprechend geteilt. Das Konzept ungeteilter 
(De-jure-)Souveränität lässt sich im somalischen Fall offenbar in doppelter Weise in 
Frage stellen: zunächst im Zusammenhang der stattgefundenen Deterritorialisierung 
des somalischen Nationalstaates und der Pluralisierung von Ordnungen; und folglich 
im Kontext von Reterritorialisierungen, wobei soziale Räume entstehen, die (bislang) 
nicht durch Monopolisierung von Gewalt gekennzeichnet sind, sondern durch das 
Zusammenwirken dezentraler und heterogener (Sicherheits-)Akteure. Im Fall 
Somalilands und Puntlands geht dies mit staatsähnlichen respektive de-facto-
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staatlichen sowie (in Aufbau und Transformation befindlichen) demokratischen 
politischen Organisationsstrukturen auf zentraler und dezentraler bzw. lokaler Ebene 
einher. Souveränität wird in Somalia bzw. innerhalb der somalischen Subregionen 
und Territorien also de facto in geteilter Form ausgeübt und es sind auf diese Weise 
heterodoxe Raumordnungen entstanden. Regionale (/AU-) und internationale 
Politiken reagieren zunächst auf diese Ordnungen, indem sie am Konzept ungeteilter 
(De-jure-)Souveränität festhalten. Pragmatisches Handeln in der EZ und informelle 
Diplomatie weisen jedoch in eine andere Richtung (vgl. dazu Kapitel 4.3 + 5.). Die 
Auflösung des vermeintlich bis 1991 existent gewesenen Gewaltmonopols in 
Somalia, die Herausbildung de-facto-staatlicher Strukturen in Abwesenheit eines 
zentralisierten und legitimen Gewaltmonopols wie in Somaliland (vgl. Hagmann & 
Hoehne 2009: 51) sowie die Herausbildung unterschiedlicher Ordnungen und 
(reterritorialisierter) sozialer Räume stellen gesellschaftliche Transformationen dar, 
die sich als Entflechtung von Territorialität und (konventionell verstandener) 
Souveränität konzeptualisieren lassen (vgl. vorheriges Kapitel 4.2.1). 
4.2.3 Somaliland und Somalilands sozio-politische Akteure: Vom Erfolgsmodell 
zum „crippled hybrid“? 
„In a place that does not exist, there are clear signs of a government in Somaliland. 
Out of the ruins of Somalia, a new, organised and governed polity has appeared“ 
(Renders 2012: 1). 
Somaliland, im Nordwesten Somalias, hat seit dem Zusammenbruch des somalischen 
Staates 1991 eine autonome Entwicklung vollzogen und strebt nach internationaler 
Anerkennung. Eine Vielzahl unterschiedlicher gesellschaftlicher Akteure haben den 
Aufbau des De-facto-Staates vorangetrieben und sich während dieser 
Transformationsprozesse selbst verändert. Im Januar 1991 übernahm das Somali 
National Movement, eine von Mitgliedern unterschiedlicher Isaaq-Klans dominierte 
Guerillaorganisation, die Kontrolle der somalischen Teilregion. Nach erfolgreichen 
Friedensverhandlungen mit Vertretern anderer Klans der Region, die zum Teil die 
vormalige Siyad Barre-Regierung gestützt hatten, wurde Somaliland im Mai 1991 zu 
einer unabhängigen, das gesamte frühere britische Protektorat umfassenden Republik 
erklärt (vgl. Hagmann & Hoehne 2009: 49). Es wurde die Machtübertragung an eine 
zivile Regierung innerhalb von zwei Jahren versprochen (vgl. Gibson 2013: Absatz: 
6). Die Wahl des ersten Präsidenten Mohamed Egal erfolgte auf der „Borama 
Conference of Elders“ im Jahr 1993. Dort wurde auch über den Aufbau eines Zwei-
Kammer-Parlaments entschieden (vgl. Gibson 2013: Absatz 6; vgl. weiter Prunier 
2000; Bradbury 2008: 77; Mesfin 2009: 4). Der Staatsbildungsprozess in Somaliland 
ist durch eine Kooperation zwischen traditionellen Autoritäten (Älteste und Sheikhs), 
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Politikern, vormaligen Guerillas und Intellektuellen sowie unter Einbezug der 
breiteren Bevölkerung vollzogen worden, die sich gemeinsam für eine gewaltfreie 
Lösung der Probleme entschieden (vgl. Hagmann & Hoehne 2009: 49). Weitere 
Initiativen, die den Staatsbildungsprozess beförderten, stellten die „diaspora 
committees for peace“, eine unabhängige Presse und ein unabhängiger Rundfunk 
sowie lokale NGOs und Vereinigungen dar (vgl. ebd.). Die Eigenheit Somalilands 
liege gerade in der erfolgreichen Verbindung unterschiedlicher Gruppierungen: 
The peculiarity of Somaliland is precisely the successful combination 
of plural elements, like militias, traditional authorities, protest 
movements, trading networks, remittance circuits and diaspora. Their 
mutual relationships have resulted in a specific historical trajectory 
implying both cooperation and violent confrontation (Ciabarri 2008: 
57). 
Seit 2001 kennzeichnet sich das politische System Somalilands durch eine 
Mehrparteiendemokratie. Eine entsprechende Verfassung ist mittels eines 
Referendums übernommen worden (vgl. Hagmann & Hoehne 2009: 49). Die 
Einnahmen des De-facto-Staates generieren sich hauptsächlich aus der Besteuerung 
des Khat-Handels und der Importe und Exporte, die über den Hafen in Berbera 
abgewickelt werden (die Einnahmen beschränken sich gleichzeitig auf diese 
Quellen). Private Investoren leisten den Bau und die Unterhaltung von 
Krankenhäusern, Universitäten und Schulen. Der somaliländische Staat selbst 
vermag es hingegen kaum, soziale Dienstleistungen bereitzustellen. Auch Sicherheit 
wird vielmehr dezentral durch lokale Politiker, Älteste und private Sicherheitsfirmen 
gewährleistet. Der somaliländische Staat stellt so lediglich einen Sicherheitsakteur 
neben anderen dar und verfügt über kein legitimes Gewaltmonopol (vgl. Hagmann & 
Hoehne 2009:49). 
Somaliland unterliegt dem Paradox, seit über zwei Jahrzehnten international nicht 
anerkannt zu werden, gleichzeitig bei internationalen Akteuren aber als 
Erfolgsbeispiel des politischen Wiederaufbaus in der Region zu gelten. In den 1990er 
Jahren wurde in Somaliland eine eigenständige Entwicklung vorangetrieben und der 
Wiederaufbau in erster Linie durch lokale Kapazitäten geleistet – „in contrast to 
other places that were subject to a more or less pervasive international intervention“ 
(Renders 2012: 3). Seit den 2000er Jahren hat nun zumindest ein Teil der 
(entwicklungspolitischen) Akteure innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft 
seine Kooperationen mit Somaliland – offiziell als Teil Somalias (vgl. 5.2) – auf- und 
ausgebaut. Darüber hinaus bestehen durchaus informelle diplomatische Kontakte 
sowie seit 2013/14 ein separater Vertragsrahmen zur EZ zwischen EU und 
Somaliland (vgl. 5.2). 
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Wissenschaftliche und politische Debatten tendieren in der Zwischenzeit teilweise zu 
einer idealisierenden Wahrnehmung Somalilands und vernachlässigen eine 
Diskussion aktueller Herausforderungen und Probleme (vgl. Hoehne 2011a: 28-29; 
Hoehne 2013). Auch innerhalb Somalilands wird die Erzählung vom erfolgreichen 
politischen Wiederaufbau nach dem Bürgerkrieg gepflegt und verbreitet (vgl. 
Renders 2012: 3). Mit der gängigen Betonung der Rekonsolidierungsprozesse und 
dem konsensorientierten Regieren werden jedoch die ebenfalls praktizierten, 
taktierenden Politiken und Kriegsprojekte als Mittel der Staatsbildung übersehen 
oder verschleiert. Balthasar (2013) verweist diesbezüglich auf „Somaliland’s best 
kept secret“ (Balthasar 2013: 218-238). 
In der Erfolgsgeschichte Somalilands konnten insbesondere die traditionellen 
Autoritäten und Institutionen als bedeutend hervorgehoben werden (vgl. auch 
Hoehne 2006; Renders 2012; van Notten 2003). Klans und deren Repräsentanten 
wurden dort (wie auch in Puntland) in den Staatsbildungsprozess einbezogen und 
sind nicht länger als Antagonisten moderner Staatlichkeit erachtet worden: 
[…], the initial establishment of purposeful political institutions at 
local level has built on a coupling of national and clan politics. […] 
In this way hybrid and effective government institutions were created 
(Hagmann & Hoehne 2009: 51-52). 
Die Einbindung traditioneller Autoritäten in formale Regierungsstrukturen erfolgte in 
Somaliland innerhalb des Zwei-Kammer-Parlaments, in welchem Älteste im 
sogenannten „guurti“ (Oberhaus) vertreten sind (vgl. Menkhaus 2012: 3; Hesse 2010: 
73): 
The House of Elders – or Guurti – is an institutionalised version of a 
traditional council. In recognition of the central role played by clan 
leaders in the demobilisation and disarmament process, the Guurti 
became part of the country’s formal political system (Gibson 2013: 
Absatz 7). 
Einerseits ist nach Menkhaus (2012) die Relevanz jener als traditionell 
charakterisierten Akteure, die das Gewohnheitsrecht („xeer“) als stabilisierendes 
Element in die somaliländische Gesellschaft reintegriert haben – den Mechanismus, 
Inter-Klan-Beziehungen zu regeln, Konflikte beizulegen und Ausgleich bzw. 
Entschädigung zu vermitteln –, nicht zu bezweifeln. Andererseits hätten die Klan-
Ältesten den Aufstieg informeller governance-Strukturen jedoch nicht alleine 
bewirken können: „[…] the rise of informal governance in Somalia was more 
complex than just a revival of customary law“ (Menkhaus 2012: 1). Neue und 
komplexe Probleme konnten nicht von vornherein mittels Gewohnheitsrecht 
adressiert werden. Die Durchsetzung von Ordnung erforderte und umfasste vielmehr 
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eine hybride Akteurskoalition, die auf gemeinsamen Interessen gründete und, die die 
Ältesten in Bezug auf neue Herausforderungen anzuleiten vermochte (vgl. Menkhaus 
2012: 2; zu Somaliland als ein „modern-traditional ‘hybrid’“ vgl. auch Renders 
2007: 442). Neue (legislative) Aufgaben jenseits der tradierten Rolle als Mediatoren 
zu übernehmen, kontrastiert auch zunehmend mit der mangelnden formalen 
Ausbildung der per Vererbung positionierten „Guurti“-Mitglieder: 
The problem comes now, twenty years later, […]. There is a 
widespread feeling that the Guurti is being called upon to perform 
tasks which are beyond its original remit and current abilities (Gibson 
2013: Absatz 7). 
Auch Abdirahman Yusuf Duale „Boobe“ (2013) – SNM-Veteran und 2013 „Minister 
of Information“ im somaliländischen Kabinett – konstatiert: 
We need to reassess the mandate and membership of the Guurti. When 
it was first set up in 1990, its role was primarily one of mediation. 
Local councils of elders also played a crucial part in local 
administration and peace-keeping in the aftermath of the war. What 
we have now is an old group of inexperienced people with a central 
role in legislation. We need people who can talk about foreign policy 
and economics and legislation. The requirements of the role have 
become more sophisticated (ARI 2013 (Abdirahman Yusuf Duale 
‘Boobe’): 30). 
Mit der Kategorisierung „traditionell“ wird allerdings das dynamische und adaptive 
Agieren dieser (wie anderer beteiligter) Akteure innerhalb jener Form hybriden 
Regierens übersehen. „Hybrid governance“ (Menkhaus 2012) verringert – entgegen 
der international dominierenden Logik von Staatlichkeit und Staatsbildung – 
zunehmend die Möglichkeit, gesellschaftspolitische Akteursgruppen eindeutig 
voneinander abzugrenzen. Ciabarri (2008) bennent ein „formal-informal continuum 
where political actors interact and compete. [This] is a public and legitimate process, 
although not regulated by any legal procedure“ (Ciabarri 2008: 63). Renders (2012) 
fragt daher, was genau mit dem „traditionellen Sektor“ als angebliche Grundlage des 
somaliländischen Staates gemeint sein kann: „[W]hat is a state, and what is a 
traditional institution? How does one draw the line between the so called formal and 
informal sphere“ (Renders 2012: 4)? 
Entsprechende (konzeptuelle) Grenzen zu ziehen und zu verändern ist vielmehr Teil 
der politischen Auseinandersetzung, und nach Renders (2012) gilt es zu analysieren, 
[...] how aspects assumed to belong to the respective spheres of state 
or ‘traditional institutions’ are used, as well as manipulated, by actors 
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in the field. Setting and shifting conceptual borders is, [...], part of 
this political game (Renders 2012: 4). 
Staat(lichkeit) und „traditionelle Institutionen“ sind dynamische Konzepte und 
Entitäten. Formelle und informelle Elemente koexistieren, überlappen, verschränken 
und beeinflussen sich: 
Institutions do not exist in socio-political vacuum. Neither do the 
actors concerned stick mechanically to their institutionally prescribed 
behaviour, discourse, and modes of action. They are hybrid 
themselves, pragmatically mobilizing discourses and strategies as they 
see fit (Renders 2012: 4). 
Grenzen zwischen staatlich/nichtstaatlich und formal/informal sind also Gegenstand 
von Aushandlung, Konflikt und Wettbewerb (vgl. Renders 2012: 5), umso deutlicher 
in einem Kontext hoher immanenter gesellschaftlicher Dynamik. Dementsprechend 
verändern sich auch die Rollen der beteiligten Akteure bzw. ändern oder erweitern 
die Akteure ihre bislang legitimierten Funktionen. 
Auf die damit verbundenen Herausforderungen, Folgen und Grenzen hybrider 
politischer Ordnungen heben Wiuff Moe (2009) und Hoehne (2011a, 2013) ab. 
Solche Ordnungen werden als alternatives Modell erfolgreicher Staatlichkeit 
dargestellt, das „traditionelle“ und „moderne“ Institutionen verbindet. Somaliland 
gilt in Anbetracht der erfolgreichen Integration traditioneller Autoritäten in den 
1990er Jahren sowie der friedensstiftenden Leistungen und des Engagements dieser 
Akteure beim Aufbau des Staates als funktionierende hybride politische Ordnung. 
Nach Hoehne (2011a, 2013) wirkt dieser Erfolg jedoch nicht fort. Wiuff Moe (2009) 
verweist auf die veränderte Rolle der (integrierten) traditionellen Autoritäten und 
deren (damit einhergehender) veränderter oder abhandengekommener Legitimität: 
[…] while the traditional authorities [in Somaliland], […], were 
critical driving forces in the early process of state formation, they 
have also subsequently obtained more permanent, yet ambiguous, 
roles in governance as the state has acquired an established structure 
(Wiuff Moe 2009: 64). 
Die komplexe Verflechtung von traditionellen und staatlichen Autoritäten und die 
Politisierung der traditionellen Autoritäten haben zu deren Legitimitätsverlust bei der 
lokalen Bevölkerung geführt (vgl. Hoehne 2011a: 5). Für Hoehne (2011a) stellt sich 
das Modell der Hybridisierung daher weniger als generelle Alternative, sondern als 
„[…] short-term ‘remedy’ against (post-civil) war instability“ (Hoehne 2011a: 29) 
dar. In Bezug auf Somaliland konstatiert Hoehne (2013): 
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What is left at the beginning of the 21st century is an imbalanced and 
in many regards ‘crippled’ hybrid. It threatens democratic progress 
and undermines the authority and legitimacy of the state institutions 
as well as the leading traditional authorities in the region. These 
developments in Somaliland show the limits of hybrid political systems 
in general (Hoehne 2013: 217). 
Eine weitere Perspektive, die die Idealisierung von Staatenlosigkeit problematisiert, 
und im somalischen Zusammenhang davor warnt, das Gewohnheitsrechts zu 
romantisieren, läuft in Teilen wiederum Gefahr zu einer (überhöhten) Orientierung 
an internationalen Normen zurückzukehren. Dies scheint dann der Fall, wenn es 
nicht bei einer kritischen Analyse somalischer und somaliländischer Realitäten bleibt 
bzw. bei der Aufforderung dazu, realweltliche Transformationen zu untersuchen 
anstatt Traditionen zu idealisieren: 
In some recent writings about Somalia […] the advantages of 
statelessness have been grossly overstated, and the disadvantages of 
not having a functioning nation-state in a world of nation-states have 
grossly been neglected. Especially the Somali customary law (xeer) 
has been romanticized and praised as a cost-efficient mechanism for 
the provision of ‘justice’ in the absence of statehood. […] xeer does 
regulate the use of violence to a degree, but it does not produce 
‘justice’ in the universal or Western sense of the term, as some of its 
advocates seem to assume (Schlee 2013: 258). 
Erneut werden vermeintlich absolute – im somalischen Kontext angeblich abhanden 
gekommene – Vorteile des Nationalstaates zur generellen Referenzgröße erhoben. 
Zumindest in der konkreten Argumentation wird dabei die Tatsache vernachlässigt, 
dass die hinter dieser spezifischen Form von Nationalstaatlichkeit stehenden 
Strukturen im somalischen Kontext historisch und gegenwärtig der Realität 
entbehren. 
Der Hybriditäts-Begriff selbst erscheint insofern problematisch, da das 
entsprechende Konzept jeweils klar kategorisierbare – essentiell existierende – 
Modelle voraussetzt, von welchen ausgehend eine (temporäre) Verschmelzung oder 
Durchdringung beschrieben wird. Suggeriert wird dabei ein Entweder-oder (Staat vs. 
Tradition) oder aber eine Durchdringung beider Kategorie-Modelle. Letztere gilt nun 
im somalischen bzw. somaliländischen Kontext als nur temporär erfolgreich und 
wird zum Teil (wie oben) erneut einer generell „erfolgreichen Staatlichkeit“ 
gegenüber gestellt. Nach Renders (2012), und entsprechend der aktuellen kritischen 
Diskussion des Hybriditätsmodells selbst, sind allerdings jegliche im politischen 
System beteiligten Akteure (sowie deren Rollen und Funktionen) durch Kooperation 
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und Interaktion Veränderungen unterzogen. Eine sich institutionell verschränkende 
und veränderliche politische Teilhabe ist Bestandteil der politischen 
Auseinandersetzung selbst. Auch wenn das somaliländische System der 1990er Jahre 
in seiner bisherigen Form offenbar ausgedient hat und vor erheblichen 
Herausforderungen steht, hat es neue Akteure und Akteursgruppen hervorgebracht. 
Deren Aufgabe ist es nun, unter transformativen gesellschaftlichen Bedingungen und 
innerhalb veränderter eigener Rollen neue politische, und womöglich demokratische, 
Legitimierungsstrategien zu generieren. Gibson (2013) bezieht sich auf die 
Reformierung des „Guurti“: 
One option would be for the Guurti to relinquish its parliamentary 
role. Instead, a new institution – possibly even extra-parliamentary – 
could be created with a remit to improve oversight, proactively 
engage with law-making, and be more broadly representative. 
The Guurti’s traditional – and invaluable – role in mediation and 
conciliation, may well be needed again in the future of Somaliland 
and the wider Somali region. For this to be effective however, the 
Guurti needs to regain the moral authority and trust of the public that 
has diminished during its institutionalised incarnation (Gibson 2013: 
Absatz 14-15). 
Intern sieht sich Somaliland also mit einem Reformbedarf konfrontiert, der den 
weiteren Demokratisierungsbestrebungen entspricht und das Handeln politischer 
sowie „traditioneller somaliländischer“ Akteure neu legitimiert. 
4.3 Internationale Beziehungen mit Somalia: EZ, „humanitärer 
Interventionismus“, globale Anti-Terror-Politik und Piraterie-
Bekämpfung am Horn von Afrika 
In Kapitel 4.3 werden das internationale Engagement seit 1991 und die politische 
Schwerpunktsetzung im Rahmen der Peacebuilding-Agenda aufgezeigt. Dabei geht 
es auch um die Rolle der EZ im Hinblick auf diese Agenda. Die 
Entwicklungskooperation der EU mit Somalia im Kontext des bereits beschriebenen 
Spannungsfeldes ist dann Gegenstand der Analyse in Kapitel 5. 
Trust between Somalis and international actors has never been 
particularly strong, but in recent years has weakened to the point 
where international political engagement has come to be seen by 
many Somalis as a liability rather than an asset, as Somalis both 
inside and outside the political project consider international 
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involvement to be indicative of an imperialistic project and to 
undermine their own self-determination (Hammond 2013: 184). 
Die internationale Politik hat in Bezug auf Somalia seit Beginn der 1990er Jahre eine 
Perspektive eingenommen, in der Konfliktursachen bzw. konfliktverlängernde 
Faktoren insbesondere auf den Mangel an zentralstaatlicher Organisation reduziert 
worden sind. Das wahrgenommene Vakuum ist zum bedrohlichen Fundament für 
den Verlust an globaler Sicherheit und die Gefährdung globaler 
Wirtschaftsinteraktionen erklärt worden. Dementsprechend sind es insbesondere 
Sicherheitsinteressen der internationalen politischen und wirtschaftlichen Akteure, 
die deren Umgang mit Somalia bestimmen bzw. den Aufbau des Staates angeleitet 
haben. Militarisierte Strategien und militärisches Engagement sowie eine 
Versicherheitlichung der Politikfelder Entwicklung und humanitäre Hilfe bringen 
diese Sicherheitsausrichtung zum Ausdruck. Vlassenroot und Hoebeke (2009) 
konstatieren einen „shift in policy towards a focus on security“ (Vlassenroot & 
Hoebeke 2009: 2). Diese Wahrnehmung von Sicherheitsrisiken an erster Stelle 
beeinflusse wiederum die Art und Weise, wie die jeweiligen Krisen und Konflikte 
verstanden werden (vgl. Vlassenroot & Hoebeke 2009: 1-2). 
Die internationale Förderung zahlreicher Friedensprozesse, die auf den Aufbau 
nationaler Regierungen zielte, hat einer Gleichsetzung von Frieden und Herstellung 
von Staatlichkeit in den Grenzen des somalischen Staates von 1960 bis 1991 
Vorschub geleistet. Die Politik des Peacebuilding gegenüber Somalia (4.3.1 und 
explizit 4.3.2) vernachlässigte dabei auf politisch-strategischer Ebene weitgehend 
jene bereits diskutierten Kräfte, die durchaus zum Ausgangspunkt für einen Dialog 
und die Förderung von Strukturen gemacht werden könnten: die nichtstaatlichen oder 
staatsähnlichen Akteure, welche, verglichen mit dem idealtypischen Staat, tatsächlich 
funktionsadäquate Leistungen innerhalb der neuen sozialen Räume erbringen – etwa 
die Gewährleistung von Sicherheit oder die Bereitstellung öffentlicher Güter (vgl. 
4.2.2). 
4.3.1 Historischer Überblick des internationalen Engagements ab 1991 
Nach dem Zusammenbruch des Staates und der durch Bürgerkrieg und Hungersnot 
eskalierten Situation in Somalias Süden intervenierte die internationale Gemeinschaft 
1992 in Form einer UN-Mission. Die United Nations Mission in Somalia (UNOSOM 
I, April 1992 bis März 1993) sollte einen Waffenstillstand in Mogadischu 
überwachen und humanitäre Hilfslieferungen zunächst innerhalb der Hauptstadt und, 
nach Erweiterung des Mandats, im gesamten Süden Somalias begleiten. Ab 
Dezember 1992 versuchte man die Sicherheitsvoraussetzungen für humanitäre Hilfe 
unter Leitung der US-geführten Unified Task Force (UNITAF) zu erzielen. Diese 
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handelte unter Kapitel VII der UN-Charta und war dazu ermächtigt, die humanitäre 
Versorgung der Bevölkerung auch militärisch durchzusetzen.24 UNOSOM II sollte 
als Folgemission (ebenfalls unter Kapitel VII als „robuste“ UN-Blauhelmmission mit 
einem Mandat zur nationalen Aussöhnung) ab März 1993 die Schaffung einer 
sicheren Umgebung für die humanitäre Intervention fortsetzen und zur Stabilisierung 
Somalias beitragen (vgl. UNSC 1993; Thakur 1994; Doyle & Sambanis 2006). 
Nachdem allerdings zwei amerikanische Helikopter abgeschossen und amerikanische 
Soldaten in Mogadischu getötet und öffentlich zur Schau gestellt wurden („Black 
Hawk Down“), zogen sich die USA aus UNOSOM II zurück. Weitgehend erfolglos 
blieb die Mission bis 1995 in Somalia. Als Erfolgsbedingung für einen respektablen 
Abzug der Mission hatte die Etablierung einer nationalen, gesamtstaatlichen 
Regierung auf Basis eines Ausgleichs zwischen rivalisierenden Warlords gegolten. 
Weder gelang es jedoch, die somalischen Gewaltakteure zu entwaffnen, noch wurde 
funktionale Staatlichkeit auf zentraler Ebene hergestellt (vgl. Matthies 2011: 24). 
Charakteristisch für die zweite Hälfte der 1990er Jahre war ein schwindendes 
Interesse der internationalen Akteure, die Konflikte in Somalia zu regulieren (vgl. 
Hainzl & Feichtinger 2011: 12; Matthies 2011: 22). Von 1996 bis 2004 fand eine 
Regionalisierung der Konfliktbearbeitung unter der Regionalorganisation 
„Intergovernmental Authority on Development“ (IGAD) statt (vgl. Matthies 2011: 
24). In diesem Rahmen angestoßene Friedenprozesse sind insbesondere von der EU 
unterstützt worden. Seit 2007 soll AMISOM die Stabilisierung Somalias 
gewährleisten und die Übergangsregierung sowie seit 2012 die neue Regierung in 
Mogadischu vor der Al Shabaab (und deren temporär beträchtlicher 
Machtausweitung) schützen. Nach der gescheiterten „Operation New Hope“ war die 
UN bis Juni 2013 mit dem „UN Political Office for Somalia“ (UNPOS) in Nairobi 
vertreten. Seit 2013 unterstützt die UN-Mission „United Nations Assisitance Mission 
in Somalia“ (UNSOM) die AU-Mission AMISOM vor Ort in Mogadischu. Die EU 
hat als bedeutender Geber für Somalia eine kontinuierliche Rolle in der Region 
gespielt, wobei sie lange kaum als gewichtiger politischer Akteur gegolten hat (zur 
Veränderung und Ausweitung der Rolle der EU, aber auch zu dem Verlust an 
politischer Neutralität vgl. unten und 5.1). 
International wurde das Krisenmanagement seit 2001 auf den Anti-Terror-Kampf 
und den Kampf gegen Piraterie ausgerichtet (siehe 4.3.2). Die EU beteiligt sich seit 
Dezember 2008 mit der „European Union Naval Force (EU NAVOR) Somalia“ 
(Operation „Atalanta“) an der Sicherung des Golf von Aden und der Küsten vor 
                                                 
24 „Humanitärer Interventionismus“: Mit den Interventionen zu Beginn der 1990er Jahre diente 
Somalia als Experimentierfeld neuartiger internationaler Konfliktbearbeitungskonzepte in 
Kooperation von UN und den USA nach dem Ende der bipolaren Ordnung (vgl. Matthies 2011: 23; 
vgl. un.org  UNSOM I; Hainzl & Feichtinger 2011: 11-12; Matthies 2011: 22). 
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Somalia (vgl. Hainzl & Feichtinger 2011: 13). Im Rahmen der „European Training 
Mission“ (EUTM) hat die EU somalische Regierungssoldaten zunächst in Uganda 
ausgebildet. Seit Februar 2014 wird die Ausbildungsmission in Mogadischu 
fortgeführt. 
Die politische Strategie der internationalen Gemeinschaft [und der 
Regionalorganisation IGAD] bestand im Wesentlichen darin, eine funktionierende 
Regierung ins Amt zu bringen, die als ihr Partner und verlängerter Arm die staatliche 
Ordnung in Somalia wiederherstellen sollte (vgl. Lacher, Tull & Weber 2011: 1). In 
Anbetracht der politischen Realitäten in Südsomalia beurteilen Hagmann und 
Terlinden (2005b) dieses Vorgehen als „faking a government for Somalia“. Die 
internationale und EU-Politik gegenüber Somalia hat sich darauf konzentriert, 
„fiktive Friedensprozesse“ zu fördern und unternahm dafür 14 – weitgehend 
erfolglose – Anläufe (vgl. Hagmann & Terlinden 2005a, 2005b; Lacher, Tull & 
Weber 2011: 1). Größere Friedenskonferenzen mit Unterstützung der internationalen 
Gemeinschaft wurden 1991 in Djibouti, 1993 in Addis Abeba, 1997 in Kairo, 2000 
in Arta, 2002-2004 in Eldoret/Mpegati und 2008 erneut in Djibuti ausgerichtet (vgl. 
dazu auch Terlinden & Debiel 2002: 63-66). Aus jeder dieser Konferenzen gingen 
ein Friedensabkommen und der Versuch einer neuen Regierungsbildung (bzw. deren 
Neuausrichtung) auf zentraler Ebene hervor. Die föderale Übergangsregierung 
(Transitional Federal Government, TFG) stellte den jüngsten dieser Versuche dar. 
Als internationaler Hoffnungsträger erhielt die Übergangsregierung beträchtliche 
finanzielle Unterstützung und den Status eines legitimen internationalen Akteurs. 
Doch ein Großteil der an die fragmentierte TFG geflossenen finanziellen Mittel 
wurde zweckentfremdet (vgl. Lacher, Tull & Weber 2011:2) bzw. bekannten 
Vertreter der Gebergemeinschaft ihr gänzliches Unwissen bezüglich der 
Verwendung der geleisteten Finanzhilfe (vgl. Analyse 5.2). Auf Grundlage der „End 
of Transition Roadmap“ (Garowe Process, vgl. dazu auch Hammond 2013: 184), die 
im September 2011 in Mogadischu beschlossen wurde, endete im August 2012 die 
mehrfach verlängerte Übergangsphase. Unter kaum veränderten Bedingungen 
erhofften (und erhoffen) die IGAD und die internationale Gebergemeinschaft eine 
erfolgreiche Phase des „post-transition“. Die Somalia-Konferenzen in London und 
Istanbul (2012) und der „New Deal for Somalia“ (2013) säumten den Weg der neuen 
föderalen Regierung, u. a. durch Beschlüsse zur Finanzierung. Im Hinblick auf die 
Projekthilfe, die die internationale Gebergemeinschaft und die EU – insbesondere 
über die UN (UNDP) – parallel zur Finanzhilfe an die Übergangsregierung geleistet 
haben, fordert die neue somalische Regierung einen Paradigmenwechsel in ihrer 
Beziehung zur internationalen Gemeinschaft, „one based on direct funding support 
for the government […]“ (Hammond 2013: 187, Bezug UK Botschafter Baugh). 
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Obgleich das EU-politische Ziel eines Staatsaufbaus in Somalia verstärkt als 
föderales Projekt proklamiert worden ist und Kooperationen im Bereich der EZ 
insbesondere zu den Subregionen Somalias – respektive zu den autonomen De-facto-
Staaten – bestehen, ist eine tatsächliche politische Orientierung an den „building 
blocs“ und an deren sozio-politischen Akteuren bislang ausgeblieben. Der möglichen 
Chance einer weiteren Friedenskonsolidierung „von unten“ scheint dadurch 
entgegengewirkt zu werden, dass internationale und EU-Akteure auf politischer 
Ebene nach wie vor einen Akteur als legitimen internationalen Ansprechpartner – 
ungeachtet seiner tatsächlichen Legitimität – ausmachen. 
Mit dem Modell der „building blocs“ war die weitgehende (und eigenständige) 
Befriedung von Somaliland und Puntland erfasst worden (vgl. Hassan & Barnes 
2007; Terlinden 2008; Paffenholz 2003). Nach diesem Modell zunächst blockweise 
Frieden auch in anderen Teilen Somalias zu konsolidieren, bedeutet aus dieser 
Perspektive noch nicht, die langfristig gesamtstaatliche Lösung fallen zu lassen. 
Während eine pragmatisch motivierte Berücksichtigung der lokalen Realitäten, durch 
Akteure der EZ (vgl. 4.3.3), dem „bottom up“-Ansatz gewissermaßen entspricht, 
hatte die positive Erfahrung der „building blocs“ der 1990er Jahre keinen Eingang in 
die politische Strategiebildung gefunden. Bislang bleiben damit die Möglichkeiten 
ungenutzt, auf Übergangsordnungen jenseits und unterhalb der Ebene des 
vormaligen Staates zu setzen. 
Dies war insbesondere der Fall, als die Union Islamischer Gerichtshöfe („Islamic 
Courts Union“, ICU) Kriegsherren aus Mogadischu verdrängte und – nach dem sie 
im Jahr 2006 eine vergleichsweise sichere Umgebung und Situation in Mogadischu 
und weiten Teilen Südsomalias geschaffen hatte – durch eine US-gestützte 
Militärintervention Äthiopiens selbst zur Flucht getrieben wurde (vgl. Hoehne 2014: 
Podium CAS; Menkhaus 2009: 225). Das regionale und internationale Vorgehen 
bewirkte eine beträchtliche Verschärfung des Konflikts und leistete einer 
Radikalisierung der in ihrer Komplexität verkannten Gewaltakteure erheblichen 
Vorschub. Im erneut eskalierenden Konflikt sind dabei insbesondere die Gewalttaten 
von fundamentalen „islamistischen“ Organisationen (so von Al Shabaab) 
international verurteilt worden, während den Übergriffen und Gewalttaten der 
Milizen der Übergangsregierung sowie der Truppen von AMISOM unzulängliche 
Beachtung beigemessen wurde: 
The conflict in Mogadishu in 2007 involves Ethiopian and Somali 
government forces against a coalition of insurgent groups. It is a 
conflict that has been marked by numerous violations of international 
humanitarian law that have been met with a shameful silence and 
inaction on the part of key foreign governments and international 
institutions (HRW 2007: 3). 
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Nach Hoehne (2011b) ist der rasante Aufstieg Al Shabaabs von einer kleinen 
Terrorzelle zu einem mächtigen Gewaltakteur, der 2009 und 2010 große Teile Süd- 
und Zentralsomalias kontrollierte und verwaltete, mit zwei externen Faktoren 
verbunden: mit dem mangelnden Interesse der internationalen Gemeinschaft 
gegenüber den Entwicklungen in Somalia und mit dem militärischen Eingreifen im 
Rahmen des Krieges gegen den Terrorismus (vgl. Hoehne 2011b: 155). Einseitige 
Verurteilungen, ein kategorisches Ausschließen bestimmter Gewaltakteure an 
Verhandlungsprozessen und ein militarisiertes Vorgehen haben insbesondere die Al 
Shabaab zu demjenigen Akteur befördert, der Somalia, die Region des Horn von 
Afrika und die internationale Gemeinschaft in veränderter Form, aber anhaltend 
herausfordert (vgl. auch Marchal 2011; Bryden 2014). 
Exkurs: Somalias komplexe Gewaltakteure – Beispiel Al Shabaab 
Zweifellos hat die wachsende Zersplitterung der islamisch fundamentalistischen 
Bewegung in Somalia, durch Polarisierung entlang ideologischer, religiöser und 
Klan-basierter Linien, Gewalt geschürt und die politische Krise weiter verschärft. 
Allerdings separieren sich Somalias „islamistische“ (Gewalt-)Akteure in 
extremistische und moderate Kräfte. Erstere verfolgen verstärkt eine globale 
jihadistische Agenda, die politische Verhandlungen ausschließt, während sich 
moderatere Gruppierungen national orientieren und politische Konfliktlösungen nicht 
grundsätzlich ablehnen. Somalias „Islamisten“, explizit die Al Shabaab, die 
zumindest temporär als regierungsähnlicher Akteur fungierte (vgl. Hoehne 2011b: 
144ff.; Marchal 2011: 9), und Hizb al-Islam, können demnach als heterogene 
Gewaltakteure im somalischen Konflikt diskutiert werden (ICG 2010; Møller 2009: 
1-2; Aynte 2012a+b). Aufspaltungen in extremistische und weniger extreme 
Elemente innerhalb der Organisationen beinhalten die Chance für Versuche, 
individuelle Akteure und Gruppen in einen politischen Dialog einzubeziehen: 
Bans of those organizations or their designation as terrorist should 
not preclude efforts to talk with and reach understandings with 
individuals and factions amenable to political settlements; […] (ICG 
2010: 2). 
Marchal (2011) verweist in seiner Analyse der Al Shabaab ebenfalls auf deren 
divergierende Agenden in Bezug auf die militärische Strategie, die Politiken 
gegenüber bzw. den Umgang mit der Bevölkerung und auf das Verhalten gegenüber 
der internationalen humanitären Gemeinschaft. Marchal (2011) beschreibt die Al 
Shabaab allerdings als dezentrale, nicht fragmentierte Organisation und warnt davor, 
den öffentlichen Ausdruck interner Dissidenzen überzubewerten: „[…], betting on 
any splits is an illusion under the current circumstances […]“ (Marchal 2011: 5). 
Allerdings sind in der jüngeren Vergangenheit differente Positionen der 
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unterschiedlichen Lager innerhalb der Al Shabaab verstärkt ausgetragen und 
personelle Konsequenzen gezogen worden (vgl. die Entwicklungen im März und 
April 2012, dazu Aynte 2012a+b; vgl. auch Vidino, Pantucci & Kohlmann 2010 
sowie Bryden 2014). 
Hoehne (2011b) hält der dominierenden Wahrnehmung von der Al Shabaab als 
externem bzw. „fremdartigen“ Akteur, die historische Einbettung der Organisation in 
die somalische „Islamistenszene“ entgegen: „Al Shabaab ist […] nicht einfach ein 
‚Fremdkörper’ im somalischen System. Die Gruppe ist mit den vorhandenen 
islamistischen Tendenzen und auch der Sozialstruktur in Somalia verbunden, auch 
wenn sie versucht, die bei der Erreichung ihrer Ziele hinderlichen somalischen 
Traditionen aufzubrechen“ (Hoehne 2011b: 155).25 Entscheidend ist nach Hoehne 
(2011b), dass es sich bis 2006 lediglich um eine kleine Gruppierung tatsächlich 
extremistischer Elemente gehandelt hat, während moderate Kräfte das 
„islamistische“ Lager dominierten. Eine radikale „islamistische“ Bewegung hat sich 
in Folge der äthiopischen Intervention formiert, „fighting a jihad against the 
invaders“ (Hoehne 2014: Podium CAS). In diesem Kontext hat die Al Shabaab die 
Führung übernommen und enorme freiwillige Unterstützung erfahren; die 
„islamistische“ Bewegung konnte [temporär] zu einer nationalen Bewegung werden 
(vgl. Hoehne 2014: Podium CAS). 
Mit der von den USA gestützten Intervention Äthiopiens 2006 und der 
internationalen Unterstützung des militärischen Eingreifens von AMISOM im 
Kontext des Anti-Terror-Kampfes sowie der kenianischen Intervention 2011 ist eine 
Internationalisierung des in Südsomalia geführten Kriegs bewirkt worden. 
Ende Exkurs. 
Seit 2008 hat die internationale Gemeinschaft – und UNPOS als ihre politische 
Vertretung – einen moderaten Kurs vorgegeben. So konnte ein Vertreter des 
moderaten „islamistischen“ Lagers Präsident einer weiteren Übergangsregierung 
werden; als Bedingung dafür hatten moderate Kräfte zudem den Abzug der 
äthiopischen Truppen Anfang 2009 gefordert (vgl. Hoehne 2014: Podium CAS). 
Dennoch beschränkte sich die internationale Neuorientierung hinsichtlich des 
moderaten Islam auf die Unterstützung der TFG, der weiterhin lediglich geringe 
Legitimität beigemessen worden ist: 
Rhetorically, it [the international community and UNPOS as its main 
political representation on the ground] continues to acknowledge the 
need to engage less hard-line elements, but it has done little to lead or 
                                                 
25 Zu einer ausführlicheren Diskussion des politischen Islam in Somalia vgl. u. a. Menkhaus 2002; 
Tadesse 2008; ICG 2010; Elmi 2010; Hoehne 2011b; Marchal 2011. 
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facilitate that process, focusing instead on mobilising support for the 
TFG. […] The mounting internal divisions within the insurgency since 
early 2009 have given UNPOS and the TFG many opportunities to 
reach out to less hard-line elements. […] But the best opportunities 
may already have been missed (ICG 2010: 17). 
Nun soll funktionale Gesamtstaatlichkeit durch ein föderales Konzept und den 
Aufbau bundesstaatlicher Strukturen erzielt werden. Einerseits bleibt der somalische 
Einheitsstaat als Referenzgröße dabei unbestritten. Internationale Pläne für eine 
gesamtstaatliche Konsolidierung stützen sich insbesondere auf die Ausbildung der 
somalischen Regierungstruppen (sowie eines Polizeiapparats) im Rahmen von 
EUTM und auf die Durchführung von Wahlen im Jahr 2016 (vgl. Kay 2014; EU 
2013; vgl. auch Kay 2013, 2015). Vlassenroot und Hoebeke (2009) problematisieren 
diese Konzentration internationaler Interventionen auf den Um- und Ausbau des 
Sicherheitssystems sowie auf die Planung demokratischer Wahlen, wie sie erneut für 
den somalischen Kontext zuzutreffen erscheint: 
Even though today in peace processes attempts are made to promote 
the proper functioning of the state, such interventions are often 
restricted to the conversion and strengthening of the security system 
and the organization of (democratic) elections (vgl. Vlassenroot & 
Hoebeke 2009: 4). 
Andererseits bedingen der lokal und regional vorangetriebene Aufbau der „regional 
states“ (insbesondere seit 2013/14) sowie die internationale und regionale 
Unterstützung bei der Vermittlung zwischen diesen Entitäten und der föderalen 
Regierung dennoch einen stärkeren Fokus internationaler Akteure auf Somalias 
Teilregionen. Ob über das föderale Modell der angestrebte Staatsaufbau gelingt, oder 
aber eine langfristige Autonomisierung weiterer Subregionen befördert wird, bleibt 
zunächst offen. Deutlich ist zumindest, dass mit Somaliland und Puntland, die als 
Teil des föderalen Staatsgebildes gelten (sollen), der mögliche Autonomiegrad hoch 
gesteckt ist. Gleichzeitig ringt die Föderale Regierung um Machterhalt und nimmt 
die entstehenden föderalen Einheiten als Konkurrenten im angestrebten eignen 
Konsolidierungsprozess wahr: 
The Mogadishu government is in no position yet to consolidate 
power – it is facing a battle for survival. Autonomous regional powers 
need to be treated as equals by all parties, not as quaint or deviant 
distractions needing to be brought into line (Paice 2013: ARI-Blog). 
In Bezug auf die seit 2012 amtierende Regierung in Mogadischu und die sie 
herausfordernde Pluralität nichtstaatlicher und substaatlicher Akteure benennt 
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Menkhaus (2012) die Notwenigkeit dafür, die Grenzen der eigenen [Regierungs-
]Kompetenzen zunächst zu erkennen: 
Somalia’s post-transition government is likely to be very weak for 
some time to come, and its only means of extending its authority will 
be to do what it has already done: negotiate relations with nonstate 
and substate entities in areas beyond its control. This is the so-called 
mediated state model, in which a central government that ‘has the 
competence to know the limits of its competence’ allows local 
authorities to mediate relations between the state and its citizens, and 
outsources to the private sector, nonprofits and local polities many 
functions normally associated with a central government (Menkhaus 
2012: Network Al Shahid). 
Ein solches „mediated state model“ steht der bisherigen internationalen Strategie von 
state-building gegenüber. Innerhalb dieser Strategie ist der Fokus beharrlich auf den 
Aufbau des Zentrums gerichtet worden, um die angegebenen Ziele Frieden und 
Entwicklung zu verfolgen. Dementsprechend ist auch das international legitimierte 
„Zentrum“ in Mogadischu bislang kaum bereit einen Weg einzuschlagen, der die 
tatsächlichen Machtverhältnisse offenkundiger machte und darüber hinaus diese 
Realitäten zur Grundlage des zukünftigen politischen Handelns und Aushandelns 
erheben würde. Die bisherige Politik des Peacebuilding durch state-building wird 
nachfolgend diskutiert. 
4.3.2 Peacebuilding: Frieden und Entwicklung durch staatlichen Wiederaufbau 
und politisch-ökonomische Liberalisierung 
Seit den Terroranschlägen in New York und Washington D.C. vom 11. September 
2001 hat die Diskussion um den Zerfall von Staaten auch in die politische Debatte 
Einzug gehalten – mit einem Augenmerk auf dem regionalen und globalen 
Bedrohungspotenzial, das von jenen (Nicht-)Staaten ausgehe. Während die 
humanitären und friedenspolitischen Interventionsversuche der frühen 1990er Jahre 
gescheitert waren und das Interesse an Somalia abgenommen hatte (vgl. oben), erhält 
Somalia mit Beginn der 2000er Jahre im Kontext der politischen Staatszerfall-
Debatte und der Anti-Terror-Politik neue Aufmerksamkeit. Die latente Bedrohung 
durch einen islamischen Fundamentalismus war allerdings bereits zuvor in der US-
Außenpolitik betont worden (vgl. Terlinden & Debiel 2002; Bryden 2003). Schon in 
der im Jahr 2000 in Somalia gegründeten ICU sahen die USA eine Verbindung zu 
Al-Qaida (vgl. Weber 2007a). Seit 2001 gilt das zerfallene Somalia explizit als 
Nährboden des internationalen Terrorismus und nun auch als Quelle der seit 2005 
(bis insbesondere 2011) gestiegenen Fälle von Piraterie vor Somalias Küsten: 
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The argument about piracy in fact reiterate older calls for a Somali 
state. Previously, a strong Somali state has been presented as panacea 
to stall the country’s economic collapse, to ensure sustainable 
development and to contain the luring terrorist threats. And now it is 
also said to represent the only way to combat piracy and safeguard 
the open sea in the Gulf of Aden (Hoehn 2011: 5).26 
Staatszerfall wird als nationale Sicherheitsbedrohung (vgl. Andersen 2005: 2; Engel 
& Olsen 2006: 2, 12 u. 13) sowie als Beeinträchtigung und Schädigung der globalen 
Wirtschaft wahrgenommen (vgl. Weber 2009). Es haben sich im Zuge des globalen 
Anti-Terror-Kampfs und der Bekämpfung von Piraterie neue Akteurs- und 
Interessenkonstellationen herausgebildet, die bestehende Konfliktsituationen 
nachhaltig verändern (vgl. Weber 2007; Lacher, Tull & Weber 2011). 
Andersen (2005) zeigt unterschiedliche Ansätze auf, wie die internationale 
Gemeinschaft Staatszerfall thematisiert und nimmt die Einordnung dieser Ansätze 
entlang der Prioritätensetzung von Bekräftigung vs. Herausforderung von 
Souveränität und Unterstützung vs. Vernachlässigung liberaler Werte vor (vgl. 
Andersen 2005: 13). 
 Sovereignty Reinforced Sovereignty Challenged 
Liberal PEACEBUILDING Liberal Imperialism 
Non-liberal Realism Critical Theory 
Abbildung 4: Internationales Engagement in failed states nach Andersen (2005) 
(Quelle: Andersen 2005: 13) 
Der Peacebuilding-Ansatz, welcher nach Andersen (2005) den internationalen 
Diskurs von Konfliktbegleitung und -bewältigung widerspiegelt, zielt auf die 
Förderung liberaler Demokratie und Marktwirtschaft. Ein inhärenter Widerspruch 
dieses Ansatzes liegt darin begründet, einerseits die lokale Verantwortlichkeit 
jeweiliger Friedensprozesse – das Prinzip von „ownership“ – zu betonen und 
andererseits eine Agenda politischer und ökonomischer Liberalisierung als effektive 
Strategie zur Bewältigung gewaltvoller Konflikte festzulegen (vgl. Andersen 2005: 
14). Die Reaktion der internationalen Staatengemeinschaft auf den als solchen 
interpretierten Zerfall des somalischen Staates erfolgt im Rahmen der Peacebuilding-
Agenda. Das damit verbundene Narrativ – das auch der entwicklungspolitischen 
Intervention zugrunde liegt – zielt nach Andersen (2005) sowohl auf die Förderung 
liberaler Werte („liberal“), als auch auf die Wiederherstellung territorialer 
Staatlichkeit („reinforcing sovereignty“). Während der Adressierung von 
                                                 
26 Zu Piraterie und der EU NAVFOR vgl. weiter Weber 2009. 
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Staatszerfall ein liberales oder realistisches Weltbild zugrunde liegen kann, verbindet 
das Peacebuilding-Narrativ damit die Universalismen beider Positionen. Der als 
„Liberal Imperialism“ bezeichnete Ansatz begegnet diesem Antagonismus dadurch, 
das Kriterium der Eigenverantwortlichkeit sowie den Anspruch zur Reflexion lokaler 
Bedingungen zu nivellieren. Eine Vermittlung und Durchsetzung liberaler Werte 
müsse, dem Ziel temporärer Begrenzung von Peacebuilding-Einsätzen entgegen, 
durch unbegrenzte, gegebenenfalls permanente internationale Kontrolle gewährleistet 
werden (vgl. Andersen 2005: 21). Der realistische Ansatz stellt die Universalität 
liberaler Werte in Frage, behauptet diese aber in Bezug auf Territorialstaatlichkeit. 
Priorität wird der Herstellung von (kurzfristiger) Ordnung, Stabilität und Sicherheit 
beigemessen. State-building geht der Förderung eines bestimmten 
Regierungsmodells voraus (vgl. Andersen 2005: 26-27). Die Ideen bisher 
vorgestellter Ansätze – „national ownership“, „international control“ oder „security 
first“ werden von einem vierten Korpus von Ansätzen, der „critical theory“, 
herausgefordert. Kritisiert wird hier der universelle Anspruch sowohl in Bezug auf 
Territorialstaaten („Realism“) als auch auf liberale Werte („Liberal Imperialism“) 
bzw. der gleichzeitige Anspruch beider Universalismen (Peacebuilding; vgl. 
Andersen: 29-30). 
Dem Peacebuilding-Ansatz bzw. der „liberal peace-building“-Perspektive liegt die 
„liberal peace“-Theorie zugrunde. Zurückgreifend auf Kants Annahme, dass 
Demokratien kaum in einen Krieg miteinander treten und demokratische 
Entwicklung, Frieden sowie Stabilität befördert, ist „liberal peace“ nach dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes als – zunehmend prominentes – politisches Konzept von 
internationalen und supranationalen Organisationen wie der UN, EU und NATO 
übernommen worden. So fand das Konzept als Grundlage für demokratische 
Entwicklung und Menschenrechte bspw. Eingang in die „Erklärung von Wien“ im 
Rahmen der Weltmenschenrechtskonferenz 1993 (vgl. Tziarras 2012: 2). Fragen, die 
der „liberal peace“ als Theorie und politisches Konzept aufwirft, beziehen sich nach 
Tziarras (2012) sowohl darauf, wie Demokratie und Frieden definiert werden als 
auch darauf, ob das Modell liberaler Demokratie für jede Gesellschaft und jeden 
„post-conflict“-Staat geeignet ist. In Anbetracht der Bedeutung, die der „liberal 
democracy“ innerhalb des Peace- und state-building in fragilen Länder beigemessen 
wird, stellt Tziarras (2012) darüber hinaus Fragen bezüglich moralischer Dilemmata, 
wenn liberale Demokratie in neo-imperialer Form auferlegt wird: 
In other words, even though the build-up of a democracy could – at 
least to some extent – benefit the recipient country, is it really 
something that is right to do considering that in the long term this 
model of development may institutionalize western interests or local 
problems (Tziarras 2012: 2)? 
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Liberale, demokratische Strukturen zu fördern und den somalischen Staat als 
Gesamtgebilde wieder herzustellen ist – trotz der föderalen Ausrichtung auf 
strategischer Ebene – bislang der kaum bezweifelte Lösungsansatz geblieben, um die 
konfliktvolle Situation in Somalia zu befrieden und damit den globalen 
Sicherheitsbedürfnissen zu entsprechen.27 Friedenskonsolidierung und Staatsaufbau 
werden aus dieser Perspektive als parallele und sich gegenseitig stärkende Prozesse 
verstanden, befördert wiederum durch liberale und marktökonomische Konzepte 
(vgl. Hagmann & Hoehne 2009: 46, Bezug Paris 2004). Nach Menkhaus (2003, 
2004) stellen state-building und Peacebuilding im somalischen Kontext jedoch 
antagonistische Projekte dar (Menkhaus 2004: 77, 2003). Friedenskonsolidierung 
und Staatsaufbau als sich gegenseitig bedingende Prozesse vorauszusetzen und 
(diskursiv wie strategisch) aneinanderzuknüpfen, geht auch mit einer Verschränkung 
der Politikfelder Entwicklung und Sicherheit einher. Aus der Peacebuilding-
Perspektive (oder dort, wo diese nachvollzogen wird) gilt diese Annäherung von 
Politikfeldern als notwendig, da die Zielsetzungen, Sicherheit zu schaffen und 
Entwicklung zu generieren, voneinender abhingen und es daher gelte, 
Politikkohärenz sowie Akteurskooperation zu stärken (vgl. Tannous 2007: 5-7). 
Entwicklungskooperation und Sicherheitspolitik in zunehmendem Maße zu 
verknüpfen, wird aber auch als Versicherheitlichung und Militarisierung von 
Entwicklungspolitik (vgl. Djoumessi 2006; Youngs 2008; Hout 2009, 2010) und als 
Politisierung von Hilfe (vgl. Lindley 2009; Hammond & Vaughan-Lee 2012) 
diskutiert (zum Nexus von Sicherheit und Entwicklung siehe weiter Kapitel 5.1). 
Bradbury (2011) argumentiert, dass die internationale Gemeinschaft durch die 
Unterstützung der TFIs und deren Sicherheitskräfte ihre Neutralität im somalischen 
Konflikt verloren hat – und mit dieser auch die Fähigkeit, auf die humanitäre 
Katastrophe zu reagieren: 
The international community became a belligerent in the war and 
gave primacy to security interests over human need and protection. By 
using aid to further their political and security agendas, foreign 
donors lost sight of the principles that guide humanitarian assistance 
[…] (Bradbury 2011: newint.org, Absatz 13). 
 
                                                 
27 Vgl. auch die Interventionen an anderen Orten Afrikas, bspw. die „United Nations 
Multidimensional Integrated Stabilization Mission in Mali“ (MINUSMA). Seit Juli 2013 befindet sich 
diese zur Ausbildung der Regierungstruppen in Mali, ohne dass bislang ein politisches Konzept zur 
Befriedung der Situation zwischen den Konfliktparteien, insbesondere mit Blick auf die Tuareg im 
Norden Malis, entwickelt worden ist. Zu den „securitization initiatives“ der USA und Frankreichs in 
Mali vgl. Harmon (2015); zur Fragmentierung staatlicher Strukturen in Mali (und Libyen) und neu 
entstehenden Ordnungen vgl. Hüsken und Klute (2015). 
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Internationale Kompetenzen und „African solutions for African problems“ 
Die Kompetenzverteilung innerhalb der internationalen Peacebuilding-Politik 
gegenüber Somalia zeigt, dass insbesondere die UN erneut die politische und 
sicherheitsstrategische Hoheit im Konfliktbewältigungsprozess beanspruchen. Für 
die Umsetzung entsprechender Strategien im Feld ist allerdings AMISOM zuständig, 
die unter Bedingungen von Unterfinanzierung und Mangelausstattung ihren Einsatz 
dafür leistet, die international legitimierte Regierung zu stützen. Dabei ist sie selbst 
zur Konfliktpartei geworden. Der von der AU erbetenen Umwandlung von 
AMISOM in eine UN-Mission sind die Vereinten Nationen nicht nachgekommen – 
nicht zuletzt ein Ausdruck davon, dass die internationale Gebergemeinschaft 
verstärkt „African solutions for African problems“ zu fördern sucht. Der Slogan der 
„African solutions for African problems“ kommt ursprünglich aus den USA; er 
untermalte den amerikanischen Rückzug aus Somalia 1993/94. Internationalen 
Gebern und Akteuren von Interventionen in afrikanischen Krisen und Konflikten 
liefert der Slogan in der Zwischenzeit die Möglichkeit und Rechtfertigung dafür, 
finanzielle und personelle Unterstützung zu reduzieren (vgl. Ero 2013; Mays 2003). 
Eine mit diesem Slogan verbundene Ironie kommt darin zum Ausdruck, dass sich die 
AU die Devise der „African solutions for African problems“ 2011/2012 selbst 
angeeignet und umgedeutet hat. Aus der Perspektive der AU und ihrer Mitglieder 
bedeutet sie die Chance sowie das Ziel, sich von externer Beeinflussung zu 
emanzipieren. Im Fall von AMISOM allerdings haben Interviewpartner einen 
Mangel an internationaler Unterstützung beklagt und größere Unterstützung 
gefordert (vgl. AMISOM 2011). 
Die EU und ihre Mitgliedsstaaten charakterisieren sich bezüglich ihrer 
Kompetenzbereiche einerseits durch ihre (tradierte) Geberrolle und bedeutende 
Position in der Entwicklungskooperation (siehe 5.1 und 5.2). Andererseits 
differenziert sich dieses Bild von der EU, die bislang kaum als politisch starker 
Akteur gegolten hat, im Hinblick auf die militärische Ausbildungsmission der EU 
(EUTM) und die Beteiligung an der Bekämpfung von Piraterie 
(EUNAFOR/Atalanta) sowie auf die damit verbundene politische und ökonomische 
Interessenverfolgung. 
4.4 „Sovereignty game“ zwischen Peacebuilding und politischem 
Pragmatismus: Schlussfolgerungen aus Kapitel 4 
(Historische) lokale Kontexte und lokale gesellschaftliche Dynamiken (sowie ihre 
sozial-räumlichen Dimensionen) werden in der konventionellen Darstellung von 
Somalia ungenügend erfasst. Internationale Akteure haben sich auf politischer Ebene 
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bislang kaum an der lokalen gesellschaftspolitischen Situation orientiert und haben 
gesellschaftliche Transformationsprozesse weitreichend ignoriert. Das internationale 
Interesse an der Region unterliegt konjunkturellen Schwankungen und ist 
vorwiegend von zunächst geo-strategischen und in jüngerer Zeit 
sicherheitspolitischen Aspekten geleitet. Internationale Akteure sowie die EU 
würden in erster Linie auf schnelle Lösungen abzielen und es bestehe ein Mangel an 
Kontinuität: „Somalia is at the bottom of interest“ (ISS 2011), konstatiert ein 
Mitarbeiter des Institute for Security Studies in Addis Abeba 2011. Internationale 
Reaktionen (und so verstandene Prävention) in Form von Peacebuilding-
Interventionen haben die Kriege im Süden Somalias zunehmend internationalisiert, 
während diese gleichzeitig eine Stigmatisierung als lokale Konflikte erfahren: „The 
conflict in Somalia is artificially localized, while in fact there is a highly 
internationalized war going on“ (Hoehne 2014: Podium CAS). Nach Menkhaus 
(2009) ist Somalia in den Jahren 2007 und 2008 zumeist als „post-conflict setting“ 
behandelt worden, während internationale Politik de facto einen erheblichen Beitrag 
zur Verschärfung des Konflikts geleistet hat. Diese Einschätzung trifft in Anbetracht 
des fortgesetzten Anti-Terror-Krieges und des Drohnenkrieges im Jahr 2014 noch 
immer zu: 
As a result there was no peace for peacekeepers to keep, no state to 
which state-building projects could contribute, and increasingly little 
humanitarian space in which aid agencies could reach over 3 million 
Somalis in need of emergency relief (Menkhaus 2009: 223). 
The gap between Somali realities on the ground and the set of 
assumptions on which aid and diplomatic policies toward Somalia 
have been constructed is wide and deep (ebd.: 224). 
Kapitel 4.1 und 4.2 haben gezeigt, dass einem wissenschaftlich kritischen Diskurs 
die Zeichnung eines differenzierten Somalia-Bildes gelingen kann. Die öffentlich-
mediale sowie politische Debatte läuft mit dem zunehmenden Verweis auf die 
positiven Entwicklungen in Mogadischu und Somalias Süden – deren Darstellung 
eine erweiterte Somalia-Perspektive zweifelsfrei bedarf – hingegen Gefahr, am 
Status quo orientierte Politiken der föderalen Regierung und der internationalen 
Gemeinschaft sowie deren negative Konsequenzen zu verschleiern. So steht der 
kritische Beobachter vor dem Dilemma, dass die angestrebte Differenzierung in der 
Darstellung von Somalia – nämlich auch jene Prozesse aufzuzeigen, die neue 
Ordnungsformen herausbilden und das Handlungspotenzial unterschiedlicher 
Akteure widerspiegeln – zwar eine erweiterte und bedingt optimistischere 
Perspektive auf Somalia bereithält, diese aber – in verkürzter Aneignung – offenbar 
erneut politische Kontinuität ermöglicht. 
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Hagmann (2005) konstatiert (Bezug nehmend auf Bradbury 2003), dass sich die 
Menschen in Somalia effektiv eines Hilfe-abhängigen Staates und der damit 
verbundenen internationalen Patronage-Beziehungen entledigt und stattdessen eine 
stärker selbstbestimmte Entwicklung vorgezogen haben. „Entwicklung“ ist nicht als 
Ursache von außen kommender entwicklungspolitischer Interventionen realisiert 
worden, sondern trotz dieser (vgl. Hagmann 2005: 535; Bradbury 2003: 22). Dies 
findet darin Ausdruck, dass parallel zum Krieg seit Beginn der 1990er Jahre eine 
radikale Dezentralisierung von Politik, eine Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen und eine Internationalisierung der Ökonomie stattgefunden haben. 
Der vermeintliche Zerfall des Staates bedeutete gerade nicht das Ende kollektiven 
politischen Handelns. Vielmehr konnte sich ein spezifisches modernes Somalia mit 
einer konsequenten Marktökonomie und global agierenden Geldtransferunternehmen 
herausbilden, das sich sozial-räumlich und politisch bislang stark ausdifferenziert: 
War entails not only social breakdown but also the transformation of 
society. It is unlikely that a revived state in Somalia could easily 
reverse the political [author’s note: and territorial] fragmentation 
and economic decentralization that has taken place (Bradbury & 
Healy 2010: 105). 
Die internationale Gemeinschaft konzentrierte sich in den vergangenen zweieinhalb 
Jahrzehnten politisch de facto darauf, nationale Friedensprozesse mit dem Ziel des 
Staatsaufbaus zu initiieren und zu unterstützen. Auch wenn die Konferenzen in 
London und Istanbul sowie diejenige zur Festsetzung des „New Deal“ nicht als 
weitere Friedenskonferenzen stattgefunden haben (vgl. Hammond 2013: 185), wird 
mit ihnen der politische Kurs des Peacebuilding durch state-building offenbar 
fortgesetzt. Harper (2013) betont den Fokus des „New Deal“ auf Peace- und state-
building: „Without these, goes the argument, there can be no meaningful 
development, […]“ (BBC, 16.09.2013 [2013b]; Harper 2013: Blog). Einen 
grundlegenden Strategiewechsel des staatlichen Aufbaus und damit auch der 
bisherigen militärischen Absicherung (vgl. Lacher, Tull & Weber 2011: 3) deutet der 
„New Deal“, der als „Somali-led process“ gilt (Barroso 2013), zumindest zunächst 
nicht an, wenn Catherine Ashton als damalige EU-Außenbeauftragte formuliert: 
Der New Deal steht für Konsultationen in ganz Somalia, damit das 
Land nicht nur eine Ansammlung von Ortschaften und Regionen, 
sondern ein Bundesstaat und eine Nation wird (Ashton 2013). 
In Kapitel 4.3.1 und 4.3.2 ist jedoch bereits auf die gleichzeitig erfolgte Projekthilfe 
jenseits der finanziellen Unterstützung der somalischen Zentralregierung 
hingewiesen worden. In diesem Kontext nimmt internationale Hilfe Einfluss auf 
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lokale gesellschaftliche (Macht-)Konstellationen und befördert dabei auch 
gesellschaftliche Transformationsprozesse: 
[…] the UN, the EU and international NGOs have been involved in 
capacity building of local institutions. It is well known that aid can 
influence the balance of power in a community and a country at large. 
This is even more the case if – in a stateless setting – the power 
balance is unsettled (Brons 2001: 286). 
Bei Zusammenführung der Argumente von Vlassenroot und Hoebeke (2009) sowie 
Hout (2010) kann konstatiert werden, dass gerade die praktizierte apolitische Form 
der Entwicklungskooperation, die mit einem technokratischen Verständnis von 
Governance einhergeht (vgl. Hout 2010: 23-24, 34), Akteure jenseits des Staates bei 
der Übernahme von konventionell dem Staat zugeschriebenen Aufgaben unterstützt 
werden: 
The support of civil society and the private sector can […] be a way of 
creating or strengthening internal structures that can exercise 
pressure. However donors tend to support these actors mainly in the 
pursuit of development, which makes them not so much a political 
force capable of enforcing reforms, but rather enable them to take 
over government tasks and further marginalize the state (Vlassenroot 
& Hoebke 2009: 4). 
Diese Form der Teilhabe internationaler und supranationaler Akteure an lokaler 
gesellschaftspolitischer Transformation impliziert auch eine Anpassung an neue 
sozio-politische und sozial-räumliche Realitäten. Entwicklungskooperation im 
somalischen Kontext kann hiernach und entsprechend der de facto geleisteten 
Verteilung von Projekthilfe als Phänomen praxisbezogener und pragmatisch 
motivierter Anpassung an diese neuen Realitäten interpretiert (und analysiert) 
werden (siehe Kapitel 5). 
Ob sich die neu herausbildenden sozialen und sozio-politischen Räume rückblickend 
als „building blocs“ einer (gesamt-)staatlichen Integration erweisen werden oder in 
fragmentierter und reterritorialisierter Form permanentere Stabilisierung finden, ist 
für die nachfolgende Analyse unerheblich. Entscheidend ist zunächst, dass solche 
Transformations- und Fragmentierungsprozesse im somalischen Kontext nicht 
zuletzt durch (sich verändernde) regionale und internationale Praxis (und 
Strategieentwicklung) getragen und teilweise befördert werden und so nach der 
Anpassung politischer Praxis an neue Realitäten gefragt werden kann. 
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„what you see is probably not what you get“ 
Während lokale, (sub)regionale, transnationale, internationale, supranationale und 
globale Akteure bzw. Akteurskonstellationen eine Ausdifferenzierung der sozial-
räumlichen und politischen Realitäten in „Somalia“ bewirken – und dabei 
insbesondere auf sozio-politischer und territorialer Ebene Fragmentierungsprozesse 
vorantreiben – hält die internationale Staatengemeinschaft an Somalia als einem 
Staatsgebilde fest. Von diesem Selbstverständnis profitierten die 
Übergangsregierungen ebenso wie die gegenwärtig amtierende föderale Regierung. 
Aber auch Somalias Subregionen streben nach (staatlicher) Anerkennung im 
internationalen System. Somaliland verfolgt dieses Ziel kontinuierlich seit 1991; 
andere nach Autonomie strebende Territorien in Zentralsomalia haben ebenfalls 
internationale Anerkennung ersucht (siehe 5.2). Brons (2001) argumentiert, dass 
bislang eine Anerkennung als Staat (unabhängig von empirischen Kriterien) 
unabdingbar ist, um als Gesellschaft Teil der Welt- und Staatengemeinschaft zu sein 
(vgl. dazu auch die Konstatierung eines „sovereignty games“, Agnew 2009, Kapitel 
2). Darüber hinaus ist staatliche Zugehörigkeit Teil des modernen Verständnisses 
von nationaler Identität: 
[…], belonging to a state is part of the modern sense of national 
identity and pride and Somali people are eager to regain their pride in 
this regard. This does not necessarily mean that they are eager to 
rebuild a central state (Brons 2001: 283). 
Ebenso betont Bakonyi (2011), dass sich die Idee des modernen Staates auch in 
Somalia als langlebig und enorm wirkungsmächtig erweist: 
[… er bleibt], wenn auch als Imagination, in den Handlungen, 
Deutungsmustern und Rechtfertigungen vieler somalischer 
Kriegsakteure ebenso präsent wie in den Programmen der 
internationalen Geber. […] Der Staat hat sich nicht nur in den Köpfen 
der Wissenschaftler, sondern auch der Menschen in Somalia 
verankert und dies, obwohl es ihn eigentlich gar nicht (mehr) gibt 
(Bakonyi 2011: 15-16). 
So wird international und lokal an der tradierten Vorstellung von Souveränität in 
ihrer de jure-Form festgehalten, obgleich sich alle beteiligten Akteure in (Teilen) 
ihrer politischen Praxis an neuen Souveränitätsformen orientieren, diese befördern 
bzw. solche repräsentieren. 
In Somaliland haben sich die gesellschaftspolitischen Akteure sowie deren 
institutionelle Verflechtungen in den vergangenen beiden Jahrzehnten erheblich 
verändert. Gesellschaftspolitische Grenzziehungen – zwischen Staat und Nicht-Staat, 
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zwischen formal und informal – sind innerhalb des entstandenen De-facto-Staates 
entscheidender Gegenstand von Aushandlung, Konflikt und Wettbewerb geworden 
(vgl. Renders 2012: 5). Solche Grenzen und damit auch die somaliländische 
Gesellschaft als Ganze unterliegen bislang einer immanenten Dynamik und 
kontinuierlichen Transformation. Somaliland steht gegenwärtig, in Anbetracht der 
zunächst erfolgreich prozessierten, aber in der Zwischenzeit nachdrücklich 
herausgeforderten Form der Hybridisierung, vor der Aufgabe, neue Konsolidierungs- 
und Legitimationsstrategien zu generieren. 
Was aber bedeutet die bislang zutreffende Beobachtung von gesellschaftlichen 
Grenzen als Gegenstand permanenter und dynamischer gesellschaftlicher 
Auseinandersetzung in Somaliland – und Somalia insgesamt – für den Kontext 
internationaler Politik gegenüber der Region? Renders (2012) fragt und beantwortet: 
What does this observation mean imply for any external interventions 
pushing for democracy or good governance in polities around the 
world? It means that what you see is probably not what you get. The 
situation is likely to be much more complex than assessed or 
presented publically (Renders 2012: 5). 
In Anbetracht komplexer politischer Realitäten bedeutet die (internationale) 
Involvierung in (lokale) Prozesse eine Form der Einmischung mit spezifischen 
Konsequenzen und Verantwortlichkeiten: 
[…] complexity does not preclude involvement in the process. Yet, 
involvement makes one a player in the local political system, which, 
for better or for worse, has its own consequences and responsibilities 
(Renders 2012: 5). 
Um zur Konflikteindämmung oder gar -bewältigung beitragen zu können, steht 
internationale Peacebuilding-Politik vor der Herausforderung, auch mit Akteuren zu 
verhandeln, deren Einbeziehung entsprechend geopolitischer Strategien 
ausgeschlossen ist (vgl. z. B. die der Anti-Terror-Politik). Komplexität und 
Reaktionen auf selbige erzeugen Dilemmata, die es zunächst anzuerkennen gilt: 
Recognising the moral authority of Islamic leaders and groups 
arguably presents a dilemma for the international community. 
Supporting Islamic groups smacks of promoting or at least tolerating 
Islamic political movements; a policy that is internationally contested 
and clashes with other geopolitical strategies, above all with the 
ongoing ‘War on Terror’ in the region. The international community 
has to acknowledge this dilemma as a first step to finding ways to 
address it (Hoehn 2011: 7). 
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In Kapitel 4 ist eine wissenschaftliche Debatte zu Somalia nachgezeichnet worden, 
deren Autoren zu einem differenzierten Bild von Konflikt und Bürgerkrieg sowie 
von gesellschaftlicher und räumlicher Organisation in Somalia beigetragen haben 
und dementsprechend ein erweitertes Somalia-Wissen bereit halten. Trotzdem wird 
zum Teil ein mangelhaftes Wissen über Somalia, über die unterschiedlichen Akteure 
im Konflikt sowie über die sozialen Strukturen, die heute auf politische 
Entscheidungsträger wirken, problematisiert und deren systematische Erforschung 
angeraten (vgl. Hainzl & Feichtinger 2011: 19). Während weitere Forschungen in 
den genannten Bereichen zweifelsfrei erstrebenswert sind, ist es für ein „effektiveres 
internationales Krisenmanagement“ (Hainzl & Feichtinger 2011: 19) jedoch vor 
allem unabdingbar, dass Akteure der internationalen Politik und des internationalen 
Krisenmanagements auf eben dieses Wissen zugreifen. Gerade vor dem Hintergrund 
zuvor erläuterter Komplexität und Dilemmata stehen internationale Akteure vor der 
Herausforderung, auf diplomatischer Ebene kreativ zu agieren und eine Bereitschaft 
dafür zu entwickeln, die Existenz alternativer Modelle des Regierens und der sozial-
räumlichen Organisation zu akzeptieren: 
If Somalia is to emerge from its political crisis and aid strategies are 
to be effective, greater diplomatic creativity and international 
acceptance of alternative formulations of state governance may prove 
necessary. [...] International community needs to be creative in the 
way it deals with Somaliland (Bradbury 2008: 245). 
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5. Die (entwicklungs-)politische Reaktion von EU und EU-
Kommission auf Somalias territoriale Fragmentierung 
Die Untersuchung der Politik von EU und Europäischer Kommission (EC) 
gegenüber Somalia steht in dieser Arbeit im Kontext der Teilhabe internationaler 
politischer Akteure an konkurrierenden Prozessen der Verräumlichung. Politisch 
entscheidend ist, ob die EU – und mit ihr die internationale Gemeinschaft – einen 
Umgang mit einer Region entwickeln kann bzw. entwickelt, die sich offensichtlich 
vom etablierten Modell gesellschaftlicher und politischer Organisation unterscheidet. 
Pragmatisches Handeln der EU im entwicklungspolitischen Feld sowie informelle 
diplomatische Beziehungen zu Repräsentanten offiziell nicht anerkannter staatlicher 
oder staatsähnlicher Entitäten deuten – aus Sicht der Autorin – in eine solche 
Richtung. Gleichzeitig gehen technokratischer Pragmatismus im Feld der 
Entwicklungszusammenarbeit sowie diplomatisches Agieren auf informeller Ebene 
mit einer konventionell „staatszentrierten“ und seit den 2000er Jahren zunehmend 
sicherheitsorientierten Politikgestaltung und politischen Rhetorik gegenüber Somalia 
einher. Vor diesem Hintergrund multipler Strategien und Praxis der EU in Somalia 
soll im Folgenden der EU-politische Diskurs gegenüber Somalia zunächst 
rekonstruiert werden. Anknüpfend an den in Kapitel 4 wissenschaftlich, politisch und 
medial abgesteckten Diskurs- und Erzählkomplex zu Somalia wird mittels der in 
Kapitel 3 beschriebenen Analyse natürlicher und nicht-natürlicher Daten der 
europäischen und internationalen Somalia-Politik die Strategieentwicklung 
gegenüber Somalia nachvollzogen sowie die diskursive Wirklichkeitskonstruktion 
von Somalia rekonstruiert: Somalia als „failed“ und „fragile state“, als Partner in der 
Entwicklungskooperation, als „fragmentiertes Gebilde“ und als aufzubauender, 
föderaler Einheitsstaat. Der darauf folgende, und für diese Forschung entscheidende, 
diskursanalytische Schritt richtet sich auf die Frage, wie das von diesem 
Diskurs(komplex) getragene – oder in Teilen abweichende – internationale und EU-
politische Agieren von EU-Akteuren der Somalia-Politik selbst eingeschätzt wird. 
Damit zielt die Untersuchung darauf, Rückschlüsse hinsichtlich einer 
(Re)Konstituierung respektive Ausdifferenzierung des Diskurses zu ziehen. 
Ausschlaggebend für den Forschungsgegenstand sind die Wahrnehmungen und 
Interpretationen von Staatszerfall bzw. der sozial-räumlichen 
Transformationsprozesse durch die Somalia-politischen EU-Akteure sowie von deren 
eigener (entwicklungs-)politischer Rolle und Teilhabe an diesen Prozessen. Auf 
diese Weise fragt die Arbeit nach möglichen Wahrnehmungsverschiebungen und 
potenziellen Perspektivwechseln in der EU-Politik gegenüber Somalia im konkreten 
Fall bzw. gegenüber zerfallenen Staaten und neuen sozialen Räumen generell und 
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hebt auf Konsequenzen für das Selbstverständnis der internationalen Norm der De-
jure-Souveränität ab. 
Die Untersuchung richtet sich insbesondere auf die Raum- und Territorialitätsbezüge 
innerhalb der Politikformulierung von EU und EC. Sie fragt nach einer sich 
verändernden EU-/EC-politischen Praxis und der damit verbundenen Anpassung an 
neue sozial-räumliche Realitäten. Als Wissenssoziologisch-diskurstheoretisch 
angeleitete Arbeit konzentriert sich die Untersuchung auf die 
Strukturierungszusammenhänge von Schlüsselelementen innerhalb der Texte und der 
Aussageereignisse des Interviewmaterials. Entscheidend für die hier vertretene 
soziologische Diskursperspektive ist das Ineinandergreifen von Diskurs- und 
Akteursebene bzw. sind die Akteure und Inhalte der Diskursproduktion. Neben der 
Rekonstruktion des (hier zunächst behaupteten) Diskurses wird es um die Frage 
seiner gesellschaftlichen Wirkungen gehen: um Konsequenzen in Form sozial-
räumlicher (Re)Konstituierung vs. sozial-räumlicher Transformation und die Frage 
diesbezüglicher Wahrnehmungen bzw. ihrer Verschiebungen. Die Konklusion 
(Kapitel 6) diskutiert die Ergebnisse der Analyse in Bezug auf die 
(Raum)theoretischen Überlegungen am Beginn der Arbeit (zur ausführlichen 
Darstellung des Aufbaus und methodischen Vorgehens siehe Kapitel 3). 
5.1 Europäische Institutionen – Akteure, Handlungsfelder und 
Instrumente im internationalen Gebernetz für Somalia 
Der Untersuchungsgegenstand „EU/EC als Akteur in Somalia“ wird 
diskursanalytisch erfasst und abgesteckt, indem die Kommissions- und Unionspolitik 
in Bezug auf das Feld der Entwicklungskooperation sowie das Feld der Außen- und 
Sicherheitsbeziehungen (bzw. der Sicherheits- und Verteidigungspolitik) im 
Zeitraum der Jahre 2000 [1990] bis 201428 in den Fokus genommen werden. Die 
Analyse bezieht sich auf Afrika- und Somalia-politische Unions- und Kommissions-
Dokumente (vgl. dazu ausführlicher 3.2). Damit soll zunächst der behauptete Diskurs 
rekonstruiert werden, der in seiner gegenwärtigen Konstituierung auch ein 
verstärktes Ineinandergreifen der genannten Politik- und Handlungsfelder bedingt 
respektive durch diese Verschränkung getragen wird. Ebenso schließt die diskursive 
Analyse Aussageereignisse von mit Somalia befasstem Kommissions- sowie 
                                                 
28 Die Dokumentenanalyse umfasst Dokumente aus den Jahren 2000 bis 2014. Der Beginn des 
Untersuchungszeitraums ist mit der seit 2000 auch für den somalischen Fall deutlich werdenden 
Versicherheitlichung internationaler Politik einerseits, und der verstärkten Orientierung von EZ an 
Akteuren und Räumen jenseits „des somalischen Staates“ andererseits, gewählt. Die Kontexte der EU-
Somalia-Politik der 1990er Jahre sind für die Untersuchung aber bedeutend. Sie werden insbesondere 
im vorliegenden Kapitel 5.1 aufgegriffen. 
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Unionspersonal innerhalb der entsprechenden Direktionen und Auslandsdelegationen 
ein. Die Untersuchung umfasst darüber hinaus Aussageereignisse des mit Somalia 
betrauten Personals in den diplomatischen Vertretungen der EU-Mitgliedsstaaten 
sowie innerhalb der UN (zum Zeitpunkt der Feldforschung UNPOS bzw. seit Juni 
2013 UNSOM), der AU (AMISOM, AU Delegation to the EU) und der IGAD. Es 
finden auf diese Weise auch die diskursiven Strukturierungszusammenhänge der 
internationalen und regionalen Somalia-Debatte Berücksichtigung für den EU-
politischen Diskurskontext. D. h. die Arbeit bezieht hier die Kontexte und 
Diskursfelder des untersuchten Diskurses ein. 
EU und EU-Kommission (EC) 
Der Kompetenzbereich der Entwicklungskooperation obliegt der EU-Kommission, 
und dort der bereits erwähnten Generaldirektion „Entwicklung und Zusammenarbeit“ 
(„EuropeAid (DEVCO)“), welche aus einer Fusion der vormaligen 
Generaldirektionen „Entwicklung“ und „EuropeAid“ entstand. 
Organisationssoziologisch handelt es sich bei der EU-Kommission um einen 
supranationalen Akteur. Die EU-Kommission ist als exekutives Organ Vertreterin 
der klassisch suprastaatlich integrierten Europäischen Gemeinschaft. Die 
gemeinsame EU Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), inklusive der gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP), verkörpert traditionell hingegen die 
intergouvernementale Säule europäischer Unionspolitik. Der Auswärtige Dienst der 
EU (EAD oder EEAS, siehe nachfolgend) vereint heute beide Säulen europäischer 
Außenbeziehungen. Bis zum Jahr 2011 war es jedoch die Aufgabe der Kommission, 
die EU – in Bezug auf alle ihre Politiken – nach außen zu vertreten. 
Im Zuge von EU- und Kommissionsinternen Restrukturierungen und der 
Neugründung des European External Action Service (EEAS) im Januar 2011, ist 
institutionell eine Verschränkung und Zusammenführung verschiedener 
(Außen)Politikbereiche erzielt worden, auf die mittels verschiedener Reformen 
bereits in den Jahren zuvor hingearbeitet wurde. So war das Kommissionspersonal 
der Auslandsdelegationen seit 2002 innerhalb einer separaten Managementstruktur in 
Form der Generaldirektion „External Service“ organisiert. Ab 2004 setzte sich das 
Personal nicht länger aus Entsandten unterschiedlicher Generaldirektionen 
zusammen, sondern wurde gesondert berufen (vgl. EC 2004: 7). Mit dem Vertrag 
von Lissabon29, der im Dezember 2009 in Kraft trat, ist eine EU-
AußenministerInnenposition eingeführt worden, welche seither die stärkere 
Vereinheitlichung der Außenpolitiken durch eine gemeinsame Stimme reflektieren 
soll. Der EEAS, der dem/der europäischen AußenministerIn unterstellt ist, bündelt 
                                                 
29 Vgl. EU 2007 und EU 2008 (konsolidierter Vertrag). 
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schließlich jegliche Außenbeziehungen unter einem Dach. Dies betrifft auch die 
Kompetenzbereiche der Kommission, wie Handel und Entwicklungshilfe. Damit 
zielt der EEAS darauf, Arbeitsfelder und -strukturen von Kommission und Union 
innerhalb des Headquaters sowie der Delegationen stärker zu verknüpfen. Die 
Auslandsdelegationen sind seit 2011 nicht länger Delegationen der Kommission, 
sondern Unionsdelegationen, die von Unions- und Kommissionspersonal sowie von 
Personal der diplomatischen Auslandsvertretungen der EU-Mitgliedsstaaten besetzt 
werden. Auf diese Weise einer stärkeren Kohärenz der Politikfelder gerecht zu 
werden, birgt gleichzeitig die Gefahr, dass sich eine Präferenzbildung für 
sicherheitsorientierte Maßnahmen und Strategien, welche die prioritären 
außenpolitischen Interessen der Mitgliedsstaaten widerspiegeln, zulasten anderer 
Handlungsbereiche – u. a. dem der EZ – auswirkt. 
Die institutionellen Zusammenhänge in der Kooperation mit Somalia stellen sich, 
unter Berücksichtigung der genannten Umstrukturierungen innerhalb von EU und 
EC, wie folgt dar. Es wird dabei auf die Besonderheit einer temporären 
Kompetenzverlagerung eingegangen, die durch die Reaktionen der internationalen 
Gemeinschaft auf die spezifische somalische Situation der 1990er Jahre bedingt 
wurde. 
EC und EU in Somalia 
Die EC-Somalia-Delegation ist 1993 aus Mogadischu abgezogen und im 
darauffolgenden Jahr als „EC Somalia Unit“ der Kommissionsdelegation an die 
Republik Kenia angegliedert worden (vgl. unten). Seit der Reform im Jahr 2011 
operiert die „Somalia Unit“, bzw. nun die EU-Delegation an Somalia, innerhalb der 
dortigen Unionsdelegation („EU Delegation to the Republic of Kenya“). Als 
Unionsdelegation repräsentiert die Somalia-Abordnung in Kenia inzwischen explizit 
eine Politik gegenüber Somalia sowie alle Missionen in und Strategien gegenüber 
dem somalischen Partner (vgl. EEAS Somalia Delegation (n.d.)a). Generell vertraten 
zwar bereits die Delegationen des „External Service“ [bzw. ihre Vorgänger], obwohl 
hierarchisch Teil der Kommissionsstruktur, die Interessen und Politiken der EU als 
Ganze (vgl. EC 2004: 3-4, 6). Solange jedoch die Hoheit intergouvernementaler 
Politik in Bezug auf außen- und sicherheitspolitische Angelegenheiten in 
abgekoppelten Strukturen ausgeübt wurde, fand in der Praxis der Delegationsarbeit 
eine Konzentration auf die kommissionseigenen Handlungsfelder statt. Der 
somalische Fall scheint im Hinblick auf die 2. Hälfte der 1990er Jahre in diesem 
Punkt jedoch spezifisch, da der Kommission seinerzeit ein größerer 
Handlungsspielraum offen stand. Hintergrund dessen ist, dass sich die EU-
Mitgliedstaaten, mit Ausnahme von Großbritannien und Italien, in diesem Zeitraum 
(vgl. auch Kapitel 4.3) weitgehend aus Somalia zurückgezogen hatten (vgl. Hippel & 
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Yannis 1997). Dabei sah sich die Kommission mit Somalia einer Region gegenüber, 
die sie – über Südsomalia hinaus – als nahezu unzugänglich für konventionelle 
Entwicklungsintervention erachtete. In Anbetracht des anhaltenden Bürgerkrieges im 
Süden des Landes, erhielten stattdessen neben der humanitären Hilfe 
friedenspolitische Fragen und Maßnahmen Priorität. Da die Haltung von UN und 
EU-Mitgliedsstaaten von Desinteresse und politischem Rückzug gekennzeichnet 
war, wurde die unter der Kommissionsdelegation von Nairobi aus zu bearbeitende 
Entwicklungskooperation zu einer politischen Aufgabe. Bzw. hat sich die in diesem 
Kontext gegründete „Somalia Unit“ die Entwicklungskooperation mit Somalia sowie 
die Koordination der Geber zur politischen Aufgabe gemacht. 
Despite the current climate of ‘donor fatigue’, the Commission has 
been able to commit significant resources for non-humanitarian 
assistance. This has ensured a permanent international presence in 
Somalia in the form of the EC liaison offices and EC-funded INGOs 
(Bayne 2001: 9). 
[…] 
Due to the relative lack of strategic interest in the region, the 
weakness of the most obvious lead agency, the UN, and the difficulties 
associated with intervention in Somalia, most Member States have 
been willing to allow the Commission to take a dominant role in 
shaping international strategies and in aid coordination (ebd.: 7-8). 
[…] The Member State with the most obvious interest in Somalia, 
Italy, has welcomed the Commission’s role and, in the absence of a 
comparable level of funding for development, has sought to use its 
position within the EU to influence, support and co-fund the 
Commission’s activities (ebd.: 27). 
Die ungewohnt politische Ausrichtung der Kommissionsarbeit wurde in den Jahren 
1994 bis 1998 zusätzlich durch die Position eines EC Special Envoy für Somalia 
verstärkt (vgl. Bayne 2001: 8). 
Dort – innerhalb der „Somalia Unit“ unter dem EC Special Envoy und späteren 
Leiter des Horn-von-Afrika-Departments (DG Entwicklung) Sigurd Illing und in 
Zusammenarbeit mit diesem Department – wurde in der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre die EU-politische Strategieformulierung für Somalia übernommen. Die 
„Somalia Unit“ arbeitete dabei auf Grundlage einer vergleichsweise dezentralen 
Struktur, die ein vom Headquater unabhängigeres Agieren, bspw. in Bezug auf die 
NGO-Kooperation, ermöglichte und sich von der Arbeitsorganisation anderer EC-
Delegationen unterschied. Auf der Ebene des Headquaters fanden zunächst lediglich 
die Rehabilitationsprogramme der EC für Somalia sporadische Thematisierung im 
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Rahmen des EDF-Komitees, in welchem es um die Bewilligung neuer Programme 
durch die Mitgliedsstaaten ging. Seit Beginn der 2000er Jahre erfolgte die 
Geberkoordination in Bezug auf Somalia dann im Rahmen der CFSP, einschließlich 
einer Deklaration durch den Rat der EU bezüglich aktueller Entwicklungen in 
Somalia. Das „Horn of Africa Department“ in Brüssel hat eine entscheidende Rolle 
im Prozess der Entwicklung der Rats-Erklärungen übernommen sowie darin, die 
Perspektiven der Mitgliedsstaaten in Einklang zu bringen (Bayne 2001: 27). 
Mit dem international wieder erwachten Interesse an der Region seit Beginn der 
2000er Jahre ist Außen- und Sicherheitspolitik in Bezug auf Somalia von Seiten der 
EU und EU-Mitgliedsstaaten verstärkt auch von Addis Abeba aus bearbeitet worden. 
Dort unterhält die Kommission bzw. Union ihre Delegation an die AU („EU 
Delegation to the AU“) und dort ist die Nähe zum seit 2004 existierenden 
Sicherheitsrat der AU, und damit auch zum Netz regionaler und internationaler 
(Sicherheits)Akteure, gegeben. UNPOS hingegen, das die Führungsrolle im 
politischen Prozess seit dieser Zeit wieder übernommen hat, war mit seiner Zentrale 
in Nairobi verortet, AMISOM ist dies weiterhin. Mit der Restrukturierung zur 
Unterstützungsmission UNSOM im Jahr 2013 ist Mogadischu der neue Hauptsitz des 
ehemaligen UNPOS geworden. 
Entwicklungspolitisch kooperiert die EU mit Somalia weiterhin von Nairobi aus. 
Dort findet die entwicklungspolitische Strategiebildung im Austausch mit der „EU 
Horn von Africa Unit“ und den dortigen Somalia „Desk Officers“ statt. 
Vertragsrahmen und Instrumente der EZ mit Somalia 
Entwicklungspolitisch wird mit Somalia gegenwärtig im Rahmen des 11. EDF 
(2014-2020) kooperiert, aus welchem im Zuge der „New Deal“-Verhandlungen und 
Strategiebildung Hilfspakete für Somalia bereitgestellt worden sind (bzw. zunächst 
eine Übergangsfinanzierung aus Mitteln des 10. EDF, um den Zeitraum zwischen der 
Beschlussfassung im September 2013 und dem Beginn der neuen 
Finanzierungsphase ab 2014 zu überbrücken). Zum Zeitpunkt der Feldforschung 
2011/12 allerdings basierte die Unterstützung Somalias noch auf 
Sonderfinanzierungen, da Somalia über zwei Jahrzehnte kein Mitglied der Gruppe 
von Staaten gewesen ist, mit welcher die EU regulär entwicklungspolitisch 
kooperierte. 
Die Entwicklungszusammenarbeit der EU findet im Rahmen der Kooperation 
zwischen der EU (zunächst der Europäischen Gemeinschaft) und den Staates 
Afrikas, der Karibik und des Pazifiks (AKP) statt, welche zwischen 1975 und 2000 
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durch die Lomé-Verträge I-IV geregelt wurde.30 Mit dem Cotonou-Abkommen aus 
dem Jahr 2000 (2000-2020), das 2003 in Kraft trat und seither zwei Revisionen 
durchlief, wurden diese Verträge abgelöst. Im Rahmen der Partnerschaftsabkommen 
stellt die EU Gemeinschaftshilfe für Entwicklungskooperation maßgeblich durch ihr 
Instrument des „European Development Fund“ (EDF)31 bereit. Darüber hinaus 
vergibt die EU jährliche oder mehrjährige Budget-Unterstützung für spezifische 
thematische Prioritäten (vgl. EEAS Somalia Delegation (n.d.)b). Schließlich wird das 
Finanzinstrumentarium durch Ko-Finanzierungen einzelner Mitgliedsstaaten ergänzt. 
Die Ko-Finanzierung durch Italien im somalischen Fall ist bereits im Rahmen der 
Sonderregelungen praktiziert worden. 
Somalia war zwar zunächst Mitglied der AKP-Staatengruppe, jedoch erfolgte durch 
die Umstürze 1989/90 in Somalia keine Unterzeichnung des Lomé IV-Vertrags. 
Aufgrund der nicht-Existenz einer international anerkannten Regierung konnte auch 
der 1995 revidierte Lomé-Vertrag, Lomé IV bis, bzw. das Cotonou-Abkommen im 
Jahr 2000, nicht unterzeichnet werden. So standen für Somalia regulär keine 
Hilfsmittel aus dem 7. und 8. EDF (Lomé IV und Lomé IV bis) sowie aus dem 9. 
und 10. EDF (Cotonou) zur Verfügung. Die EU stützte ihre Kooperation mit Somalia 
angesichts ihrer strikten Bindung an inter-staatliche Beziehungen, die unter den 
gegebenen Bedingungen keine Mittel für Somalia erlaubten, zumindest auf eine 
Reihe an Sonderregelungen. Diese ermöglicht zu haben, geht auf die temporär 
politische Rolle der Kommission in den 1990er Jahren zurück, die mit einem 
politischen Willen der Kommission verbunden war, in Somalia weiterhin Hilfe zu 
leisten: 
The complex process of securing EDF funds for use in Somalia 
demonstrates the rigidity of the legal framework of the ACP–EU 
agreements. However, it also demonstrates the EC’s willingness to 
interpret and adapt the framework in order to allow the provision of 
rehabilitation and development-oriented initiatives in the unusual 
situation of the absence of a government. The new provision is 
particularly significant in that it represents the recognition on the part 
of the EU of the possibility of complete state collapse. [The 
availability of EDF funds for Somalia has allowed the Commission to 
develop programmes that, due to the nature of the situation, have 
necessarily been adaptive and innovative in terms of both 
                                                 
30 Den Lomé-Verträgen gingen zwei Assoziierungsabkommen der EWG mit den AKP-Staaten voraus: 
Yaoundé I und II, 1964-69/1971-75. 
31 Der EDF wird auf Basis spezifischer Beitragsschlüssel durch die EU-Mitgliedsstaaten finanziert 
und jeweils für eine mehrjährige Finanzierungsphase beschlossen. 
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management and strategy, although challenges remain (Bayne 2001: 
7)]. 
[…] 
With regard to the use of EDF funds in the absence of a government 
partnership, the EC Somalia Unit has essentially been required to 
undertake rehabilitation with development tools designed for use 
within the framework of a partnership agreement (ebd.: 29). 
So hatte der ACP-EC Ministerrat im November 1992 entschieden, Somalia nicht 
verwendete Mittel aus dem 5. und 6. EDF zur Verfügung zu stellen. Damit war 
Somalia das erste Land, das Entwicklungshilfegelder aus dem EDF erhalten hat, 
ohne über eine international anerkannte Regierung verfügt zu haben. Der „National 
Authorising Officer“ (NAO), laut Lomé-Vertragsrahmen ein Mitglied der 
Empfängerregierung, wurde im Fall Somalias durch den „Principal Authorising 
Officer“ (LeiterIn des Generaldirektorats für Entwicklung innerhalb der 
Kommission) ersetzt (vgl. Bayne 2001: 7). In späteren Erklärungen des ACP-EC 
Ministerrats zur Bereitstellung von Mitteln abgelaufener EDFs für Somalia wird 
diese Regelung beibehalten: „The Chief Authorising Officer of the EDF shall assume 
the functions of National Authorising Officer for the programming and 
implementation of this allocation“ (ACP-EC Council of Ministers 2002). Mit den 
nicht verwendeten Mitteln aus dem 5. und 6. EDF (Lomé III), die für Somalia zur 
Verfügung gestellt wurden, sind der Aufbau der „EC Somalia Unit“ in Nairobi, die 
Einstellung des „EC Special Envoy“ sowie zwei Rehabilitations-Programme 
finanziert worden (vgl. Bayne 2001: 7). Im Zuge der Verhandlungen zum Cotonou-
Abkommen wurde es als zwingend erachtet, eine langfristigere Lösung im Umgang 
mit der Situation von [so wahrgenommener] Regierungslosigkeit zu finden (vgl. 
Bayne 2001: 7, 19). Zwar konnte ein drittes Rehabilitations-Programm aus Mitteln 
der gemeinschaftsfinanzierten Budget-Linie für Rehabilitation finanziert werden. Die 
nicht verwendeten Mittel vorheriger EDFs waren im Jahr 2000 jedoch nahezu 
ausgeschöpft. Mit Artikel 93 (6) des Cotonou-Abkommens von 2000 wurde daher 
folgende Sonderregelung festgeschrieben: 
The Council of Ministers may decide to accord special support to 
ACP States party to previous ACP-EC Conventions which, in the 
absence of normally established government institutions, have not 
been able to sign or ratify this Agreement (EC 2014b: 101). 
Es erfolgte auf dieser vertraglichen Grundlage die Ausarbeitung der „European 
Commission Strategy for the Implementation of Special Aid to Somalia 2002-2007“ 
sowie des darauf folgenden „Somalia Joint Strategy Paper for the Period 2008-
2013“. Zurückgehend auf die Kommissionsmitteilung zur Entwicklungspolitik der 
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EC aus dem Jahr 2000, in der die sektorale Konzentration von EZ durch 
Prioritätsbereiche erklärt wird (vgl. EC 2000: 24-27), umfassen auch diese Somalia-
Strategien Prioritätsbereiche und spezifische thematische Programme.32 Der 
Prioritätsbereich „Statebuilding“ sowie spezifische thematische Programme wie das 
„Instrument for Stability“ und „Humanitarian aid and EU contributions to 
AMISOM“ deuten, wie die bereits diskutierten institutionellen Umstrukturierungen, 
auf eine veränderte entwicklungspolitische Ausrichtung. Diese drückt sich durch eine 
verstärkte Orientierung an Sicherheitsaspekten aus und verweist auf ein – 
zumindestens rhetorisch behauptetes und diskursiv wirkendes – verändertes 
Verhältnis der Faktoren und politischen Handlungsfelder Entwicklung und 
Sicherheit. Gleichzeitig bringt die spezifische thematische Ausrichtung in Bezug auf 
Somalia auch zum Ausdruck, dass sich mit der Rolle der NSA in der EZ ebenfalls 
programmatisch befasst wird (vgl. Analyse 5.2). 
Entwicklung und Sicherheit – „complementary but specific responsibilities“ 
Ziel der Europäischen Entwicklungszusammenarbeit im partnerschaftlichen 
Vertragsrahmen des Cotonou-Abkommens von 2000 ist die Bekämpfung und 
Beseitigung der Armut und die Hilfe bei der wirtschaftlichen Integration der AKP-
Staaten auf globaler Ebene (vgl. EC 2014a: 3). So heißt es im Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (2012) in Artikel 208 (1): 
[…] Hauptziel der Unionspolitik in diesem Bereich [auf dem Gebiet 
der Entwicklungszusammenarbeit] ist die Bekämpfung und auf 
längere Sicht die Beseitigung der Armut. Bei der Durchführung 
politischer Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer 
auswirken können, trägt die Union den Zielen der 
Entwicklungszusammenarbeit Rechnung (EU 2012: 141). 
In besonderem Maße konzentriert sich die EU auf „die am meisten gefährdeten 
Länder“: 
Nahezu die Hälfte der europäischen Entwicklungshilfe geht an fragile 
Staaten. In krisenanfälligen Ländern, in denen die weltweit am 
meisten gefährdeten Bevölkerungsgruppen leben, wird die 
Entwicklungshilfe zunehmend für die Friedenskonsolidierung und die 
Schaffung einer geordneten Staatlichkeit eingesetzt, um Qualität und 
Wirkung der Hilfen zu maximieren (EC 2014a: 5). 
Die EU definiert ihre Entwicklungspolitik als Teil einer globalen Strategie von 
Armutsbekämpfung und Entwicklungsförderung, wobei die Herausforderungen und 
                                                 
32 Für den 10. EDF vgl. EEAS Somalia Delegation (n.d.)b. 
122 
 
Probleme auf dem afrikanischen Kontinent zunehmend als Sicherheitsrisiken für die 
afrikanischen Staaten sowie für die internationale Gemeinschaft aufgefasst worden 
sind. Konflikte und Kriege, Staatszerfall, Fluchtbewegungen und Migrationsdruck, 
illegaler Handel, die Ausbreitung von Epidemien, Umweltzerstörung, internationaler 
Terrorismus u. a. werden zu entwicklungshemmenden Faktoren erklärt, fallen aber 
gleichzeitig in den Kompetenz- und Interessenbereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik (vgl. Olsen 2001). 
Messner und Scholz (2015) erörtern die Eckpunkte einer (möglichen) globalen EU-
Strategie, die über die Sicherheitsstrategie der EU von 2003 hinausreicht. Im Vertrag 
von Lissabon habe sich die EU zum Schutz der eigenen Bürger wie auch zu 
nachhaltiger Entwicklung, Armutsbekämpfung, freiem und fairem Handel sowie zu 
Demokratie und Menschenrechten bekannt. Eine neue globale EU-Strategie müsse 
über eine eng definierte Sicherheitsstrategie hinausgehen und diejenigen Außen- und 
Innenpolitikfelder der EU einbeziehen, die zur Bewältigung komplexer und 
zusammenhängender globaler Entwicklungsherausforderungen beitragen können 
(vgl. Messner und Scholz 2015: 1). 
Entwicklung und Sicherheit in Somalia 
Somalia galt unter den Bedingungen gewaltvoller Konflikte und Bürgerkriege in den 
1990er Jahren als nahezu unzugänglich für konventionelle Entwicklungsintervention. 
Für den Süden Somalias gilt diese Einschätzung nach wie vor (vgl. Kapitel 5.2). So 
ist der oben benannte Handlungsspielraum der EU-Kommission in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre, neben der anfänglichen Konzentration auf humanitäre Hilfe, 
in hohem Maße auf Demobilisierung, (politische) Stabilisierung und Friedensaufbau 
ausgerichtet worden (Rehabilitationsprogramme I-III). Dabei ist die vorwiegend 
technokratisch und apolitisch ausgerichtete EZ um eine Peacebuilding-Programmatik 
erweitert worden, die auf dem IGAD-initiierten „peace-dividend approach“ basiert: 
A new approach to finding a solution was suggested – by broadening 
the peace process to include participation of representatives of Somali 
civil society, shifting the focus away from faction leaders. The 
international community was invited [by IGAD] to support 
preferentially those areas of Somalia where leaders showed a 
commitment to peace (the so-called ‘peace dividend’ approach) (UN 
1998: 182). 
EU-Kommissionspolitik gegenüber Somalia hat in diesem Kontext temporär eine 
politisch-strategiebildende Ausrichtung erfahren. 
Den Peacebuilding-Ansatz erneut und verstärkt an eine Agenda des nationalen state-
building geknüpft zu haben, ist Teil der stärker sicherheitsfokussierten 
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Strategiebildung gegenüber Somalia mit der erneuten Übernahme der politischen 
Strategieformulierung durch die UN seit Beginn der 2000er Jahre. Für die „Somalia 
Unit“ in Nairobi bedeutete diese Entwicklung, das eigene Handlungsfeld der EZ in 
Somalia wieder neu abzustecken. 
Seit dieser Zeit hat die Europäische Kommission bzw. ihre Auslandsdelegation in 
Nairobi zunehmend die somalischen Subregionen bzw. staatsähnliche und de-facto-
staatliche Gebilde wie Somaliland und Puntland als ausreichend stabil für 
konventionelle Formen der EZ erkannt (vgl. 5.2). Diese Regionen erhalten seither 
von der EU-Kommission maßgeblich geförderte Projekthilfe durch internationale 
Regierungs- und nicht-Regierungsorganisationen. Hier finden auch die Instrumente 
der Wahlbegleitung sowie der Demokratie- und Rechtsförderung Anwendung. 
Südsomalia ist hingegen weiterhin als nur sehr eingeschränkt zugänglich für 
projektbasierte Entwicklungskooperation eingeschätzt worden (vgl. 5.2). 
Insbesondere im Hinblick auf Südsomalia ist die Gewährleistung von 
Entwicklungshilfe an die Voraussetzung von Sicherheit und Stabilität gekoppelt 
worden, zu deren Generierung die EZ einen monetären Beitrag leistet. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich zudem die Frage nach der Relation der 
Handlungsfelder Entwicklung und Sicherheit, deren Nexus Teil des dominierenden 
Peacebuilding-Diskurses ist. Es scheint dabei jedoch eine erhebliche Diskrepanz 
zwischen der rhetorischen Abbildung dieses Zusammenhangs innerhalb von 
Strategiepapieren und der nur bedingt praktizierten Verknüpfung der beiden 
Handlungsfelder zu bestehen. Denn eine Verschränkung der Politikfelder 
konzentriert sich offenbar maßgeblich auf die Möglichkeit der Mittelumverteilung 
zugunsten sicherheitsbezogener Maßnahmen, wie nachfolgend aufgegriffen wird. 
In der entwicklungs- und sicherheitspolitischen Rhetorik wird die Verschränkung 
von Entwicklung und Sicherheit programmatisch vertreten und mit einer 
immanenten, wechselseitigen Bedingtheit beider Variablen im Kontext der globalen 
Herausforderungen erklärt (vgl. u.a. EC 2006b), obgleich zwischen den 
„spezifischen“ Verantwortlichkeiten der jeweiligen Politikfelder weiterhin klar zu 
unterscheiden sei. So heißt es in den „EU Council Conclusions on Security and 
Development“ (2007), Bezug nehmend auf die ESS (2003) und den „European 
Consensus on Development“ (2005), „that there cannot be sustainable development 
without peace and security, and without development and poverty eradication there 
will be no sustainable peace“ (EU Council 2007b: 1). Punkt 2 der Council 
Conclusions benennt eine Anleitung der Politik- und Strategieformulierungen durch 
diesen Zusammenhang als grundlegend für kohärentes außenpolitisches Handeln der 
EU und verweist auf die komplementären, aber gleichermaßen spezifischen 
Verantwortlichkeiten und Aufgaben beider Politikfelder: 
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The Council firmly believes that this nexus between development and 
security should inform EU strategies and policies in order to 
contribute to the coherence of EU external action, whilst recognising 
that the responsibilities and roles of development and security actors 
are complementary but remain specific (EU Council 2007b: 1). 
Im Rahmen ihres entwicklungspolitischen Instruments für Stabilität leistet die EU 
Unterstützung für sicherheitspolitische Belange aus Mitteln der Entwicklungshilfe. 
So ist die Unterstützung von AMISOM Teil einer „multi-level EU strategy towards 
Somalia which includes regular assistance to the security sector through development 
programmes and projects, humanitaran assistance, naval security operations and 
security training“ (Piebalgs 2011: 1). Diese Strategie stützt sich somit auf eine 
reguläre Finanzierung des Sicherheitssektors auch aus Mitteln des EDF. Mit der 
Erklärung des EU-Kommissars für Entwicklung, Andis Piebalgs, „[that t]here is no 
development without security and no security without development“ (ebd.), sind 
bspw. im Mai 2011 die EU-Mittel für AMISOM um 65 Millionen € aus dem EDF 
erhöht worden: 
AMISOM does a vital job in Somalia, ensuring that human rights are 
respected, citizens are protected and internally displaced persons and 
refugees can return home in safety and dignity. This additional 
funding will enable the African mission to carry out its role in helping 
to protect the people of Somalia (Piebalgs 2011: 1). 
Wo Entwicklungshilfemittel sicherheitspolitischen Maßnahmen dienen und/oder 
humanitäre Hilfe an politische Kriterien geknüpft wird, verliert die EZ ihre politische 
Neutralität, und laufen (neben den politischen) auch entwicklungspolitische Akteure 
Gefahr, zur Konfliktpartei zu werden (vgl. Bradbury 2011, 4.3). Es findet eine 
Politisierung der Hilfe statt, wenn mittels spezifischer Programme und Instrumente 
der EZ eine Politik des Peacebuilding, wie im Süden Somalias, finanziell unterstützt 
und politisch getragen wird. Die in der entwicklungs- und sicherheitspolitischen 
Rhetorik dominante Auffassung vom genannten „peace and security nexus“ 
legitimiert dann – im Sinne von kohärentem außenpolitischen Handeln und der 
Komplementarität von Verantwortlichkeiten und Aufgaben beider Politikfelder – die 
Umverteilung von Mitteln der Entwicklungshilfe zugunsten sicherheitspolitischer 
Maßnahmen, die wiederum als Voraussetzung dafür gelten, Entwicklungshilfe 
überhaupt leisten zu können. 
Kritik erfährt die starke Annäherung zweier Politikfelder dahingehend, dass sie zu 
Gunsten des Faktors Sicherheit unternommen wird und Sicherheitsaspekte in nahezu 
allen Politikbereichen verstärkt oder vorrangig Ausdruck finden. Diesbezüglich 
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werden eine Politisierung von EZ und die Versicherheitlichung von Politik diskutiert 
und problematisiert (vgl. Hout 2009; 2010 u. a.; vgl. Kapitel 4.3.2). 
Die Frage einer Annäherung und Verknüpfung der Ziele, Entwicklung zu fördern 
und Sicherheit herzustellen, wirft in verschiedener Hinsicht aber auch Zweifel 
substanzieller Art auf. Betrachtet man die Ebene der Instrumente, lässt sich zwischen 
der tradierten technokratischen EZ (insofern Projekthilfe geleistet wird) und den 
klassischen Reformen des Sicherheitssektors nach wie vor eindeutig unterscheiden 
(vgl. 4.3). Dabei stoßen bspw. Versuche, zivile und militärische Maßnahmen stärker 
abzustimmen auf Widerstand in der sicherheitspolitischen Praxis (vgl. Brüne 2014). 
Solche Fälle sind Ausdruck davon, dass sich oftmals gerade keine faktische bzw. 
praktizierte Annäherung von Entwicklungsförderung und Herstellung von Sicherheit 
erkennen lässt bzw. zum Teil unternommene (politische) Versuche, Sensibilisierung 
an entsprechenden Schnittstellen zu generieren, blockiert werden. 
Konventionelle EZ leistet die EU-Kommission seit den 2000er Jahren in Regionen 
Somalias, die seither als ausreichend stabil für Projekthilfe gelten (siehe oben), 
allerdings ohne diese Regionen offiziell als eigenständige politische Entitäten zu 
fördern. So kann die Entwicklungskooperation der EU mit Somalia gegenwärtig 
zwischen ihrer Projektförderung innerhalb der stabileren Regionen Somalias 
einerseits und ihrer Unterstützung der Peacebuilding-Agenda andererseits verortet 
werden. Letztere Form der Hilfe kommt insbesondere in Bezug auf jene Gebiete zum 
Tragen, die als nicht oder kaum zugänglich für eine konventionelle 
Entwicklungsintervention erklärt werden. Aus Sicht der Autorin fordert die 
projektbasierte EZ in ihrer Praxis (bzw. in den Konsequenzen ihrer Praxis) die 
Agenda des Peacebuilding nachhaltig heraus. Gleichzeitig befördert aber eine 
politisierte Form der EZ – in Form der finanziellen Maßnahmen im 
Sicherheitsbereich – eben diese Agenda. Auch aus diesem Spannungsverhältnis leitet 
die vorliegende Arbeit ihren Untersuchungsgegenstand ab und richtet den Blick auf 
Diskurs und Diskursakteure – auf diskursive Rekonstituierungen vs. 
Wahrnehmungsverschiebungen und eine mögliche Heterogenisierung des Diskurses 
(5.2). 
Regulärer Dialog und erneute Partnerschaft 
Im Rahmen des „ACP-EU joint Council of Ministers“ in Brüssel vom 6.-7. Juni 2013 
ist die Wiederaufnahme Somalias als Mitglied der AKP-Staatengruppe beschlossen 
worden. Die seit September 2012 amtierende somalische Regierung ist zum 
offiziellen Vertragspartner im Cotonou-Abkommen geworden.33 Damit stellt die EU 
                                                 
33 Vgl. http://www.acp.int/content/acp-eu-council-ministers-satisfactory-outcome-good-compromise-
edf-welcome-somalia (zuletzt: 7.11.2015). 
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für Somalia nun regulär EDF-Mittel bereit und erkennt die Regierung in Mogadischu 
als offizielle Vertreterin der Interessen aller Somali an. Allerdings umfasst der im 
Jahr 2013 beschlossene „New Deal Compact“ bzw. „The Somalia Compact“ einen 
separaten Vertragsrahmen zur entwicklungskooperativen Beziehung der EU mit 
Somaliland (vgl. hierzu Kapitel 5.2). Präsident der somalischen Regierung Hassan 
Sheikh Mohamud hatte unmittelbar nach seiner Wahl eine direkte Kooperation mit 
sowie Unterstützung von seiner Regierung durch die internationale Gemeinschaft 
erbeten und ihre Notwendigkeit betont. Die EU schien gleichermaßen dankbar über 
die Option, ihre Beziehungen zu Somalia nun – nach dem Ende der politischen 
Transitionsphase – auf eine reguläre Ebene im Rahmen der Partnerschaftsabkommen 
zu heben: 
Over two decades of internal conflicts and transition came to an end 
in 2012 with the adoption of a Provisional Constitution and the 
establishment of a more representative Federal Parliament that 
elected a new President on 10 September 2012 and Prime Minister on 
7 October 2012. The President has called upon donors to engage in 
Somalia in direct partnership with the Government and the EU is 
taking the opportunity to move towards a partnership approach with 
Somalia, including through the 11th EDF 2014-2020 (UK Parliament 
2013).34 
Die EU-Kommission hat also kontinuierliche Beziehungen zu Somalia unterhalten, 
die sie zwischen 1992 und 2013 auf Sonderregelungen stütze, und wurde zum 
größten Geber von Entwicklungshilfe in Somalia: 
Since 1995 the EU has been the largest and perhaps most significant 
donor in Somalia and has played a key role in shaping international 
policies towards the country. […] The European Union is the largest 
contributor to Somalia, with the European Commission as the largest 
single donor (Bayne 2001: 7, 15) 35 
Nach kommissionseigenen Angaben stellt die EU nach wie vor den größten Geber 
von Hilfeleistungen für Somalia dar. Mit ihrem entwicklungskooperativen Fokus auf 
„good governance“ (und state-building), Bildung, wirtschaftliche Entwicklung und 
Nahrungssicherheit sind im Zeitraum der Jahre 2008 bis 2013 (= 10. EDF) 415 
Millionen € in Entwicklungshilfeprojekte investiert worden (vgl.: der 10. EDF ist 
letztlich mit 422 Millionen € beziffert worden)36. Im nahezu gleichen Zeitraum (seit 
                                                 
34 Vgl. auch EU Council 2013. 
35 Vgl. auch EC Delegation in Kenya 2003: 9; EC (n.d.)a: 21. 
36 https://ec.europa.eu/europeaid/countries/somalia_en. 
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2007) hat die EU 444 Millionen € für die Unterstützung von AMISOM bereitgestellt 
(vgl. EC 2013). 
Der 11. EDF (2014-2020) umfasst – mit unterschiedlicher Gewichtung seiner 
Schwerpunktbereiche – ein Budget von 246 Millionen €: 
State-building and peacebuilding (€ 100 million) 
Food security and building resilience (€ 86 million) 
Education (€ 60 million) (EEAS Somalia Delegation (n.d.)c). 
Darüber hinaus gewährleistet die EU Projekte und Unterstützung in Somalia, die 
innerhalb der thematischen Programme angesiedelt sind und aus dem EU-Budget 
finanziert werden. Darunter fallen das „European Instrument for Democracy and 
Human Rights“ (EIDHR) und das „Non State Actors and Local Authorities in 
Development Programme“ (vgl. insbesondere hierzu Kapitel 5.2), das Programm 
„Investing in People“, das „Food Security Programme“, die „Energy and Water 
Initiatives“, das „Instrument for Stability“ sowie humanitäre Hilfe und die genannte 
Förderung von AMISOM (vgl. EEAS Somalia Delegation(n.d.)c). 
Als Unionsdelegation repräsentiert die nach wie vor in Nairobi basierte Somalia-
Abordnung nun auch die politische und militärische Strategie gegenüber Somalia. 
EU-Sonderbeauftragter und Botschafter für Somalia ist seit September 2012 Michele 
Cervone d’Urso, Nachfolger des EU-Repräsentanten innerhalb der „EU Somalia 
Unit“ Georges-Marc André. Politisch-strategisch orientiert sich die EU seit 2014 am 
„New Deal Compact“. 
Im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) 
unterhält die EU derzeit drei Missionen, um den mit Somalia verknüpften 
sicherheitspolitischen Herausforderungen zu begegnen: 1) Die EU bildet mit der 
militärischen „EU Training Mission“ (EUTM) seit April 2010 somalische 
Sicherheitskräfte aus, 2) sie beteiligt sich seit Dezember 2008 mit der „Naval Force 
Atalanta“ (EU NAVFOR Atalanta) am Kampf gegen Piraterie und 3) sie zielt seit 
September 2012 mit „EUCAP Nestor“ auf die Vergrößerung maritimer Sicherheit 
am Horn von Afrika (Operationsbasis seit November 2014 in Mogadischu)37. 
                                                 
37 Vgl. EEAS: http://eeas.europa.eu/delegations/somalia/eu_somalia/political_relations/index_en.htm; 
EU CAP NESTOR: http://www.eucap-nestor.eu/; EU NAVFOR: http://eunavfor.eu/mission/ (zuletzt: 
3.12.2014). 
128 
 
5.2 EU policy und Rhetorik gegenüber einem failed state: 
Kerndokumente der Somalia-Politik und Kernaussagen des 
internationalen und EU-Somalia-Personals 
Die nachfolgende Analyse fragt nach den Raum- und Territorialitätsbezügen in den 
Kerndokumenten der internationalen und europäischen Somalia-Politik sowie in den 
Aussageereignissen von EU-Somalia-Personal: In welcher Weise bzw. entlang 
welcher Themenschwerpunkte beziehen sich diese Dokumente auf Raum und 
Territorialität bzw. wie wird Raum imaginiert und welche Bedeutung kommt diesem 
Akt in der politischen Praxis zu? Die Analyse der Raumbezüge betrachtet 
Dokumente der EU und EC sowie der internationalen Politikformulierung, die für die 
Politik- und Strategieformulierung der EU/EC gegenüber Somalia relevant sind 
sowie die Dokumente der EU-Somalia-Politikformulierung selbst. In diesen 
Dokumenten wird insgesamt oder innerhalb wesentlicher Abschnitte Bezug auf den 
so interpretierten Zerfall und die Fragilität von Staaten genommen. Sie stellen 
spezifische Strategieformulierungen dar, die einen Umgang mit diesen Phänomenen 
respektive ihrer Überwindung anstreben. 
5.2.1 Peace- und state-building – Entwicklung und Sicherheit für Somalia auf 
nationaler Ebene 
Im Juli 2002 formuliert der Ministerrat der EU (General Affairs and External 
Relations) die folgenden Ziele, die die EU im Hinblick auf Somalia verfolgt. Dabei 
handelt es sich um die Wiederherstellung von Frieden und Stabilität in allen Teilen 
des Landes, um die Respektierung der staatlichen Souveränität, die territoriale 
Integrität Somalias, die politische Unabhängigkeit sowie Einheit des Landes und das 
Recht des somalischen Volkes über seine eigene Zukunft zu bestimmen – eine 
somalische Zukunft, die im Einklang mit den Zielen und Prinzipien der Charta der 
Vereinten Nationen steht: 
[…] the restoration of peace and stability in all parts of the country; 
the respect for the sovereignty, territorial integrity, political 
independence and unity of the country, and the right of the Somali 
people to determine their own future consistent with the purposes and 
principles of the charter of the United Nations; […] (EU Council 
2002: XXIV; vgl. EC Delegation in Kenya 2003, Annex 3: 38). 
Die Kommission konstatiert in ihrem „EC Programming Guide for Strategy Papers“ 
(2008): „The international community agrees now that the primary aim in fragile 
situations should be to help building resilient states“ (EC 2008: 1). Das „Joint 
Somalia Options Paper“ aus dem Jahr 2009 hält nach wie vor fest: „[t]he objective is 
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to establish a functioning state“ (EU Council & EC 2009, Joint Somalia Options 
Paper: 1). Das Paper beschreibt state-building als Ziel von langfristiger [externer] 
Unterstützung (vgl. EU Council & EC 2009: 1, 25). 
2013 geht aus der „New Deal for Somalia Conference“ in Brüssel, die im Jahr nach 
dem Antreten der neuen somalischen Regierung stattfand, der „New Deal Compact“ 
hervor. Auch dieser Vertragsrahmen bringt die Kriterien der Peace- und state-
building-Agenda zum Ausdruck. Der dänische Außenminister Villy Søvndal und der 
dänische Minister für Entwicklungszusammenarbeit Christian Friis Bach 
kommentieren: 
It is a roadmap for promoting statebuilding and peacebuilding over 
the next three years by focusing on the country’s political process, 
security, legal system and economic foundation (Søvndal und Friis 
Bach 2013: EurActiv.com). 
Internationale und EU-Akteure schöpfen Hoffnung aus dem zu dieser Zeit so 
wahrgenommen Aufschwung und (politischen) Wandel in Somalia. Die EU-
Dokumentation der Konferenz hebt in diesem Zusammenhang auf die neuerlich zu 
bekräftigende Unterstützung von Somalias Souveränität und territorialer Integrität 
ab: 
It [the conference] emphasized the importance of maintaining the 
momentum towards positive change and reconciliation in the country, 
reaffirming support for Somalia's sovereignty and territorial integrity 
(EU 2013). 
So sind mit den Verhandlungen zum „New Deal for Somalia“ bereits Wahlen für 
Gesamtsomalia für das Jahr 2016 festgelegt worden. Gleichzeitig beinhaltet der 
„New Deal Compact/The Somali Compact“ durchaus eine Neuerung im politischen 
Ansatz gegenüber dem somalischen (Entwicklungs-)Partner bzw. den somalischen 
Partnern. Denn de facto umfasst der Vertrag zwei separate 
(entwicklungskooperative) Vertragsteile mit den jeweiligen Regierungen zweier 
somalischer (staatlicher) Entitäten – mit Somalia und Somaliland (vgl. The Federal 
Republic of Somalia 2013). Die separaten Verträge zielen wiederum auf eine 
zunehmende Kooperation und ein wachsendes Vertrauen unter allen Somali: 
The Somaliland Special Arrangement is a separate and distinct part of 
the Somali Compact. The Somaliland Special Arrangement is the sole 
framework for engaging with Somaliland’s development process 
under the New Deal partnership. The simultaneous endorsement of the 
New Deal principles was conducted in the spirit of the 13 April 
Ankara Communiqué signed by the Government of Somaliland and the 
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Federal Government of Somalia as part of their on-going dialogue 
process, in which the two sides agreed to work together to encourage 
greater and more effective international development assistance. 
While the two arrangements were developed through separate 
processes and will be implemented using separate government systems 
and mechanisms, their concurrent and mutually reinforcing 
implementation will help to ensure greater cooperation, trust and 
goodwill between all Somali people (The Federal Republic of Somalia 
2013: 19). 
Der „New Deal Compact“ bzw. das „Somaliland Special Arrangement“ 
thematisieren auch eine Partnerschaftskooperation zwischen Somaliland und der 
internationalen Gemeinschaft, deren existierende Strukturen gestärkt werden sollen. 
Unter dem Punkt „Aid Mangement and Coordination“ heißt es: 
To strengthen their partnership the Somaliland Government and the 
international community will strengthen the existing structure and 
related mechanisms for joint planning, coordination, monitoring and 
reporting (The Federal Republic of Somalia 2013: 27). 
Die Kooperationsbeziehungen zu Somalia fortan auf zwei Entwicklungspartner 
auszurichten und zu stützen, bestätigt sich mit dem „National Indicative Programme 
for the Federal Republic of Somalia 2014-2020“ (2014) und dem anhängenden, 
bereits zitierten „Somali Compact“, der 2013 im Rahmen des „New Deal“ von 
Somalias Föderaler Regierung und der internationalen Gemeinschaft unterzeichnet 
wurde. Innerhalb des erwähnten „Somaliland Special Arrangements“ (vgl. The 
Federal Republic of Somalia 2013: 19) wird auf die gesonderte Entwicklung 
Somalilands wie folgt eingegangen: 
Somaliland’s unique development trajectory has evolved out of a 
process of more than 20 years of grassroots peacebuilding and 
statebuilding, forged in relative isolation from other development 
contexts characterising the region. Over time, a complex and resilient 
institutional structure has taken shape in which modern institutions, 
traditional and religious authorities, the private sector and civil 
society work together in order to effectively ensure peace, stability, 
freedom, against piracy and terrorism, economic growth, the delivery 
of basic services, the protection of livelihoods and social development. 
[…] (The Federal Republic of Somalia 2013: 19). 
Regelung findet die Partnerschaft zwischen der somaliländischen Regierung, ihrer 
Bevölkerung und der internationalen Gemeinschaft als Teil der bereits im „New 
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Deal“ hervorgehobenen, gewichtigen Verschiebung im Ansatz des 
entwicklungspartnerschaftlichen Engagements: 
The Somaliland Special Arrangement lays out a way forward for 
institutionalising on-going Somaliland processes and initiatives within 
an overarching and equal partnership between the Somaliland 
government, its people and the international community. It is 
underpinned by a need to protect and build upon Somaliland’s 
development gains, as a means for maintaining and expanding upon 
security and economic prosperity throughout the Horn of Africa. The 
Somaliland Special Arrangement represents an important element of a 
larger shift in approach to development partner engagement. 
[…] 
The overall vision, as outlined in the Somaliland Vision 2030, is to 
create ‘A Stable, Democratic and Prosperous Somaliland Where the 
People Enjoy a High Quality of Life’ (The Federal Republic of 
Somalia 2013: 19). 
Zu den Peace- und state-building Prioritäten Somalilands gehört die Förderung 
inklusiver Politiken, um ein politisch stabiles und demokratisches Somaliland 
aufzubauen: 
[Somaliland] is now working to consolidate democratic systems and 
constitutional dispute resolution mechanisms, to enhance their 
strength and resilience. Traditional forms of authority and local 
spaces for participation must be further harmonised with state-level 
governance systems to ensure accountability and deepen bottom-up 
inclusivity, especially among women, youth, marginalized 
communities and underrepresented regions of Somaliland (The 
Federal Republic of Somalia 2013: 21). 
In Anbetracht des skizzierten Spannungsfeldes zwischen der politischen 
Zielformulierung des staatlichen Wiederaufbaus einerseits und der Orientierung an 
neuen räumlichen Realitäten andererseits sowie vor diesem Hintergrund des 
formulierten „shift in approach to development partner engagement“ liegt das 
Hauptaugenmerk der vorliegende Analyse auf den Veränderungen, die sich in der 
Strategieformulierung zwischen 2000 und 2015 im Bereich Entwicklung und 
Sicherheit abzeichnen. Die Untersuchung der Kerndokumente europäischer Somalia-
Politik möchte für diese Zeitspanne herausfinden, welches Verständnis von 
Fragilität, Zerfall und Scheitern staatlicher Strukturen den Strategieformulierungen 
zugrunde liegt; in welcher Weise und Hinsicht dabei auf Raum und Territorialität 
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Bezug genommen wird; und damit verbunden, welche Akteure und Partner – auf 
welchen (governance-) Ebenen – in welchem (Selbst-)Verständnis Thematisierung 
finden. Wenn vorhanden, soll geklärt werden, welche 
Wahrnehmungsverschiebungen sich bezüglich dieser Fragen in den Dokumenten 
sowie in den Aussageereignissen des internationalen/EU-Somalia-Personals 
erkennen lassen. 
5.2.1.1 Zerfall und Fragilität von Staaten 
Die Sicherheitsstrategie der EU aus dem Jahr 2003 (ESS) führt den Zerfall von 
Staaten als neues Phänomen mit globalem Gefahrenpotenzial in die 
Sicherheitsdebatte und entsprechende EU-Politikformulierung ein. Damit vollzieht 
die EU die internationale Diskussion um das seit 2001 stark fokussierte Risiko des 
„islamistischen“ Terrorismus nach und knüpft an die 2001 veröffentlichte US-
amerikanische Sicherheitsstrategie an (vgl.U.S. 2001, NSS). 
Die ESS benennt state failure als Auswirkung von „bad governance“ und 
Bürgerkrieg (civil conflict), wodurch Staaten von innen zerstört würden: „Bad 
governance – corruption, abuse of power, weak institutions and lack of 
accountability – and civil conflict corrode States from within“ (EU 2003: 4). In 
manchen Fällen, so u. a. in Somalia, habe dies zum Kollaps staatlicher Institutionen 
mit regionalen und globalen Folgen geführt: 
Somalia, Liberia and Afghanistan are the best known recent examples. 
Collapse of the State can be associated with obvious threats, such as 
organised crime or terrorism. State failure is an alarming 
phenomenon, that undermines global governance, and adds to 
regional instability (EU 2003: 4). 
Schon der Jahresbericht 2002 „Cooperation between The People of Somalia and The 
European Community“ der Kommissionsdelegation in Kenia (bzw. der „Somalia 
Unit“) thematisiert die Gefahr des Terrorismus am Horn von Afrika. Er benennt eine 
anhaltende Übereinstimmung unter den Somali und innerhalb der internationalen 
Gemeinschaft hinsichtlich der Bedeutung, Governance-Strukturen wieder 
herzustellen und eine „broad-based all-inclusive“ Regierung aufzubauen, um 
Somalia von dieser Bedrohung zu befreien: 
Acts of terrorism in the Horn of Africa continued to draw suspicion of 
links with Somalia. […] There is continuing unanimity among 
Somalis, as well as within the international community, of the 
importance of the restoration of governance and the establishment of 
a broad-based all-inclusive government as the most effective way to 
rid Somalia of the threat of terrorism (EC 2003: 4). 
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Der Zerfall von Staaten als neue, sich rasant entwickelnde Bedrohung steht dabei in 
grundlegendem Zusammenhang von organisierter Kriminalität und Terrorismus, die, 
entsprechend der EU-Sicherheitsstrategie, regionale Instabilität bewirken und eine 
internationale bzw. globale Gefährdung darstellen und somit ein erhöhtes Maß an 
präventiven (Sicherheits- und Entwicklungs-) Maßnahmen erforderlich machen: 
The new threats are dynamic. The risk of proliferation grow over 
time; left alone, terrorist networks will become ever more dangerous. 
State failure and organised crime spread if they are neglected […]. 
This implies that we should be ready to act before a crisis occurs. 
Conflict prevention and threat prevention cannot start too early (EU 
2003: 7). 
In der Konklusion der Sicherheitsstrategie heißt es:  
This is a world of new dangers but also of new opportunities. The 
European Union has the potential to make a major contribution, both 
in dealing with the threats and in helping realise the opportunities. An 
active and capable European Union would make an impact on a 
global scale. In doing so, it would contribute to an effective 
multilateral system leading to a fairer, safer and more united world 
(EU 2003: 14). 
Neue Gefahren bedingt bzw. befördert durch den Zerfall von Staaten gilt es 
dementsprechend zu überwinden, um dem formulierten Ziel einer faireren, sichereren 
und stärker vereinten Welt näher zu kommen. Effektiver Multilateralismus setzt in 
diesem Verständnis – entsprechend der bereits aufgeführten Zusammenhänge von 
Staatszerfall und neuen globalen Bedrohungsszenarien – offenkundig 
funktionierende (nationale) Governance-Strukturen innerhalb eines souveränen 
Territorialstaates voraus. Und globale Sicherheit in einer vereinten Welt zu 
gewährleisten, erfordert dann, den so wahrgenommenen staatlichen 
Zerfallsprozessen [damit aber auch potenziellen gesellschaftlichen 
Transformationsprozessen] präventiv zu begegnen bzw. – in extremen Fällen – 
staatlichen Wiederaufbau zu befördern. Die EU verdeutlicht hier ihren 
diesbezüglichen Anspruch, mit ihrer sicherheitspolitischen Agenda einen relevanten 
Beitrag auf global-politischer Ebene leisten zu wollen. Dieses Verständnis und der 
damit verbundene Anspruch gelten auch für die internationale Somalia-Politik. 
Allerdings werden in Anbetracht der somalischen Realitäten durchaus Grenzen einer 
solchen Herangehensweise benannt. De facto stattfindende Dialoge und praktizierte 
Kooperationen auf Ebenen jenseits des Staates erzeugen ein zum Teil als solches 
wahrgenommenes Spannungsverhältnis zwischen unterschiedlichen parallelen 
Ansätzen und Strategien (vgl. 5.2.4). 
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Destabilisierungs- respektive Transformationsprozesse national- und 
territorialstaatlicher Organisationsstrukturen – wahrgenommen als Phänomene des 
Staatskollaps und Staatszerfalls – unterminieren aus der state failure-Perspektive die 
Möglichkeit von „global governance“ und tragen zu regionaler Instabilität bei. 
Anders herum formuliert setzt diese Vorstellung von politischen Regulierungs- und 
Steuerungsmöglichkeiten auf globaler Ebene souveräne Territorialstaatlichkeit als 
zentralen Bezugsrahmen internationaler und global-politischer Beziehungen voraus. 
Es sind demnach die Destabilisierungen sowie gar das Scheitern vermeintlich einst 
intakter Staatsstrukturen mit ihren lokalen Konsequenzen, die regionale Stabilität 
und globale Sicherheit gefährden. In Anbetracht der Herausforderung durch die stark 
angestiegene Zahl von Flüchtlingen, die im Jahr 2015 Europa erreicht haben, 
argumentieren europäische Staaten, so z. B. Großbritannien, verstärkt mit nationalen 
Sicherheitsinteressen, wenn Migration durch die Bekämpfung der Al Shabaab am 
Horn von Afrika verhindert werden soll: 
The outcome in Somalia, if it's a good outcome, that's good for 
Britain. It means less terrorism, less migration, less piracy. Ditto in 
South Sudan: if we can, as peacekeepers, help to maintain order and 
peace and see stable development in that country then that is going to 
be, again, less poverty, less migration, less issues that affect us back 
at home (Cameron 2015: speaking during the United Nations 
Sustainable Development Summit in New York, 27.09.2015). 
„Situations of fragility“ 
Im Jahr 2007 formuliert die EU-Kommission die „EU response to situations of 
fragility“ und hält fest: 
The Community and EU Member States together constitute the 
world’s largest development assistance and humanitarian aid donor. 
The EU has become an important political and security actor. It has 
special responsibilities in addressing challenges posed by fragile 
situations [...] (EC 2007: 4). 
In diesem Zusammenhang betont die Mitteilung (EC 2007) die Kohärenz der 
Ansätze, mit der die EU fragilen Situationen begegnen will und verweist 
insbesondere auf die bereits diskutierte ESS, auf das „EU Programme for Prevention 
of Violent Conflict“, die „European Neighbourhood Policy“, das „LRRD strategic 
framework“, den „Consensus on Humanitarian Aid“ und den „EU approach to 
governance and development“ (vgl. EC 2007: 4-5). 
Nach der Mitteilung der Kommission (EC 2007) stellen fragile Situationen vor allem 
auch ein Hindernis für nachhaltige Entwicklung, gleiches bzw. gerechtes Wachstum 
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und Frieden dar. Auch hier kommen die in der Sicherheitsstrategie genannten Folgen 
auf regionaler und globaler Ebene zum Ausdruck: 
Fragile situations constitute a particular challenge as an obstacle to 
sustainable development, equitable growth and peace, creating 
regional instability, security risks at global level, uncontrolled 
migration flows, etc. (EC 2007: 4). 
Fragilität bezieht sich auf die mangelnde (institutionelle) Kapazität des Staates oder 
den mangelnden Willen des Staates mit seinen Grundaufgaben umzugehen und den 
spezifischen Verantwortungen gegenüber der Gesellschaft nachzukommen: 
Fragility refers to weak or failing structures and to situations where 
the social contract is broken due to the State’s incapacity or 
unwillingness to deal with its basic functions, meet its obligations and 
responsibilities regarding service delivery, management of resources, 
rule of law, equitable access to power, security and safety of the 
populace and protection and promotion of citizens’ rights and 
freedoms (EC 2007: 5).  
An dieser Stelle zeigt sich explizit, dass die Kommission (EC 2007) mit „fragility“ 
und den „situations of fragility“ auf dasselbe Phänomen abhebt, das in anderen EU-
Dokumenten, so der ESS 2003, als failing states oder state failure erfasst wird. Mit 
der Formulierung „in most extreme cases [of fragility]“ bezieht sich die Mitteilung 
ausdrücklich auf den Kollaps von Staaten oder den staatlichen Rückzug aus Teilen 
des Territoriums. Beide Phänomene werden hier von der Kommission (EC 2007) 
ebenfalls im Kontext von permanenter Unsicherheit, chronischer gewaltvoller 
Konflikte und humanitären Krisen betrachtet. Dabei sieht die EC strategische Ziele 
und Interessen der EU unterminiert:  
[…] In most extreme cases, states can collapse or withdraw from 
parts of the territory, which can lead to permanent insecurity, chronic 
violent conflict and humanitarian crises. A range of trans-national 
security and instability threats may also result from these situations, 
which may undermine EU strategic objectives and interests (EC 2007: 
5). 
Die rhetorische Verschiebung zu den „situations of fragility“ in der 
entwicklungskooperativen Policy-Formulierung (an der dabei erklärten Schnittstelle 
zu Sicherheit) zeigt zum einen, dass die EU bzw. EC hier möglicherweise stärker auf 
eine angenommene Bandbreite des Phänomens abzielt bzw. auf das Phänomen 
Staatszerfall als Prozess und damit auf seine unterschiedlichen Stufen. Zum anderen 
handelt es sich bei der Formulierung offenbar auch um diplomatische Erwägungen. 
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Mit den Partnerschaftsabkommen wie dem „Africa-EU Strategic Partnership“ (2007) 
oder dem revidierten Cotonou-Abkommen zwischen der EU und den AKP-Staaten 
(2010) hat der partnerschaftliche Aspekt der zwischenstaatlichen Beziehungen im 
Handlungsfeld der Entwicklungskooperation besondere Hervorhebung gefunden. 
Darauf verweist auch das EC Green Paper zur Entwicklungspolitik (2010): 
Recognising that its partner countries bear primary responsibility for 
defining their own development strategies while emphasising the key 
role of good governance, the EU has increasingly moved from a 
donor-beneficiary type of relationship to a partnership, involving 
contractual approaches, based on policy dialogue and linking results 
to specific cooperation programmes or instruments (EC 2010b: 3). 
In diesem Kontext geht es auch um diplomatische Schadensbegrenzung, wenn dem 
Kooperationspartner gegenüber bzw. innerhalb einer Kooperationspartnerschaft der 
Zerfall eines Staates eine weniger explizite Ausdrucksform erhält. Es handele sich 
um einen sensiblen Begriff und kein Partnerland wolle als fragil oder gar zerfallen 
eingestuft werden (vgl. Vertretung BRD/EU 2009). Dabei bezieht sich die EU-
politische Strategieformulierung in ihrer Thematisierung fragiler Staaten oder von 
Staaten in fragilen Situationen weiterhin auf die Defizite auf der Ebene des Staates, 
der Regierung bzw. der Governance-Strukturen (zur Wahrnehmung von Fragilität 
und Zerfall im somalischen Kontext vgl. 5.2.3.1). 
AU: Fragilität als immanentes Risiko des Entwicklungsprozesses 
Eine etwas andere Perspektive auf Fragilität in afrikanischen Staaten als die der EU 
nimmt in der Zwischenzeit die AU in ihrer Debatte um AU-politische Antworten und 
Strategien auf die gegenwärtigen Herausforderungen durch selbiges Phänomen ein. 
Insbesondere seit 2014 formuliert die AU ihre Auffassung von Fragilität 
dahingehend, mit dieser Begrifflichkeit bewusst nicht auf eine Kategorie von Staaten 
abzuheben. Vielmehr handele es sich um ein immanentes Risiko des 
Entwicklungsprozesses. 
Im Bericht des AU „High-Level Panel on Fragile States“ mit dem Titel „Ending 
Conflict and Building Peace in Africa: A Call to Action“ (AU 2014) heißt es: 
Fragility comes about where these pressures [urbanisation and slum 
development, the youth bulge, inequality and social exclusion, climate 
pressures, environmental damage, new resource rents and resource 
scarcity] become too great for countries to manage within the 
political and institutional process, creating a risk that conflict spills 
over into violence. 
[…] 
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We do not find it helpful to approach ‘fragility’ as a category of 
states. Rather, it is a risk that is inherent in the development process 
itself. In the coming period, fragility is a phenomenon that will appear 
in many different places and forms, whether at local or national 
level – including in countries not currently classified as fragile (AU 
2014: 8-9). 
Der AU „Peace and Security Council“ (PSC) nimmt Bezug auf diesen Bericht und 
greift dessen Meta-Blick auf Fragilität auf. Unter Abschnitt III „States in fragile 
situations and structural conflict prevention“ distanziert sich der PSC von einer 
wahllosen bzw. unkritischen Attribuierung afrikanischer Staatlichkeit in öffentlichen 
und politischen Debatten: 
6. The African continent is faced with situations of structural 
vulnerability that have the potential to escalate into violent conflict. 
These situations of actual or potential violent conflict have been 
described in different terms and attributed to a variety of underlying 
reasons. In public and political debate, both in Africa and abroad, 
reference is often indiscriminately made to attributes such as 
‘fragility’, ‘instability’, ‘state collapse’, ‘state inversion’, ‘state 
decline’, ‘state decay’, ‘state failure’, ‘weak states’, ‘quasi states’, 
‘degrees of statelessness’ (AU PSC 2014: 2). 
Kaum Diskrepanzen bzw. Abgrenzungen zur internationalen oder EU-politischen 
Debatte zeigen die AU-Dokumente zum Thema Fragilität aus dem Jahr 2014 
hingegen im Hinblick auf die Stärkung und den Wiederaufbau staatlicher Strukturen 
bzw. der von Fragilität betroffenen Staaten als Antwort auf fragile Situationen: 
Of course, we also recognise that there are countries and regions that 
face acute problems of conflict and fragility that need external 
assistance in escaping from fragility traps. These countries need new 
partnerships to help them address drivers of fragility at their source 
and to build resilient states and societies (AU 2014: 9). 
Mit Somalia betrautes AU-Personal in Addis Abeba und Nairobi hat 2011/2012 
vielmehr die Befürchtung geäußert, dass die, auf die somalischen Regionen 
gerichtete, Kommissionspolitik der EU die territoriale Fragmentierung Somalias 
befördere (vgl. dazu 5.2.4). 
EU folgt den OECD/DAC-„Fragile States Principles“ 
Die EU nimmt mit ihrem Fragilitäts-Verständnis nicht zuletzt eine rhetorische und 
inhaltliche Orientierung an den „OECD/DAC Principles for Good International 
Engagement in Fragile States and Situations“ (2005, 2007) vor. Das bereits benannte 
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EU-Verständnis von Fragilität spiegelt die entsprechende Definition eines fragilen 
Staates nach der OECD/DAC wider: 
It is a state with weak capacity to carry out the basic state functions of 
governing a population and its territory and that lacks the ability or 
political will to develop mutually constructive and reinforcing 
relations with society (OECD (n.d.)a). 
Das „Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ bezieht sich auf das OECD/DAC 
High Level Meeting vom März 2005, auf welchem Somalia als Pilot-Land für die 
Implementierung der Prinzipien gewählt wurde, und verweist auf die vier, ebenfalls 
dort erwogenen Schlüsselprinzipien für Somalia: 
[…] take context as the starting point and build on what is there; 
focus on state-building and help Somalis create a vision for a state; 
build practical coordination mechanisms workable in the Somali 
context; do no harm (EC (n.d.)c: 7). 
Die OECD/DAC-Richtlinien und das EU-Verständnis von Fragilität begründen die 
Erforderlichkeit veränderter Antworten im internationalen und EU-politischen 
Handeln für fragile Kontexte im Vergleich zu anderen Entwicklungsländern – den 
„better performing countries“ (vgl. OECD (n.d.)b). Fragile Staaten sehen sich 
demnach mit schwerwiegenden Herausforderungen in ihrer Entwicklung 
konfrontiert, „[…] such as insecurity, weak governance, limited administrative 
capacity, chronic humanitarian crises, persistent social tensions, violence or the 
legacy of civil war“ (OECD (n.d.)b). 
Fragilität als Abweichung von einer vermeintlich intakten Ausgangssituation – der 
innerhalb eines (besser) funktionierenden Staatsgebildes – gälte es vorzubeugen. 
Dies soll durch Entwicklungsförderung sowie dadurch geschehen, auf die Wurzeln 
und Konsequenzen, insbesondere im Hinblick auf die Gefahr extremer Fälle von 
Fragilität, präventiv Einfluss zu nehmen. „Engagement in situations of fragility […]“ 
zielt auf „[s]upporting partner countries’ efforts to prevent fragility, to address its 
root causes and to tackle its consequences […]“ (EC 2007: 5). 
Die Mitteilung der Kommission aus dem Jahr 2007 bezieht Fragilität insbesondere 
auf einen Mangel an Governance bzw. auf das Scheitern von Governance-Strukturen:  
Fragility is most often triggered by governance shortcomings and 
failures, in form of lack of political legitimacy compounded by very 
limited institutional capacities linked to poverty. Supporting 
democratic governance, state building, reconciliation processes and 
human rights protection, as well as promoting political will for reform 
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through dialogue and incentives, rather than through conditionality 
and sanction, should guide EU action (EC 2007: 8, 9). 
Das Green Paper der Kommission zur Entwicklungspolitik unterstreicht den 
Zusammenhang von EZ und „good governance“ sowie die Bedeutung von „good 
governance“ für erfolgreiche Hilfsprogramme: 
Development assistance needs to address bad or weak governance 
which provides fertile ground for terrorism, piracy, trafficking and 
criminality; […] (EC 2010b: 4). 
Experience has shown that without good governance the effect of aid 
programmes will have a limited effect and ensuring high impact 
cooperation will always be extremely difficult. Democratic 
governance, the respect for human rights, the fight against corruption, 
the rule of law and institutions and state building are integral parts of 
the EU’s cooperation strategies (ebd.: 7). 
[…], a continued focus on using aid as a catalyst for improvements in 
governance as an integral part of development partnerships has to 
remain a priority of the EU’s development policy, and in some partner 
countries much remains to be achieved. This gives rise to a number of 
questions on how best to make a further step forwards in using aid to 
promote governance (ebd.: 8). 
Als bevorzugter konzeptueller Rahmen für den Umgang mit Fragilität gelten die 
Country Strategy Papers (CSP). Mit den jeweilgen CSPs möchte man der 
Unterschiedlichkeit fragiler Situationen bzw. von Staaten in fragilen Situationen 
gerecht werden: „Each case requires a differentiated, articulated and holistic 
response, articulating diplomatic action, humanitarian aid, development cooperation 
and security“ (EC 2007: 7; vgl. EU Council 2007a: 3). Für die extremen Fälle von 
Fragilität kann, entsprechend der Mitteilung (EC 2007), lediglich ein gewisses Maß 
an EZ gewährleistet werden, integriert in ein Zusammenspiel politischer und 
diplomatischer Handlungserwägungen: 
In situations that have deteriorated so much that long-term 
development cooperation is no longer possible or desirable, the EU 
tends to apply a mix of political and diplomatic action, in combination 
with a certain level of development cooperation and crisis 
management tools (EC 2007: 7). 
In den entsprechenden Beschlüssen des EU Council (2007) geht es im Kontext von 
Fragilität insbesondere auch um die Verbindung zu humanitärer Hilfe und Sicherheit 
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sowie um die gleichbedeutende Rolle von politischen Instrumenten und Instrumenten 
der EZ: 
8. For specific features of fragility related to humanitarian aid and 
security, particularly in situations of crisis and conflict, the Council 
refers in particular to the European Consensus on Humanitarian Aid 
and the Conclusions on Security and Development. 
9. For other features of fragility, the Council strongly believes that 
development and political instruments have an equally important role 
to play with a view to ensuring effective preventive responses and 
addressing situations of fragility. The EU should stay engaged with 
the appropriate combination of EU instruments, while respecting the 
principle of ownership (EU Council 2007a: 2). 
Diese Gleichwertigkeit und als erforderlich geltende Kombination von 
(sicherheits)politischen Instrumenten und Instrumenten der EZ als Voraussetzung 
dafür, effektive Hilfe – insbesondere in fragilen Kontexten – zu gewährleisten, findet 
unter dem Abschnitt „Security and Fragility“ auch Ausdruck im EC Green Paper zu 
Entwicklungspolitik (2010): 
Without peace and security, the rule of law, adequate and predictable 
legislation or sound public finances, aid will never succeed in giving 
people a long term future. This is enshrined in both the European 
Security Strategy and the European Consensus on Development. 
Moreover, a close link between EU’s development policy and the 
EU’s wider external action is vital to ensure that aid is effective, […]. 
This is especially true in fragile states, post-conflict situations, and 
countries where a combination of factors provide fertile ground for 
the emergence of, or support to, social violence and violent extremism 
(EC 2010b: 8-9). 
Das Green Paper (2010) konstatiert weiterhin große Unterschiede hinsichtlich der 
Kapazität von Entwicklungsländern, „good governance“ fördernde und Wachstum 
steigernde Politiken zu verfolgen. Die EC plädiert dafür, zwischen 
wachstumsorientierten Strategien und eher traditionellen Entwicklungsinstrumenten 
(für stark auf Hilfe angewiesene Länder sowie solche in Konflikt- und fragilen 
Situationen) zu unterscheiden. Entscheidend für die unterschiedlichen Fälle von 
Kooperation bleiben dabei der partnerschaftliche Aspekt und die Anerkennung von 
„ownership“: 
It follows that a country specific policy mix, which recognises its 
particular challenges, is important, while working in partnership and 
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respecting ownership, focusing on results and ensuring mutual 
accountability (EC 2010b: 11). 
5.2.1.2 „One national vision, one plan out […] of fragility“ – (T)FG und 
AMISOM 
Der „New Deal for Engagement in fragile states“ (2011) bekräftigt das Prinzip von 
„ownership“ in der internationalen Entwicklungskooperation auch für die Kontexte 
von Fragilität, indem auf „country-owned and -led [visions and plans to transition out 
of fragility]“ abgehoben wird: 
We will develop and support one national vision and one plan to 
transition out of fragility. This vision and plan will be country-owned 
and -led, developed in consultation with civil society and based on 
inputs from the fragility assessment (International Dialogue 2011). 
Der hier formulierte „ownership“-Anspruch basiert auf der Annahme, dass alle 
(potenziell) beteiligten Akteure innerhalb eines von Fragilität gekennzeichneten 
Raums bzw. Staates von derselben nationalen Vision ausgehen bzw. diese nationale 
Vision durch externe Unterstützung entwickelt werden kann. Es wird weiterhin 
davon ausgegangen, dass die politische Praxis der jeweiligen Akteure einer solchen 
Vision entspricht. In ihrer „Strategy for the Implementation of Special Aid to 
Somalia“ (2002-2007) unterstreicht die Kommission die Bedeutung eines „Somali-
led peace process“, um nationale Aussöhnung zu erzielen: 
The European Commission is convinced that national [sic!] 
reconciliation can only be achieved by the Somalis themselves and 
therefore maintains its even-handed approach. Nevertheless, the 
commission will promote dialogue among the concerned political 
entities as well as regional peace initiatives and provide options for 
possible solutions (EC (n.d.)a: 7). 
Diese Auffassung von „ownership“ setzte bislang voraus, dass das von den 
internationalen Akteuren vertretene Selbstverständnis territorialer 
Nationalstaatlichkeit nicht in Frage gestellt wird, sei es aufgrund davon 
abweichender policy-Ansätze oder einer (gesellschafts-)politischen Praxis, die 
diesem Verständnis (mindestens partiell) entgegen handelt. 
Dementsprechend hat die internationale Gemeinschaft und die EU/EC mit Blick auf 
Somalia das Ziel von Peacebuilding mit einem state-building-Ansatz verknüpft, der 
über einen langen Zeitraum die TFG (später die post-transition Regierung) als 
entscheidenden politischen Akteur im Prozess einer nationalen Aussöhnung und für 
den Aufbau eines somalischen Staates behandelt hat. Diesbezüglich wird eine 
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politische Routine der internationalen Gemeinschaft beschrieben, Somalia über einen 
langen Zeitraum von außen verwaltet und als Staat aufrechterhalten zu haben: 
[…], es ist sicherlich eine Routine da. Wir verwalten Somalia 
sozusagen von außen seit vielen Jahren. Und, was wir hören als 
Vorwurf immer, ist, dass die [Somali] in Somalia nichts davon spüren 
von dem, was wir an Unterstützung geben. Aber unsere Unterstützung 
ist ja nicht nur entwicklungshilfepolitisch, sondern eine politische 
Unterstützung von außen. Und wenn die Unterstützung der EU nicht 
wäre und die der USA für AMISOM-Truppen, und wenn wir nicht die 
TFG finanziell unterstützen würden, wäre das schon längst 
zusammengebrochen. Und wir versuchen eben auch politisch eine 
Lösung zu finden für Somalia. (EEAS 2011A). 
Trotz der erkannten praktischen Beschränkungen im Fall Somalia wird zumeist am 
Modell souveräner Staatlichkeit festgehalten: 
It is a matter of convenience that we are actually recognizing the TFG 
as the legitimate soul interlocutor for Somalia – because that’s how 
states work. That’s the very concept of international cooperation. You 
need to have [a] state in order to be part of the table. And every kind 
of territory needs to have legitimate representation called the state. 
Of course, there [are] practical limitations to that when it comes to 
Somalia. 
[…] 
But still, we are working with states, we cannot go beyond that, we 
can take a pragmatic view to some extent, but we still need to have 
some kind of functioning Somali government. Probably it will have to 
be a very loose federation of Somali states or whatever, but for the 
time being it’s not there (Embassy of the Netherlands 2012). 
Auch in der Deutschen Botschaft in Addis Abeba heißt es: 
[…] alle politischen Akteure [halten] an dieser Imagination [eines 
somalischen Staates] fest[…], auch wenn die Frage, was das konkret 
für eine zukünftige Staatlichkeit von Somalia heißen mag, ungeklärt ist 
(Dt. Botschaft 2011A). 
Aufgrund der internationalen Anerkennung der TFG stand diese ungeachtet ihrer 
äußert geringen Legitimität und Funktionalität für den Erhalt des somalischen 
Staates. Von der Übergangsregierung (politisch) Abstand zu nehmen hätte bedeutet, 
Somalias Einheit aufzugeben: 
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[…], selbst wenn es eine ganz lockere Föderation ist, wird es eine 
zentrale Ansprechstelle geben. Und die müssen wir als unseren 
Ansprechpartner nehmen, selbst wenn wir in konkreten Projekten und 
für konkrete Vorhaben mit den Regionalakteuren direkt 
zusammenarbeiten, was uns auch die TFG nicht abspricht. Nur wir 
können sie [die TFG] nicht ganz übergehen und sonst hätten wir ja 
auch kein somalisches Gebilde mehr (EEAS 2011A). 
In Bezug auf dieses Streben der internationalen Gemeinschaft nach einem (zentralen) 
Ansprechpartner, um Komplexität in der Kooperation und Kommunikation zu 
reduzieren und damit ein staatliches Gebilde zumindest nach außen bestehen zu 
lassen, wird auch in der Deutschen Botschaft in Nairobi argumentiert: 
[…] es ist [ein] bisschen ein zweischneidiges Schwert, weil es eben 
diesen failed state-Aspekt gibt; anderseits ist [es] tatsächlich so, dass 
die internationale Gemeinschaft irgendeinen Ansprechpartner braucht 
und jemanden, mit dem sie direkt kommunizieren kann. So eine Art 
Briefkasten oder so was. […] Es ist schwieriger, wenn man 
verschiedene Entitäten hat innerhalb eines Staates und dann immer zu 
jedem Einzelnen gehen muss und sagen: Wir verhandeln mit Euch 
das, und mit Euch machen wir das und jenes. Dann ist es natürlich 
viel einfacher für einen anderen Staat hinzugehen und zu sagen, wir 
haben einen Ansprechpartner in dieser Region. Das gilt natürlich 
auch für die somalischen Landesgrenzen von [19]91, trotz der 
Sonderproblematik Somaliland, ist es eben so, dass dieser Staat noch 
besteht als Gebilde (Dt. Botschaft 2011B). 
Trotz der Bedeutung, die der TFG damit beigemessen wurde, sind die 
Übergangsinstitutionen durchaus kritisch bewertet worden: 
On the TFG we are obliged to take a realistic approach, and well, it 
has many shortcomings. All the institutions are not functioning as they 
should and often the people who are heading those institutions are led 
by insincere motivations rather than being there trying to make it 
work and actually bring back some kind of level of stability to 
Somalia, which is unfortunate. But I think, it can also be explained by 
virtue of 20 plus years of basically a vacuum, which has very 
interesting dynamics of its own and creates vested interests here and 
there that are very hard to replace. 
[…] 
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What should be expected [from the TFG] is that they actually get their 
act together, trying to make their own institutions work, trying to 
govern for the people, to deliver some services. They need to pay for 
themselves; they pay for nothing themselves. […] at least facilitate 
and be the driver seed of distributing, further distributing development 
inputs. But we don’t see that, not at all. And it is not what you often 
hear, well, the TFG is only in some parts of Mogadishu, by now it 
should be almost 90% of Mogadishu. But even in the areas they have 
been controlling, basically with the assistance of AMISOM, they are 
not really governed […] (Embassy of the Netherlands 2012). 
Um die TFG überhaupt aufrechtzuerhalten – und damit eine somalische Einheit 
weiterhin imaginieren zu können –, ist die somalische Übergangsregierung seit 2006 
(sowie ab 2012 die post-transition-Regierung) von AMISOM unterstützt und 
geschützt worden: 
TFG is the agreed framework from the international community. That 
is what we have committed to support as an institution and as a 
political partner. So AMISOM’s role first and foremost is to ensure 
that, one, the TFG can remain in power, that, two, the TFG gets the 
space […] in terms of facilitating the political process, and, three, that 
the TFG gets as much opportunity to provide services to its 
population. 
I don’t think there would be a TFG, if AMISOM would not be there. 
If the point of departure is, that TFG should be in place, then 
AMIOSM has managed to provide that (Embassy of Denmark 2011). 
2011 und 2012 sind Vertreter der internationalen Gebergemeinschaft sehr einhellig 
der Auffassung, dass die TFG ohne die AU-Mission nicht länger existieren würde: 
Um es relativ deutlich zu sagen: Wir wären in Mogadischu jetzt nicht 
da, wo wir jetzt sind, wenn es AMISOM nicht gäbe. Also die 
Übergangsregierung könnte gar nicht vor Ort sein. […] Dadurch, 
dass AMISOM immer wieder verstärkt wurde, ist Mogadischu jetzt 
befreit von Al Shabaab. […] meine Einschätzung, und ich glaube auch 
die Einschätzung der meisten, ist, dass wir nicht da wären wo wir 
sind, wenn es AMSIOM nicht gäbe und, dass wir weiterhin diesen 
militärischen Aspekt brauchen. […] (Dt. Botschaft 2011B). 
Ähnlich deutlich heißt es: 
If AMISOM would not be there, TFG would collapse tomorrow 
(Embassy of Finland 2012). 
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Die entscheidende Funktion von AMISOM bestehe also darin, eine Art 
Zentralregierung – und damit einen offiziellen Gesprächspartner der internationalen 
Gemeinschaft – am Leben zu erhalten: 
Definitely the relevance of AMISOM is that it keeps a minimum 
territory, a minimum area for the TFG to have their pocket to breathe. 
It is a crucial function, because it means that the official government 
that has been recognized by most UN member states as the legitimate 
state representation of Somalia is there and is at least there to stay 
because of AMISOM. I think we all argue if it would not be for 
AMISOM there would not be a TFG representation in Mogadishu by 
now. 
[…] 
We would like to have some kind of interlocutor, we call it a state, but 
it is not very much like some other states. […] it’s not unique, but at 
least it is important that there is some kind of central government. So 
AMISOM keeps that alive, it has done so for the past three, four years 
(Embassy of the Netherlands 2012). 
AMISOM gewährleiste allerdings nicht lediglich die Stabilisierung Südsomalias – 
wie insbesondere von Somaliland kritisiert wird –, sondern wird als bedeutend für 
die Sicherheitssituation aller somalischen Regionen bzw. des gesamten Landes 
gesehen: 
AMIOSM is a support that comes on top of a broader development 
cooperation program that is benefiting the entire country. So it is not 
either or, it is really an additional intervention, that doesn’t touch on 
the Somalia envelope as such. […] So the investment that we do in 
AMIOSM has to be seen by the other region[s] as an investment for 
the security of the entire country (EU Somalia Unit 2011). 
Aus der Perspektive von AMISOM wird insbesondere der eigene Beitrag 
unterstrichen, dafür Sorge zu tragen, dass Somalia weiterhin im Bewusstsein der 
internationalen Akteure bleibt: „We are doing a lot […] that Somalia remains on the 
international agenda“ (AMISOM 2011). 
Zumindest teilweise wird aber stark kritisiert, dass AMISOM entgegen ihres 
ursprünglichen Mandats agiert: 
The problem comes when [you ask] what is AMISOM doing? 
AMIOSM is actually fighting a war. That was not the design. The 
design was […] the government should develop their own forces to 
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fight. And AMISOM would stay in reserve, in the back for supporting, 
but not in the front. The opposite has happened (UNPOS 2011B). 
Im Aufbau der somalischen Armee sei jedoch ein zu einseitiger Fokus auf die 
Ausbildung der Soldaten gerichtet worden: 
[…] EU did a very good training program, but in all of developing the 
Somali army especially, […], opportunities were missed. […] when 
you train an army, when you create an army, you need a whole 
structure around that, which is a command and control, which is the 
supplies, logistics, infrastructure, everything. There was so much 
heavy emphasis on training, people forgot about the rest. 
I went to Mogadishu many times and I see these young men led by 
generals, who are 17 years old and there is nobody in between. It’s a 
weak structure. 
[…] And similar problems with the police, too. […] you don’t have 
uniforms and equipment and they are hanging around and they will 
not be recognized as police. 
This part, I think, we all collectively failed to get it right. […] The 
problem lies – AMIOSM has to leave at some point, they cannot stay 
in Somalia forever. But it has to leave behind a proper security 
structure (UNPOS 2011B). 
Vertreter der internationalen und europäischen Kooperation mit Somalia sind sich 
der sehr begrenzten politischen Reichweite der TFG und der mit AMSIOM 
verbundenen Herausforderungen also durchaus bewusst. Zumindest partiell werden 
auch Bedenken dabei geäußert, state-building zu forcieren. Es wird deutlich, wie 
stark Akteure der internationalen Somalia-Politik von der Idee des Staatsaufbaus und 
der Kooperation zwischen Nationalstaaten geleitet sind, obgleich sie ein Bewusstsein 
über die Grenzen bzw. die negativen Wirkungen externer Einflussnahme zeigen: 
[…] it’s also potentially dangerous, if they would go through all the 
motions that we require them to do […]. State-building is not just a 
machine where you put your inputs at the one hand and at the other 
side you’ll have a nice functioning nation-state. If it only were so 
simple, right. It’s not. I think, we could potentially do more harm, if 
we are very much focusing on processes and on those outcomes and 
say, here is your government, here is your new constitution, you will 
have elections […] (Embassy of the Netherlands 2012). 
[…] 
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Aus derselben Perspektive heißt es aber auch: 
20 plus years of a vacuum has created some interesting structures – 
it’s not that it is a big anarchy, it’s functioning quite well in terms of 
business, in terms of banking systems, mobile phone perception, 
internet – not really issues that a poor peasant would care about, but 
it is remarkably well compared to many other African states, that have 
a proper state, right. There are alternative structures in place, but the 
problem is, that we don’t have a way to deal with them. We don’t think 
we should deal with them. It would imply that there is an alternative to 
the nation state and you can also be governed by something else, by 
private business or something like that (ebd.). 
Die internationale Gemeinschaft wolle Somalia als Staat aufrechterhalten. Zwar 
werfe die bisherige Vorgehensweise große Fragen auf, dennoch gebe es kein anderes, 
„besseres“ Modell als das des Staates: 
Whether the state is the idea or not, I don’t know, but it is what the 
international community wants Somalia to be. […] 
State failure, I mean, is obvious. It’s one of the classicals of a failed 
state. But you have to look at how the failure of a state affects people 
on the ground. And there are coping mechanisms that people use. But 
if you look at a different angle, which is, Somalia has been in a state 
of humanitarian crisis for 20 years; the international community has 
put eight billion Dollars into it and has had overall no effect […], 
which means it is something wrong underline. […] 
For me restoration of state is restoration of peace and stability, 
because we have no other model to deal with it. If we had a better 
model, I prefer that, but we don’t have. 
[…] 
We need to put in place the state, which is ministries that function. 
Policing, community policing, some form of basic services, medical 
education – something that is associated with the state. […] You have 
to build that infrastructure that is on the security side and on the non-
security side, all the way from social to economic to administrative to 
security […] (UNPOS 2011B). 
Obwohl erkannt wird, dass die stattfindenden Transformationsprozesse funktionale 
Strukturen hervorbringen, sehen Vertreter der internationalen und EU-Somalia-
Politik keine Alternativen zum tradierten Staatsmodell bzw. möchten zum Teil, wie 
zuvor auch deutlich wird, explizit keine Alternativen zulassen. 
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Trotzdem wird die EU als neutral agierender Akteur gegenüber Somalia beschrieben, 
der keine Politiklösungen vorgeben möchte, sondern einen internen Dialog und 
Einigungsprozess unterstützt. Ein für Somalia funktionierendes System sei bislang 
nicht erfunden worden: 
The EU doesn’t have a preferred option, what the Somalis will 
choose. […] Anything that resembles […] a centralized, unitary, 
monolithic structure will not work. […] Now our approach is really to 
help them to dialogue, to support their internal peace process 
reconciliation […]. […] it seems as if the system that will work for 
Somalia has not been invented yet (EU Somalia Unit 2011). 
So blieb die Übergangsregierung – und bleibt die gegenwärtige post-transition-
Regierung – ein wichtiger Akteur für die internationale Gebergemeinschaft, um an 
Somalias Einheit festzuhalten. Weitreichende Einigkeit besteht nun im Hinblick 
darauf, mittels eines föderalen Modells eine politische Lösung für Somalia zu finden. 
[…] die einzige Möglichkeit das zu tun [den somalischen Staat wieder 
aufzubauen], wäre wirklich […] eine ganz lockere Föderation zu 
bilden, wo die einzelnen Regionen dann höchst mögliche politische 
Autonomie haben (EEAS 2011A). 
Hierfür gilt Somaliland als Vorbild: 
They [Somalia, the Somalis] should follow the Somaliland-model. […] 
They should have strong local administrations […] and then they can 
become like an emirate or […] federal state; not that kind of central 
government in Mogadishu, which pretends to be everything and is 
nothing – it is a fiction (Embassy of Finland 2012). 
Bereits in der „Strategy for the Implementation of Special Aid to Somalia“ (2002-
2007) hebt die Kommission das verfolgte föderale Prinzip im staatlichen Aufbau 
hervor: 
[…] the Commission does not subscribe to the need to build and 
institutionalise, yet again, a highly centralised system of governance. 
This would undermine the federal principle that has emerged as the 
desired future governance system without disagreement in all peace 
processes since 1991 (EC (n.d.)a: 5). 
Fraglich bleibt in diesem Zusammenhang, ob bezüglich des föderalen Prinzips – als 
nationaler Vision und nationalem Plan –, in seiner Umsetzung tatsächlich 
miteinander vereinbare Auffassungen bestehen (bspw. hinsichtlich des Grades von 
Autonomie der jeweiligen föderalen Einheiten), also ein gemeinsames Verständnis 
von somalischem Föderalismus existiert (oder gegenwärtig überhaupt existieren 
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kann). Festzuhalten bleibt auch, dass die hier erwähnten Friedensprozesse kaum alle 
gesellschaftlich relevanten Akteure umfassten, sodass es zumindest problematisch 
erscheint, von nicht existierenden Differenzen bezüglich des Prinzips auszugehen. 
Mit dem Prinzip des Föderalismus hat die Kommission einen Weg eingeschlagen, 
der sie verstärkt in die Situation versetzt, Vertreter somalischer Regionen in ihrem 
politischen Erstarken und in den Aushandlungen mit der nationalen Regierung zu 
unterstützen. Dieser Prozess ist insbesondere im Hinblick auf die für 2016 
festgesetzten (nun fraglichen) Präsidentschaftswahlen vorangetrieben worden. 
Lokale Aushandlungsprozesse und die Möglichkeit zur Einigung zunächst innerhalb 
solcher föderaler Einheiten scheinen in Anbetracht der zeitlich kurzen Terminierung 
(erneut) riskiert zu werden. 
„Window of opportunity“, aber kein gemeinsamer Ansatz 
Während die Somalia-Politik zunehmend von Pessimismus und Hilflosigkeit der 
internationalen und EU-Akteure geprägt worden ist (vgl. Dt. Botschaft 2011A; Dt. 
Botschaft 2011B), sieht das mit Somalia betraute Personal der EU und der 
internationalen Gemeinschaft im Dezember 2011 sehr einhellig ein „window of 
opportunity“ für das internationale Engagement in Somalia, da die Al Shabaab in 
diesem Zeitraum stärker unter Druck gerät und territorial zurückgedrängt wird: 
[…], vielleicht haben wir jetzt ein ‚window of oppurtunity‘, dass es 
eine neue Dynamik, ein neues Momentum gibt zu schauen: Welche Art 
von politischem Engagement? Welche Akteure [gibt es], die vielleicht 
doch einen Unterschied machen? Ich glaube, daran ist Europa 
sicherlich interessiert, zu so einem Prozess etwas beizutragen (Dt. 
Botschaft 2011A). 
Als Herausforderung werden insbesondere innerhalb der AU die zahlreichen 
parallelen Initiativen gesehen, die einem gemeinsamen Ansatz entgegenstehen: 
Right now, what is happening is one of the best opportunities that we 
have not seen two decades […] we need to really come together and 
work out […] – one of the weaknesses in approaches to resolve 
conflicts […] are these numerous, numerous, numerous parallel 
initiatives (AU 2011). 
Und: 
The other problem [is a] lack of common approach […] by the 
external stakeholders (IGAD 2011). 
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Innerhalb der politischen Abteilung von AMISOM werden konkret die gegenläufigen 
föderal staatlichen Ansätze problematisiert, die die internationale Gemeinschaft 
verfolge: 
We look at Somalia as a state with different regional groupings. We 
are all considering one form of federalism […] for Somalia. […] It’s 
our approach that differs. Where as we would like to look at it from 
top-bottom, others probably want to see it from the bottom-up, 
strengthening much more the regions – Puntland, Somaliland […] in 
the last six months we have had well over a dozen regional 
administrations coming up and claiming […] to be recognized. 
[…] 
We have to find a middle ground, a creative way to ensure that 
Somalia remains one viable state, but most importantly a state that is 
federal […] the form of federalism […] we can work out (AMISOM 
2011). 
Vertreter der EU Delegation in Kenia sowie der dortigen Somalia Unit kritisieren mit 
Bezug auf die EU sowie die EU-Mitgliedsstaaten allerdings, dass es überhaupt 
keinen Plan und keine Strategie für Somalia gebe. Sie halten es für entscheidend, den 
politischen Einfluss der EU in den Beziehungen mit Somalia stärker zu entwickeln 
(vgl. EU Delegation to Kenya 2011). 
Zwischenresumée 
Wie mit der aktuellen Kooperationsvereinbarung zwischen der EU und Somalia zum 
Ausdruck kommt, die innerhalb des „National Indicative Programme“ (2014-2020) 
und des „Somali Compact“ (2013) geregelt ist, hat sich die EU nun zumindest in 
ihrer Entwicklungszusammenarbeit offiziell zwei somalischen Partnern zugewandt. 
Der „Somali Compact“ (2013) beschreibt unter dem Abschnitt „A new Partnership 
for more effective international Assistance“ Entwicklungshilfe als entscheidenden 
Faktor des Peace- und state-building. Für Regierung und Entwicklungspartner gelte, 
verstärkt an der Effizienzsteigerung von internationaler Hilfe zu arbeiten und zu 
zeigen, dass diese Hilfe zu Ergebnissen im Peace- und state-building beiträgt: 
This will require a paradigm shift in the way aid is provided away 
from ‘business as usual’ to more innovative, flexible and risk-taking 
approaches based on the principles of the New Deal and international 
commitments on aid effectiveness (The Federal Republic of Somalia 
2013: 13). 
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Auch der „ownership“-Aspekt findet als erstes Prinzip der „Somali Compact 
Partnership Principles“ seinen Niederschlag: „1. Development is Somali-owned and 
Somali led“ (The Federal Republic of Somalia 2013: 13). 
Dem Schritt – de facto offenbar zwei Regierungspartner in Somalia anzuerkennen – 
gehen die bereits genannten pragmatischen Anpassungen in der 
entwicklungspolitischen Praxis (siehe dazu weiter Kapitel 5.2.3), aber auch eine 
formulierte Anpassungssuche und -leistung in den internationalen und EU-
politischen Strategieformulierungen voraus. Nach diesen wird im nachfolgenden 
Unterkapitel gefragt. 
5.2.2 Anpassung der Hilfe für „countries in fragile situations“ – Staatsaufbau 
durch Entwicklungsförderung und politischen Dialog auf lokaler Ebene 
Internationale und EU-Dokumente befassen sich zum Teil explizit mit der Frage 
nach einer Anpassung von Entwicklungshilfe und Entwicklungspolitiken an die 
Kontexte von Fragilität: 
While the guiding principles of effective aid apply equally to fragile 
states, they need to be adapted to environments of weak ownership 
and capacity and to immediate needs for basic service delivery (High-
Level Forum on Aid Effectiveness 2005: 6; hier wird Bezug auf die 
OECD/DAC ‘Draft Principles for Good International Engagements in 
Fragile States’ genommen). 
In der „Paris Declaration on Aid Effectiveness“ (2005) heißt es bezüglich des 
Anspruchs effektive Hilfe in fragilen Staaten leisten zu wollen: „the long-term vision 
for international engagement in fragile states is to build legitimate, effective and 
resilient state and other country institutions“ (High-Level Forum on Aid 
Effectiveness 2005: 6). 
Dabei gelte es zunächst, in größtmöglichem Maße auf die Gegebenheiten auf 
zentraler Ebene zurückzugreifen, anderenfalls aber in gleichem Maße von 
alternativen Systemen Gebrauch zu machen: 
Donors commit to: […] [a]lign to the maximum extent possible behind 
central government-led strategies or, if that is not possible, donors 
should make maximum use of country, regional, sector or non-
government systems; [a]void activities that undermine national 
institution building, such as bypassing national budget processes or 
setting high salaries for local staff (High-Level Forum on Aid 
Effectiveness 2005: 7). 
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Der „New Deal for engagement in fragile states“ (2011) hält eine neue Struktur von 
Entwicklung und neue Formen der (Zusammen)Arbeit für notwendig, um, ausgehend 
von fragilen Situationen, friedliche Staaten und Gesellschaften aufzubauen: 
[…] a new development architecture and new ways of working, [that 
are] better tailored to the situation and challenges of fragile contexts, 
are necessary to build peaceful states and societies (International 
Dialogue 2011: 1). 
Bezüglich des Zusammenwirkens unterschiedlicher EZ-Finanzierungsinstrumente, 
mit deren Hilfe Entwicklungspolitik an neue Bedingungen angepasst werden soll, 
thematisiert die Kommission in ihrer Mitteilung „Future Approach to EU Budget 
Support to Third Countries“ (2011) auch das Potenzial von Budgethilfe für fragile 
Kontexte (vgl. EC 2011b). Der Rat der Europäischen Union begrüßt die Mitteilung 
mit u. a. folgenden Beschlüssen: 
1. The Council welcomes the Commission Communication […] and 
the proposals contained therein to adapt EU budget support to the 
changing environment and to improve its impact and value for money 
for achieving development results. 
[…] 
11. Situations of fragility call for action to ensure vital state functions 
and basic services delivery to populations, to support transitions 
processes and promote human rights, democracy, the rule of law and 
good governance. Providing budget support in the form of State 
Building Contracts with partner countries in fragile situations should 
be based on a case-by-case approach and an assessment of potential 
benefits and risks, an analysis of alternative aid modalities as well as 
of the cost of inaction. […] These contracts will also bring into 
practice the ‘New Deal for Engagement in Fragile States’ endorsed in 
Busan by the EU and its Member States (EU Council 2012: 3). 
Auch hier kommt die Zweigleisigkeit eines pragmatischen Ansatzes zum Ausdruck, 
so weit als möglich an einer zentralen staatlichen Ebene festzuhalten, aber 
gleichzeitig – und insofern hat sich die Herangehensweise der internationalen 
Gemeinschaft verändert – auf lokaler und nichtstaatlicher Ebene anzuknüpfen sowie 
ggf. alternative Modalitäten der Hilfeleistungen zu untersuchen. 
Stärkung der Zivilgesellschaft und der nichtstaatlichen Akteure auf lokaler Ebene 
Bereits in früheren Dokumenten wird eine Form der politisch-strategischen 
Anpassung im Hinblick auf fragile Situationen angedeutet. Dies erfolgt bspw. mit 
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dem Verweis auf die Zivilgesellschaft und einen anzustrebenden politischen Dialog 
mit Vertretern der lokalen Ebene(n), der die Kooperation mit Partnern auf zentraler 
Ebene ergänzen oder ersetzen soll. 
So zielen die bereits zitierten Council Conclusions (2007) für Kontexte fragiler 
Situationen auch auf einen politischen Dialog mit Vertretern der Zivilgesellschaft 
und lokalen Autoritäten ab: 
10. In situations of fragility, political dialogue is especially important 
and should be further developed and reinforced. Where no such 
dialogue exists, confidence building measures should be considered. 
The Council also believes that a dialogue should be pursued with civil 
society and local authorities (EU Council 2007a: 2). 
Entsprechend der Wahrnehmung von Fragilität als Governance-Defizite benennen 
die Council Conclusions die Förderung von „democratic governance“ als 
Schlüsselelement in der Prävention und Überwindung von Fragilität (vgl. EU 
Council 2007a: 1). Es gelte die Fähigkeiten des Staates dahingehend zu stärken, 
seine Kernfunktionen auszuüben. Aber hinsichtlich des Aufbaus legitimer politischer 
Systeme soll es auch um die Stärkung der Verbindungen zwischen staatlichen 
Institutionen und der Gesellschaft gehen – um: „constructive linkages between State 
institutions and society, including Non-State Actors (NSA), […]“ (EU Council 
2007a: 3). 
Punkt fünf der EU „Council Conclusions on Security and Development“ (2007) 
fordert die Gemeinschaft der europäischen Staaten dazu auf, Wege des Dialogs und 
der Kooperation mit Akteuren auf lokaler Ebene und aus dem privaten Sektor zu 
erweitern: 
5. The Council, underlining that conflict prevention should be pursued 
as a priority goal in particular by fostering and strengthening 
development cooperation, invites the Community, within the 
respective competences of its Institutions, to further enlarge and 
improve channels of dialogue and cooperation with civil society, 
NGOs, local authorities and the private sector (EU Council 2007b: 2). 
Unter dem Abschnitt „Partnerships with regional and subregional organizations“ 
heißt es zudem in Punkt 12: 
12. The Council […] underlines that frameworks agreed with regional 
and subregional organisations should be considered when designing 
future actions related to security and development. […] (ebd.: 3). 
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Zuvor diskutiert die Kommission in ihrer Mitteilung (EC 2007) das Potenzial einer 
Vielfalt von (auch lokalen) Akteuren und Autoritäten sowie die Möglichkeit, dieses 
Potenzial durch eine Vereinfachung derer Zugänge zu Finanzierungen zu vergrößern: 
Engagement in situations of fragility should be open to a wide range 
of players, such as UN agencies, the Red Cross Movement or in-
country actors. Parliaments, decentralised authorities and civil 
society have great potential for driving change, which can be 
maximised by facilitating their access to funding (EC 2007: 7). 
Für den Fall der „most extreme cases“ wird die Zusammenarbeit mit alternativen 
Akteuren gar als notwendig beschrieben: 
In the most extreme cases, the central government is not committed to 
democratic governance. Engaging with other actors, such as civil 
society, local authorities or parliaments is necessary. In complement, 
dialogue on less controversial issues, such as service delivery or 
employment generation, should continue with central governments, to 
progressively build political will for reform (ebd.: 10). 
Es folgt eine Beschreibung, nach der Geber ihre Strategie in besonders schwierigen, 
fragilen Situationen, die der Teilhabe an Entwicklung und dem Respekt von 
Menschenrechten entgegen stehen, von der direkten Zusammenarbeit mit 
Regierungen auf die Unterstützung anderer Akteure verlagern: 
In the most difficult situations, donors shift from direct engagement 
with governments to support other actors that can drive change. 
Procedures established under the Thematic Programme ‘Non State 
Actors and Local Authorities in Development’ and the EIDHR 
[European Instrument for Democracy and Human Rights] are well 
adapted to situations of fragility, which support alternative actors in 
situations that are not favourable to participatory development or to 
respect for human rights (ebd.: 11). 
Das EIDHR wurde im Jahr 2006 eingeführt. Das Instrument ersetzte die „European 
Initiative for Democracy and Human Rights“ (2000-2006) und baute auf diese auf 
(vgl. EC EuropeAid (n.d.)c). Die EC unterstützt Demokratie und Menschenrechte 
u. a. mittels des EIDHR und zielt darauf, zivilgesellschaftliche Akteure zu einer 
effektiven Kraft für politische Reformen und für die Verteidigung von 
Menschenrechten zu machen. Dabei ergänzt das EIDHR andere Instrumente, durch 
welche die EU ihre Politiken für Demokratie und Menschenrechte implementiert: 
The EIDHR is designed to help civil society to become an effective 
force for political reform and defense of human rights. Building on its 
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key strength, which is the ability to operate without the need for host 
government consent, the EIDHR is able to focus on sensitive political 
issues and innovative approaches and to cooperate directly with local 
civil society organisations which need to preserve independence from 
public authorities, providing for great flexibility and increased 
capacity to respond to changing circumstances. 
[…] 
Assistance under EIDHR complements other tools which are used to 
implement EU policies for democracy and human rights. These range 
from political dialogue and diplomatic initiatives to various 
instruments for financial and technical cooperation, including the 
Development Co-operation Instrument and ENPI. It also complements 
the more crisis-related interventions of the Instrument for Stability 
(EC EuropeAid (n.d.)d). 
Der Vorteil dieses entwicklungspolitischen Instruments für bestimmte fragile 
Kontexte bestünde in der Möglichkeit, Maßnahmen ohne die Zustimmung der 
Regierung des Partnerlandes zu finanzieren: 
The EIDHR instrument can grant aid where no established 
development cooperation exists, and can intervene without the 
agreement of the governments of third countries. It can support 
groups or individuals within civil society defending democracy as well 
as intergovernmental organizations that implement the international 
mechanisms for the protection of human rights. […] Work with, for 
and through civil society organizations gives to the EIDHR its critical 
profile (ebd.). 
In der „EU response to situations of fragility“ heißt es in eben diesem Sinne: 
One of the specificities of the EIDHR is that [it] can fund activities 
without partner country governments’ approval. This can be an 
additional advantage in certain fragile situations. However, the 
EIDHR can only act in complementarity with the applicable 
geographic programmes (EC 2007: 11). 
In der Mitteilung der EC zu ihrem thematischen Programm „Non State Actors and 
Local Authorities in Development“ (2006) findet mit dem Verweis auf frühere 
Dokumente und Beschlüsse die Beteiligung nichtstaatlicher Akteure und lokaler 
Autoritäten am Prozess der Entwicklungsförderung besondere Betonung als bereits 
etabliertes Prinzip der Entwicklungspolitik der Kommission. Dieses Prinzip schlage 
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sich auch in den Partnerschafts- und Kooperationsabkommen nieder und komme im 
partizipativen Ansatz von Entwicklung zum Ausdruck: 
The ‘Partnership’ dimension of ACP-EC cooperation has facilitated 
the emergence, the progressive consolidation and the formalization of 
participatory approaches to development. Participation is explicitly 
included among the principles of ACP-EU cooperation and includes a 
broad range of stakeholders (EC 2006: 5-6). 
Die Mitteilung benennt den generellen Trend in den Kooperationspartnerschaften der 
Kommission (über die ACP-Staaten hinaus), zivilgesellschaftliche Organisationen 
verstärkt, auch in den politischen Dialog, einzubeziehen, und konstatiert 
schlussfolgernd: „Civil society participation is therefore an integral part of the EC’s 
normal way of working“ (ebd.: 6). 
Die Mitteilung hebt für das thematische Programm zu den nichtstaatlichen Akteuren 
und lokalen Autoritäten in der Entwicklungskooperation einen akteursorientierten 
Ansatz hervor: „The establishment of a segmented and actor-oriented approach shall 
contribute to an innovative and simpler approach to the co-financing of these actors“ 
(ebd.: 6). Einige der Begründungen für das thematische Programm beziehen sich auf 
Bedingungen von „situations of difficult partnership“: 
Where cooperation via geographical programmes is restricted, such 
as in difficult partnerships, the programme will enable the EC to 
remain engaged, to directly support populations, to facilitate aid 
implementation and access to basic services, to enhance 
democratisation processes and to facilitate peace-building processes 
in such situations. This should complement progress made by public 
institutions in these areas. 
[…] 
The programme will help build confidence between state and non-
state actors, for instance regarding policy discussion, basic services 
delivery, etc., in order to facilitate their progressive integration into 
geographic programmes where this is not yet the case. 
[…] 
Across the board, the programme will support stakeholders’ right of 
initiative, in subsidiarity to geographical programmes, by funding 
their ‘own initiatives’, rather than defining in detail the activities to be 
supported as ‘implementing partners’. […] (ebd.: 6-7). 
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Als entwicklungspolitisches Instrument verfolgt das Programm die Beseitigung von 
Armut als allumfassendes Ziel im Rahmen nachhaltiger Entwicklung. Damit 
einhergehende Zielsetzungen beziehen sich auf „good governance“ und 
Menschenrechte als übergreifende Kernelemente von Interventionen in 
Partnerländern (vgl. ebd.: 10). Die Mitteilung formuliert generelle Prioritäten für das 
thematische Programm, um diese Ziele zu erreichen, darunter: 
Facilitating stakeholders’ participation in situations which are not 
favourable such as difficult partnerships, unstable situations, conflict, 
no status for civil society actors, poor governance, etc. 
[…] 
Facilitating citizens’ active engagement through awareness raising 
and education for development, advocacy and campaigns. 
[…] 
Reinforcing structures for dialogue and information sharing between 
stakeholders organizations, by promoting networking and exchanges 
of best practices and North-South relationships (ebd.: 11). 
Im entsprechenden Strategiepapier (2007-2010) „Thematic Programme Non-state 
actors and local authorities in development“ heißt es zusammenfassend: 
The overarching objective is poverty reduction in the context of 
sustainable development, including pursuit of the Millennium 
Development goals (MDG) and other internationally agreed targets. 
It is an ‘actor-oriented’ programme aimed at capacity building 
through support to ‘own’ initiatives from non-state actors (NSA) and 
local authorities originating from the EU and partner countries (EC 
(n.d.)b: 2). 
Während sich die Bezeichnung nichtstaatlicher Akteure auf eine große Bandbreite 
unterschiedlicher Akteure erstrecke, liege ein gemeinsames Merkmal in ihrer 
Unabhängigkeit vom Staat und der freiwilligen Basis als Grundlage für gemeinsames 
Handeln sowie das Vertreten gemeinsamer Interessen. Dabei wird auf die Erfahrung 
in der EZ verwiesen, die eine Gruppe der Akteure innerhalb der vielfältigen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen mitbringt. 
Lokale Autoritäten beschreibt das Strategiepapier als Teil der staatlichen Struktur – 
als denjenigen Teil, der den Bürgern im Vergleich zu anderen öffentlichen 
Institutionen deutlich näher ist. Lokale Autoritäten könnten entscheidende 
Kenntnisse in Bezug auf Dienstleistungen (Bildung, Gesundheit, Wasser, Transport 
etc.), den Aufbau demokratischer Institutionen und effektiver Administrationen 
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zeigen, aber auch als Katalysator für Veränderung dienen sowie dafür, Vertrauen 
zwischen unterschiedlichen Parteien herzustellen: 
They can provide a long-term, country-wide vision on how to build 
inclusive societies as actors with the necessary political legitimacy 
and the capacity to mobilise other local actors (ebd.: 5). 
So soll das „Thematic Programme NSA and local authorities in development“ eben 
diese Akteure insbesondere in Situationen ihrer Marginalisierung unterstützen: 
This programme shall support local authorities where country 
programmes do not provide appropriate support, including situations 
where they are marginalized or outside the policy process (ebd.: 5). 
Eine Priorität liegt auch darauf, globale, „multi-country/regional“ Initiativen zu 
unterstützen, die durch dieses Programm effizienter gewährleistet würden als durch 
geographische Programme (vgl. ebd.: 10). Mit diesem Programm zu nichtstaatlichen 
und lokalen Akteuren, das gerade auch auf die Förderung (über)regionaler und 
globaler Initiativen abzielt, wird offenbar die charakteristische Vernetzung lokaler 
Akteure jenseits „der lokalen Ebene“ reflektiert. Denn neben der bislang fokussierten 
nationalen Idee nun verstärkt eine rein lokale Ebene zu imaginieren, würde die 
Komplexität und die Dynamik der entsprechenden Akteurskonstellationen 
verkennen.38 
Es zeigt sich hier auch, dass mittels thematischer Programme offenbar eine 
Möglichkeit geschaffen wird, entwicklungspolitisch verstärkt jenseits der tradierten 
Kooperationswege agieren zu können. Die EU setzt also zumindest auf zusätzliche 
Kanäle über die Regierungspartnerschaften hinaus, entlang welcher die 
geographischen Programme angelegt sind. Allerdings werden in diesem Kontext 
kaum räumliche bzw. territoriale Bezüge hergestellt. Es scheint theoretisch darum zu 
gehen, die politischen Kräfte lokaler Akteure zu fördern und auf diese Weise zu 
Reformprozessen zu gelangen. Der Schwerpunkt wird hier wohl eher auf politische 
Gegengewichte, denn auf die Transformation und Autonomisierung sozio-politischer 
Räume gelegt. De facto wird dabei durchaus zu einer Reterritorialisierung von 
Räumen beigetragen. 
                                                 
38 Die kritische Peacebuilding-Literatur verweist insbesondere auf die Unterschiede zwischen 
„liberal“ und „local“, Unterschiede und Vielfalt innerhalb der lokalen Sphäre bleiben jedoch zumeist 
unterbelichtet (vgl. Simons & Zanker 2014). Simons & Zanker (2014) argumentieren in „Questioning 
the local in Peacebuilding“ mit Bezug auf Burundi und die DRC, dass 1) lokale Räume („the local“) 
fragmentiert und Akteure sowie Themen umkämpft sind, b) weder Akteure noch Diskurse rein lokal 
sind und c) die Idee einer kohärenten, kollektiven und lokalen Handlungsmacht lokal bestritten wird 
(vgl. Simons & Zanker 2014: 1, 6-14). 
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In der „Accra Agenda for Action“ (2008) setzten internationale Akteure auf einen 
politischen Dialog über Entwicklung und Entwicklungsstrategien zwischen den 
nationalen Regierungen und lokalen Akteuren, den es zu unterstützen bzw. zu 
erweitern gelte: 
We will broaden country-level policy dialogue on development: 13. a) 
Developing country governments will work more closely with 
parliaments and local authorities in preparing, implementing and 
monitoring national development policies and plans. They will also 
engage with civil society organisations (CSOs) (High Level Forum on 
Aid Effectiveness 2008: 16). 
Entsprechend streben die Geber eine Unterstützung aller Entwicklungsakteure und 
eine Vergrößerung von deren Kapazitäten an: 
b) Donors will support efforts to increase the capacity of all 
development actors – parliaments, central and local governments, 
CSOs, research institutes, media and the private sector – to take an 
active role in dialogue on development policy and on the role of aid in 
contributing to countries’ development objectives (ebd.: 16). 
Betonung findet darüber hinaus eine angestrebte Zusammenarbeit mit 
zivilgesellschaftlichen Organisationen als unabhängige und eigenständige Akteure 
der Entwicklung: 
20. We will deepen our engagement with [civil society organizations] 
CSOs as independent development actors in their own right whose 
efforts complement those of governments and the private sector. We 
share an interest in ensuring that CSO contributions to development 
reach their full potential (ebd.: 19). 
Das „Kinshasa Statement“ (2008) knüpft an diese Hinwendung zu 
zivilgesellschaftlichen Akteuren an und bekräftigt deren Einbindung im Aufbau 
inklusiver Partnerschaftsbeziehungen: 
We [representatives of partner and donor countries involved in the 
Round Table 7 at the High Level Forum on Aid Effectiveness] 
recognise the need for an adapted development partnership in 
situations of fragility and conflict. […] the participants in the 
Kinshasa meeting undertake to establish and develop a strong and 
inclusive partnership including civil society beyond Accra. 
[…] 
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We agree on the fundamental importance of peace building and state 
building in situations of fragility and conflict. State building is about 
strengthening state-society relations and working with all three 
branches of government (executive, judiciary, legislative) and civil 
society. State building takes place at all levels of government – from 
local to national (Representatives of partner and donor countries 
2008: 1, 2). 
„Increasing the impact of EU Development Policy: an Agenda for Change“ lautet der 
Titel einer Mitteilung der Kommission im Jahr 2011, die u. a. auf die wachsende 
Rolle der Zivilgesellschaft sowie von lokalen und regionalen Autoritäten in der 
Entwicklung eingeht: 
At a critical juncture – facing new global challenges, close to the 
2015 target for achieving the Millennium Development Goals (MDGs) 
and in the midst of preparations for the next Multiannual Financial 
Framework (MFF) – the EU must choose the right mix of policies, 
tools and resources to be effective and efficient in the fight against 
poverty in the context of sustainable development. The Commission is 
proposing an Agenda for Change to strengthen Europe’s solidarity 
with the world’s developing nations in this fight. 
[…] 
There is also scope for the EU to work more closely with the private 
sector, foundations, civil society and local and regional authorities as 
their role in development grows (EC 2011a: 3). 
Ohne die prinzipielle Orientierung am Ziel des Staatsaufbaus verlassen zu haben, 
dokumentiert die 2002-2007 EC-Strategie eine stärkere Gewichtung von Kapazitäts- 
und Institutionenaufbau auf lokaler Ebene: 
[While] the principle orientation [of improving the security, peace 
and general political tranquility as well as the social and economic 
status of the people of Somalia] remained unchanged, more emphasis 
was given to the capacity and institution building at local level, 
allowing the Commission to fund some infrastructure rehabilitation 
projects and related institutions (EC (n.d.)a: 16). 
Und auch die zuvor zitierte Mitteilung der Kommission für eine „Agenda for 
Change“ (2011) hält fest: 
In situations of fragility, specific forms of support should be defined to 
enable recovery and resilience, […]. The aim should be to maximise 
national ownership, both at state and local levels so as to secure 
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stability and meet basic needs in the short term, while at the same time 
strengthening governance, capacity and economic growth, keeping 
state-building as a central element (EC 2011a: 10). 
Zwischenresümée 
Insgesamt liefern die aufgeführten Dokumente und Strategiepapiere aus dem 
Zeitraum der Jahre 2000 bis 2015 Zeugnis davon, dass internationale und EU-
Akteure in steigendem Maße die lokale Ebene und ihre teils nichtstaatlichen Akteure 
fokussieren. Das dort wahrgenommene Potenzial soll genutzt werden, ohne die 
jeweilige nationale oder zentrale Ebene außer Acht zu lassen bzw. zu umgehen, 
solange dafür Möglichkeiten bestehen. NSA und zivilgesellschaftliche Akteure gelte 
es vor allem in nationale Entwicklungsprozesse und -visionen sowie in einen 
entsprechenden politischen Dialog einzubeziehen. In Kontexten weitreichender 
Fragilität scheinen diese Akteure dann gar als Ausgangspunkt für solche Prozesse 
erachtet zu werden. In den Dokumenten werden dementsprechend 
entwicklungspolitische Strategien beschrieben, die darauf zielen, die 
unterschiedlichen Akteure auf lokaler Ebene in ihrer Kraft und Möglichkeit zu 
unterstützen, politische Reformen im Prozess des Staatsaufbaus anzustoßen und 
voranzutreiben. Mit den thematischen Programmen hat die EU/EC einen Weg 
gefunden, sich auch ohne die Abstimmung zwischen Geberseite und (offizieller) 
Partnerregierung alternativen Partnern zuzuwenden. Lokale und nichtstaatliche 
Akteure sind also deutlich stärker in den Fokus der entwicklungspolitischen 
Kooperation der EU gerückt worden. Aus internationaler und EU-Perspektive 
bleiben diese Akteure aber Protagonisten gesamtstaatlicher bzw. nationaler Visionen. 
In den analysierten Dokumenten werden sie entschieden als Teil (langfristig) 
nationaler Lösungen betrachtet. Diese Untersuchung basiert hingegen auf der 
Annahme, dass die entwicklungspolitische Unterstützung der lokalen Ebene auch 
bedeutet, den Aufbau autonomer sozio-politischer Räume mit zu befördern und eben 
nicht lediglich lokale und zivilgesellschaftliche Akteure als politische (Gegen)Kräfte 
zu stärken. So fragt die Analyse auch nach der Teilhabe EU-politischer Praxis an 
Prozessen sozial-räumlicher Restrukturierung. 
Wie werden Somalia und die territoriale Fragmentierung des Landes also 
wahrgenommen? Welche Besonderheiten werden in der Kooperation mit Somalia 
gesehen und welche Routinen haben sich im Umgang mit den spezifischen 
somalischen Bedingungen ggf. entwickelt? Und wie wird die EU-politische Praxis 
gegenüber den somalischen Teilregionen selbst eingeschätzt? 
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5.2.3 Somalia und Somaliland im Feld der Entwicklungsintervention 
5.2.3.1 „Beyond fragile“ oder „one Somalia, one entity, one country“ 
Während die Analyse der Kerndokumenten zur Somalia-Politik gezeigt hat, dass in 
diesen Dokumenten durchaus auf die Kategorien „failed“ und „fragile“ 
zurückgegriffen wird, gelten diese Einordnungen bei Teilen des mit Somalia 
befassten Personals in der EU sowie innerhalb der diplomatischen Vertretungen der 
EU-Mitgliedsstaaten als zu theoretisch. In diesen Fällen werden sie insbesondere der 
wissenschaftlichen Debatte zugeschrieben sowie als wenig hilfreich und nicht 
relevant für die politische Praxis gegenüber Somalia erachtet: „[The] failed state 
debate is a very academic one“ (Embassy of Italy 2012). Und: „[…] concepts and 
perspectives of failure and fragility are not relevant at all“ (EEAS 2011B). 
Entscheidend sei hingegen ein „focus on people […] reaching those in need“ (ebd.). 
In der EU Delegation an die AU wird unterschieden zwischen der geringen Relevanz 
der Debatte für den Arbeitsalltag und der Grundlage, die sie dennoch für die 
Programmformulierung darstellt. Als negative Folge der state failure-Debatte wird 
hier der Rückzug der Geber in Somalia beschrieben: 
The state failure debate is not so much relevant. In fact, it doesn’t 
hamper our daily work. But our approach, our programming is based 
on analysis related to state failure: the bottom up approach for 
instance. Negative implies in that context a donor fatigue in Somalia 
(EU Delegation to the AU 2011A). 
Im Generaldirektrat für Entwicklung und Zusammenarbeit der EC wird erklärt, dass 
Somalia als Einheit wahrgenommen und in der Praxis als solche behandelt werde. 
Neben einem „business as usual“ gelten aber dennoch spezifische Vorgehensweisen 
für fragile Staaten: 
We perceive it still as one Somalia […] treat it as one entity. […] 
Fragile, failed states – [it is a] nice academic discussion. In practice 
we treat it as [one] country, we give lots of money […]. It [the state 
failure debate] is [only] relevant in the case that we apply some crisis 
procedures to such countries – fragile, weak countries […]. For the 
rest [it is] business as usual. Our strategy is basically to consider it as 
one country, but with a differentiation in capacity and in development 
between the regions (EC DEVCO 2012). 
Obgleich als theoretisch beschrieben, werden mit den Kategorien von Fragilität und 
Zerfall Bezüge im Hinblick auf Somalia auch innerhalb des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes hergestellt. So wird im EEAS auch folgende Einschätzung 
bezüglich der Relevanz und Aussagekraft solcher Einordnungen vorgenommen: 
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Also, diese Einordnungen sind immer theoretisch – ganz sicher ist 
Somalia ein failed state, man kann vielleicht gar nicht mehr von einem 
Staat sprechen in diesem Falle. Das ist ein zerfallenes Gebilde, das 
sich wirklich nur noch sehr mühsam irgendwie zusammenhält, nur mit 
internationaler Unterstützung. Und ‚fragile‘ kann man es eigentlich 
nicht nennen, das ist ‚beyond fragile‘ (EEAS 2011A). 
Somalia unterscheide sich, „because Somalia is fragmented. There is no central 
authority, only a fictitious one that is exercising international sovereignty in a very 
weak way. [There is no] exercising of internal sovereignty, no de facto control of the 
situation“ (EU Delegation to the AU 2011A). 
In der deutschen Botschaft in Nairobi wird ebenfalls auf das fehlende 
Gewaltmonopol der Regierung in Mogadischu verwiesen, das den weitreichenden 
Zerfall des Staates in Somalia zum Ausdruck brächte: 
Klar, es gibt diesen Terminus technicus des failed state und es ist wohl 
tatsächlich so, dass es wahrscheinlich keinen anderen Staat gibt auf 
der Welt, jedenfalls fällt mir spontan keiner ein, der ähnlich unter 
einem Staatszerfall leidet. Weil einfach die Regierung, die es dort 
gibt – die Zentralregierung – […] die eben von den meisten Staaten 
als solche anerkannt wird, nicht in der Lage ist ihren Machtbereich 
über die Hauptstadt hinaus, und im Grunde bis vor kurzem nicht mal 
über die ganze Hauptstadt, auszuüben (Dt. Botschaft 2011B). 
Gleichzeitig erachtet der diplomatische Vertreter die Debatte ebenfalls für eine 
theoretische, die ihm insbesondere aus seinem Jura-Studium mit Spezialisierung im 
Völkerrecht bekannt sei. Obgleich man sich in der Praxis des fragilen Kontexts 
bewusst wäre, unterscheide sich der internationale Umgang mit Somalia de facto 
nicht von dem mit anderen Staaten: 
[…] es scheint mir jetzt aus der praktischen Perspektive eine sehr 
theoretische Debatte, weil natürlich die internationale Gemeinschaft 
mit der Übergangsregierung in Somalia genau so agiert und 
verhandelt, wie wir das mit vielen anderen Regierungen tun würden 
und sie genau so zur Einhaltung von internationalen Abkommen u. ä. 
anhalten. Der Problematik des failed state ist man sich natürlich 
immer bewusst, man weiß, dass es viel fragiler ist, sehr viel anders als 
es bei ‚normalen Staaten‘ wäre. Aber der Umgang ist so, wie man ihn 
auch mit anderen Staaten pflegt (Dt. Botschaft 2011B). 
Obwohl das EU-Somalia-Personal die „state-failure“-Debatte zum Teil als praxisfern 
und theoretisch beschreibt, stellt die Kategorisierung des staatlichen Zerfalls einen 
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häufigen Bezugspunkt innerhalb der Kerndokumente der Somalia-Politik dar (vgl. 
5.2.1). Als dominierend wird die Wahrnehmung vom failed state Somalia selbst 
beschrieben, während Räume innerhalb Somalias, in denen eine vergleichsweise 
stabile Entwicklung stattfindet, kaum internationale Aufmerksamkeit fänden: 
International wird Somaliland, Puntland und Galmudug fast nicht 
wahrgenommen. Das sind eigentlich eher die Spezialisten, die das 
wissen – aber sonst Somalia, man erwartet nur negative Schlagzeilen 
[…] das ist die internationale Wahrnehmung (EEAS 2012). 
Den Zerfall des Staates zu überwinden setzt demnach – zumindest auch – eine 
Wahrnehmungsverschiebung voraus: 
A deeper perception issue is the perception of the international 
community – around the world people say, oh Somalia is a failed state 
[…]. Unless this perception changes it will be reality. Perception in 
Somalia can change, will change and needs to change. That is a 
challenge (UNPOS 2011B). 
5.2.3.2 „Business as usual“ trotz Abweichung vom Normalfall 
Die EU und die internationale Gemeinschaft haben auch im Fall Somalia auf Peace- 
und state-building im Rahmen eines nationalen Plans gesetzt, um Fragilität und 
Zerfall zu überwinden (vgl. 5.2.1). Am Beispiel der Entwicklungsintervention lässt 
sich zunächst zeigen, wie stark nationale Strukturen bzw. deren Aufbau auch für eine 
funktionierende Entwicklungskooperation vorausgesetzt werden. Somalias 
Bedingungen im Feld der EZ werden dementsprechend defizitär wahrgenommen. So 
heißt es in der Strategieformulierung der EC gegenüber Somalia, dass Somalia vom 
Normalfall der Länder abweicht, die Entwicklungsinterventionen erfahren: 
With the absence of a national political entity agreed upon by all 
representatives of the Somali population, and the fragility of existing 
governance structures, Somalia has none of the detailed government 
policies that exist within normal [sic!] developing countries, nor a 
National Development Plan or a poverty reduction strategy (EC 
(n.d.)a: 4-5). 
Die Kooperation mit Somalia unter der Übergangsregierung bis August 2012 
unterscheidet sich durch eine fehlende reguläre Dialogebene: 
[…] unser Dialog mit de[r] TFG ist nicht formalisiert, da ja auch die 
Regierung nicht wirklich funktionsfähig ist, nicht wirklich existiert – 
in dem Sinne. Also, wir treffen die [Vertreter der Regierung] natürlich 
und wir sprechen mit denen, aber das ist nicht so wie in den anderen 
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Ländern mit dem regelmäßigen Dialog, Artikel 8 [Cotonou 
Abkommen] usw. (EEAS 2011A). 
Entgegen der eigentlichen Kooperationsstruktur und zu Lasten eines kontinuierlichen 
Dialogs übernimmt die Kommission selbst die Funktion des National Authorizing 
Officers: 
We don’t have that [National Authorizing Officer, NAO] in Somalia 
[…]. In such cases the Commission is playing that role itself […]. 
[The] consequence is that there is no permanent or systematic 
dialogue as you would have with such a minister (EC DEVCO 2012). 
Die Kooperationsstruktur in Bezug auf Entwicklungsstaaten basiert auf der Existenz 
eines zentralstaatlichen Gegenübers. Dies gilt als Voraussetzung, um auch die 
Beziehung zu Somalia zu normalisieren: 
Our procedures are targeted to central states […]. Our procedures 
are not targeted, are not fit so well for countries that don’t have a 
central government. 
Normally you have that [a central government], that is where the 
cooperation agreements are based on. It would be much better, 
because from that moment on Somalis would have their NAO – the 
counterpart to our decision making structure. We would go on in a 
real cooperation, a normalized cooperation relation basically […] 
(EC DEVCO 2012). 
Es wird an der zwischenstaatlichen Kooperation im Feld der EZ festgehalten. Zwar 
gelte der Export bestimmter Regierungsmodelle als wenig hilfreich und sei die 
Sensibilität für unterschiedliche Formen gesellschaftlicher Organisation gewachsen, 
dennoch bleibe Entwicklungszusammenarbeit eine Kooperation zwischen zwei 
Staaten und werde dies auch zukünftig bleiben (vgl. Vertretung BRD/EU 2009). 
In der EU Somalia Unit in Nairobi wird so wiederum eine Abweichung vom 
„normalen“ Vorgehen geschildert: 
We work via crisis situation procedure. So we don’t follow the normal 
procedure of countries that are not in a crisis like us. Because of the 
specific situation in Somalia, we have some derogation in the way we 
do business […] (EU Somalia Unit 2011). 
Internationale und EU-Akteure haben im Süden Somalias überhaupt kaum Ansätze 
dafür gesehen, EZ zu gewährleisten. In Bezug auf den Umstand nicht selbst vor Ort 
zu sein, wird Somalia als Sonderfall gewertet: 
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Es ist auf jeden Fall ein Sonderfall, weil wir können ja nicht mal 
unsere Entwicklungshilfe koordinieren, denn es ist ja niemand im 
Land. Es wird alles über die UN und NGOs abgewickelt; das kann 
man zum Beispiel schlecht kontrollieren und das ist wohl das einzige 
Land, das mir bekannt ist, wo wir in so einer Situation sind, wo auch 
unsere Projektunit außerhalb des Landes ist. Und es gibt wohl 
Möglichkeit innerhalb von Somalia – in Somaliland und Puntland – 
wo man das besser machen kann, aber South-Central ist eben ein 
schwarzes Loch, mehr oder weniger (EEAS 2011A). 
Auch in der EU Delegation in Kenia und der dortigen EU Somalia Unit wird 
selbstkritisch konstatiert, dass man zu wenig darüber wisse, was vor Ort passiert und 
wohin die investierten Mittel fließen: „The big difference with Somalia is, not being 
on the ground in Somalia. The international community [and] the EU do not know 
what is going on“ (EU Delegation to Kenya 2011). 
Aus optimistischer Perspektive wird auf kreative Wege verwiesen, um dieser 
Schwierigkeit zu begegnen und die Implementierung der Programme zu überprüfen: 
For us the difficult aspect of working on Somalia from Nairobi is that 
we are not in Somalia. So there is what we call a remote control, a 
mechanism that we use in our development cooperation. We have 
plenty of programs, implementing agencies in Somalia – and we have 
to use [a] creative way of monitoring how the cooperation is 
implemented (EU Somalia Unit 2011). 
Als weniger optimistisch wird die Wirkung der geleisteten Hilfe – ohne 
entsprechende Beratung vor Ort – angesehen: 
The problem is that we don’t have presence in the ground. […] Our 
money doesn’t have much effect on the ground [except for AMISOM]. 
You have to have development advisers there on the ground to see that 
it is on track. The problem is that we should have people monitoring 
[…] (Embassy of Finland 2012). 
Es kommt zum Ausdruck, dass sich die EU sowie ihre Mitglieder in Bezug auf 
Somalia insofern mit einem Sonderfall befasst sehen, als sie auf keine regelmäßigen 
und formalisierten Kooperationsmechanismen zurückgreifen können. Ohne eine 
funktionierende zentrale Regierungsebene fehlen (bzw. fehlten) der EU die 
Instrumente, die sie in der EZ mit anderen – „normalen“ – Partnerländern einsetzt. 
Als einmalig ist der Aspekt beschrieben worden, ohne eigene Vertretung vor Ort mit 
Somalia zu kooperieren. 
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Zudem werden verschiedene Konfliktelemente und Phänomene als für Somalia 
spezifisch beschrieben, die die internationale Gemeinschaft vor besondere 
Herausforderungen in der Konfliktbearbeitung und Friedensstiftung sowie in der 
Entwicklungskooperation stellt. Innerhalb des EEAS in Brüssel werden folgende 
Elemente genannt: die Piraterie vor Somalias Küste, eine dauerhaft fehlende 
Stabilität, die regionale Dimension des somalischen Konflikts im Hinblick auf 
Äthiopien, eine „Somalization“ (wobei explizit Bezug auf den Begriff der 
„Balkanisierung“ genommen wird) sowie das Fehlen eines genuinen Somalia und der 
Geschichte eines Staates. Vielmehr habe man es mit einer Art „special state“ zu tun 
(vgl. EEAS 2011B). 
So wird Somalia hinsichtlich der Anhäufung von Problemen, die das Land 
gleichzeitig herausfordern, als einmalig beschrieben: 
Somalia of course is unique in the sense that it has a lot of challenges 
at the same time. First of all it has been in a civil war or state of 
conflict for the last 30 years. At the same time you have three very 
different regions, which have been very much influenced by different 
colonial and regional influences […]. But at the same time you 
actually have one people and one language […]. You have the issue of 
piracy, which is a huge challenge. […] You have the influx of terrorist 
elements coming from the Middle East and Central Asia. […] You 
have so many different [regional] interests in Somalia (Embassy of 
Denmark 2011). 
Auch die Dauer des Konflikts und die über einen langen Zeitraum so 
wahrgenommene Perspektivlosigkeit hinsichtlich einer Konfliktlösung würden 
Somalia als besonderen Fall charakterisieren: 
Es ist natürlich insoweit ein Sonderfall, dass sich das ganze jetzt 
schon seit 20 Jahren hinzieht ohne Aussicht auf Besserung. Wobei, 
wenn man sich andere Staaten anschaut, gibt es dort natürlich auch 
Konflikte, die […] immer wieder ausbrechen […] gerade im Gebiet 
der großen Seen. […]. 
Vielleicht ist es [im Hinblick auf Somalia] ein bisschen negativer und 
noch schlimmer als in den anderen Fällen. Es gibt ja keinen Lichtblick 
und keine Unterbrechung […]. [I]n den letzten Jahren hat es sich hier 
eher wieder zugespitzt, gerade durch das Auftauchen von Al Shabaab. 
Und es scheint wirklich nicht so zu sein, als stünde die Lösung dieses 
Konflikts unmittelbar bevor (Dt. Botschaft 2011B). 
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Im Zusammenwirken dieser Herausforderungen wird Somalia als globales Problem 
wahrgenommen: 
What makes Somalia unique is the fact that we are dealing with a very 
potent cocktail of problems. […] Somalia affects everyone […]. It’s 
almost a global problem (AMISOM 2011). 
Politische und diplomatische Akteure nehmen insbesondere auch die folgende, für 
sie schwer zu klärende, Frage als charakteristisch für ihren Umgang mit Somalia 
wahr: Wie und unter Einbezug welcher Akteure kann in Somalia stabile Staatlichkeit 
(wieder) hergestellt werden? 
Jeder Konflikt in Afrika ist spezifisch [und] kaum vergleichbar. […] 
Aber ich denke doch, dass Somalia einzigartig ist, wegen der Dauer 
des Konfliktes und weil – für mich zumindest – unklar ist, auf was sich 
stabile Staatlichkeit in Somalia gründen kann, wie da ein 
Grundkonsens etabliert werden kann. […] Mir ist unklar, wo dort die 
legitimen Akteure sind, die – jenseits von der TFG – Interesse haben 
an einer Staatlichkeit und, wie die sich stabilisieren kann (Dt. 
Botschaft 2011A). 
Problematisiert wird dabei ein mangelndes Wissen über die lokalen Akteure und 
deren Perspektiven sowie über die externen Möglichkeiten unter den gegebenen 
Bedingungen zu agieren und „Normalität“ herzustellen: 
Wir wissen auch wenig darüber, was die somalische Zivilgesellschaft 
überhaupt denkt. Wie und ob die sich politisch organisiert. Wir wollen 
jetzt über das IPSS [Institute for Peace and Security Studies] hier in 
Addis auch die TFG dabei unterstützen, da ein bisschen mehr zu 
forschen [und] auch der Frage nachzugehen: Was müssen wir 
eigentlich tun, mittelfristig, um zu einem Wandel hin zur Normalität zu 
kommen? Was muss da passieren? Ich glaube, wir wissen sehr wenig 
darüber (Dt. Botschaft2011A). 
Andererseits weisen Interviewpartner, wie bereits zuvor zitiert, darauf hin, dass jeder 
Konflikt durch jeweils eigene Spezifika gekennzeichnet ist. In dieser Hinsicht stelle 
Somalia nicht mehr einen Sonderfall dar, als jede andere Konfliktregion auch. 
Zudem bewirke die Beschreibung gesonderter Umstände auch, spezielle 
Zugeständnisse zu machen. Im Hinblick auf Somalia wäre man bzgl. der TFG dabei 
bereits zu weit gegangen: 
It is not more special than any other case would be special. […] And I 
think, saying that it is more special is probably a bad idea. Because if 
you say it is more special then you begin to say, well, maybe there are 
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some things here, where we have to make special allowances. We 
have done too much special allowances, I think (EU Delegation to the 
AU 2011B). 
Die Spezifika, die jeder Konflikt – und möglicherweise in besonders konzentrierter 
Ausprägung der somalische Konflikt – aufweist, machten aber auch deutlich, dass es 
kein einheitliches Konfliktbewältigungssystem geben kann: „There is no one-size-
fits-all-solution […] every conflict is special […] conflict resolution is not one 
system“ (IGAD 2011). 
5.2.3.3 Anpassung der Somalia-Strategieformulierung an fragmentierte 
Räume – „local governance“ und Flexibilität der Geber 
Neben der diskutierten politischen Konzentration auf nationale governance-
Strukturen (auch im Feld der EZ), deutet sich in den bereits betrachteten 
internationalen und EU-Dokumenten aber auch eine Suche nach alternativen 
Strategien für den Umgang mit (Entwicklungs-)Partnern an, deren Staaten aus dem 
Blickwinkel der Geber durch Zerfall bzw. Fragilität gekennzeichnet sind. Diese 
Dokumente bilden eine teils explizit als diese formulierte Suche bzw. Bestrebung 
nach einer policy-Anpassung an fragile Kontexte ab. Besonders deutlich wird die 
Notwendigkeit einer Neuorientierung in den Dokumenten der Somalia-
Strategieformulierung selbst, so insbesondere im „Somalia Joint Strategy Paper for 
the period 2008-2013“: 
Fully functioning state structures are not in place, so innovative [sic!] 
and non traditional [sic!] avenues have to be explored to build 
capacity on different levels (EC (n.d.)c: 20). 
Die Anpassung an fragile Bedingungen und der Kapazitätsaufbau auf verschiedenen 
Ebenen bedeuten vor allem eine (entwicklungs-)politische Ausrichtung auf 
zivilgesellschaftliche und nichtstaatliche Akteure der lokalen Ebene und damit im 
Fall Somalias auf Entwicklungspartner jenseits der TFG bzw. seit 2012 jenseits der 
Föderalen Regierung. 
Wie auch in den Dokumenten, die sich auf fragile Situationen insgesamt beziehen 
(5.2.2), hebt das „Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ auf eine lokal basierte 
Entwicklungsförderung sowie auf lokal akzeptierte und gewachsene Governance-
Initiativen ab. Für diese gelte allerdings – ebenfalls eine Parallelität zu den zuvor 
diskutierten Dokumenten –, eine zukünftige föderale Struktur nicht auszuschließen: 
Community-driven development is and will remain key mechanism. 
Capacity-building and institutional strengthening will be embedded as 
a component in all programmes, thus also reinforcing the ‘governance 
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dividend’ approach [adopted in the Mid-Term Review of the Strategy 
for the Implementation of Special Aid to Somalia]. 
[…] 
[This] entails: (a) identifying ‘home grown’ governance initiatives 
[sic!] in different parts of the country that are accepted and supported 
by the local population and do not exclude a possible future federal 
structure [sic!]; (b) encouraging these initiatives by creating a critical 
mass of integrated assistance promoting democratization, the rule of 
law and institutional capacity, while stepping up support for the 
development of livelihoods and social services. Somaliland and 
Puntland have been beneficiaries of this approach, as have selected 
local administrations elsewhere (EC (n.d.)c: 20). 
Das Strategiepapier beschreibt die Unterstützung von „local governance“ als einen 
nachhaltigen Zugang für unbeständige und fragile politische Situationen. Weitere 
spezifische Schwerpunkte richten sich darauf, die effektive Teilhabe NSA an 
Peacebuilding und „good governance“ zu unterstützen sowie darauf, Regierungs- 
und nicht-Regierungsinstitutionen auf föderaler, regionaler und dezentraler Ebene zu 
stärken. Dabei sollen soziale Dienstleistungen koordiniert und deren Zugang 
gewährleistet werden: „especially [to ensure] access for the poorest and most 
excluded groups“ (EC (n.d.)c: 27-28, 28). 
Indiziert durch das Cotonou-Abkommen aus dem Jahr 2000 hat die vormalige EU-
Kommissionsdelegation für Somalia (Somalia Unit) bereits seit April 2002 einen 
Konsultationsprozess mit Vertretern der somalischen Zivilgesellschaft (lokale NGOs 
und gemeindebasierte Organisationen) aufgenommen (EC Delegation in Kenya 
2003: 22). 
Ein Strategiepapier der EC Somalia Unit „Updated Strategy for Peacebuilding and 
Civil Society“ (200239) benennt zivilgesellschaftliche Akteure als ein 
Schlüsselinstrument: 
Civil society has been selected as a key tool. Local organisations gain 
increasing credibility with the communities they serve as they become 
more involved in the successful delivery of development social 
services. […] The programme therefore envisages providing funding 
                                                 
39 Dieses Strategiepapier ist undatiert, verweist aber auf geplante Aktivitäten für die Jahre 2003 und 
2004, mit einem vorgesehenen Beginn für Anfang 2003 (vgl. EC Somalia Unit, Updated Strategy for 
Peace building and Civil Society: 12-17) sowie auf durchgeführte Aktivitäten im Jahr 2002 (vgl. ebd.: 
14). 
171 
 
assistance towards both the technical and organizational capacity of 
civil society groups in order to support their role as agents for 
development and in their representational function (EC Somalia Unit 
2002*: 11). 
Der „Annual Operational Review of Cooperation between The People of Somalia 
and the European Community in 2007“ bezieht sich auf das Cotonou-Abkommen als 
Rahmenwerk für die Einbeziehung von NSA als Dienstleister und Dialog-Partner. 
Bei der Teilhabe NSA an Programmen, die den Prozess des Staatsaufbaus 
unterstützen, soll es auch um die Teilhabe „normalerweise“ ausgeschlossener 
Gruppen gehen sowie um die Stärkung traditioneller Autoritäten im 
Aussöhnungsprozess und die Unterstützung von Frauen und Frauenorganisationen 
im Wiederaufbau des Landes: 
The Cotonou Partnership Agreement (2000), which regulates the 
relations between ACP countries, the European Community and its 
member states, is the framework for the participation of NSA as 
service providers and as partners in dialogue [sic!]. The EC promotes 
the creation of appropriate space and opportunity for civil society and 
the private sector to contribute to policy making and strategic priority 
setting. In particular, NSAs are encouraged to have a greater voice 
and participation in the reconstruction of the country as a whole 
through delivering services, supporting the democratic role of a free 
media, parliament and other public scrutiny bodies to increase 
accountability. NSAs, including normally excluded groups, are 
provided with space during the planning and delivery of development 
programmes supporting the state building process [sic!]. The EC also 
provides for assistance to other NSA groups (e.g. traditional leaders) 
to regain and strengthen their status in the reconciliation process. 
Specific support targets women and women’s groups to develop 
common agendas and to advocate for a fair role in the reconstruction 
of the country (EC Delegation in Kenya 2007: 20; vgl. auch EC 
(n.d.)c: 27-28). 
Im Rahmen eines auf die Bedürfnisse verschiedener Regionen Somalias 
abgestimmten, landesweiten Programms wird bei der Stärkung zivilgesellschaftlicher 
Gruppen auf politische Bildung gesetzt. So soll das Verständnis bezüglich der 
eigenen Rechte auf Gemeinde-Ebene vergrößert werden: 
Throughout 2007, with a countrywide programme, tailored to suit the 
needs of different areas of Somalia, EC assistance to Somalia has 
continued strengthening the capacity of civil society groups, 
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improving their relations and dialogue with institutional interlocutors, 
focusing on civic education as an effective means to enhance 
communities understanding of their rights (EC Delegation in Kenya 
2007: 15). 
Entsprechend einer Somalia-Studie von Saferworld (2010) wurden 2008, mittels der 
Unterstützung der EC, Plattformen für einen strukturierten Dialog zwischen 
somalischen NSA gegründet. Jede der Plattformen – das „Somaliland NSA Forum“ 
(SONSAF), die „Puntland NSA Association“ (PUNSAA) und die „Somali South-
Central NSA Association“ (SOSCENSA) – repräsentieren demnach ca. 50 
somalische, nichtstaatliche Netzwerkgruppen (vgl. Saferworld 2010). 
Auch das „Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ formuliert es als strategisches 
Ziel, eine Aussöhnung durch Dialog und Peacebuilding auf community-Ebene zu 
unterstützen und dabei besondere Aufmerksamkeit auf die Rolle von „traditional 
leadership“ in der Konfliktlösung zu richten: 
At community level, special attention will be paid to supporting and 
developing the role of traditional leadership in conflict resolution. The 
strategy will also strengthen the role of women and women’s groups 
in advocating peaceful resolution of conflicts at political and 
community levels (EC (n.d.)c: 27). 
Entwicklungshilfe, die die EC auf lokaler Ebene gewährleistet, wird über die UN 
sowie insbesondere über NGOs organisiert. Damit stellt EZ hier eine Form indirekter 
Kooperation dar: „[…], es wird alles über NGOs abgewickelt und es gibt natürlich 
noch internationale [NGOs], aber wenige internationale, die arbeiten hauptsächlich 
mit lokalen Akteuren“ (EEAS 2011A). Auch an anderer Stelle innerhalb des EEAS 
in Brüssel wird die fundamentale Bedeutung von NSA und lokalen Akteuren in der 
EZ betont, dabei allerdings geschätzt, dass etwa die Hälfte der EU-Unterstützung in 
diesem Bereich über internationale NGOs sowie die andere Hälfte über lokale NGOs 
geleistet wird. Förderung erhielten dabei auch [die zuvor genannten] Plattformen für 
lokale NGOs, die der Beratung und einer verstärkten Teilhabe an 
Strategieformulierungen dienten. Entscheidend wäre, dass keine Finanzmittel direkt 
an lokale Verwaltungen fließen, sondern Verträge mit [Projekt]Partnern geschlossen 
würden, die die Implementierung von Projekten übernehmen (vgl. EEAS 2011B). 
Die Unterstützung der EC von „local governance“ in Somalia erfolgt bspw. über das 
„Somalia Urban Development Programme (SUDP)“ (2005-2008). Die EC fördert das 
Programm als entscheidender Geber. Unterschiedliche internationale und lokale 
Hilfsorganisationen, die durch UN-HABITAT (United Nations Human Settlements 
Programme) koordiniert werden, implementieren das Programm. Das SUDP fördert 
lokale Autoritäten in 14 somalischen Städten, davon acht in Somaliland, vier in 
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Puntland und zwei in Südzentral-Somalia: „[…] to set up basic structures combined 
with tangible projects to upgrade service delivery. […] to contribute to the social and 
economic recovery of Somalia“ (EC EuropeAid (n.d.)a: 1; vgl. auch Taylor 2008). 
Ein weiteres EC-Projekt im Zeitraum der Jahre 2005 bis 2008 zielt auf die 
Unterstützung von Governance durch einen intensivierten Dialog zwischen NSA, 
Verwaltung und internationaler Gemeinschaft: „Strengthening Dialogue between 
Non-State Actors, Administration and the International Community“. 
Implementierungspartner dieses Projekts sind „Saferworld Somalia“ und das 
„Puntland Development Research Centre“ (PDRC). Der Hintergrund, vor dem NSA 
als effektive, legitime und repräsentative Gesprächspartner gestärkt werden sollen, 
beschreiben die EC/Saferworld wie folgt: 
16 years of political instability and the absence of a functional central 
government in Somalia, Non-State Actors ranging from community 
leaders, professional associations, private sector, and women’s 
groups to local NGOs have played a key role in filling the vacuum in 
service provision. NSAs are active at the community level throughout 
Somalia and perform a number of roles including conflict mediation 
and resolution, organisation of basic social services and provision of 
security and safety (EC EuropeAid (n.d.)b: 1). 
Die Beschreibung der Ziele richtet sich insbesondere auch darauf, NSA als effektive 
Partner in der Entwicklungskooperation und als Akteure von 
Transformationsprozessen zu fördern sowie deren dafür erforderlichen Raum zu 
schützen und zu erweitern: 
Enable NSAs to engage with the international community, Somali 
government structures, and administrations in support of peace, 
democracy and poverty reduction; 
Safeguard and expand the space for NSAs and assist them to be more 
effective agents for change by strengthening their capacity to 
understand, formulate, and influence policy; 
Engage NSAs in the development of donor assistance strategies. An 
important objective of this is ensuring that donor assistance strategies 
are conflict-sensitive (EC EuropeAid (n.d.)b: 1). 
Im „European Union Somalia EC Development Programme“ (2010) findet die 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft ebenfalls Betonung: 
The EU promotes the creation of appropriate space and opportunities 
for Somali Non-State Actors (NSAs), encouraging them to continue in 
a path of self-empowerment and greater achievement. EC focuses on 
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strengthening NSAs capacity, improving dialogue among themselves 
and with key interlocutors as well as promoting awareness and civic 
education (EC 2010: 5). 
Die nachfolgende Karte bezieht sich auf mehrjährige Entwicklungsprojekte, die im 
Rahmen des Entwicklungsprogramms der EC im Jahr 2012 in Somalia gefördert 
worden sind. Sie verdeutlicht neben einer Aufschlüsselung der Projektbereiche (pro 
Region) insbesondere die Verteilung der Projektmittel zwischen den Regionen. Hier 
zeigt sich eine deutliche Konzentration von Projektfinanzierungen in den Regionen 
um Hargeysa und Berbera in Somaliland sowie in Puntland insgesamt. Wobei mit der 
starken Förderung in der Region Mudug bereits die entwicklungskooperative 
Hinwendung zu Galmudug angedeutet ist. 
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Abbildung 5: Somalia – EC Development Programme 
(Quelle: EU Delegation to Kenya, Somalia Unit).  
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De facto existierende Selbstverwaltungsstrukturen sind zu einem wichtigen 
Ausgangspunkt in der Entwicklungskooperation geworden. So werden lokale 
governance-Strukturen mit dem Ziel gefördert, diese später mit der zentralen Ebene 
verknüpfen zu können: 
Local governance is a big strain of work. […], accent in enabling 
more and more this emerging reality to self-govern […] and then the 
relation to the centre, relation to the South (EU Somalia Unit 2011). 
Auf politischer Ebene, im Rahmen der Roadmap, werden auf Grundlage ihrer 
gegenseitigen Anerkennung und ihrer Beziehung zur TFG fünf relevante Akteure 
bzw. Entitäten ausgemacht. Darüber hinaus gebe es aber Schwierigkeiten, weitere 
Akteure zu identifizieren: 
In this roadmap process [five] entities have been identified […] as the 
stakeholders – the TFG, the parliament, Galmudug, Ahlu Sunaa 
Waljama’a and Puntland. Somaliland is not included, because they 
don’t want to be included, because they think they are separate. […] 
Why this configuration? The reason is, all of them have a regional 
agreement, a regional recognition, they all have recognized each 
other and all have some form of relationship with the TFG. […] 
But then we have problems identifying others. If you start looking at 
others, you can list a large number of them. Problematic, there are the 
pirates, there are the clan militias, there are the warlords, there are 
the anti-Shabaab militias […]. Then you look at the civil society 
elements […], the business community […] both inside and outside 
and then you have the Diaspora (UNPOS 2011B). 
Lokale Dynamiken, Flexibilität der Geber und regionale Differenzierung 
Mit Verweis auf die Transformationen in Somalia und auf die sehr dynamische 
politische Umgebung wird in den Dokumenten der Somalia-Strategieformulierung 
auch die notwendige Flexibilität auf Seiten der Geber betont. Flexibilität als 
konstantes Merkmal der Programmausrichtung habe zu entscheidenden regionalen 
Differenzierungen geführt: 
Flexibility has been a constant feature of the EC Somalia Programme, 
aiming to adapt to the changes in Somalia and resulting in significant 
regional differentiations (EC (n.d.)a: 15; cf. EC (n.d.)c: 20). 
Im „Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ heißt es unter „key lessons learned“: 
A good understanding of a highly dynamic political environment, the 
ability to analyse and update this and apply the findings to the 
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development agenda is critical; such analysis helps to identify 
potential entry points and evaluate risks (EC (n.d.)c: 20). 
Die analysierten Dokumente vermitteln, dass in der EU-Politik gegenüber Somalia 
die Notwendigkeit erkannt worden ist, entwicklungspolitische Interventionen flexibel 
an die regional unterschiedlichen und gleichzeitig dynamischen Gegebenheiten in 
Somalia anzupassen. Formuliert wird eine Suche nach Wegen mit diesen 
Herausforderungen umzugehen. Die EC erfasst dabei auch eine faktisch 
stattgefundene Fragmentierung des somalischen Territoriums und benennt im 
„Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ drei voneinander zu unterscheidende 
regionale Blöcke: 
Somalia has not functioned as a unitary state since 1991, […]. The 
state has effectively fragmented into three distinct regional blocks, 
loosely reflecting the territorial distribution of the major clans, […] 
(EC (n.d.)c: 9). 
Während Somalia also weiterhin als Einheit aufgefasst wird, gelte es gleichzeitig, die 
unterschiedlichen Strukturen in den verschiedenen Regionen zu unterstützen und 
dabei diese Interventionen an die sich kontinuierlich verändernde Umgebung 
anzupassen: 
The situation is constantly fluid. So, what we have to do at a regular 
basis is to adapt to a changing environment. We also recognize the 
need to approach for instance Somaliland differently from South-
central and differently from Puntland. That does not mean, that we 
don’t regard Somalia as one country, but there are different stages of 
development, different actors, [and] different political dynamics. So 
[the question is], how do we best target our interventions to be able to 
support the structures that are in place in the various areas (Embassy 
of Denmark 2011). 
5.2.3.4 Routinierter Pragmatismus im Feld – Stabilitätspole ohne internationale 
Anerkennung 
Somaliland und Puntland als Inseln der Stabilität 
Wie auch die Karte zur regionalen Projektverteilung des EC-
Entwicklungsprogramms (2012, siehe 5.2.3.3) zeigt, orientiert sich die 
Entwicklungskooperation der EU an den stabileren Regionen innerhalb Somalias. 
Die de facto praktizierte Entwicklungskooperation der EU wird in den Dokumenten 
und Aussageereignissen insbesondere mit Bezug auf Somaliland und Puntland 
thematisiert. In der „EC Strategy for the Implementation of Special Aid to Somalia“ 
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(2002-2007) wird eine regionale Unterscheidung bereits zum Ausdruck gebracht. 
Elemente der EZ hätten vorwiegend in Somaliland aufgenommen werden können: 
[The inclusion of elements of development in the EC programming] 
was mostly possible in Somaliland, where overall circumstances 
favoured such an evolution (EC (n.d.)a: 15). 
[…] 
Taking into account the varying levels of insecurity in the different 
regional entities, for the time being large scale sustainable 
infrastructure rehabilitation can only be envisaged in Somaliland and 
Puntland; continued civil unrest mainly in the South prevents this type 
of EC activities there, but does not preclude emergency rehabilitation, 
improved local conditions permitting (EC (n.d.)a: 23). 
Im Generaldirektorat für Entwicklung und Zusammenarbeit in Brüssel heißt es 
diesbezüglich: 
It is of course also more sustainable and easier for us to work in areas 
that are more stable (EC DEVCO 2012). 
Im EEAS in Brüssel wird ebenfalls erklärt, dass es einfacher ist, in Somaliland und 
Puntland zu arbeiten und dort vor Ort zu sein. Die Hilfe an Somaliland und Puntland 
erachtet das EU-Personal als sehr bedeutsam, bspw. in Bezug darauf, Wahlprozesse 
und Reformprogramme zu unterstützen (vgl. EEAS 2011B). 
Auch von NGO-Seite wird die Kooperation der EU mit Somaliland auf die 
günstigeren Sicherheitsbedingungen zurückgeführt: 
The program in Somaliland is also because some of the donors can go 
there and they are not going to stay only at the airport as happens in 
the South (ELMAN-Centre 2011). 
In der Strategieformulierung der EC werden Somaliland und Puntland als „islands of 
peace“ zu günstigen Umgebungen für Hilfeleistungen im Rahmen des „peace 
dividend approach“ erklärt: 
Somaliland and to a lesser extent Puntland remain relative ‘islands of 
peace’, where basic functions of administration are assured and 
security is provided, thus creating a relatively favourable environment 
for aid delivery based on the peace dividend approach (EC (n.d.)a: 
19). 
Es sollen die bestehenden Inseln der Stabilität gefördert sowie die von Al Shabaab 
befreiten Gebiete zu solchen Inseln gemacht werden: 
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Es gibt einen Konsensus […] in der internationalen 
Staatengemeinschaft, dass die Territorien nicht anerkannt werden als 
unabhängig, aber dass man sie eben anerkennt als autonom oder 
semi-autonome Regionen in einer losen Föderation […]. […] das ist 
auch die einzige Möglichkeit, die uns offen steht. Und die 
internationale Gemeinschaft hat sich ja darauf verständigt, dass wir 
die sogenannten Inseln der Stabilität in Somalia stärken wollen, was 
Somaliland, Puntland, Galmudug usw. angeht, aber auch die befreiten 
Gebiete – also wenn irgendwelche Zonen von Al Shabaab befreit 
wurden, dass man da versucht sofort mit stabilisierenden Maßnahmen 
reinzugehen und das so aufzubauen als Pol, der nach außen strahlt 
(EEAS 2012). 
Der pragmatische Ansatz, Pole der Stabilität parallel zur TFG zu unterstützen, führe 
allerdings zu Spannungen, sobald Somalias Süden bzw. Mogadischu selbst stärker zu 
Partnern in der Entwicklungskooperation würden: 
It’s been rationalist in the following way – that Somaliland and 
Puntland are more stable and that’s where reconstruction […] can 
take place. South-central is less stable and there the priorities are 
humanitarian. […] But the problem comes when you want to do 
reconstruction […] how do you prioritize? Do you give money to 
rehabilitate a port in Somaliland or do you give money for hospitals in 
Mogadishu? This becomes a tension (UNPOS 2011B). 
Während langfristig zwar nach einer Lösung für ganz Somalia gesucht wird, könne 
es gegenwärtig nur darum gehen, die vorhandenen Strukturen zu erkennen und als 
Anknüpfungspunkte zu nutzen: 
What we are trying to do is to work with different entry points. […], 
what you need to look at is the structures that are in place and then 
try to provide some sort of baseline and analysis of where are the 
entry points that we have to work with. I mean, even if you have a 
failed state or a fragile state, you will have actors or community 
leaders or private sectors or […] political groups, NGOs, civil 
society, women’s groups; something like that […]. Depending on 
where you look in Somalia, these actors are different, but there are 
some entry points, you can work with. Obviously in the long run, we 
would like to support the formation of some sort of central 
government, however that will end up looking, but what we are doing 
right now is try to find these entry points, that we can work with 
(Embassy of Denmark 2011). 
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Ebenso wird im EEAS geschildert, über unterschiedlichste Anknüpfungspunkte 
Stabilitätspole erzeugen zu wollen: 
[…] es geht darum, dass wir versuchen mit jedweden 
Anknüpfungspunkten in Somalia zusammenzuarbeiten, um Pole der 
Stabilität zu erarbeiten, die dann nach außen wirken. Und da ja ein 
Staatsgebilde in dem Sinne nicht mehr besteht und in Somalia, das 
sich überhaupt immer um die Clans herum entwickelt hat, ist das wohl 
ein guter Anknüpfungspunkt. Für mich ist das eigentlich das einzige, 
was man sich vorstellen kann [wie] es mit Somalia weitergehen kann. 
[…] für Somalia kann es keinen starken Zentralstaat geben. Schon 
von der historisch gewachsenen Struktur aus muss das von unten 
kommen – die ‚clan-based groups‘, die sich dann lokal organisieren 
und sich […] zu diesen Untereinheiten formieren, die dann so eine Art 
Staatengemeinschaft bilden (EEAS 2011A). 
Somalia werde also allgemein als Einheit behandelt, obgleich die „pockets of 
stability“ sowie unterschiedliche Stabilitätsgrade erkannt werden: 
We treated Somalia as one or basically everybody does. However we 
are acknowledging pockets of stability. First and foremost 
Somaliland, which is the only one that has aspirations to become an 
independent state. Puntland a little bit less stable, but still a pocket of 
stability […] (Embassy of the Netherlands 2012). 
Das „Annual Operational Review of Cooperation between The People of Somalia 
and the European Community in 2007“ benennt sogar gemeinsame 
Regierungszusagen (Joint Governance Commitments) mit Somaliland und Puntland 
als Basis für einen strukturierten politischen Dialog zwischen der EC und der 
Regierung in Somaliland und Puntland. Formale Absprachen mit der TFG bezüglich 
möglicher Joint Governance Commitments hätten derzeit (2007) hingegen noch 
ausgestanden (vgl. EC Delegation in Kenya 2007: 6). 
In der 2008-2013 Somalia-Strategie hebt die EC die Kapazitäten Somalilands und 
Puntlands für einen solchen politischen Dialog im expliziten Vergleich zu den 
diesbezüglichen Hindernissen im Fall der TFIs hervor. Obgleich der Aspekt des 
fraglichen internationalen Status der autonomen Regionen, internationale Partner von 
einer offiziellen Kooperation abhalte: 
In the case of Somaliland and Puntland, where varying degrees of 
capacity and enthusiasm for such a [formal political] dialogue do 
exist, the issue of the international status of these autonomous regions 
prevents international partners from engaging officially. In the case of 
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the TFIs, the obstacles are linked to lack of capacity and internal 
divisions on the Somali side, together with obvious logistical and 
security-related constraints on the international side (EC (n.d.)c: 21). 
Die EU „Council Conclusions on Somalia“ vom März 2011 bekräftigen das Ziel der 
EU, stabile Regionen Somalias, wie Somaliland und Puntland, verstärkt zu 
unterstützen:  
14. The EU is actively considering increasing its financial assistance 
to support central, regional and local level administrations in 
consolidating stable and accountable governance and improving 
livelihood opportunities and the provision of basic services. The EU 
aim is to enhance its support to regions of Somalia, such as 
Somaliland and Puntland, committed to peace, stability and 
democracy (EU Council 2011: 3). 
Die deutsche Botschaft in Nairobi verweist auf Puntland und insbesondere 
Somaliland als erfolgversprechende Beispiele, nicht nur im somalischen, sondern 
auch im afrikanischen Vergleich: 
Wenn man sich die Regionen anschaut, da sitzen unsere wichtigsten 
Gesprächspartner in Puntland und Somaliland. Diese beiden 
Gebilde – so will ich sie mal nennen – besitzen ja beide Regierungen, 
haben einen Präsidenten, bieten Dienstleistungen an und ähnliches. 
Somaliland ist natürlich ein super Beispiel dafür, wie es gut laufen 
kann, gerade auch am Horn von Afrika und nicht nur in Somalia. Die 
Wahlen im letzten Jahr sind friedlich verlaufen. Es gab einen 
eindeutigen Sieger. Der alte Präsident hat den Stab weitergereicht an 
seinen Nachfolger. Also wenn man sich sonst in der Region oder auf 
dem Kontinent umschaut, dann ist das fast schon ein leuchtendes 
Beispiel. Und mit Somaliland arbeiten wir natürlich auch zusammen. 
Wir haben einige Projekte, nicht nur im humanitären Bereich. Wir 
unterstützen ein Projekt der Vereinten Nationen im Bereich 
Kapazitätsaufbau, gerade im juristischen Bereich, in der 
Polizeiausbildung (Dt. Botschaft 2011B). 
Somaliland wird auch in der EU Somalia Unit und innerhalb von IGAD als positives 
Beispiel insbesondere im Rückblick auf die Wahlen 2010 dargestellt: 
In Somaliland, with the change in the government in the election 2010 
we really are engaging with a new government, that has commitment 
to reform […] a strong reform agenda (EU Somalia Unit 2011). 
Und: 
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Somaliland had a very good, successful democratic and fair election, 
that was really something to learn from, you know, even by other 
strong states (IGAD 2011). 
In der italienischen Botschaft erinnern sich die diplomatischen Vertreter in Bezug auf 
diese Wahlen anerkennend daran, dass nach dem Regierungswechsel in Somaliland 
durch die Initiative des bisherigen Außenministers die Verbindungen zur neuen 
Regierung hergestellt wurden; denn zur vormaligen Opposition habe man über 
keinerlei Kontakte verfügt (vgl. Embassy of Italy 2012). 
Für Somaliland werden Eigenschaften von Staatlichkeit beschrieben, die in Puntland 
weniger und im Süden Somalias kaum oder gar nicht vorzufinden wären: 
Ich glaube, es ist hilfreich bei Somliland zu schauen […], welche 
Eigenschaften von Staatlichkeit sind da überhaupt erfüllt, das 
Herrschaftsgebiet und solche Dinge. Und ich glaube, bei Somaliland 
kommt man da ziemlich weit. Noch nicht so weit bei Puntland und bei 
dem Rest von Somalia überhaupt nicht weit (Deutsche Botschaft 
2011A). 
Somalilands verwehrte Anerkennung – EU verweist auf die Position der AU 
Somaliland gilt zwar als friedlichste Region am Horn von Afrika, verfügt jedoch 
über keinerlei Status: 
The most peaceful place in Somalia is Somaliland, that’s the shining 
light of the Horn of Africa. […] Somaliland is an excellent, excellent 
example, but they don’t have any status (Embassy of Finland 2012). 
Im „Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ heißt es:  
Somaliland remains internationally unrecognised, but – as a result of 
a home-grown, clan-based reconciliation process […] – has 
developed its own political institutions, judiciary, police, armed forces 
and currency (EC (n.d.)c: 11). 
In der EU Delegation an die AU wird in Bezug auf Somaliland erklärt: 
We are fully aware of the situation in Somaliland that is totally 
running autonomously. Somaliland so far represents a success story 
with little international support, including a democratic process. A 
political dialogue with Somaliland does exist and is to be supported, 
but recognition is off the table (EU Delegation to the AU 2011A). 
Die Entwicklung und Stabilisierung Somalilands werden, wie zuvor dargelegt, zwar 
als positive Beispiele angesehen und die Förderung entsprechender Prozesse als 
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relevant erachtet. Jedoch geschieht das weitgehend unabhängig von der Frage nach 
möglichen politischen und sozial-räumlichen bzw. territorialen Konsequenzen. Im 
EEAS wird Somaliland als dieser stabile Pol innerhalb eines „locker föderierten 
Gesamtstaates“ ohne Möglichkeiten der Anerkennung aufgefasst: 
Wir können das nicht anerkennen. Und wir sagen eben, für uns ist es 
wichtig und gut, dass sich da ein stabiler Pol entwickelt hat und wir 
unterstützen das auch, aber Somaliland innerhalb von diesem 
Staatsgebilde, diesem lockeren föderierten Gesamtstaat. Wir können 
nichts tun, was die politische Unabhängigkeit von Somaliland stärkt 
(EEAS 2011A). 
Die geförderten Territorien als unabhängig anzuerkennen wird auch in der Somalia 
Unit in Nairobi explizit ausgeschlossen: 
Our approach is that if there is an area of stability in Somalia, a 
unique governance structure for the economic development, for the 
education, for the life of the country to proceed […] we want to invest 
in creating those enabling structure – in their perception they want a 
recognition and that is their agenda, but we don’t engage in that 
discussion. 
[…] 
In that aspect [Somaliland’s quest for recogntion] we don’t engage in 
any dialogue (EU Somalia Unit 2011). 
Die seit zweieinhalb Jahrzehnten von Somaliland verfolgte Bestrebung nach 
internationaler staatlicher Anerkennung steht demnach nicht zur Debatte: 
[The] recognition of Somaliland is not debated by the international 
community. It is even not a priority for Somaliland itself, [even 
though] Somaliland doesn’t miss an opportunity to express its aim for 
recognition (EEAS 2011B). 
Es ginge darum, so die Einschätzung in Brüssel, EU-Policy an einen Prozess vor Ort 
anzupassen, und nicht darum, Somaliland aufgrund seiner Unabhängigkeits- und 
Anerkennungsbestrebungen zu unterstützen: „[A]dapting [EU policy] to a process on 
the ground – not supporting Somaliland, because it is aiming for recognition“ (EEAS 
2011B). 
Zudem wird innerhalb der EU sowie der diplomatischen Vertretungen ihrer 
Mitgliedsstaaten vielfach betont, sich an die Position der AU bezüglich der 
Anerkennungsfrage Somalilands halten zu wollen. Europa sei zunehmend bedacht 
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auf das diesbezügliche Vorgehen der AU sowie auf regionale Perspektiven und die 
der [somalischen] Nachbarstaaten: 
Ich denke, Europa wird da sehr darauf schauen, was die AU und die 
afrikanischen Nachbarstaaten machen, was IGAD macht. Und ich 
glaube, wir warten dort auf Signale, wenn es um Fragen geht wie 
Anerkennung oder legitime Regierung. […] wir würden nicht selbst zu 
Urteilen kommen, ohne dass sich da Afrika artikuliert hätte. Und das 
ist etwas Neues. Das hätten wir vor zehn Jahren wahrscheinlich nicht 
gemacht. Da sehe ich schon eine Weiterentwicklung (Dt. Botschaft 
2011A). 
Diese Einschätzung bestätigt sich in zahlreichen weiteren Interviews. Bei Fragen, die 
die politische Zukunft und mögliche Anerkennung Somalilands betreffen, wird 
generell auf die Position der AU verwiesen, über welche hinweg die EU keinerlei 
Schritte in Richtung internationaler Anerkennung eines somaliländischen Staates 
gehen werde: 
[…] ich sehe im Moment keine Perspektive, dass Somaliland in 
nächster Zeit anerkannt wird. Trotz dessen, dass Südsudan kürzlich 
unabhängig geworden ist. Trotz dessen, dass sich Eritrea vor einiger 
Zeit von Äthiopien abgespalten hat und im Grunde ja anerkannt ist 
durch die AU und andere Staaten, wird das in Somaliland nicht 
passieren. Ich sehe da auch keine Bestrebungen, auf EU-Ebene 
ohnehin nicht. Wobei ich auch nicht denke, dass das etwas ist, was die 
EU als erste angehen sollte. Es ist wohl eher eine Frage, die die AU 
klären sollte. Dann könnte die EU sagen, wir folgen dem 
afrikanischen Beispiel oder der afrikanischen Entscheidung, wenn die 
AU sagen sollte: Wir erkennen Somaliland als Staat an. Aber es 
nichts, wo[mit] sich die EU oder die Amerikaner in nächster Zeit 
exponieren werden (Dt. Botschaft 2011B). 
Innerhalb der EU wird eine mögliche Debatte um Somalilands Unabhängigkeit also 
klar der AU zugewiesen: „The issue of Somaliland’s independence is an African 
matter“ (Embassy of Denmark 2011). Und: 
We cannot give recognition, because that [is] kind of African issue 
[…]. We don’t have any problem with Somaliland becoming 
independent, but Somalia, the Somalis have (Embassy of Finland 
2012). 
Zum Teil werden in diesem Zusammenhang erneut die starken de-facto-staatlichen 
Kriterien, die auf Somaliland zutreffen, hervorgehoben. Aber auch hier erfolgt der 
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Verweis auf die Region: „Somaliland is a good example of a functioning state, but 
[there is an ] African lead on that issue“ („western diplomat“ 2012). Und ebenso: 
[…] if you look at the historical facts, Somaliland would very much 
meet the criteria for statehood and for independence […]. […] [but] 
we are more pragmatic, treating the government in Somalia as the 
proper one for Somalia and we are not excluding independence for 
Somaliland, but we would not speak out on that issue before the 
region does (Embassy of the Netherlands 2012). 
Es wird auch als entscheidend erachtet, dass die somalischen Akteure in erster Linie 
selbst die territoriale Zukunft Somalias verhandeln: 
[…], Somaliland has made considerable progress towards 
stabilisation and democratization. Nevertheless, the state remains 
fragile, not least owing to international ambivalence in the matter of 
recognition; the EU and Norway consider the territorial integrity of 
Somalia an issue to be resolved first and foremost among Somalis 
themselves, and then to be addressed by the African Union (EC 
(n.d.)c: 11). 
Desweiteren heißt es: 
A solution has to be found […]. So the number of models you can play 
with, but it has to be determined by them, we can’t oppose it on, the 
Somalis have to talk about it (UNPOS 2011B). 
Innerhalb der AU allerdings steht die Unabhängigkeitsbestrebung Somalilands 
ebenfalls nicht zur Diskussion, so ein Vertreter der AU-Somalia Office: 
That [Somaliland’s quest for recognition] has not been brought up as 
a subject (AU 2011). 
Zwar hat es offenbar eine Untersuchung der AU gegeben, deren Ergebnis die 
somaliländische Unabhängigkeit befürwortete. Dennoch scheint mit dem Verweis 
auf die Gefahr separatistischer Bewegungen auf dem afrikanischen Kontinent eine 
konkrete Debatte unterbunden zu werden: 
For the AU it was three years ago, where they send a fact finding 
mission, that actually came back with recommendations that indeed 
Somaliland could become an independent state and an AU member. 
But it was never actually put on the agenda of any kind of executive 
council or assembly, for reasons that within Africa many member 
states fear separatist movements […] (Embassy of the Netherlands 
2012). 
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Die Veränderung von Grenzen stelle im afrikanischen Kontext eine Quelle von 
Spannungen dar, weshalb auch die somalischen Grenzen von 1961 bestehen sollten 
und Somaliland kein unabhängiger Staat werden könne. Es wird darauf verwiesen, 
dass es sich dabei um eine afrikanische Perspektive handele, obgleich diese von 
außen offensichtlich nachvollzogen wird: 
We should revisit that [the idea of rebuilding a central state], but the 
borders should remain the same. If you listen to AU – and this is not 
[the] European view, this is the African view – Africans see for good 
reason [sic!] that African borders are a source of tension. When you 
start to change the borders, it creates a lot of tension. So AU sees 
changing of borders is like opening Pandora’s box. […] That doesn’t 
allow Somaliland to become independent (Embassy of Finland 2012). 
Die AU sei bestrebt, fragile Staaten im Hinblick auf ihre Gesamtstaatlichkeit zu 
unterstützen (vgl. Dt. Botschaft 2011A). Es entsteht der Eindruck, dass die 
internationale Gemeinschaft ihr Interesse, afrikanische Staaten entlang der bisherigen 
Grenzen zu erhalten, nun verstärkt durch die AU vertreten sieht. So hat der den Staat 
fokussierende Ansatz in den internationalen Beziehungen auch Bestand bzw. wird 
gewahrt, indem sich EU-Akteure hinter die Position der AU stellen. Gleichzeitig 
können EU-Vertreter ihre Neutralität bezüglich der politischen Zukunft Somalias 
sowie der Region bekunden: 
The EU doesn’t have a preferred option, what the Somalis will 
choose. […] Anything that resembles […] a centralized, unitary, 
monolithic structure will not work. […] Now our approach is really to 
help them to dialogue, to support their internal peace process 
reconciliation […]. […] it seems as if the system that will work for 
Somalia has not been invented yet (EU Somalia Unit 2011). 
In erster Linie gehe es darum, den Friedensprozess als „Somali-led process“ zu 
unterstützen und EU-Politik an die Situation vor Ort anzupassen – „not [to] 
implement […] a policy solution“ (EEAS 2011B). So formulieren Vertreter der EU 
einen politischen (Selbst-)Anspruch in Bezug auf Somalia, der bedeuten könnte, dass 
man bereit ist, vom Selbstverständnis territorialer Nationalstaatlichkeit abzuweichen. 
Dennoch werden auch innerhalb der EU und der Mitgliedsstaaten, Bedenken einer 
Zerstückelung Somalias zum Ausdruck gebracht, die man verhindern möchte: 
Ich glaube niemand möchte, dass Somalia komplett zerstückelt wird. 
Der Begriff der Balkanisierung schwebt ja auch ein bisschen über der 
Frage, ob man Somaliland anerkennen möchte oder nicht.  
[…] 
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Für uns ist es schon so, dass wir Somalia als eine Entität sehen, auch 
wenn wir mit Somaliland sehr stark zusammenarbeiten (Dt. Botschaft 
2011B). 
Es sind nicht lediglich afrikanische Staaten, die um ihre territoriale Integrität 
fürchten und so gibt ein UN-Vertreter des vormaligen „Political Office for Somalia“ 
zu bedenken: 
Any country that does have any problems with its own territory is not 
going to recognize it [Somaliland] (UNPOS 2011A). 
Befürchtung einer De-facto-Anerkennung 
Die EU/EC erklärt also, dass eine Anerkennung Somalilands nicht zur Debatte steht. 
Die Zuständigkeit dafür eine solche Debatte ggf. anzustoßen, obliege der AU. Jedoch 
nimmt das Somalia-Personal der EU sowie der Mitgliedsstaaten durchaus die Gefahr 
einer De-facto-Anerkennung Somalilands wahr. Während 
Kooperationsmöglichkeiten mit De-facto-Staaten und De-facto-Regierungen ohne 
internationale Anerkennung außer Frage stünden, stelle sich gerade im Fall 
Somalilands durchaus die Herausforderung, keine implizite Anerkennung im Zuge 
diplomatischer Kontakte vorzunehmen: 
[…] beim Beispiel Somliland gibt es natürlich Fragen. Als ich zum 
ersten Mal nach Somaliland eingereist bin, mussten natürlich erst mal 
viele Fragen geklärt werden, z. B. was es bedeutet, wenn sich plötzlich 
ein somaliländischer Stempel in einem deutschen Diplomatenpass 
befindet, um damit erst mal eine implizite Anerkennung zu verhindern. 
Dass es aber Kooperationsmöglichkeiten gibt unterhalb der 
Anerkennung, das ist wirklich ganz außer Frage, weil wir ja mit 
Somaliland zusammenarbeiten. Als ich jetzt im Februar erneut in 
Somaliand war, habe ich mich mit einer Hand voll […] Ministern 
getroffen – der somaliländischen Regierung in Anführungszeichen, 
aber wir nennen sie nun mal Regierung – und habe dort mit denen 
relativ offizielle Gespräche geführt. Also nicht über 
Anerkennungsfragen, aber über andere Dinge, über Piraterie, über 
Sicherheit. Klar gibt es da Möglichkeiten. Aber wir machen 
Somaliland auch gleichzeitig immer klar, dass nichts was wir tun eine 
implizite Anerkennung bedeutet (Dt. Botschaft 2011B). 
Demnach wird Somaliland international – trotz seiner Existenz als „diplomatic no 
man’s land“ (Bradbury 2008: 5) – zumindest partiell auf informeller diplomatischer 
Ebene eingebunden. Dabei versuchen diplomatische Vertreter eine aus ihrem 
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Handeln ableitbare implizite Anerkennung abzuwenden, indem sie diese gegenüber 
ihren Kooperationspartnern kontinuierlich und explizit negieren. 
Britische Diplomaten beschreiben die Haltung Großbritanniens im Hinblick auf 
Somaliland hingegen als noch pragmatischer: 
Others [are] more nervous how to engage with them as a new 
national actor […]. We have always been more pragmatic about that. 
[…] Whether it is a government of Somaliland with a big ‘G’ and a 
big ‘S’ or [a] little ‘g’ and little ‘s’, we don’t really care, we never 
really cared. We are not about to recognize them. But it’s an area of 
Somalia which is stable, relatively stable, where we can have success; 
whether that is in security terms, development terms, humanitarian 
terms, [and] migration terms – across the piece. It doesn’t make sense 
not to work with them, but the question is how do you do that? So we 
have always been more pragmatic, others have been less pragmatic 
about that (Embassy of the UK 2011). 
Es wird aus dieser Perspektive explizit die Suche nach einem vorläufigen Status für 
Somaliland thematisiert, um den De-facto-Staat auch ohne offizielle Anerkennung 
auf globaler Ebene stärker integrieren zu können: 
One of the things we are looking at the moment […] is, what are the 
other sorts of status, of interim status short of recognition, that would 
enable them to for example participate more fully in the global 
economy […] (Embassy of the UK 2011). 
So lautet die Überzeugung in der britischen Botschaft in Addis Abeba: „Work with 
Somalis!“. Aber auch hier heißt es: „The problem is with whom. Who is 
representative?“ (Embassy of the UK 2011). Die Frage, welche Akteure als Partner 
in den Road Map-Prozess einbezogen werden können, wird hier und innerhalb der 
EC sehr nachdrücklich gestellt. 
Pluralität der Regionen und Akteure – Wer sind weitere Kooperationspartner? 
Neben Somaliland und Puntland werden weitere de-facto-autonome Regionen in 
Südzentral-Somalia als geeignetes Umfeld für entwicklungskooperative Hilfe 
wahrgenommen: 
Wir sagen ja, dass wir verstärkt mit Somaliland und Puntland [und] 
Galmudug zusammenarbeiten und jetzt ist […] noch eine Region im 
Süden entstanden (EEAS 2011A). 
So wird vorsichtig auf somalische Regionen und deren Vertreter als zumindest 
mögliche Gesprächspartner für die internationale Gemeinschaft geblickt: 
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Je weiter man dann südlicher kommt, umso schwieriger wird es. Es 
gibt ja einige Regionen, die sich neu etabliert haben. Das heißt: 
Galmudug, Heman und Heb, mit denen man Gespräche führt, mit 
denen man beginnt Gespräche zu führen. Da sind wir – also die 
international Gemeinschaft – noch am Anfang. Von Kooperation 
würde ich da gar nicht sprechen, aber es finden Gespräche statt auf 
verschiedenen Ebenen. Aber da loten wir im Moment noch aus, was 
sind Aspekte, die wir dort berücksichtigen wollen, was sind 
Bedingungen, von denen wir sagen, die sollten erfüllt sein bevor wir 
mit einer lokalen Regierung sprechen (Dt. Botschaft 2011B). 
Auch in der EU Somalia Unit sieht man sich im Hinblick auf neu entstehende 
Regionen und neue Akteure, auf die es zuzugehen gilt, erst am Beginn eines 
Lernprozesses: 
There is a lot of ongoing discussion [about new actors] and there is a 
lot of information, that many partners have, that we don’t have. So, it 
is really an area that is new for us […] (EU Smalia Unit 2011). 
Die möglichen Effekte solcher Kooperationen und Dialoge auf lokaler und 
(sub)regionaler Ebene werden dabei so eingeschätzt: 
Die Hoffnung ist ja: Wenn wir jeden einzelnen Flecken innerhalb von 
Somalia befrieden können, also nicht wir, sondern die Regierungen 
und die Vertretungen, die sich dort bilden, dann würde es dazu führen, 
dass Somalia sehr viel stärker dezentralisiert wird und, dass die TFG 
sehr viel von der Macht einbüßen würde, die sie sich vorstellen könnte 
zu haben, wenn es einen Zentralstaat gibt. Es muss ja nicht die 
aktuelle TFG sein. Es kann auch eine zukünftige sein oder falls wir 
keine Transition mehr haben nach Ablauf der Übergangsphase im 
nächsten August, dann vielleicht irgendein anderes Gebilde (Dt. 
Botschaft 2011B). 
Aus dieser Perspektive wird das Potenzial einer Befriedung Somalias auf Grundlage 
dezentraler Stabilisierungserfolge also sehr explizit thematisiert. Ein damit 
einhergehender offenkundigerer Machtverlust der TFG wird hier zwar konstatiert, 
aber lediglich für die TFG selbst als problematisch dargestellt: 
Das ist wahrscheinlich auch die Befürchtung der TFG, deswegen hat 
ja auch der Übergangspräsident, als die kenianische Operation 
begann, gesagt: Ich will die Kenianer nicht im Land haben. […], 
wenn die kenianische Operation Erfolg hat, wird sich vielleicht 
wirklich die Jubaland-Initative verwirklichen lassen und dann wird 
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die Macht, die das TFG dort potentiell haben könnte, noch weiter 
verringert, weil es eine weitere regionale Entität gibt, ähnlich wie im 
Norden, die stark aufgestellt ist und wo das TFG keine Macht mehr 
ausüben kann (Dt. Botschaft 2011B). 
Sich verstärkt der lokalen Ebene zuzuwenden und mit Regionen wie Somaliland, 
Puntland und Galmudug zu kooperieren habe allerdings dazu geführt, 
[…] dass diese neuen Regionen teilweise wie Pilze aus dem Boden 
geschossen sind. Dass Menschen in diesen Regionen einfach gesagt 
haben: Wir gründen einen Staat. Wir wählen einen Präsidenten. Wir 
nennen uns Regierung und dann werden wir zumindest von den USA 
oder der EU gesehen und bekommen auch Geld (Dt. Botschaft 
2011B). 
Weiter heißt es: 
This dealing with regions is why you have a Professor Gandhi who 
wants to create his own Azania. You have other people who want to 
create several states elsewhere in Southern Somalia. So you have this 
proliferation of states (UNPOS 2011B). 
Die Zusammenarbeit mit den verschiedenen Regionen wird als wichtig erachtet, 
solange die Akteure innerhalb dieser Entitäten in der Lage sind, Dienstleistungen 
bereitzustellen und Sicherheit zu gewährleisten: 
[…], every month you can meet a president of a new state there. There 
[are] a lot of things going on, you know. Azania with Professor 
Gandhi as president, we have Puntland, Galmudug, Gedo region, you 
have the green state of Juba, all this kind of things. I think it is 
important to work with these regions as long as those regions are 
viable, I mean as they can provide services to the people, as they can 
provide security to the people, to the population. […] This is all part 
of this federalist model (EEAS CMPD 2011). 
Die Regionen Heman und Heb sowie Galmudug gelten hierbei als vergleichsweise 
große Entitäten: 
Ich habe […] auch schon Emails bekommen von Vertretern von 
irgendwelchen Mini-Entitäten in Puntland z. B., die gesagt haben: Wir 
spalten uns von Puntland ab, weil die puntländische Regierung unsere 
Interessen nicht mehr angemessen berücksichtigt und wir hätten gern 
Gespräche mit der EU und hätten gern Unterstützung. Aber das ist, 
glaube ich, auch nichts, was wir fördern wollen. Aber es ist schwierig, 
denn wir können es auch schwer beurteilen. Einerseits mag es sein, 
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dass es in Puntland Entitäten gibt, die nicht so stark berücksichtigt 
werden. Aber, dass man einen Kleinstaat im Kleinstaat hat […] das ist 
schwierig (Dt. Botschaft 2011B). 
Dabei befürchten diplomatische Vertreter die Förderung von Partikularinteressen, die 
sie gerade im somalischen Kontext der Klan-Bindungen vermeiden wollen (vgl. Dt. 
Botschaft 2011B). Auch die EU Somalia Unit erhält solche Anfragen. Hier sieht man 
die Gefahr der Herausbildung weiterer Milizen im Zuge der finanziellen 
Unterstützung von Sicherheitskräften: 
Galmudug came and asked, can you finance our courts, [and] can you 
finance our police? The same did Ahlu Sunna [Waljama’a]. And we 
have regularly state[s] that come up with this request. So we cannot 
risk to go and finance [a] police court that ends up being another 
militia (EU Somalia Unit 2011). 
So besteht zwar eine weitreichende Einigkeit darüber, so viele Akteure als möglich 
zusammenzuführen. Die Aufgabe, diese Akteure auszuwählen, wird aber als große 
Herausforderung wahrgenommen: 
The solution is only in reconcil[ing] as many actors as possible. But 
what we always have to back up our political dialogue with is a clear 
analysis, political [and] economical analysis of the different regions 
with which we engage […] the conflict analysis. Those who claim to 
control a region, are they really representative of this region? What is 
their constituency? What is their clan? What is their control of 
territory? This is giving us a big headache (EU Smalia Unit 2011). 
Während die enge Kooperation der EC mit Somalias Regionen (und insbesondere die 
Großbritanniens) von AU-Vertretern als nachvollziehbar aber kritisch betrachtet wird 
(vgl. 5.2.4), gilt die Haltung und Rolle Großbritanniens aus anderer Perspektive als 
durchaus konstruktiv: 
The best friend of Somaliland is the UK and UK is helping them and 
also the UK is encouraging other donors like Finland to go there and 
find out what is going on and see what you can do – very constructive, 
I think (Embassy of Finland 2012). 
Großbritannien wird im Hinblick auf Somalia und Somaliland als wichtiger und 
konstanter Akteur neben und [bis 2016] innerhalb der EU genannt. Denn die 
Aufmerksamkeit, die Somalia und damit auch Somaliland innerhalb der EU bzw. von 
den EU-Mitgliedsstaaten erfahren, unterscheide sich stark. Jenseits der Finanzhilfe 
gäbe es nur wenig Einmischung hinsichtlich der politischen Strategie („western 
diplomat“ 2012). Auch in der kanadischen Botschaft wird die EU als wichtiger 
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Ressourcengeber wahrgenommen mit einzelnen Mitgliedern als treibende Kräfte in 
der (Entwicklungs-)Politik gegenüber Somalia und Somaliland (vgl. Embassy of 
Canada 2011). 
Zwischenresümée 
Internationale Akteure praktizieren und suchen also auf unterschiedlich pragmatische 
und unterschiedlich explizite Weise einen Umgang mit Somaliland als politischer 
Realität. Die EU und die internationale Gebergemeinschaft finanzieren dabei 
Demokratisierungs- und Entwicklungshilfe-Programme in Somaliland, führen solche 
über UN und (I)NGOs durch und stehen im Dialog mit der somaliländischen 
„Regierung“. Es bestehen konsularische Beziehungen zwischen Äthiopien sowie 
Djibouti und Somaliland (eine quasi-Botschaft Äthiopiens in Hargeisa bzw. die 
Anerkennung somaliländischer Pässe in beiden Ländern). 
In Bezug auf die „London Conference“ 2012 resümiert Hammond (2013), „[…], 
Somaliland President Ahmed Mohamoud ‘Silanyo’ attended as an interested 
neighbour rather than as a member of the Somalia delegation“ (Hammond 2013: 
189). Der Außenminister Somalilands schlussfolgert rückblickend auf selbige 
Konferenz: „It was the first time that Somaliland had ever taken part in an 
international conference dealing with the future of Somalia“ (Omar 2012: African 
Arguments.org). Der somaliländische Außenminister betont dabei, dass die 
Teilnahme Somalilands keinesfalls ein Aufgeben der Unabhängigkeitsbestrebung 
zum Ausdruck brachte, sondern gerade die Chance beinhaltete, „[...] to share this 
view with 55 delegations, represented at very high level“ (ebd.). Darüber hinaus 
macht er die eigene Wahrnehmung deutlich, als gleichwertiger Partner zu agieren: 
„[…] We participated in the conference as an equal, and we laid out our views about 
how Somaliland can help build peace and stability in Somalia“ (ebd.). 
All diese Entwicklungen bringen zum Ausdruck, was Bradbury, Abokor und Yusuf 
bereits 2003 konstatierten: „[…], there is a creeping informal and pragmatic 
acceptance of Somaliland as a political reality“ (Bradbury, Abokor & Yusuf 2003: 
458; vgl. auch Kaplan 2008: 153 ff). 
Ähnlich konstatiert eine Vertreterin des „Elman Peace and Human Rights Centre“, 
einer NGO in Mogadischu: 
The fact that they deal with Somaliland in a different way than the 
South, it’s also a testimony that they see that country. But you know, 
politics is another thing (ELMAN-Centre 2011). 
Das offizielle Bekenntnis zur politischen Realität Somalilands bleibt tatsächlich aus, 
wenn es zum Abschluss der Somalia-Konferenz 2013 heißt: 
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Der New Deal steht für Konsultationen in ganz Somalia, damit das 
Land nicht nur eine Ansammlung von Ortschaften und Regionen, 
sondern ein Bundesstaat und eine Nation wird (Ashton 2013). 
So besteht die Kluft zwischen pragmatischer Anpassung bzw. informeller Akzeptanz 
der somaliländischen politischen Realität und der internationalen politischen 
Zurückhaltung in Bezug auf diese Realität fort. 
5.2.4 „Walking on different levels“: Der „Multi Track Approach“ – Strategische 
Wende oder Spannungsverhältnis zwischen Praxis und Strategie? 
Die staatliche Einheit Somalias zu bewahren, also einen somalischen Staat (wieder) 
aufzubauen, ist das erklärte Ziel internationaler und EU-politischer Akteure. 
Obgleich weitgehende Einigkeit darüber besteht, Somalia als politische Einheit zu 
betrachten, wird in der EU Somalia Unit wahrgenommen, dass ein Teil der Akteure 
innerhalb der EU in besonderer Weise darauf bedacht ist, an dieser Einheit auf 
sprachlicher Ebene keine Zweifel aufkommen zu lassen: 
There are some [EU member] countries that are more multilateral 
and others that are more bilateral. There are some countries that have 
a specific stake on Somalia and others that are more far away. These 
bilateralism they emerge sometimes in some issues, like, some 
countries, when you discuss about Somaliland, they […] pay a lot of 
attention to the language we use in our communication, not to show 
that Somaliland [does] have any recognition and the EU position is 
that Somalia is one […] All this is [a] very much typical dynamic (EU 
Somalia Unit 2011). 
Denn tatsächlich haben sich die EU/EC und einzelne EU-Mitgliedsstaaten 
zunehmend direkt den Subregionen und den dortigen lokalen Akteuren zugewandt 
und neue Routinen der entwicklungspolitischen Praxis entwickelt (vgl. 5.2.3). Diese 
(Neu)Orientierung erfolgte angesichts einer nicht bestehenden nationalen politischen 
Einheit, die von allen Vertretern der somalischen Bevölkerung anerkannt wäre, 
insbesondere aufgrund unzureichender Sicherheits- und damit auch 
Zugangsbedingungen in Somalias Süden. So zeigt die Analyse der Dokumente für 
den Zeitraum 2000 bis 2014 sowie der Aussageereignisse zwischen 2011 und 2012, 
dass die Entwicklungsorientierung in der Politik der EC gegenüber Somalia inhärent 
an die Kooperation mit Somalias Subregionen geknüpft worden ist. Neben der 
Entwicklung eines starken Pragmatismus in der entwicklungspolitischen Praxis, hat 
eine Anpassung der entwicklungspolitischen Strategieformulierung an fragile 
Kontexte stattgefunden. Diese Anpassung erfolgt zwar kaum in expliziter 
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Abgrenzung zur Strategie des state-building, dennoch sind offenbar parallele 
Ansätze im Umgang mit Somalia herausgebildet worden. In wie weit es sich jenseits 
des pragmatischen Engagements auf lokaler Ebene dabei um ein strategisches 
Vorgehen handelt, wird unterschiedlich bewertet. Zumindest werden die 
verschiedenen Ansätze nun offiziell als „dual-track“ oder „multi-track approach“ 
zusammengeführt. 
Für einen Teil der entwicklungspolitischen state-building-Akteure entsteht mit ihrer 
Hinwendung zu den de-facto-autonomen Räumen zunächst kein Widerspruch 
zwischen entwicklungspolitischer Praxis und politischer Gesamtstrategie. Deren 
Argumentation lautet, dass die aufgebrachten Hilfeleistungen der EU für ganz 
Somalia bestimmt sind und die Unterstützung der somalischen Subregionen 
perspektivisch den gesamtstaatlichen Wiederaufbau Somalias befördert. Als 
Herausforderung gilt es aber, zwischen der Einbeziehung lokaler Administrationen 
und der Kooperation mit der TFG taktisch zu agieren [ähnliches trifft wohl für die 
Situation 2014/2015 im Umgang mit der somalischen Regierung in Mogadischu 
einerseits und den entstehenden föderalen Einheiten andererseits zu]: 
[…] unsere Unterstützung ist für Somalia und da werden dann halt 
bestimmte Beträge abgezweigt für Somaliland, Puntland usw.; und 
das wird dann auch direkt mit denen gemacht. Da muss man etwas 
Fingerspitzengefühl zeigen, aber die TFG hat ja momentan sowieso 
keine Kontrolle über das Staatsterritorium (EEAS 2011A). 
Ähnlich wird in der EU Somalia Unit in Nairobi argumentiert: 
We have an envelope for Somalia; we don’t have an envelope for 
Puntland, for Somaliland […]. […], but than in the reality we use 
what we call the variable geometry approach. So again, the envelope 
is one, but we try to tailor our intervention to the reality on the ground 
(EU Somalia Unit 2011). 
Die entwicklungskooperative Unterstützung erfolgt also dort, wo sie benötigt wird, 
so auch in Somaliland und Puntland: 
Wenn wir internationale Organisationen fördern, dann läuft das 
überhaupt nicht über die TFG. […] Das läuft nach dem Prinzip der 
humanitären Hilfe. Wo bedarf da ist, dort soll auch geholfen werden. 
Ähnlich, wenn es Bedarf in Somaliland oder Puntland gibt und 
Hilfsorganisationen, die sich dort engagieren wollen, auf uns zu 
kommen, dann versuchen wir auch dort mit deutschen Geldern 
Projekte zu fördern. Und das läuft auch. Wir haben Projekte in ganz 
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Somalia, also auch in Somaliland und in Puntland (Dt. Botschaft 
2011B). 
Aus dieser Perspektive geht es darum, die Unterstützung von Akteuren und Räumen 
der lokalen Ebene und die der TFG auf zentraler Ebene zusammen zu denken und 
zusammen zu führen: 
What is important [...] is, how do you then develop those communities, 
but still link them up into the central system, so that you get that link, 
so that you don’t have a separate development process and that you 
put a TFG head on the developments that happen there. For me, it is 
not so much talking about TFG over there and local administrations 
over here, but more looking at how can we foster governance and 
proper administrations across Somalia, both linked up to the central 
institutions (Embassy of Denmark 2011). 
Auch in der italienischen Botschaft wird mit Bezug auf Somaliland von einem 
wichtigen Raum gesprochen, der auch ohne politische Anerkennung unterstützt 
werden könne – „that must be kept as it is, [what] doesn’t clash with the TFG idea“ 
(Embassy of Italy 2011). 
Teilweise wird eine Debatte darüber wahrgenommen, ob die Kooperation der EU mit 
Somaliland und Puntland einerseits und die Unterstützung von AMISOM und der 
TFG andererseits als komplementäre Vorgehensweisen gelten können oder gar 
Spannungen erzeugen: 
Also die Frage wird in der Tat gestellt, ob das komplementär ist oder 
kontraproduktiv. Die überwiegende Meinung ist, dass es 
komplementär ist. Wo wir zeigen können, dass es in Somalia – im 
Großen betrachtet – positive Entwicklungen gibt, dann unterstützen 
wir die. Ob andere sich das dann abschauen oder nicht? Das mag 
sein. Wir hoffen es. Aber man muss ganz klar zeigen, dass positive 
Entwicklungen […] Frieden, Stabilität, etc. möglich sind. Somaliland 
ist ein gutes Beispiel. Die haben das aus eigener Kraft gemacht. Man 
kann […] meckern über das eine oder andere. Aber im Vergleich zum 
Rest von Somalia ist das ja leuchtend positiv (Dt. Botschaft 2011A). 
In der deutschen Botschaft in Nairobi wird von Überlegungen gesprochen, die es 
hinsichtlich der unterschiedlichen Ansätze gegenüber Somalia gibt. Eine explizite 
oder vordergründige Debatte darüber wird aber nicht wahrgenommen. Vielmehr wird 
hier wieder die Hoffnung beschrieben, entlang der parallelen Kooperationswege und 
in Verbindung beider Erfolge zu erzielen: 
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Ich sehe die Debatte findet nicht so groß oder vordergründig statt. Ich 
glaube, es gibt schon Überlegungen. Aber, weil niemand wirklich 
weiß, was aus Somalia mal wirklich werden soll oder wird. Ich 
glaube, wenn wir das wüssten, wäre uns allen wohler. […] Man 
verfolgt diese parallelen Ansätze wahrscheinlich wirklich in der 
Hoffnung, dass sich beides ein wenig beflügelt und man auf beiden 
Schienen zum Erfolg kommt und das dann am Ende hoffentlich positiv 
verbindet (Dt. Botschaft 2011B). 
Als deutlichere Entwicklung seit ca. Ende des Jahres 2010 wird aber ein 
zweigeteilter Ansatz beschrieben – das explizitere Zugehen der EU und der USA 
insbesondere auf Somaliland und Puntland neben der Unterstützung der TFG: 
Weite Teile der internationalen Gemeinschaft haben ja bis vor kurzem 
nur die TFG unterstützt und wir haben unsere Hoffnungen darauf 
gesetzt, dass sich der Frieden von Mogadischu aus ausbreiten wird. 
Jetzt vor einem Jahr – würde ich sagen – sind die USA und die EU auf 
die Idee gekommen, diesen zweiteilgen Ansatz zu verfolgen. Dass man 
die TFG weiterhin unterstützt als unseren wichtigsten 
Ansprechpartner, auch wenn sie nicht so effektiv ist, wie wir uns das 
wünschen würden. Aber gleichzeitig auch die Region verstärkt 
unterstützt, auf Somaliland mehr zugeht, auf Puntland mehr zugeht. 
[…] (ebd). 
Allerdings handele es sich dabei nicht wirklich um eine neue Entwicklung, sondern 
vor allem um ein expliziteres Zeichen, auch und vor allem der TFG gegenüber: 
Es ist […] nicht wirklich etwas Neues gewesen. Als sie diesen neuen 
tollen Begriff [des Dual Track Approach] geprägt hatten, hatten wir 
auch hier Gespräche mit den amerikanischen Kollegen und die haben 
gesagt: Wir machen eigentlich genau das gleiche, was wir vorher 
schon gemacht haben, vielleicht nicht so stark. Wir haben deshalb 
nicht mehr Geld, das wir jetzt in Somaliland oder Puntland 
ausschütten. Aber wir wollen der TFG deutlich machen, dass sie nicht 
das einzige Pferd sind, auf das wir setzen. Und ich glaube, das ist 
einer der wichtigeren Aspekte (ebd). 
Der „Dual track approach“ wird also nicht zuletzt als Druckmittel gegenüber der 
TFG aufgefasst: 
It’s good that it is made official, because it should also make the TFG 
think twice, that they are not really the only ones, that they need to 
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work together with local structures […] (Embassy of the Netherlands 
2012). 
The Dual track approach […] puts pressure on […] TFG (EU 
Delegation to the AU 2011B). 
Auch in der Deutschen Botschaft in Nairobi wird insofern eine Veränderung 
wahrgenommen, sich nun expliziter den Regionen zuzuwenden: 
Klar haben wir auch vorher schon mit der Regierung in Somaliland 
und Puntland zusammengearbeitet. Aber das nochmal viel stärker 
herauszustellen, nicht nur [den] Somali gegenüber sondern insgesamt, 
um zu zeigen: Wir setzen nicht nur auf die TFG in Mogadischu, 
sondern wir haben auch noch andere Gesprächspartner und wir 
unterstützen die (Dt. Botschaft 2011B). 
Dies könne durchaus als offiziellere Hinwendung zu alternativen Partnern 
interpretiert werden, die die Somalia-Politik auf eine neue Grundlage stellt (vgl. Dt. 
Botschaft 2011B). Es handele sich zwar nicht um eine Neuausrichtung an sich, da 
dieser Ansatz bereits zuvor praktiziert worden ist, „[a]ber das erst mal als Strategie 
zu bezeichnen, das war – glaube ich – schon eine grundlegende Neuerung“ (ebd.). 
Für einen Großteil des Somalia-Personals ist der „dual“ oder „multi-track“ also eher 
ein neues Label für eine politische Praxis, die bereits lange besteht, in Anbetracht 
immer vielfältigerer (lokaler) Akteure allerdings eine veränderte Dimension erfährt. 
In der EU Somalia Unit heißt es diesbezüglich: 
We always applied this approach without giving it a name, but for us 
it’s nothing new […]. At least on the EU side, we have always 
supported in parallel the different realities, when they were viable and 
invested on the TFIs, because they are the recognized interlocutor at 
the political level for the international community, because we are 
supporting AMISOM, so we need an interlocutor for the peace 
support operation, but we are in dialogue with the different entities 
and we are investing in the different entities. 
[…] 
We have always had a multilateral, a multi-track approach. And of 
course, the more stakeholders come up, the more actors come on the 
Somali scene, the more you have to interact with [them] (EU Somalia 
Unit 2011). 
EU-Personal beschreibt die Politikformulierung und das Handeln der EU gegenüber 
Somalia auch als „walking on different levels […] engaging on the central, local and 
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regional level“ (EEAS 2011B). Dabei wird explizit Bezug auf die bereits zitierten 
EU Council Conclusions (März 2011) genommen – „The EU aim is to enhance its 
support to regions of Somalia, such a s Somaliland and Puntland, […]“ – sowie auf 
den „US dual-track approach“ (Oktober 2010). 
Im „Somalia Joint Strategy Paper 2008-2013“ der EC wird hervorgehoben, dass die 
De-facto-Situation in Somalia den Entwicklungsansatz einer „variable geometry“ 
erfordert: 
Although the three regional blocks – Somaliland, Puntland and South 
Central Somalia – are all, to varying degrees, characterised by 
fragility and vulnerability to conflict, they are distinguished by 
markedly different levels of political and institutional development. 
While the Republic of Somalia remains the de jure sovereign entity, 
the de facto situation on the ground requires a ‘variable geometry’ 
approach to development, deploying the full range of LRRD 
instruments flexibly and sensitively, while continuing to advocate and 
promote a politically sustainable solution for Somalia as a whole (EC 
(n.d.)c: 12). 
Und auch hinsichtlich der Unterstützung im Bereich der Sicherheit wird in der EU 
Somalia Unit auf einen ausgeglichenen Ansatz verwiesen, der die Teilhabe 
unterschiedlicher Regionen berücksichtige: 
What we have been very cautious with is in ensuring a balanced 
approach. When we train TFG army in Bianga, the training makes 
sure that there is a batch of trainees that also come from the 
Galmudug region and from Puntland. So, to make sure that the 
support that we give even towards more this military support is even 
in a way that those who are recognized partners and allies of the TFIs 
can benefit from it (EU Somlia Unit 2011). 
Aus der Sicht eines Vertreters des vormaligen UNPOS heißt es: 
There have been two efforts going on: One is focused on the TFG 
[…] – some people say a bad government is better than no 
government, this is their argument. The other […] is, ok we’ve tried 
the TFG, it’s weak, ineffective; let’s look at other islands of stability, 
Somaliland, Puntland – maybe it’s a building blocks approach: we go 
by one block of stability and then we go to another. 
[…] both models have been tried. The idea being that the building 
blocks somehow mixes with the TFG. But the criticism that comes […] 
[is], wherever is an army you talk to them; you do not listen to people 
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on the ground. […] Lately there is a big effort to get civil society. […] 
we are not here to choose. Our job is to put everybody in the tent 
(UNPOS 2011B). 
Vielfach wird der nun deutlicher formulierte Ansatz, die TFG sowie die Regionen 
parallel zu unterstützen, begrüßt: 
In fact, trying to support the TFG and at the same time trying to 
support those regions, I think it’s a good approach. A central 
government, very centralized, in Somalia they don’t accept it. […] I 
think so [that the international community has too long insisted on the 
central model]. And still a lot of them do (EEAS CMPD 2011). 
Und: 
We need an integrated multi-track approach based on local 
knowledge (IGAD 2011). 
Aber auch für einen solchen Ansatz sei entscheidend, dass eine tatsächliche und 
ausreichende Orientierung an der Situation vor Ort stattfindet, so eine dänische 
Botschaftsvertreterin in Addis Abeba: 
[…], as with everything else, these sort of whole of government or 
integrated approaches, they only relay work, if we are generally 
looking at the situation on the ground, [are] generally motivated by 
what goes on in the ground, generally inform our analysis from the 
ground too (Embassy of Denmark 2011). 
Von anderer Seite wird die tatsächliche Existenz eines „second track“ allerdings 
negiert: „There is no meaningful second track. [There is] no EU multi track approach 
either“ („western diplomat“ 2012). Die Zusammenarbeit mit den Regionen erfolge 
auf der Ebene der Entwicklungskooperation in pragmatischer Form, nicht auf 
systematische Weise. Eine wirkliche Debatte hinsichtlich des „dual tracks“ würde 
nicht geführt, vielmehr richte sich der primäre Fokus weiterhin auf die TFG (vgl. 
ebd.). 
Innerhalb der AU hingegen fürchtet man die Konsequenzen einer hier stärker 
wahrgenommenen Abweichung vom „track one“. Die AU nimmt ein 
unterschiedliches Vorgehen insbesondere in der Politik bzw. der politischen Praxis 
der EU wahr und problematisiert eine territoriale Zerstückelung Somalias: 
Dual track – yes and no. Yes, in the sense that some of the local 
authorities […] they represent lots of stability around which 
something can be built, right. So there would be nothing wrong to 
start working with them on the one hand. 
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[…] 
But, you see the thing is that […] no one can say, this is the solution, 
[…]. So, one would want to perceive it as at least one of the roots 
leading to a comprehensive solution to the problems in Somalia. […] 
from that perspective I give it this space. But if you turn around and 
look at […] the issue of unintended consequences – I have no doubt in 
my mind that this is not the intention of any of the European countries 
as collective as EU or as European individuals to encourage the 
balkanization of Somalia […]. But their actions actually might 
produce that (AU 2011). 
Aus EU-Perspektive werden die Kooperationen mit neuen Partnern der lokalen 
Ebene hingegen vorwiegend als komplementär zur nationalen Peace- und state-
building-Strategie betrachtet (vgl. oben). Dennoch bringen mit Somalia betraute 
Vertreter der EU und ihrer Mitgliedsstaaten in ihren Perspektiven auf Somalia und in 
ihren Einschätzungen der eigenen Politik gegenüber Somalia vielfach eine 
Ambivalenz des Nationalstaates als kaum hinterfragtem Referenzrahmen auf der 
einen Seite sowie der Realität im Feld auf der anderen Seite zum Ausdruck. Auf 
Grundlage der vorangegangenen Analyse (5.2.2 und 5.2.3) können folgende implizit 
oder explizit artikulierte Spannungsverhältnisse abgebildet werden: „Somali 
ownership“ innerhalb oder entgegen der internationalen state-building-Agenda; TFG 
als unumgänglicher und anerkannter Partner einerseits, die Ineffizienz und 
mangelnde Legitimität der TFIs andererseits; TFG als offizieller Partner hier, 
Kooperation mit subregionalen Entitäten und lokalen Akteuren dort; Somaliland als 
Hoffnungsträger, Stabilitätspol und De-facto-Staat, deren 
Unabhängigkeitsbestrebungen allerdings nicht zur Debatte gestellt werden; also 
keine Anerkennung Somalilands, aber Suche nach einem alternativen Status; und 
schließlich steht die Frustration über ausbleibende Erfolge des internationalen 
Engagements in Somalia der wahrgenommenen Alternativlosigkeit zum Modell Staat 
und zur Kooperation mit und zwischen Staaten gegenüber. 
Von Seite der mit Somalia befassten britischen Diplomatie wird ganz explizit eine 
Spannung darin gesehen, an einer politischen Gesamtstrategie für Somalia 
festzuhalten und gleichzeitig die eigenen Interventionen an die lokalen Realitäten 
anzupassen. Es werden zudem Gründe genannt, die dieses Spannungsverhältnis bzw. 
die jeweils dahinter liegenden, unterschiedlichen Ansätze rechtfertigen: 
There is a tension between […] wanting stability in the whole of 
Somalia and yet working with Somaliland to build up its institutions, 
to kind of make its stability more concrete, more sustainable […]. It’s 
a tension for us; it’s a tension for everyone else. What justifies that 
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tension is on the one hand the risks I’ve just set out and on the other 
the advantages to supporting stability in Somaliland short of 
recognition. And that’s really our policy – everything we can – short 
of recognition – to build them up (Embassy of the UK 2011). 
Die eigene pragmatische Politik wird in diesem Fall explizit als Ansatz dafür 
gewertet, mit diesem Spannungsverhältnis umzugehen: 
I also think that you can turn the argument on his head and that is 
what we try and do, and we encourage others to do as well. Which is: 
‘Yes, we do work with [Somaliland], you can work there, look what 
success they had, do you not want the same, this is all you need to do 
[…].’ And in the same way encourage the Somalilanders to engage 
the South: ‘You know, you have been really successful, can you share 
the lessons of that success, how can we help to do that?’ That is the 
sort of approach, we try to take in order to try to deal with that 
tension (Embassy of the UK 2011). 
Der internationale Fokus auf „track one“ 
Es sind also durchaus Ambivalenzen der internationalen und EU-
(entwicklungs-)politischen Kooperation mit Somalia implizit zum Ausdruck gebracht 
worden – auch in Bezug auf die Peace- und state-building-Strategie auf der einen 
und auf pragmatische Formen der politischen Praxis auf der anderen Seite. Zum Teil 
wird ganz explizit ein Spannungsverhältnis zwischen den unterschiedlichen 
Strategien („tracks“) bzw. zwischen Strategie und politischer Praxis thematisiert. 
Darüber hinaus findet auch eine Kritik dahingehend statt, zu lange und einseitig die 
zentrale Ebene fokussiert zu haben. Trotz der Selbstbekundung innerhalb der EU/EC, 
sich an den unterschiedlichen Realitäten Somalias zu orientieren – und dies bereits 
lange Zeit vor der Formulierung des (US-amerikanischen) „dual track approach“ 
getan zu haben – wird dieser einseitige Fokus in Bezug auf die Somalia-Politik der 
internationalen Gemeinschaft und der EU (auch aus eigenen Kreisen) 
problematisiert: 
My advice was always […] you can’t just keep on importing peace 
processes […] from abroad […] to Somalia. It cannot be sustainable. 
[…] Please adapt a multi-level, a multi track approach […]. What the 
international community has been doing is mainly focusing on track 
one approach […] which mainly is outcome oriented (IGAD 2011). 
Und: 
I think the international community was a bit fixated on treating 
Somalia as one piece only. 
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[…] 
What’s fundamentally wrong in the way the international community 
is dealing with Somalia is that the TFG […] accorded all of the 
deference you would accord to as a government of a state. But in fact, 
they are not a government or a state; they are a government of a very 
small piece of land. […] They are the guardians of some of the 
investiture remains of the state of Somalia in terms of its international 
agreements etc. (EU Delegation to the AU 2011B). 
Vereinzelt stellen diplomatische Vertreter die vorwiegende Orientierung der 
internationalen Gemeinschaft am „track one“ an sich als ambivalent dar. Am 
Beispiel der Pirateriebekämpfung wird problematisiert, dass internationale 
Interventionen in Somalia mit ihrem Fokus auf den Bereich der Sicherheit zwar 
erhebliche Ressourcen bereitstellen, zum Teil aber deutlich an den Bedürfnissen und 
Realitäten vor Ort vorbeigehen, von eigenen Interessen geleitet sind und zu stark auf 
schnelle Ergebnisse abzielen: 
The international focus on piracy is both a blessing and a curse, in the 
sense that it provides Somalia with a sense of focus from the 
international community that will bring money, aid, [and] support. 
But at the same time, it might not be the kind of support that Somalia 
needs; it might be too focused on short term results, too focused on 
national interests of the western countries back home. […] They don’t 
have any mechanism to coordinate all this support that comes in. A lot 
of it goes to more security related interventions, which are not always 
in line with what takes place on the ground (Embassy of Denmark 
2011). 
Und auch dort, wo man am Wiederaufbau des somalischen Staates explizit festhält, 
wird zumindest folgende Perspektive erkannt: 
The argument is this [from the North/Somaliland]: ‘You have been 
trying to contain instability in the South, but if you fail you will export 
instability to the North. Why do you not do the other way round, 
promote stability from the North southwards?’ I mean, that’s their 
argument, which is – they also have a point (UNPOS 2011B). 
Die Tatsache, dass in der (entwicklungs-)politischen Praxis zunehmend eine 
Kooperation mit Akteuren der lokalen Ebene stattfindet, wird auch als verstärkte 
Orientierung an einem „second track“ wahrgenommen. Dabei erhält das 
pragmatische Vorgehen insbesondere im Handlungsfeld der EZ mit der 
Formulierung des „dual“ und „multi track approach“ einen strategischen Charakter. 
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Das Somalia-Personal der EU sowie der Mitgliedsstaaten betont, dass der „dual“ 
bzw. „multi track“ keine wirkliche Neuausrichtung darstellt, aber tradierte Praxis auf 
eine strategische Ebene hebt. Dies habe insbesondere politische Beweggründe – die, 
der TFG zu zeigen, dass die Gelder für andere Akteure breitgestellt werden (vgl. EU 
Delegation to Kenya 2011). Bezweifelt wird allerdings die Existenz eines 
systematischen „second track“ und damit des „dual“ oder „multi track approach“ als 
tatsächliche politische Strategie. Dementsprechend stellt sich weniger die Frage nach 
der Komplementarität bzw. der Gegensätzlichkeit paralleler Strategien, sondern 
danach, ob und wie stark ein Spannungsverhältnis zwischen der 
(entwicklungs-)politischen Praxis einerseits und der Peace- und state-building-
Strategie andererseits wahrgenommen wird. Allerdings zeigt die vorangegangene 
Analyse der entwicklungspolitischen Strategieformulierung, dass eine Anpassung an 
fragile Kontexte gesucht und angestoßen wird. Auch wenn nationales state-building 
als Rahmen und langfristiges Ziel bestehen bleibt, wird der (Handlungs)Fokus – 
mindestens temporär – auf die Ebene der lokalen Akteure und Partner verschoben. 
Insofern findet die pragmatische Neuorientierung im Feld der EZ auch Ausdruck auf 
der Ebene der Strategieformulierung. Allerdings führte dies bislang zu keiner 
grundlegenden Perspektivänderung und zu keinem Strategiewechsel auf politischer 
Ebene. 
Denn trotz des (routinierten) Pragmatismus im Feld und seiner partiellen Reflexion 
als einer politischen (Teil-)Strategie wird auf internationaler und EU-politischer 
Ebene weiterhin am Ansatz des Peacebuilding durch state-building und seiner 
militärischen Dimension festgehalten. Dies ist der Fall, obgleich auf diesem Weg in 
den vergangenen zweieinhalb Jahrzehnten keine nachhaltige Stabilisierung Somalias 
erzielt werden konnte. Vielmehr bringt das mit Somalia betraute Personal der 
internationalen Gemeinschaft sowie der EU ein Bewusstsein davon zum Ausdruck, 
dass es keine (allein) militärische Lösung für Somalia gibt. Einigkeit würde darüber 
bestehen, dass AMISOM Unterstützung benötigt, aber auch darüber, dass es vor 
allem um eine politische Lösung geht: 
Dass es AMISOM nicht alleine regeln kann, dass es keine militärische 
Lösung in Somalia geben wird, darüber sind wir uns auch relativ 
einig (Dt. Botschaft 2011B). 
So wird auch in der „EU Delegation to Kenya“ bekräftigt, dass es lokaler politischer 
Lösungen anstelle militärischer Interventionen bedürfe. Dort wird das Risiko sowohl 
eines Sicherheits- als auch eines politischen Vakuums gesehen. In Bezug auf 
AMISOM werde deutlich, dass hier eine afrikanische Truppe finanziert wird, um 
afrikanische Probleme zu lösen: „With regard to AMISOM one can learn how the 
West views Africa“ (EU Delegation to Kenya 2011; vgl. Kapitel 4). Und von Seiten 
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des vormaligen „UN Political Office for Somalia“ wird mit Bezug auf den Kampf 
gegen Piraterie und Terrorismus kritisch reflektiert: 
One thing that we collectively have to deliver is a better life. […] You 
can’t counter piracy on the seas without actually looking up what’s 
happening on the ground – why they turning to this, why they turning 
to Shabaab […] (UNPOS 2011A). 
5.3 Auswertung der Diskursanalyse 
Es lässt sich zunächst festhalten, dass in den Strategieformulierungen der EU und EC 
Staatszerfall bzw. die Fragilität von Staaten auf (zu behebende) Defizite auf der 
Ebene nationalstaatlicher (Governance-)Strukturen sowie auf damit 
zusammenhängende gesellschaftliche Missstände zurückgeführt werden. Davon 
ausgehend leitet die EU Gefahrenpotenziale und Sicherheitsrisiken auf regionaler 
und globaler Ebene ab und erachtet die Möglichkeiten von „global governance“ als 
unterminiert. Darüber hinaus betrachtet die EU staatliches Scheitern bzw. Staaten in 
fragilen Situationen als entscheidendes Hindernis für nachhaltige Entwicklung. In 
den untersuchten Strategiepapieren, Beschlüssen und Mitteilungen wird in Teilen ein 
gewachsenes Bewusstsein über den jeweils spezifischen Charakter fragiler Kontexte, 
die angepasste Interventionen erforderten, zum Ausdruck gebracht bzw. explizit 
erklärt. Mit Bezug auf den politischen Dialog, das Prinzip von „ownership“, die 
Orientierung an demokratischem Governance, auf humanitäre und Krisenhilfe sowie 
auf Reformen und Maßnahmen im Sicherheitssektor, wird in den Dokumenten ein 
Zusammenspiel von Politikfeldern und ein „Mix“ der jeweiligen Instrumente als 
notwendig beschrieben. Entsprechende Strategien sollen nationale Pläne und 
Visionen umfassen oder generieren – geteilt und befördert von zivilgesellschaftlichen 
und nichtstaatlichen Akteuren –, mittels derer staatlicher Zerfall oder die Fragilität 
von Staaten überwunden werden kann. So wird insbesondere für fragile Kontexte die 
Notwendigkeit gesehen, Sicherheit und Entwicklung gleichermaßen zu bedenken und 
dementsprechend auf politische Instrumente sowie auf Instrumente der EZ 
zurückzugreifen. In den Dokumenten wird zum Teil explizit eine stärkere 
Verquickung beider Handlungsfelder als notwendig beschrieben, um den 
angestrebten Wiederaufbau des Staates leisten zu können. Auch in einem großen Teil 
der analysierten Aussagen wird die von den Akteuren erachtete wechselseitige 
Bedingung von Entwicklung und Sicherheit für den state-building-Prozess zum 
Ausdruck gebracht und eine starke Kohärenz der beiden Handlungsfelder als 
notwendig erachtet. Jenseits solcher Bekundungen konzentriert sich die 
Verschränkung von Entwicklung und Sicherheit jedoch hauptsächlich auf finanzielle 
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Umverteilungen zugunsten des Sicherheitssektors.40 Die finanzielle Konzentration 
auf den Sicherheitssektor im somalischen Fall wird in den Aussagen vereinzelt 
problematisiert. Sie wird dann kritisiert, an den realen Bedürfnissen vor Ort 
vorbeizugehen und insbesondere den externen (Sicherheits)Interessen zu 
entsprechen. 
In (sicherheits)politischen Dokumenten wird state-building stärker hinsichtlich der 
kurzfristigeren Ziele des Aufbaus von Institutionen und Sicherheitsstrukturen 
ausgelegt. Strategien hingegen, die sich vordergründig der lokalen Ebene und den 
dort angesiedelten Akteuren möglicher Kooperation widmen, heben auf die 
aufzubauende Beziehung zwischen gesellschaftlichen und staatlichen Akteuren ab. 
Dabei wird dieser Legitimationsaufbau als endogener und langfristiger Prozess 
verstanden. Hier zeigt sich eine weitreichendere Übereinstimmung mit den 
OECD/DAC-Kriterien zu „state fragility“ und state-building. Das „gemeinsame“ 
Ziel des state-building wird also durchaus verschieden eng bzw. weit gefasst und 
unterschiedlich zeitlich terminiert: Kurzfristigere Zielsetzungen des Institutionen- 
und Strukturaufbaus stehen einem Verständnis vom prozessualen und langfristigen 
Charakter von state-building gegenüber. 
Strategieformulierungen im thematischen Kontext von Fragilität sowie insbesondere 
die Somalia-Politikformulierung durch die Kommission richteten sich, ohne den 
Zielrahmen des gesamtstaatlichen Wiederaufbaus zu verlassen, stark auf die lokale 
Ebene. Hier wird eine Anpassungssuche formuliert sowie Anpassungen der EZ in 
„fragilen Situationen“ beschrieben. Dabei gewinnt das (pragmatisch erwogene) 
Potenzial von lokalen Akteuren als sozialen Dienstleistern und Partnern in der 
Entwicklungskooperation an Bedeutung in der Policy-Formulierung gegenüber 
Somalia. Die Wahrnehmung dieses Potenzials spiegelt sich auch deutlich in den 
Aussagen des mit Somalia betrauten EU-Personals, die im Kontext 
entwicklungspolitischer Zusammenhänge getroffen wurden. Sich gegenwärtig auf 
verschiedene Akteure und Partner in zum Teil weitgehend autonomen Regionen 
Somalias einzulassen und auf diese Weise Stabilitätspole zu fördern, dient aus dieser 
Perspektive dem Ziel, mittel- bis langfristig zu einem einheitlichen somalischen 
Staatsgebilde zu gelangen. Obgleich die EU/EC in ihrer entwicklungspolitischen 
Strategieformulierung nun sehr deutlich auf „state-society relations“ und 
                                                 
40 Während bislang solche Umverteilungen lediglich zur finanziellen Unterstützung ziviler 
Sicherheitsbereiche möglich waren, hat die EU-Kommission im Juli 2016 eine Änderung des 
Instruments für Stabilität und Frieden (ISP) hinsichtlich einer weitreichenderen Unterstützung von 
Sicherheitskräften und Militär (so die Ausbildung und Ausrüstung von Streitkräften) vorgeschlagen 
(vgl. EC 2016). Es wurde in diesem Zusammenhang aufgeworfen, die finanzielle Aufstockung des 
ISP um 100 Millionen Euro mittels Gelder aus dem Instrument für Entwicklungszusammenarbeit 
(DCI) zu gewährleisten. Grenzen zwischen Entwicklungs- und Militärfinanzierung würden damit 
zunehmend unkenntlicher (vgl. Fischer 2016; Spiegel Online, 4.07.2016). 
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langfristiges state-building abhebt, wird die geleistete projektbasierte 
Entwicklungsförderung zum Teil als technokratisch und apolitisch kritisiert. 
Offenbar ist es gerade diese Ausrichtung, die den pragmatischen Umgang mit 
Somalias neuen sozialen Räumen erlaubt ohne an der politischen Strategie des 
staatlichen Wiederaufbaus zu zweifeln (zu Kritik vgl. Hout 2009, 2010). 
Der in der internationalen und EU-Politik bislang dominante state-building-Diskurs 
wird herausgefordert durch die de facto agierenden vielfältigen (Sicherheits)Akteure 
und die Pluralität sozio-politischer Räume jenseits des Staates und innerhalb neuer 
Raumkonfigurationen. Eine weitere Herausforderung stellt das pragmatische 
Handeln der internationalen Akteure selbst dar (insbesondere im Feld der EZ) sowie 
die damit verbundenen Anpassungsleistungen an veränderte räumliche Realitäten. 
Hinzu kommen die Kontakte auf informeller diplomatischer Ebene – es findet ein 
direkter Dialog zwischen internationalen bzw. EU-Diplomaten und Regierungs- bzw. 
Oppositionsvertretern von (semi-)autonomen Regionen oder De-facto-Staaten statt. 
Vor diesem Hintergrund ist in der vorliegenden Arbeit untersucht worden, inwieweit 
neue Routinen und Anpassungsmechanismen zu einer veränderten Wahrnehmung 
der beschriebenen Räume geführt haben – jenseits der von defizitärer oder 
zerfallener Staatlichkeit, die es wieder herzustellen gelte. Gefragt wurde, ob die 
Dokumente und Aussagen zur Somalia-Politik der internationalen Gemeinschaft und 
der EU eine veränderte Perspektive auf diese neuen sozialen Räume sowie auf den 
eigenen Umgang mit den neuen Akteuren und Partnern innerhalb Somalias 
fragmentierter Territorien zeigen. Herauszufinden galt es dabei, ob sich auf 
Grundlage dessen, wie die sozial-räumlichen Transformationen Somalias 
wahrgenommen werden und das pragmatische Handeln reflektiert wird, eine 
Diskursverschiebung und ein politischer Perspektivwechsel abzeichnen, die 
wiederum eine Normveränderung auf internationaler rechtlicher Ebene bedeuteten. 
Sind die Anpassungen an neue räumliche Realitäten in der (enticklungs)politischen 
Praxis also mit Konsequenzen für das internationale Prinzip der De-jure-Souveränität 
verbunden? 
Als Ergebnis der Analyse lässt sich zunächst benennen, dass nichtstaatliche, lokale 
Akteure im entwicklungspolitischen Rahmen überwiegend hinsichtlich ihres 
Potenzials für eine Befriedung und „Entwicklung“ destabilisierter Gesellschaften, so 
auch der somalischen Gesellschaft erachtet werden. Es sind zum einen die 
Dokumente der Kommission bzw. der Delegation zu Somalia selbst und zum 
anderen die Papiere zur Bedeutung von „local governance“, zur Rolle nichtstaatlicher 
Akteure und zum Umgang mit fragilen Situationen, die die Wahrnehmung dieses 
Potenzials zum Ausdruck bringen. Die reterritorialisierten Räume – wahrgenommen 
als territoriale Fragmente – sind entsprechend der analysierten Aussagen zu 
Stabilitätspolen und wichtigen Ausgangs- und Anknüpfungspunkten der 
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Entwicklungskooperation mit Somalia geworden. Mit dem Blick, Somalia auf diese 
Weise von unten („bottom-up“) zu fördern, ist also eine durchaus konstruktive 
Perspektive auf de facto existierende lokale Strukturen und Realitäten verbunden. 
Gleichzeitig wird die eigene Orientierung an der lokalen Ebene durchgehend als 
pragmatisches Vorgehen beschrieben, das in Ermangelung stabiler governance-
Strukturen auf zentraler Ebene erforderlich geworden ist. Es schwingt also immer 
auch die defizitäre Perspektive auf einen gescheiterten Staat mit, konkret auf die 
unzureichenden Bedingungen von Staatlichkeit, Sicherheit und Stabilität in Somalias 
Süden. Es wird allerdings unterschiedlich eingeschätzt bzw. hervorgehoben, wie 
stark der Wiederaufbau des Staates eine Voraussetzung für eine kontinuierliche und 
nachhaltige EZ darstellt. Einerseits werden die Instrumente der EZ grundlegend als 
Bestandteil zwischenstaatlicher Kooperation aufgefasst, die erst unter einer wieder 
hergestellten Regierungspartnerschaft in Gänze zum Tragen kommen können. 
Andererseits werden die de facto praktizierten Kooperationspartnerschaften auf 
lokaler und subregionaler Ebene als sehr positiv und erfolgreich bewertet. Aber auch 
dann gelten diese Partnerschaften zumeist als temporäre Übergangslösungen auf dem 
Weg des staatlichen Wiederaufbaus. Im Kontext des nun verfolgten föderalen 
Ansatzes wird den somalischen Teilregionen durchaus die Perspektive 
weitreichender Autonomie zugesprochen, jedoch innerhalb eines gesamtstaatlichen 
Gebildes mit Regierung in Mogadischu. Die Annahme, dass die pragmatische 
Hinwendung zu Somalias Subregionen im entwicklungspolitischen Feld seit den 
2000er Jahren zu einer deutlicheren Wahrnehmungsverschiebung als im 
Handlungsfeld der Außen- und Sicherheitspolitik geführt haben könnte, hat die 
Analyse der Aussagen des EU-Somalia-Personals damit nicht bestätigt. Zwar wird 
hier ein vielfach stärkerer Bezug zur lokalen Ebene hergestellt, eine Selbstreflexion 
des eigenen Vorgehens bzw. Fragen nach Konsequenzen der neuen 
Kooperationspartnerschaften bleiben aber weitgehend aus. So besteht auch im Feld 
der EZ das Konstrukt eines einheitlichen Somalia fort – aus der Wahrnehmung 
territorialer Fragmentierungsprozesse und aus der De-facto-Kooperation mit 
nichtstaatlichen bzw. de-facto-staatlichen Partnern generieren sich kaum Zweifel an 
der De-jure-Souveränität Somalias bzw. an deren Wiederherstellung. 
Verdeutlicht und eingeschätzt werden sollen diese Ergebnisse entlang einer von 
Menkhaus (2012) vorgenommenen Unterscheidung bei der Interpretation des 
Einflusses von „informal governance“ auf state-building. Der Autor beschreibt vier 
Positionen dazu, wie die mögliche Einflussnahme von „informal governance“ auf 
state-building gedacht bzw. die Relevanz des ersten Phänomens für das zweite Ziel 
eingeschätzt wird: 
1. „informal governance“ hat keine Bedeutung für state-building, 
2. „informal governance“ hat eine negative Bedeutung für state-building, 
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3. „informal governance“ hat eine positive, temporäre, Bedeutung für state-building, 
4. „informal governance“ hat eine entscheidende Bedeutung für neue Formen des 
state-building (vgl. Menkhaus 2012: 4). 
Position 1 spiegelt insbesondere den konventionellen internationalen Diskurs zu 
Somalia wider. Die Literaturdiskussion zu Somalia in Kapitel 4 sowie die 
Untersuchung der Somalia-Politik in Kapitel 5 haben gezeigt, dass mit dem 
internationalen politischen Fokus auf schnellstmöglichen Staatsaufbau die 
räumlichen Transformationsprozesse in den 1990er sowie in den 2000er Jahren 
weitgehend vernachlässigt worden sind. Nichtstaatlichen, lokalen Akteuren und 
deren neuen Raumkonfigurationen wurde auf politischer Ebene kaum Bedeutung 
beigemessen. 
Die pragmatisch motivierte Orientierung an Somalias autonomen Teilregionen im 
Handlungsfeld der Entwicklungskooperation wird hingegen entsprechend Position 
3 – „informal governance“ hat eine positive, temporäre, Bedeutung für state-
building – begründet und legitimiert. Die Analyse der Kerndokumente der Somalia-
Politik der EU sowie der Aussagen des EU- und internationalen Somalia-Personals 
bringt zum Ausdruck, wie deutlich die Gebergemeinschaft sich auf 
entwicklungspolitischer Ebene Somalias neuen sozialen Räumen zugewandt hat. In 
der Reflexion dieser Kooperationen beruft sich das Somalia-Personal auf den lang 
praktizierten „multi track approach“, der in Anbetracht einer stetig wachsenden Zahl 
von somalischen Interessenvertretern, mit welchen es zu interagieren gilt, umso mehr 
zum Tragen kommt. Die Dokumente geben Auskunft über eine Anpassungssuche an 
„fragile Situationen“. Den lokalen, nichtstaatlichen Akteuren wird dabei eine 
entscheidende Bedeutung in den Partnerschaftsbeziehungen sowie für die 
gesellschaftlichen Entwicklungs- und Stabilisierungsprozesse und den langfristigen 
Aufbau des Staates zugesprochen. Mit dem diskutierten föderalen Ansatz wird nun 
auch eine verstärkte politische Ausrichtung auf die somalischen Teilregionen 
vorgenommen, jedoch mit dem klaren Ziel den somalischen Gesamtstaat zu erhalten 
bzw. aufzubauen und auf dem föderalen Weg (weiterhin) nur einen politischen 
Kooperationspartner der internationalen Gemeinschaft zu legitimieren. 
Die entwickelten Kooperationsformen und -routinen mit Akteuren jenseits des 
Staates und innerhalb de-facto-staatlicher Strukturen werden von den mit Somalia 
befassten politischen und entwicklungspolitischen Akteuren der Staatengemeinschaft 
und Regionalorganisationen unterschiedlich bewertet. Vertreter unterschiedlicher 
EU-Mitgliedsstaaten, des EEAS, der EU Somalia Unit und von UNPOS (heute 
UNSOM) sehen in den (semi-)autonomen Regionen Somalias sowie in deren 
entwicklungspolitischer Förderung vorwiegend keinen Widerspruch zur politischen 
state-building-Strategie. Eine Unterstützung der Regionen sowie der Aufbau von 
209 
 
Institutionen und des Sicherheitssektors auf zentralstaatlicher Ebene gehen aus dieser 
Perspektive miteinander einher und dienen dem gemeinsamen Ziel des staatlichen 
Wiederaufbaus. Die Kooperationen zur lokalen Ebene werden dabei als entweder 
wenig entscheidend (Position 1) oder positiv – eine Stabilisierung Somalias in 
Etappen – (Position 3) eingeschätzt. 
Weder in den Aussagen des EU-Personals und das der EU-Mitgliedsstaaten (bis auf 
eine Ausnahme, siehe unten) noch in den untersuchten Dokumenten wird der Frage 
eines veränderten Status für Somaliland Raum gegeben. Die seit 1991 ersuchte 
Unabhängigkeit des De-facto-Staates wird als nicht zur Debatte stehend erklärt. 
Dabei verweist das Somalia-Personal insbesondere auf die Rolle der AU, deren 
Entscheidung in diesem Punkt die internationale Gemeinschaft nicht vorgreifen 
wolle. So wird eine rechtliche Anerkennung Somalilands von Seiten der EU zunächst 
ausgeschlossen. Gleichzeitig nehmen diplomatische Vertreter die „Gefahr“ einer De-
facto-Anerkennung Somalilands aufgrund der bestehenden 
entwicklungskooperativen Beziehungen sowie der diplomatischen Kontakte wahr. 
Teil des Dialogs mit Somaliland sei demnach immer auch, explizit zu negieren, 
Somaliland auf diese Weise anzuerkennen. 
Zumindest Teile des mit Somalia betrauten Personals nehmen dabei dennoch ein 
Spanungsverhältnis zwischen der politischen Strategie des Staatsaufbaus auf der 
einen Seite und der effektiven Förderung de-facto-staatlicher Entitäten auf der 
anderen Seite wahr. In diesem Fall wird auch angenommen, dass sich alle mit 
Somalia befassten Akteure mit dieser Spannung konfrontiert sehen. Darauf 
verweisen insbesondere diplomatische Vertreter Großbritanniens in Addis Abeba, 
wobei sie die bewusste pragmatische Haltung und Vorgehensweise Großbritanniens 
in Bezug auf de-facto-staatliche Räume unterstreichen und als wichtig erachten. Hier 
findet auch die Suche nach einem alternativen Status für Somaliland explizit 
Thematisierung. Ein Interim-Status ermögliche bspw. die Einbindung des De-facto-
Staates in die globalen Wirtschaftsbeziehungen. Um politische Anerkennung soll es 
aber auch hier nicht gehen; es wird gleichermaßen am Ziel eines einheitlichen 
somalischen Staates festgehalten (und somit ebenfalls Position 3 vertreten). 
Interessant ist, dass sich lediglich das britische Somalia-Personal bezüglich eines 
möglichen Interim-Status für Somaliland exponiert und sich selbst als 
außerordentlich pragmatisch im Umgang mit Somaliland darstellt. Diese 
Selbsteinschätzung deckt sich mit der Wahrnehmung innerhalb der internationalen 
Gebergemeinschaft, der EU bzw. unter den Vertretern der Mitgliedsstaaten – 
Großbritannien gilt allgemein als Vorreiter und enger Kooperationspartner 
Somalilands. Die US-amerikanische Auseinandersetzung mit internen 
somaliländischen Angelegenheiten in den 2000er Jahren ist allerdings ebenfalls recht 
stark gewesen, wovon eine umfassende Untersuchung von WikiLeaks cables aus 
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dem Jahr 2016 zeugt (vgl. Pegg & Berg 2016). Dies jedoch findet in den Aussagen 
des EU-Personals sowie der amerikanischen diplomatischen Vertretung selbst 
keinerlei Erwähnung. Dabei hatten die USA offenbar den somaliländischen 
Demokratisierungsprozess in den Fokus genommen: Es wurde bspw. massiv darauf 
insistiert, die Präsidentschaftswahlen im Jahr 2010 nicht um ein weiteres Mal zu 
verschieben. In direkten diplomatischen Kontakten ging es auch um die Frage eines 
Interim-Status bzw. einer Teilanerkennung (vgl. Pegg & Berg 2016). Im Unterschied 
zu Großbritannien halten sich die USA in Bezug auf ihre Unterstützung und 
Einmischung in Somaliland offenbar deutlich bedeckter. Zumindest temporär wird 
der Stabilisierungsprozess auf lokaler Ebene entsprechend der Untersuchung von 
Pegg und Berg (2016) aber nachdrücklich verfolgt. Position 3 in Menkhaus Modell 
(2012) scheint also auch hier – nur weniger offenkundig – vertreten zu werden. Der 
amerikanische „dual track approach“, der seit 2010 dafür stehen soll, parallel zur bis 
dahin verfolgten Ausrichtung auf die zentrale politische Ebene auch die somalischen 
Regionen zu fokussieren, würde damit de facto von mehr Substanz zeugen, als ihm 
innerhalb der EU sowie von amerikanischer diplomatischer Seite (offiziell) 
beigemessen wird. 
Vertreter der AU schätzen (semi-)autonome lokale Regierungsstrukturen oder 
„informal governance“ ebenfalls als positiv für gesellschaftliche 
Stabilisierungsprozesse ein. Sie bewerten die Unterstützung solcher Strukturen durch 
internationale und EU-Akteure aber als ambivalent und befürchten eine 
Zementierung der fragmentierten Territorien bzw. das Vorantreiben von 
Fragmentierungsprozessen und damit negative Konsequenzen für den 
Staatsbildungsprozess. In dieser Perspektive spiegelt sich Position 2 nach Menkhaus 
(2012): „informal governance“ hat eine negative Bedeutung für state-building. 
In den untersuchten Dokumenten und Aussagen der Interviewpartner finden sich 
zumindest partiell Raum- und Territoralitätsbezüge, welche die stattgefundene 
Entkopplung von Territorialität und Souveränität in Bezug auf die gegenwärtige 
Situation in Somalia zum Ausdruck bringen. Das Somalia-Personal benennt klar die 
auf Mogadischu und Teile Südsomalias begrenzte Reichweite der Kontrolle durch 
die TFG. Sowohl in der entwicklungspolitischen Strategieformulierung als auch in 
den Aussagen wird die territoriale Fragmentierung Somalias konstatiert und 
weitreichende Strukturen der Selbstregierung in einzelnen Territorien insbesondere 
im Hinblick auf Somaliland, aber auch auf Puntland, Galmudug, Jubaland und ein 
von Alu Sunna Wal Jama’a kontrolliertes Territorium in Südzentral-Somalia erkannt. 
Die sehr eingeschränkte Souveränität der TFG sowie die de facto unter 
verschiedenen Akteuren geteilte Souveränität spielt in der Reflexion über Somalia 
also durchaus eine Rolle. Sie werden aber als Folge bzw. Ausdruck des Staatszerfalls 
und im Sinne des angestrebten „state building“ als zu behebende Phänomene 
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aufgefasst. Diplomatische Kontakte auf informeller Ebene und 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit Somalias (teil-)autonomen Regionen 
sollen dementsprechend explizit keine De-facto-Anerkennung dieser Territorien 
(dabei geht es vorwiegend um Somaliland) bekunden. 
Weder in den untersuchten Dokumenten noch in den Aussagen der Interviewpartner 
sind also Raum- und Territorialitätsbezüge hergestellt worden, durch welche die 
nichtstaatlichen, lokalen Akteure und deren informelle governance-Strukturen 
perspektivisch innerhalb neuer Raumkonfigurationen – unabhängig und alternativ 
zum tradierten Modell des Nationalstaates – verortet worden wären. „Informal 
governance“ sowie seine externe Verquickung und Beförderung werden auch dort, 
wo sie als bedeutend gelten, nicht in den Kontext (möglicher) neuer Formen des 
state-building gerückt. Position 4 nach Menkhaus (2012) – „informal governance“ 
hat eine entscheidende Bedeutung für neue Formen des state-building – findet sich in 
den Ergebnissen der Untersuchung somit nicht wieder. Zwar wird zum Teil 
festgestellt, dass das „passende“ Modell für Somalia offenbar noch nicht gefunden 
bzw. erfunden worden wäre – die Suche danach, so zeigt die Analyse, wird bislang 
jedoch im vertrauten Rahmen nationalstaatlicher Grenzen durchgeführt. 
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6. Konklusion 
In der vorliegenden Arbeit ist untersucht worden, wie die EU auf den vermeintlichen 
Zerfall des somalischen Staates bzw. auf die Herausbildung neuer sozialer Räume 
reagiert. Die Analyse hat sich dabei für die ambivalenten – Status quo orientierten vs. 
pragmatisch motivierten – Reaktionen auf die als Zerfallsprozesse wahrgenommenen 
gesellschaftlichen Transformationen und territorialen Fragmentierungen interessiert. 
Auseinandergesetzt hat sich die Untersuchung dementsprechend mit wissenschaftlich 
sowie politisch erzeugten und reproduzierten Diskursen auf der einen Seite und mit 
der politischen Praxis internationaler Akteure auf der anderen Seite. In Anbetracht 
der sozial-räumlichen Transformationsprozesse, die starke Veränderungen auf der 
Ebene politischer Praxis bedingen, ist nach möglichen Verschiebungen auf der 
Diskursebene und ihren Folgen für das internationale Staatensystem mit seinem 
Prinzip der De-jure-Souveränität gefragt worden. Die Analyse hat sich somit auf die 
Effekte der pragmatisch motivierten Anpassungen an neue sozio-politische 
Realitäten und reterritorialisierte Räume gerichtet sowie insbesondere auf die 
Wahrnehmung dieser Effekte. Vermutet worden ist, dass eine veränderte Praxis und 
die Herausbildung neuer Routinen auch mit Verschiebungen in der Wahrnehmung 
räumlicher und territorialer Gegebenheiten verbunden sind, die sich auf den 
dominierenden politischen Diskurs auswirken. Eine Öffnung des politischen 
Diskurses zu Somalia für die parallel zum internationalen Staatensystem existierende 
Raumordnungen wäre die Voraussetzung eines anzustrebenden Politikwechsels 
gegenüber den vermeintlichen failed states, der wiederum das Selbstverständnis 
territorialer De-jure-Souveränität als Organisationsprinzip des internationalen 
Systems explizit und nachdrücklich herausfordern würde. Vor dem Hintergrund der 
auf theoretischer Ebene diskutierten Kontingenz von Räumlichkeit und der hohen 
gesellschaftlichen Dynamik im Fall Somalia, ist der Frage nachgegangen worden, ob 
die pragmatischen Anpassungen der internationalen und EU-politischen Praxis an 
neue räumliche Realitäten eine Veränderung in der Perspektive auf diese Räume in 
solcher Weise befördert haben, dass dabei der „Spatial Turn“ der Geistes- und 
Kulturwissenschaften abgebildet wird. 
Methodisch hat sich die Untersuchung auf die Analyse qualitativer Daten gestützt. Es 
sind dafür Kerndokumente der EU-Somalia-Politik und Aussageereignisse des mit 
Somalia betrauten internationalen und EU-Personals im Hinblick auf Raum- und 
Territorialitätsbezüge diskursiv analysiert worden. 
De-jure-Souveränität vs. geteilte De-facto-Souveränität 
Obwohl die Kluft zwischen eingeschränkter empirischer Staatlichkeit und der 
international beigemessenen Souveränität von Staaten nach 1989/90 offenkundig 
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geworden ist, haben die Akteure der internationalen Staatengemeinschaft bislang 
weiterhin am Ideal der De-jure-Souveränität festgehalten. Staaten wie Somalia sind 
zu Beginn der 1990er Jahre aufgrund einer besonders eklatanten Diskrepanz 
zwischen internationaler Norm und lokaler Realität als failed states zum Objekt einer 
neuen internationalen Konfliktbearbeitung geworden. Auf die gescheiterten 
internationalen „Peacekeeping“-Einsätze in Somalia folgten (unter konjunkturell 
schwankendem internationalem Interesse) verschiedene Phasen des Peacebuilding 
durch state-building. Als so zu Beginn der 2000er Jahre im Kontext terroristischer 
Bedrohungen Somalias Befriedung zu einem globalen Sicherheitsinteresse erhoben 
wurde, hat das Ziel des somalischen Staatsaufbaus zumindest auf rhetorischer Ebene 
eine neue Konjunktur erfahren. De facto hat internationale Politik in den 2000er 
Jahren allerdings auch destabilisierend auf die Situation in Somalia gewirkt. 
Während Somalia lange als zerfallener Staat par excellence gegolten hat, 
behandelten die internationalen politischen Akteure Somalia jedoch bereits unter der 
Föderalen Übergangsregierung, der internationale Legitimität beigemessen wurde, 
als Staat. Die TFG ist, so zeigt die Analyse der Kerndokumente und Aussagen, trotz 
ihrer fehlenden tatsächlichen Legitimität vor Ort und trotz der Frustration auf Seiten 
der Geber über die stark begrenzte Reformbereitschaft der somalischen 
Übergangsregierung, als Anker der internationalen Kooperation mit Somalia erachtet 
worden. Ohne AMISOM, die die Existenz der TFG (und heute der FG) überhaupt 
gewährleistet, so die einhellige Einschätzung der mit Somalia befassten Akteure, 
gäbe es keinen Staat Somalia und damit keinen Anknüpfungspunkt internationaler 
und zwischenstaatlicher Beziehungen zu Somalia. 
Parallel zu diesem außen- und sicherheitspolitischen Fokus auf Somalias (staatliches) 
Zentrum Mogadischu, haben sich ebenfalls seit Beginn der 2000er Jahre Akteure der 
EZ verstärkt den Subregionen Somalias zugewandt. Lediglich dort sind überhaupt 
Anknüpfungspunkte für Entwicklungskooperation gesehen worden. EZ in Somalia 
ist seither immanent damit verbunden, in lokalen Räumen zu agieren, die sich aus 
Perspektive dieser Arbeit jenseits des Staates befinden bzw. neue 
Raumkonfigurationen darstellen. 
Das im politikwissenschaftlichen Diskurs traditionelle Narrativ erfasst den Staat als 
essentielle gesellschaftliche Organisationsform. Eine Überhöhung dieser Norm 
kommt zum Ausdruck, wenn gesellschaftliche Transformationsprozesse, die 
mindestens temporär Organisationsformen jenseits des Staates und innerhalb neuer 
Raumkonfigurationen hervorbringen, als Zerfall staatlicher Strukturen debattiert 
werden. Dies ist der Fall, obgleich es sich dabei um Räume handelt, die sich auch in 
der Vergangenheit kaum durch empirische Formen souveräner Territorialstaatlichkeit 
gekennzeichnet haben. So ist es in Anbetracht der ordnungs- und 
raum(re)konstituierenden Akteurspluralität hilfreich, ganz im Sinne von Brons 
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(2001) und Agnew (2005), Souveränität neu zu interpretieren und die Auffassung 
geteilter De-facto-Souveränität ins Zentrum der Analyse von gesellschaftlicher Re-
Konfiguration der Somali zu rücken. Die Reinterpretation von Souveränität steht so 
auch zentral hinter der für diese Arbeit relevanten Frage nach dem politisch-
strategischen sowie pragmatisch motivierten Umgang der internationalen 
Gemeinschaft mit Zerfall, Fragmentierung und neu entstehenden Räumen im 
somalischen Fall. 
An das traditionelle „Staatlichkeits“-Narrativ knüpft eine bislang ebenfalls 
dominante Wissenschaftsperspektive an, nach der entstandene De-facto-Staaten 
innerhalb der internationalen Staatengemeinschaft entweder gänzlich ignoriert 
werden (vgl. Position 1 nach Menkhaus 2012) oder diesen durch Konfrontation (vgl. 
Position 2 nach Menkhaus 2012) begegnet wird (vgl. Pegg & Berg 2016: 269-270). 
Die vorliegende Arbeit hat hingegen an die Perspektive derjenigen Autoren 
angeknüpft, die im Hinblick auf die internationale politische Praxis dieses Narrativ 
bereits revidieren – Bezug genommen wird insbesondere auf Agnew (2009), aber 
auch auf Lynch (2004) sowie Pegg und Berg (2016,  Pegg 1998). Denn souveräne 
Staaten gehen mit neuen Formen von Souveränität um und befördern diese, obgleich 
sie an der De-jure-Souveränität von Staaten festhalten (vgl. Agnew 2009). Selbst vor 
dem Hintergrund, dass in den internationalen Beziehungen generell eine starke 
Unterstützung des Status quo vorherrscht, erfolgt neben der Ignoranz oder aktiven 
Konfrontation von De-facto-Staaten nach Pegg (1998) auch eine bedingte Akzeptanz 
ihres Daseins (vgl. Pegg & Berg 2016: 269-270  Pegg 1998: 177, 181). 
Die Analyseergebnisse der vorliegenden Arbeit bekräftigen die tatsächlich 
stattfindende Kooperation mit de-facto-staatlichen Entitäten für den somalischen Fall 
insbesondere im Kontext der Entwicklungszusammenarbeit. Die Kooperation mit 
lokalen Partnern und die Unterstützung von Stabilitätspolen werden zumeist als 
bedeutender und einzig möglicher Zugang und Umgang mit Somalia bzw. den 
somalischen Regionen aufgefasst. Dieser Umgang wiederum hat dazu geführt, diese 
neuen sozialen Räume bedingt zu akzeptieren. Sie werden nämlich, so zeigt eine 
weitgehende Übereinstimmung zwischen den analysierten Aussagen, als 
Interimslösungen auf dem Weg des staatlichen Wiederaufbaus gesehen. Von 
jeglicher Form der Anerkennung nehmen internationale und EU-Akteure hingegen 
explizit Abstand. Die USA hatten, so zeigt die Untersuchung von Pegg und Berg 
(2016), Somaliland gegenüber Embargos im Falle einer weiteren Verzögerung der 
Wahlen 2010 angedroht. Der Einsatz konfrontativer Instrumente bezweckte hier 
offenbar nicht, den de-facto-staatlichen Strukturen Somalilands entgegenzuwirken, 
sondern verfolgte das Ziel, den dortigen Demokratisierungsprozess voranzutreiben. 
Autonomisierung scheint zumindest auch in diesem Fall vielmehr akzeptiert als 
verhindert zu werden. 
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So treffen insgesamt betrachtet alle drei genannten Kategorien nach Pegg (1998) – 
Ignoranz, Konfrontation und bedingte Akzeptanz – auf den Umgang der 
internationalen Gemeinschaft bzw. der EU mit Somalia und Somaliland zu und 
schließen sich ganz offenbar im Fall Somalia nicht gegenseitig aus41. 
Die pragmatisch motivierte Neuorientierung in der (entwicklungs-)politischen Praxis 
der EU als Reaktion auf den so wahrgenommenen Zerfall des Staates bzw. auf die 
Entkopplung von Territorialität und Souveränität geht auch mit einer verstärkten 
Wahrnehmung lokaler somalischer Realitäten einher. Die Analyse der 
entwicklungspolitischen Strategieformulierung seit den 2000er Jahren sowie der 
Aussagen des mit Somalia betrauten internationalen und EU-Personals zeigt 
durchaus, dass die parallel existierenden sozio-politischen Strukturen und die 
territoriale Fragmentierung Somalias Berücksichtigung finden. Mit vielfachen 
Bezügen zur lokalen Ebene sowie zu den dortigen Akteuren und deren Relevanz für 
den (langfristigen) Staatsaufbau wird ein gewachsenes Bewusstsein für die lokalen 
Bedingungen gesellschaftlicher Organisation in Somalia zum Ausdruck gebracht. 
Obwohl sich hier eine erweiterte Wahrnehmung der gesellschaftspolitischen 
Kontexte Somalias zeigt, die die Konzentration auf Somalias Zentrum zumindest 
abschwächt, führt diese partielle Öffnung des Diskurses bislang aber nicht dazu, die 
bisherige Strategie des staatlichen Wiederaufbaus für Somalia grundsätzlich zu 
hinterfragen. Nur vereinzelt werden konkrete Zweifel und explizite Kritik an der 
starken politischen Ausrichtung auf die TFG/FG sowie an der beherrschenden 
Sicherheitsorientierung der politischen Strategie abgeleitet. 
Bislang bewirken die Entwicklungskooperation auf subregionaler Ebene und die 
(in)formelle Diplomatie mit Repräsentanten autonomer Entitäten somit zwar eine 
bedingte Akzeptanz dieser sozialen Räume, jedoch keinerlei Form politischer 
Anerkennung der autonomen Regionen und De-facto-Staaten als Teil alternativer 
Ordnungsmodelle. Zwar kooperiert die EU in ihrer Entwicklungszusammenarbeit – 
spätestens mit der Vereinbarung des Somaliland Special Arrangements innerhalb des 
„Somali Compacts“ (2013) und mit dem NIP (2014) – mit Somaliland und dessen 
Regierung als für sich existierende (de-facto-staatliche) Einheit. In der öffentlichen 
Darstellung und Kommunikation ihrer politischen Agenda allerdings betont die EU 
die Normalisierung der Kooperationsbeziehungen zu „Somalia“, die anzustrebende 
Souveränität des somalischen Staates und den Ausblick auf die nationalen Wahlen 
für 2016. 
Tatsächlich zeigt die Untersuchung also, dass der dominierende politische state-
building-Diskurs zu Somalia nach wie vor von einer starken Ignoranz gegenüber 
                                                 
41 Pegg 1998 verweist bereits darauf, dass sich die drei Kategorien nicht notwendigerweise 
gegenseitig ausschließen (vgl. Pegg 1998: 177, 181). 
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lokalen Dynamiken und veränderten räumlichen Realitäten geprägt ist. Ausdruck 
findet dies in der sicherheitsfokussierten Strategiebildung zu Somalia, die sich 
insbesondere auf die Rehabilitation des Zentrums und die Ausbildung von 
Sicherheitskräften richtet, um die Herausforderungen eines failed states zu 
überwinden und den somalischen Staat wieder aufzubauen. Aber auch der auf 
politischer Ebene parallel verfolgte föderale Ansatz, der darauf zielt, über den 
Aufbau von Bundesstaaten zu einem einheitlichen föderalen Staatsgebilde zu 
gelangen, vernachlässigt die Pluralität von Akteuren und Interessen auf lokaler 
Ebene. Die international und regional unterstützen Aushandlungen der Abkommen 
zwischen der Föderalen Regierung in Mogadischu und den jeweiligen Bundesstaaten 
werden dafür kritisiert, einen Teil der lokalen Akteure (erneut) von vornherein 
auszuschließen und zudem über keine gemeinsame Föderalismus-Idee für Somalia zu 
verfügen (vgl. Kapitel 5). Die Regierung in Mogadischu bangt in erster Linie um 
Kompetenzverluste bzw. fürchtet in den von ihr erhofften Möglichkeiten der 
Machterweiterung beschränkt zu werden. Den veränderten sozial-räumlichen 
Realitäten wird also auch innerhalb des föderalen Modells ungenügend Rechnung 
getragen. 
Was sowohl auf entwicklungspolitischer als auch auf politischer Ebene insgesamt 
ausbleibt, ist eine Debatte um die neuen sozialen Räume als real existierende 
Entitäten neben und unabhängig vom vermeintlichen „(föderalen) Staat Somalia“. 
Offiziell existiert die Praxis mit diesen Räumen und deren Akteuren zu kooperieren 
eben so wenig wie jene Räume bzw. De-facto-Staaten selbst. Eine Reflexion des 
eigenen Wirkens innerhalb der territorialen Transformationsprozesse findet 
dementsprechend nicht statt und Fragen nach Konsequenzen sowie Potenzialen der 
De-facto-Kooperationen werden kaum gestellt. Vielmehr wird sich in allen 
Handlungsfeldern auf das (langfristige) gemeinsame Ziel berufen, den somalischen 
Staat wieder aufzubauen. Hier erweist sich der staatszentrierte Diskurs zu Somalia, 
trotz der erweiterten Perspektive auf „die lokale Ebene“ und die dort handelnden 
Akteure, als sehr wirkungsmächtig. 
Die Analyseergebnisse zeigen wie beschrieben zwar eine verstärkte Wahrnehmung 
und Einbindung nichtstaatlicher, lokaler Akteure und eine damit verbundene 
Hinwendung zu sozio-politischen, reterritorialisierten Räumen Somalias. Die 
Ergebnisse legen jedoch auch dar, dass aus dieser Neuorientierung nahezu keine 
Überlegungen zu Status- und Anerkennungsfragen geschlussfolgert werden. Im Fall 
der intensiven Kooperationsbeziehungen zu Somaliand fürchten EU-Akteure die 
Ableitung einer De-facto-Anerkennung und negieren diese dem Kooperationspartner 
gegenüber dementsprechend explizit. Grundlegende Zweifel an der angenommenen 
Allgemeingültigkeit des nationalstaatlichen Modells und damit am bisherigen state-
building-Diskurs für Somalia werden nicht bzw. lediglich sehr vereinzelt 
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aufgebracht. Zwar wird der Wiederaufbau des Staates im entwicklungspolitischen 
Kontext stärker als langfristiges Ziel artikuliert und temporäre Abweichungen als 
Bausteine in den state-building-Prozess einbezogen. Auch wird das Streben nach 
endgültiger räumlicher Konfiguration – in Form des idealtypischen Einheitsstaates – 
damit temporär abgeschwächt. Als offizieller Kooperationsrahmen, als idealtypische 
Bedingung von EZ und als perspektivisches Ziel wird „der Staat“ aber auch im 
entwicklungspolitischen Handlungsfeld keinesfalls aufgegeben. 
Die Untersuchung verdeutlicht, dass im Fall Somalia in sehr ausgeprägter Form und 
über den beträchtlichen Zeitraum von zweieinhalb Jahrzehnten mit neuen Formen 
empirischer Staatlichkeit umgegangen worden ist (insbesondere im Feld der EZ), 
während gleichzeitig in allen Handlungsfeldern am internationalen Prinzip der De-
jure-Souveränität festgehalten wird. Im Mittelpunkt der Analyse stand die Frage, wie 
sich Diskurs und Praxis im Fall der Somalia-Politik der EU zueinander verhalten: 
Fand bzw. findet eine praxisgeleitete Verschiebung politischer Diskurse statt? Eine 
solche Verschiebung lässt sich hier nicht nachweisen. Vielmehr deuten die 
Untersuchungsergebnisse auf (diskursgeleitete) Kontinuitäten in der politischen 
Strategiebildung. 
Solange die Praxis, nichtstaatliche bzw. de-facto-staatliche Partner innerhalb neuer 
territorialer Räume zu fördern und in Kooperationsbeziehungen einzubinden, 
entweder als Hürde oder als pragmatisch erwogene Zwischenstufe im Prozess des 
politisch angestrebten Staatsaufbaus aufgefasst wird, ist ein tatsächlicher 
Perspektivwechsel mit Folgen für das Prinzip der De-jure-Souveränität nicht 
erkennbar. Im Fall der Reaktion der EU auf Somalias territoriale Fragmentierung, 
handelt es sich somit um eine eklatante Ausprägung des von Agnew (2009) 
beschrieben Phänomens: Als ausgeprägt zeigt sich die Diskrepanz zwischen der 
praktizierten Kooperation mit und Beförderung von neuen Souveränitätsformen in 
Somalia auf der einen Seite und der fortgeführten rechtlichen Gleichsetzung von 
Souveränität mit der Souveränität des somalischen Nationalstaates auf der anderen 
Seite. Ausgeprägt ist die pragmatische Neuorientierung und Anpassung an 
veränderte realweltliche Kontexte einerseits und die politische Kontinuität in der 
Strategie des Peacebuilding durch state-building andererseits. 
Es lässt sich somit nicht schlussfolgern, dass sich eine Schwächung des Prinzips der 
De-jure-Souveränität als bislang dominierende Funktionslogik des internationalen 
Staatensystems aufgrund der Anpassungsmechanismen im Umgang mit einem so 
interpretierten failed state abzeichnet. Territorialität und Souveränität gelten 
weiterhin als idealtypisch verknüpft. Ihre tatsächlich stattgefundene Entflechtung 
wird politisch ungenügend beachtet. So wird zwar in der Praxis ein Umgang mit 
einer komplexeren Realität als der des Nationalstaates gefunden, auf der Ebene der 
politischen Debatte und Strategiebildung aber wird Komplexität weiterhin reduziert 
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und den gesellschaftlichen Transformations- sowie den 
Reterritorialisierungsprozessen kaum Rechnung getragen. 
Die internationale rechtliche Ebene bleibt unangetastet, solange im Handlungsfeld 
der Außen- und Sicherheitspolitik am Wiederaufbau des Staates als kurzfristiges Ziel 
und im Handlungsfeld der EZ als mittel- bis langfristiges Ziel festgehalten wird. 
Auch wenn in der Praxis der EZ aus Perspektive dieser Untersuchung der 
Konfiguration neuer Raumstrukturen Vorschub geleistet wird und in diesem 
Handlungsfeld zumindest eine Wahrnehmungsveränderung zu erkennen ist, wird auf 
rhetorischer Ebene schließlich immer der hier beschriebene Bogen zum tradierten 
Konzept des Staates gespannt. Dabei wird, wie zuvor hergeleitet, auch im Feld der 
Entwicklungskooperation zur Rekonstruktion des state-building-Diskurses und damit 
zu seiner fortwährend dominierenden Wirkung beigetragen. 
Annahmen zur Diskursentwicklung 
Im Sinne der Wissenssoziologischen Diskursforschung gilt es Annahmen zu 
formulieren, die die rekonstruierte Diskursentwicklung zu begründen versuchen. Wie 
erklärt sich also die fortwährende Wirkungsmacht des konventionellen politischen 
Diskurses zu Somalia? Warum wird den neuen sozialen Räumen Somalias trotz der 
praktizierten Kooperationsbeziehungen und den informellen diplomatischen 
Verbindungen keine Bedeutung im Hinblick auf sozio-politische Organisation 
unabhängig vom tradierten Modell „Staat“ eingeräumt? Es stellt sich hier die Frage 
nach der Motivation von Akteuren der Somalia-Politik – auch innerhalb der EZ – 
sich der Rhetorik zu bedienen, die mit der vorherrschenden state-building-Politik 
verbundenen ist. 
Zunächst bedingt der staatszentrierte Diskurs zu Somalia, eingebettet in 
staatszentrierte Debatten sowohl in der wissenschaftlichen Theoriebildung der IB als 
auch der internationalen Politik, eine sehr begrenzte Vorstellungskraft von 
gesellschaftlicher Organisation und Kooperation jenseits und unabhängig vom Staat. 
Verbunden mit einem teils mangelnden Interesse für lokale Kontexte und 
Dynamiken sowie einem eingeschränkten Wissen von diesen (zumindest wird dieses 
Argument häufig angeführt), fehlen auf Akteursebene offenbar Ideen, Mut und 
Wille, jenseits der tradierten staatlichen Grenzen zu denken. Dies drückt sich bspw. 
bereits in der Argumentation aus, dass die Entwicklungshilfe in Somalia erst 
umfassend zum Tragen kommen kann, wenn durch den Wiederaufbau des 
somalischen Staates die auf zwischenstaatliche Beziehungen ausgerichteten 
Kooperationsmechanismen der EZ greifen können. 
Eine weitere Annahme, die aus der Untersuchung und insbesondere aus den 
geführten Interviews abgeleitet wird, bezieht sich auf institutionelle und 
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strukturbedingte Bedürfnisse und Ängste im Handlungsfeld der Entwicklungspolitik 
und betrifft die Position der EZ innerhalb der zunehmend sicherheitsfokussierten 
Außenbeziehungen. Insbesondere hier waren Interviewpartner darauf bedacht nah an 
der Sprache der offiziellen Strategieformulierung zu bleiben. Die Konzentration auf 
Räume wie Somaliland und Puntland in der entwicklungspolitischen Praxis wird 
gerade hier nicht als Spannungsverhältnis zur politischen Gesamtstrategie aufgefasst. 
Offenbar rechtfertigt ein Politikfeld seine Position bislang über die eigene Verortung 
und Bedeutungszuschreibung innerhalb der sicherheitsorientierten state-building-
Politik anstelle selbstbewusst(er) auf geleistete Anpassungen, neue 
Kooperationswege und mögliche politische Neuorientierungen zu verweisen und zu 
setzen. 
Schließlich ist die dominierende state-building-Agenda immanent mit dem Interesse 
internationaler Akteure verbunden, Komplexität im internationalen System zu 
reduzieren und Partnerschaften an tradierte – territorialstaatliche – 
Organisationsformen und darauf ausgerichteten Kooperationsmechanismen zu 
knüpfen. Zum Teil wird dies bewusst reflektiert und explizit als Interesse der 
internationalen Staatengemeinschaft formuliert. 
So wird auf Akteursebene innerhalb unterschiedlicher Handlungsfelder und aus den 
diskutierten verschiedenen Motivationen heraus der dominierende Diskurs zu 
Somalia aufrechterhalten. Bleibt die pragmatische Praxis im Feld der EZ inklusive 
ihrer Leistungen und Konsequenzen auf politischer Ebene unerkannt bzw. hält sich 
die internationale Gemeinschaft mit einer entsprechenden politischen Debatte 
zurück, wird auch dadurch der vorherrschende Diskurs der Friedensstiftung durch 
state-building bekräftigt. Und so liegt die Gefahr einer fortwährenden 
Destabilisierung Somalias und Somalias neuer sozialer Räume nicht zuletzt in der 
ungebrochenen Wirkungsmacht des state-building-Diskurses begründet. 
Begrenzte Effekte der Entkopplung von Territorialität und Souveränität 
Die Auswirkungen der de facto stattgefundenen Entkopplung von Territorialität und 
Souveränität am Horn von Afrika auf die Wahrnehmung und Praxis des 
internationalen Staatensystems, nach welchen die vorliegende Untersuchung gefragt 
hat, beziehen sich bislang also insbesondere auf die Anpassungen in der 
entwicklungspolitischen Praxis. Zwar hat die Analyse der entwicklungspolitischen 
Strategieformulierung in Bezug auf fragile Staaten und gegenüber Somalia sowie die 
Untersuchung der Aussagen des mit Somalia betrauten internationalen und EU-
Personals auch ein vorhandenes Bewusstsein von veränderten territorialen Kontexten 
und lokalen Dynamiken gezeigt. Das erachtete Potenzial der dahinterstehenden 
(lokalen) Akteure wird aber hinsichtlich der Wiederherstellung gesamtstaatlicher 
Strukturen gesehen. Das eigene Vorgehen gilt als pragmatischer Weg über die 
220 
 
Förderung von Stabilitätspolen langfristig den somalischen Staat wieder aufzubauen. 
So werden die lokalen und subregionalen Governance-Strukturen nicht in ihrer 
Bedeutung für neue Formen des state-building erkannt (vgl. Position 4 nach 
Menkhaus 2012). Dementsprechend wird auch kaum die Frage diskutiert, inwieweit 
zivilgesellschaftliche, nichtstaatliche Akteure durch die geleistete 
Entwicklungszusammenarbeit in der Umsetzung ihrer eignen Ziele und beim Aufbau 
autonomer Räume gefördert werden. Eine dahin gehende Öffnung der Debatte 
beinhaltete jedoch das Potenzial, die gesellschaftsstabilisierenden Errungenschaften, 
die im Rahmen solcher Partnerschaften zwischen internationaler und lokaler Ebene 
durchaus geleistet werden, nicht durch voreiliges Zurückgreifen auf gesamtstaatliche 
Zielsetzungen zunichte zu machen. Möglicherweise werden eher die 
Anpassungsleistungen und die erfolgte Unterstützung auf lokaler Ebene dadurch 
gefährdet, dass voreilig auf Instrumente des nationalen state-building 
zurückgegriffen wird, sobald dafür kleinste Anzeichen gesehen werden – so z.B. die 
schnelle Festsetzung nationaler Wahlen für das Jahr 2016.42 Es wird abzuwarten sein, 
ob entlang der De-facto-Kooperationen und dem informellen Dialog weiterhin auch 
ohne politische und öffentliche Debatte eine Orientierung an den sozial-räumlichen 
Realitäten Somalias gelingt, ob diese Praxis möglicherweise intensiviert wird und 
welche Konsequenzen sich daraus ergeben werden. Eventuell wird durch eine 
Kontinuität des pragmatischen Handelns zukünftig doch eine Diskursverschiebung 
erzeugt und ein Politikwechsel herbeigeführt werden. Bisher allerdings, so das 
Ergebnis dieser Untersuchung, zeichnet sich eine solche Auswirkung der 
realweltlichen gesellschaftlichen Transformations- und territorialen 
Fragmentierungsprozesse am Horn von Afrika nicht ab. Die Norm der 
internationalen De-jure-Souveränität bleibt unangetastet, solange internationale 
Akteure – auch die der EZ – auf dem (langfristigen) Wiederaufbau des somalischen 
Staates insistieren. 
Vor dem Hintergrund des Spannungsfeldes zwischen neuer Raumtheorie und 
dominierender state-building-Agenda lässt sich entsprechend der Analyseergebnisse 
nicht schlussfolgern, dass die von starken Anpassungen geprägte 
entwicklungspolitische Praxis eine Diskursverschiebung anleitet, die die 
raumtheoretische Wende in den Geistes- und Kulturwissenschaften bereits abbilden 
würde. 
  
                                                 
42 Die ursprünglich für August 2016 festgesetzten Präsidentschaftswahlen sind bereits zweimal 
verschoben worden. Zuletzt wurden diese auf den 30. November 2016 datiert. Allerdings handelt es 
sich bei den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen nicht mehr um eine allgemeine 
Volksabstimmung, wie ursprünglich geplant. Von Clan-Ältesten ernannte Wahlfrauen und -männer 
wählen das Parlament. Parlament und Senat (über dessen Mitglieder die regionalen Parlamente 
abstimmen) bestimmen gemeinsam den neuen Präsidenten (vgl. DLF, 29.11.2016). 
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